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Borrede 
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Das Merk, welches der Verfaffer hiermit dem Publicum übers 
giebt, ift zunaͤchſt aus den öffentlichen Vorlefungen hervorgegan- 
gen, welche derfelbe feit langer denn funfzehn Jahren auf der 
Landesuniverfität über die Privatrechte Liv- und Efthlands ge- 
halten hat. Diefen hat er, nächft der Nechtsgefchichte, bisher 
vorzugsweife feine Studien gewidmet, und halt es für feine Pflicht, 
durch die Veröffentlichung feiner Arbeiten darüber, von diefem 
Zweige feiner amtlichen Wirkfamkeit indem angegebenen Zeitraume 
Rechenfchaft abzulegen. Stets mit der Vervollkommnung fei- 
ner Forfchungen auf dieſem wichtigen, umfaffenden und fchwieri- 
gen — biöher in feiner Gefammtheit noch von Niemand betrete- 
nen — Gebiete befchäftigt, wagt er es erſt jest, damit öffentlich 
hervorzutreten. Wenn dies nun gleich zu einer Zeit gefchieht, 
wo gerade eine neue Redaction der Provincialrechte höhern Orts 
vorbereitet wird, fo dürfte dennoch die vorliegende Arbeit deshalb 
weder überflüffig, noch zwedlos fein. Denn wenn auch der eben 
angeführte fubjective Zweck nicht beachtenöwerth genug erfcheinen 
follte, fo fol die höheren und Allerhoͤchſten Orts her zu erwar: 
tende Codification der Provincialrechte, — wie dies bei der voran: 
gegangenen Godification der allgemeinen Reichögefeße auögefpro: 
chen worden (Ullerhöchftes Manifeft vom 31. Sanuar 1833, bef. 
Art. 4.) — fein neues Geſetzbuch, fondern nur eine Darftellung, 
einen Swod, des beftehenden Rechts liefern, — das alte Recht in 
einer neuen, bündigen Form. Daffelbe geichieht in dem vorlie: 
genden Werke, wiewohl zu einem anderen Zwede, indem baffelbe 
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als Grundlage für academiſche Vorleſungen und weitere wiſſen— 
ſchaftliche Forſchungen dienen fol. Jedenfalls war es dem Ver: 
faffer darum zu thun, feinen Zuhörern ein Werk in die Hände ges 
ben zu fönnen, welches ihn bei feinen amtlichen Vorlefungen des 
zeitraubenden Dictirens überhebt, und an deffen Ausführungen 
die Beflimmungen des fünftigen Codex der Provincialrechte ſich 
mit Leichtigkeit werben vergleichend und ergänzend anfchließen 
loffen. Aber auch für das außeracademifche Publicum, und na: 
mentlih für Practiker, dürfte unter folchen Umftänden diefes 
Merk auch neben dem fünftigen Swod einen mehr als hiſtoriſchen 
Werth behalten. 

So viel zur Rechtfertigung der Herausgabe biefes Buches, 
befonders für diejenigen Gritifer, welche weniger auf den wiſſen— 
chaftlichen, als auf den practifchen Werth der litterarifchen Er: 
fcheinungen in unferen Provinzen Rüdficht nehmen mögen; denn 
beit Männern von wiffenfchaftlihem Sinn wird hoffentlich das 
Erfcheinen der Schrift Feiner Entfchuldigung bedürfen. Wohl 
aber ift der Verf. den letzteren Rechenſchaft ſchuldig über feine Be: 
handlungsmeife des reichen Stoffes, der der Verarbeitung vorlag. 

Ueber die in dem Buche befolgte Methode hat ſich der Ver: 
faffer im $. 26 (27) der Einleitung im Allgemeinen kurz ausge— 
ſprochen; es dürfte hier daher nur einiges Befondere nachzutra: 
gen fein. Es kam dem Verfaffer überhaupt und hauptfächlich 
auf eine wiffenfchaftlihe Behandlung des Ganzen, und 
darauf an, auf diefem Wege, insbefondere durch gefchichtliche 
Entwidelung des Rechtözuftandes, das practifche, jet beftehende 
Recht fefter zu begründen, dergeftalt Theorie und Praxis möglichft 
miteinander in Einklang zu bringen (f. beſonders $. 368 (374) 
Anm. b); und nur da, wo biefed nicht möglich, wo die Praris 
auf Snconfequenzen und offenbare Irrthuͤmer gerathen war 
(f. 3 3. $. 165 (170), $. 400 (406) Anm. ku. a.), diefelbe zu: 
rechtzuftellen. Dem Beftreben, den Beftimmungen der Provin- 
cialrechte eine wiffenfchaftliche Seite abzugewinnen , ftellte indeß 
mitunter die Dürftigfeit der Quellen große Hinderniffe entgegen, 
wie z. B. im Recht der Forderungen, wo meift nur einzelne, 
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fragmentariſche Beſtimmungen, als Abweichungen vom gemeinen 
Recht, aufgeführt werben konnten. Ueberhaupt aber war durch 
die Befchaffenheit der Quellen des einheimifchen Rechts, und 
deren bisherige wiffenfchaftliche Bearbeitung, die Darftellungs: 
weife überall nothiwendig bedingt. Sie mußte analytifch fein, 
wo dad beftehende Recht weniger auf gefchriebenen Rechtöquellen 
beruht, und die Praxis ſchwankend ift, wie 3. B. in der Lehre von 
der Form der Rechtsgeſchaͤfte und Verträge; deögleichen mo das 
heutige Recht aus Rechtöquellen gefchöpft werben muß, welche 
einer entfernten Zeit angehören, und deren Inhalt durch gänzlich 
veränderte Verfaſſung, Sitte ıc. zum Theil eine von der urfprüng- 
lichen fehr verfchiedene Bedeutung erhalten hat, ohne daß eine 
neuere Gefeßgebung orbnend und beftimmend eingefchritten. Dies 
ift z. B. bei den ehelichen Güterrechten und ber gefehlichen Erb- 
folge nach Landrecht, und überall der Fall, wo früher die lehn— 
rechtlichen Berhältniffe die Grundlage des Rechtszuſtandes bilde 
ten. Dagegen konnte die fonthetifche Methode bei der Dar: 
ftelung von Snftituten befolgt werden, welche durch reichlicher 
fließende, neuere, noch unverändert geltende Gefege normirt find, 
wie z.B. im Bormundfchaftsrecht, Desgleichen bei den meiften 
SInftituten des Bauerrehts, Wo endlich das Provincialrecht 
eine Litteratur aufzumweifen hat, wie befonders im Erbrecht, fonnte, 
bei abweichenden Anfichten, die Polemik nicht umgangen werben. 
Denn es war überall ein Hauptbeftreben des Verfaſſers, die von 
ihm ausgefprochenen Rechtsſaͤtze — theild durch Eitate aus den 
Quellen, und ben Abdrud der Hauptftellen, theild durch weitere 
Ausführung, wie durch Widerlegung entgegenftehender Meinun: 
gen in ben Anmerkungen — zu belegen und möglichft zu begrüns 
den, fo weit die Grängen eines folchen Werks es geftatteten. Sei: 
nen urfprünglichen Plan, ein bloßes Lehrbuch ald Leitfaden für 
feine Borlefungen zu liefern, und die weitere Erörterung dem 
mündlichen Bortrage vorzubehalten, änderte nämlich der Verf., 
weil er feine Arbeit auch dem außeracademifchen Publicum nüß: 
lich und brauchbar zu machen wünfchte. Um jedoch das Werk 
nicht durch zu großen Umfang zu vertheuern, mußte ex fich be 
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ſtimmte Schranken ſetzen, und ſo haͤlt dieſe Schrift die Mitte 
zwiſchen einem Lehr- und einem Handbuche. Die feſtere Be: 
gründung mancher Saͤtze mußte daher anderen Gelegenheiten vor⸗ 
behalten werben. 

Es ift allgemein anerkannt, daß für einen gegebenen Stoff, 
infonderheit für ein poſitives Recht, die aͤußere Form, in der 
man ihn barftellt, nichts weniger als gleichgültig ift: daß ber ' 
Stoff nur dann in feiner Eigenthümlichkeit hervortritt, wenn 
er in dem gerabe für ihn paffenden, nad) ihm geformten Ge- 
wande erfcheint; daß er dagegen in einem fremben Kleide 
fich nicht frei bewegen kann, feinen befonderen Character verliert, 
ja ganz unfenntlich wird. Daher durfte der Verfafler den ihm 
vorliegenden Stoff nicht in jedes beliebige Syftem einzwängen, 
er mußte vielmehr dasjenige auffuchen und zum Theil felbft bil- 
ben, welches dem gegebenen Material anpaffend war. Daß die 
ſes Syſtem ſich im Wefentlichen demjenigen anfchließt, welches 
für dad deutfche Privatrecht — die Hauptgrundlage des pro: 
pinciellen — als das zweckmaͤßigſte anerkannt worden, kann nicht 
befremden. Jedoch waren durch die Eigenthlimlichkeiten des liv - 
und efthländifchen Necht3 manche Abweichungen geboten, die 
ihred Orts gerechtfertigt find. — Auch in Beziehung auf den 
Umfang des behandelten Materials ift der Verf. den gangbarften 
Lehrbüchern des deutfchen Privatrechtö gefolgt, nur daß er das 
Handeld= und Gewerberecht ausgefchloffen, welches aus meh- 
reren Gründen einer befonderen Darftellung bedarf. 

Bon den Quellen der Provincialrechte find zunachft nur 
die einheimifchen mit möglichfter Vollſtaͤndigkeit benutzt und ver: 
arbeitet; wogegen bie Aufnahme der fremden Hülfsrechte außer 
dem Plane diefed Werkes lag. Unter den Hülfsrechten ift daher 
das gemeine beutfche, befonders das römifche Recht, der Regel 
nach nur in fo weit berüdfichtigt worden, ald von feiner An: 
wendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit in den einzelnen Zweigen 
des Privatrechts die Rede iſt. Selbft der Inhalt einheimifcher 
Rechtsquellen — namentlich des efthländifchen Ritter: und Land: 
rechts — wurde, foweit er direct und unverändert aus dem römi- 
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ſchen Recht gefchöpft ift, nicht weiter ausgeführt, fondern nur kurz 
angebeutet (f. bei. $. 209 (215)). Bon dem allgemeinen ruffis 
ſchen Reichörecht, fo weit es in Liv» und Efthland anwendbar ges 
worden ($. 12), mußte zum Theil mehr aufgenommen werben, 
namentlich da, wo daffelbe auf. Snftitute des Provincialrehtö uns 
mittelbar eingewirkt, diefelben zum Theil umgeftaltet, und. fich 
mit ihnen amalgamirt hat, wie befonders in den Kehren von den 
Standeöverhältniffen (f. $.50 (51) ), von der Verjährung ($.125 
(127) ), von der Form der Rechtögefchäfte (Stempelpapier) u. a. 
Wo dagegen Inftitute des ruffifchen Rechts unverändert neben 
bie provincialrechtlichen getreten find, ift auf fie nur kurz hinges 
wiefen worden, wie z. B. hinfichtlich der ausfchließlich auf dem 
ruffifchen Recht beruhenden Arten von Verträgen ($. 209 (215)). 
Daß übrigens zu den dem ruffifchen Rechte angehörigen Sägen 
nicht immer, wie es eigentlich hätte gefchehen follen, die urfprüng- 
lichen Geſetze felbft, fondern meift die betreffenden Stellen bed 
Swod ber ruffifchen Geſetze allegirt find, gefchah theild der Kürze 
wegen, theild weil der Swod — der ja übrigens überall auf die 
primären Quellen verweift — der Mehrzahl der Leſer zugäng- 
licher ift, al die fo umfafjende Sammlung der urfprünglichen 
Geſetze. Jedenfalls ift der Verfaffer in Beziehung auf die Be- 
nugung des ruffifchen Rechts für das provincielle den Regeln treu 
geblieben, die er dafuͤr im $. 12 aufgeftellt und zu begründen ges 
fucht hat. — Unter den einheimifchen Quellen hat fich der Verf. 
die Erforfhung des Gewohnheitsrechts und der Praris ganz bes 
ſonders angelegen fein laffen, obwohl hier gerade noch Manches 
nachzutragen und zu berichtigen fein dürfte. Unenblichen Danf 
ift er den Eenntnißvollen Männern ſchuldig, deren wohlmollender 
und zuvorfommenbder Unterflüßung er fich befonders in diefer Be⸗ 
ziehung zu erfreuen gehabt hat. Vor Allen fühlt er fich gedruns 
gen, dem Herren Hofgerichtö » Secretär EC. dv. Ziefenhaufen 
in Riga, fo wie feinem unermüdet gefälligen Freunde, dem Herrn 
Manngerichts- Serretär D. E.3. A. Pauder in Reval (5.3. in 
St. Petersburg) hierdurch öffentlich feine innigfte Erfenntlichkeit 
zu bezeugen. Zhätige Unterftügung in gleicher Beziehung hat 
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dem Verf. auch fein verehrter College, Hr. Profeffor D. €. ©. 
v. Bröder, zugewendet, deflen Gefälligkeit.er zugleich die Be- 
nugung der ferfigen Bogen von dem dritten Bande des „Jahr: 
buchs für Rechtsgelehrte in Rußland‘ zu.danken hat. Endlich 
hät ihm auch — befonders wo e3 die Berührung des Provincial: 
rechts mit.dem gemeinen Rechte galt — fein Freund und. College, 
Hr. Profeffor D. C. O. v. Madai, die wefentlichten Dienfte 
geleiftet. 

So möge denn dieſes Werk, die Feucht vieljähriger gewiſſen⸗ 
hafter und unablaͤſſiger Forſchung, nicht nur die Wiſſenſchaft des 
Provincialrechts beleben und foͤrdern, ſondern auch auf die Feſt— 
ſtellung der Praxis, auf die Wiederanerkennung der aͤcht vater— 
laͤndiſchen Rechtsinſtitute durch dieſelbe, und auf deren Laͤuterung 
und Reinerhaltung von fremden Beſtandtheilen wirken. Moͤge 
dieſe Schrift aber auch gleichzeitig zur Foͤrderung der Wiſſenſchaft 
des gemeinen deutſchen Rechts das Ihrige beitragen. Gluͤcklich 
wuͤrde ſich der Verf. ſchaͤtzen, wenn der gefeierte Begruͤnder der 
Wiſſenſchaft des deutſchen Rechts, C. F. Eichhorn, deſſen 
treffliches Werk ihm als Vorbild vorſchwebte, von nun an den 
Rechten unſerer Oſtſeeprovinzen eine wuͤrdigere Stellung zur 
deutſchen Rechtswiſſenſchaft anweiſen wuͤrde, als er es bis dahin 
Einleitung in das deutiche PR. $. 46a. E.) thun Fonnte. 


Dorpat, am ?V/,. October 1838. 
D. F. ©. v. Bunge. 
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Vorrede 
zur zweiten Ausgabe 


Die Wünfche, welche der Verfaſſer am Schluffe der Vorrede 
zur erften Ausgabe dieſes Werkes geäußert, find volftändig in Er: 
füllung gegangen. Nicht nur hat daffelbe in einem weiteren Kreife, 
als je zu erwarten fland, die freundlichfte Aufnahme gefunden, 
fondern es hat auch ſchon fichtbar in der Praris unferer Provinzen 
auf Wiederanerfennung der Acht vaterländifchen Nechtsinftitute 
gewirkt, es hat zu weiteren Studien im Provincialvecht angeregt, 
es ift endlich auch von den Bearbeitern des gemeinen deutfchen 
Rechts, und namentlich von E. 5. Eichhorn, der Anerfennung 
gewürdigt worden. Um fo mehr fühlte der Verfaſſer fich berufen, 
der Bervollfommnung feines Werkes in.der vorliegenden zweiten 
Ausgabe die möglichfte Sorgfalt zu widmen. Zu einer vielfachen 
Berichtigung und Bereicherung bot ihm aber, nächft feiner gegen- 
wärtigen Stellung als practifcher Rechtögelehrter, die trefflichfte 
Gelegenheit ein in feinem neuen Wohnort, Reval, gebildeter ju— 
riftifcher Unterhaltungs Girkel, beftehend aus den Herren ©. 
Gloy, A. G. Koch, 3. ©. Köhler, Dr. C. J. A.Paucker 
und A. Schuͤtz, den anerkannt tuͤchtigſten practiſchen Juriſten 
der Stadt. In dieſem Cirkel wurde im Laufe von drei Wintern 
dieſes Werk aufs genaueſte durchgenommen und durchſprochen. 
Daß daſſelbe dadurch insbeſondere an practiſchem Werth — vor: 
zuͤglich in Beziehung auf Eſthland und Reval — bedeutend ge— 
wonnen, kann Sachkennern beim erſten Blick in dieſe neue Aus» 
gabe nicht entgehen. Aber auch außerdem haben fortgeſetzte 
theoretiſche Studien den Verfaſſer zur Berichtigung mancher Str: 
thümer und Ergänzung mancher Mängel feines Werkes geführt: 
er hat die neuere, zum heil durch fein Werk veranlaßte Littera- 
fur gewiffenhaft benußt, theil um feine früheren Anfichten, wo 
er fich eines Beffern überführt erachtete, zu ändern, theils fie gegen 
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die dawider gemachten Angriffe zu vertheidigen und tiefer zu be— 
gründen. Befondern Dank ſchuldet der Verf. in Diefer Beziehung 
feiuem Freunde und gewefenen Gollegen Dr. v. Madai, welcher 
theild in feiner Necenfion der erften Ausgabe (in den Richter: 
Schneiderihen Jahrbb. Jahrg. V. S. 830— 851), der einzigen 
bisher erfchienenen Kritik des Buches, theils in einer Reihe von 
Abhandlungen ihm reichen Stoff zur. Belehrung geboten. — 
Nicht geringe Veranlaffung zur Vervollkommnung feines Werkes 
bot dem Berfaffer endlich auch die neuere Gefeßgebung. Und fo 
ift denn namentlich in dem erften Bande der neuen Ausgabe faft 
fein Paragraph unverändert geblieben, mehrere (befonders in der 
Lehre vom Eigenthum und vom Pfandrecht) find ganz umgear: 
beitet, und ſechs neue Paragraphen hinzugefügt, die alte Para- 
graphenzahl aber in Klammern neben der neuen beibehalten wor- 
den. — Im Uebrigen ift der Verfaffer den allgemeinen Grund: 
faßen, welche ihn bei der Abfaffung der erften Ausgabe leiteten, 
durchaus treu geblieben, und nur in Beziehung auf das Syſtem 
findet fich infofern eine Eleine Abweichung, als der Lehre von den 
Binfen eine richtigere Stellung angewiefen worben ift. 

Ueberhäufte Berufögefchäfte haben dem Verfaſſer nur lang: 
fam an der neuen Ausgabe zu arbeiten geflattet: die erften 118 $$. 
waren bereit$ im Sommer 1845 zum Drud bereit nach Leipzig 
abgefertigt worden ; daher bis dahin die am 1. Zuli 1845 Aller- 
höchft beftätigten beiden Theile des Provincialrechts (die Ge: 
richtsordnung und das Ständerecht), fo wie das Allerhoͤchſte 
Manifeft vom 11. Suni 1845 für das Ständerecht nicht mehr 
haben benußt werden koͤnnen. Das dadurch Verſaͤumte wird 
fich indeflen in einem Nachtrage zum zweiten Bande nachholen 
laſſen. 


Reval, am Neujahrstage 1847. 
Dr. F. G. v. Bunge. 
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Allgemeine Borerinnerungen. 


GT 


Uebereinftimmung bes Rechtözuftandes in Liv- und Efthland. 


Die Provinzen Liv- und Efthland, gegenwärtig mit 
Gurland unter dem Namen der deutſchen Oftfeepropin: 
zen Rußlands vereinigt, haben feit ihrer Germanifirung im 
12ten und 13ten Sahrhundert meift fo übereinftimmende und 
zum Theil gemeinfame Schidfale gehabt, daß auch die Rechts: 
bildung in beiden Provinzen großentheild eine übereinftimmende 
und fich gegenfeitig ergänzende gewefen if. Denn fo wenig 
die dänifche Herrfchaft (1219—1347) über einen Theil des 
jegigen Eſthlands danifche Elemente in Berfaffung und Recht 
der deutfchen Einwanderer brachte, fo wenig ſchadete die Ber: 
fplitterung des alten Livlands während feiner Verbindung mit 
dem römifch deutfchen Reiche (bid zum Sahre 1561) in mehrere 
Territorien (die Lande des deutfchen Ordens, das Erzbisthum 
Niga, die Bisthümer Dorpat, Defel, Curland, Reval) einer 
ag übereinffimmenden Rechtsbildung in ben: 

; 1 


2 Einleitung. 


ſelben a), und die vorübergehende polnifche Oberherrfchaft über 
das jebige Livland (von 1561—1621) hat nur wenig bleibende 
Eindrüde auf den Rechtszuſtand hinterlaffen, die mit den 
deutfchen Rechtsanfichten, der Grundlage des Rechtszuftandes 
der Oftfeeprovinzen, nicht übereinftimmten. Im Gegentheil hat 
fortwährend die Nechtöbildung in Liv» und in Efthland gegen: 
feitig auf einander gewirkt, die fremden Rechte haben auf 
gleiche Weife in beiden Eingang gefunden, und die gemeinfame 
ſchwediſche und (feit dem Sahre 1710) ruffifche Oberherrfchaft 
über die beiden einander in jeder Beziehung fo nahe verwandten 
Provinzen hat eine immer größere Annäherung derfelben in recht: 
licher Hinficht zur natürlichen und nothwendigen Folge gehabt. 


$. 2. 
Verbundene Darftellung ber Liv: und efthländifchen Privatrechte. 


Aus den in dem $. 1 angegebenen Gründen ift daher eine 
verbundene Darftellung des liv- und efthländifchen Rechts 
nicht nur möglich, fondern auch zweckmaͤßig 2*); indem fie, meift 
aus gemeinfamen Quellen entfpringend, einander nicht nur ges 
genfeitig erläutern, fondern auch ergänzen. Dies ift im Privat: 


a) F. G. v. Bunge’s Beiträge zur Kunde der liv⸗, efth- und cur⸗ 
Kändifchen Rechtsquellen (Riga und Dorpat 1832, 8.) ©. 3 fag. 


a*) Dies ift hiervon der wiffenfhaftlihen Behandlung, zu: 
nächft in einem Lehrbuche, zu verftehen, wo felbft aus der Vergleichung 
der abweichenden Beflimmungen miteinander. Belehrung gezogen werben 
Tann. (Vergl. unten $. 26.) Eine andere Frage ift es, ob bei einer Dar: 
ftelung der verfchiebenen Privatrechte, wie fie jest beftehen, für den 
practifhen Gebrauch bdiefelben mit einander zu verbinden feien ? 
Gegen eine folche Verbindung hat fich der Verfaffer an einem anderen Orte 
(Wie kann der Rechtszuftand Liv», Eſth- und Curlands am zwedimäßigften 
geftaltet werben ? Rigaund Dorpat 1833. 8. bef. S.21—24) ausführlicher 
erklärt. 


Tit.2. Quellen des liv⸗ und efthl. Privatrechts. 9.3. 8 


rechtenoch mehr, als im öffentlichen Rechte der Fall, da während 
der mehrmaligen politifhen Trennung beider Provinzen von 
einander manche Inftitute des öffentlichen Rechts in jeder der: 
felben eigenthümlich geftaltet wurben, namentlid in Efthland 
fi mehr Altdeutfches erhielt, in Livland, befonders zu fehmebi- 
fcher Zeit, viel reformirt wurde”), während die Fortbildung des 
Privatrechtd auf gemeinfamer, übereinftimmender Grundlage da: 
durch weniger behindert ward. 


Bweiter Titel. 
Duellen des liv- und efthländifchen Privatrechts. 


$. 3. 
Eintheilungen ber Rechtsquellen. Land⸗, Stabt- und Bauerrecht. 


Zu den Eintheilungen, welche die Quellen des liv— 
und efthländifchen Rechts auch mit andern pofitiven Rechten ges 
mein haben, gehören die in hauptrechtliche und huͤlfs— 
rechtliche, deögleichen in gefehriebened und ungefchrie- 
benes Recht. Bon größerer Wichtigkeit und von bem bebeu- 
tendften Einfluffe auf das ganze Rechtsſyſtem ift aber der Unter: 
ſchied, der fi zwifchen den Quellen des Provincialrechtes rüd: 
fichtlich des Umfanges ihrer Wirkfamkeit äußert. Denn die we: 
nigften Rechtsquellen haben für das ganze Land und alle Be- 


b) F. G. v. Bunge’3 Einleitung in das liv⸗, eſth⸗ und curlaͤndi⸗ 
fche öffentliche Recht, Dorpat 1837.8. S. 1— 24. 
1* 


4 Einleitung. 


wohner deſſelben Gültigkeit, fondern es werben die einzelnen 
Stände nach befonderen Rechten beurtheilt, und ift hier zwifchen 
Landrecht, Stadtrehtund Bauerrecht *) zu unterfchei- 
den. Theoretifch laßt fich zwar außer diefen fingulären Rechten, 
und wenn man das Landrecht bloß auf den Adel befchränft, auch 
noch ein allgemeines Provincialrecht annehmen, theils 
als fecundäre und fubfidiare Nechtönorm für alle einem der fin- 
gulären Rechte unterworfenen Perfonen und Sadyen, theils ald 
primäre für alle Perfonen und Sachen, welche feinem ber fin: 
gulären Rechte unterworfen find ®); allein das factifche Beſtehen 
eines folchen allgemeinen Provincialrechts wird von den practi: 
fchen Suriften unferer Provinzen entfchieden geleugnet, und flatt 
deffen dem Landrecht eine weitere Wirkſamkeit beigemeffen, als 


a) Wegen bes befondern Privatrechts ber Geiftlichkeit f. unten 
$. 4. Anmerkung b. 


b) As Quellen biefes allgemeinen Provincialrechts erfcheinen, 
außer bem gemeinen beutfchen Recht, diejenigen provinciellen Rechtöquellen 
aus der ſchwediſchen und ruffifchen Zeit, welche nicht finguläres Recht eines 
Standes enthalten, wohin gerade die meiften ber in Liv- und Efthland gel: 
tenden Rechtsquellen aus den beiden angeführten Zeiträumen gehören 5 und 
von denen für das Privatrecht vorzugsmweife genannt werben können: bie 
Mormünderorbnung von 1669, bie Zeftamentsftadga von 1686, die Kirchen⸗ 
orbnungen von 1686 und 1832, das efthländifche Ritter- und Landrecht, 
feinem größten Theile nach ıc. ©. überhaupt: F. G. v. Bunge, Wie 
kann der Rechtszuftand Liv-, Efths und Eurlands geftaltet werden ? ©. 2 fag. 
&, 12 und 19. Vergl. auch deffen Grundriß des Livlänbifchen Pri— 
vatrechtd (Dorpat 1825. 8.) ©. 2—10, und die Schrift: Ueber die Re— 
cenfion, welche der Dr. Bunge in ber allgemeinen Eiteraturgeitung, Mai 
1830 Nr. 84 und 85 hat abdruden laffen, betreffend das Livländifche Erb⸗ 
ſchafts⸗ und Näherrecht von R.J. 2. Samfon von Himmelftiern 
(St. Petersb. 1834. 8.) ©. 9 fgg.; wo indeffen die Theorie bes allgemeinen 
Provincialrechts infofern mangelhaft ausgeführt ift, als bafelbft nicht der 
fubfidiären Gültigkeit diefes allgemeinen Rechts auch für die zunächft 
einer fingulären Rechte unterworfenen Perfonen und Sachen Erwähnung 
gefchieht. 
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ihm theoretifch zugeftanden werben möchte °). Unter folchen Ums 
fländen muß bei einer Darftellung des heutigen Rechts die rein 
theoretifche Anficht in den Hintergrund treten‘), und jene auf 
die von der Praris anerkannten Rechtögrundfäge gebaut werben. 


e) S. befonders Samfon von Himmelftiern a. a. O. ©. 
10 fgg., 22 fgg. 37 fag. (Daß die meiften Rügen an diefen Stellen auf 
Mißverftändniffen beruhen, leuchtet dem unbefangenen Leſer leicht ein,) und 
€. 3. %. Pauder in der Zeitfehrift: das Inland, Sahrgang 1836 
Nr. 24. Sp. 403. 


d) Wenngleih der Verfaſſer hiermit für das vorliegende 
Merk feine Eheorie eines allgemeinen oder gemeinen Provincialrechts aufs 
giebt, fo ift er doch im Ganzen weder von der Unrichtigkeit derfelben, noch 
von der Richteriftenz eines folchen Rechts in den deutſchen Oſtſeeprovinzen 
Rußlands überzeugt. Zwar bekennt er fich ferner gern dazu, die gebadhte 
Theorie zuerft Elar und beftimmt ausgefprochen zu haben; die Ehre ber 
Erfindung derfelben muß er jeboch von fich zurüctweifen, denn ſchon vor 
ihm haben, und zwar gerade Ältere Practiker, die Wahrheit diefer Theo— 
rie gefühlt, wiewohl fich diefelbe nicht ganz deutlich machen Tönnen. 
So unterfcheidet W. Hegel (Grunblinien des ordentlichen Livländifchen 
Eivilproceffes. (Niga 1812. 8. ©. 6 fgg.), wo er von den Quellen des 
Proceffes handelt: 1) allgemein gültige Gefege (ruffiiches Ukaſen— 
recht, gemeines deutfches Recht) 2) für das flache Land geltende Gefege (Rit⸗ 
terrecht, polniſche, ſchwediſche Gefege) und 3) Stadtrecht. Und felbft der 
abfolut practifhe C. H.Nielfen, bei dem man freilich keine Theorien 
fuchen darf, fagt (Verſuch einer Darftellung des Erbfolgerechts in Liefland, 
Dorpat, 1822, 8.8.3): „Ob auch Perfonen, die — — zwar nicht zu den 
erften acht (Rang=) Claſſen gerechnet werben, doch in Dber-Dfficiers-Range 
ftehen, — — — nad) dem Landrechte (welches in 5.2 ald Recht des Adels 
dargeftellt wird), oder nicht vielmehr nach dem rigifchen Stadtrechte, oder 
nah dem gemeinen Rechte in Erbfchaftsfachen zu beurtheilen 
find, ift wenigftens noch nicht ausgemacht, und mir kein Fall 
befannt worden, wo barüber ein Streit oder Frage vor den Richtern ges 
weſen wäre.” &. befonders auch den intereffanten Rechtsfall, über wel- 
hen C. 3. A. Paucker in v. Bunge’s und v. Mabai’s Erdrterun: 
gen Bd. IV, S. 101 fag. referirt, in welchem fich das Beduͤrfniß der Ans 
wendung bes allgemeinen Provincialrechts herausftellte;s und vergl. noch ®. 
A. Cambecq, Anleitung zum gerichtlichen Verfahren in Liefland. Dors 
pat 1824. 8. ©. 3 fg. und deffen Themis. Dorpat 1835. 8. ©.56 faa. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon den Quellen des liv- und efthlänbifchen Landrechts. 


©. überhaupt ben erften Theil der unten $. 29 Nr. 2 angeführten von ber 
II, Abtheilung der Kaiferl. Ganzlei herausgegebenen Rechtsgefchichte. 


$. 4. 
Begriff und Object des Landrechts, 


Unter Landrecht im engern Sinne oder Adelsrecht 
ift der Inbegriff derjenigen Normen zu verfiehen, nach welchen 
bie Rechtöverhältniffe der immatriculirten Edelleute Liv- und 
Efthlands beurteilt werden müffen °). Der weitere Begriff des 
Landrechts, im Sinne der heutigen Praxis, ift ein negativer, in: 
fofern darunter alle Nechtönormen, welche weber zum Stadtrecht 
noch zum Bauerrecht gehören, begriffen werben. Nach diefem 
Landrecht im weiteren Sinne werben demnach beurtheilt: 


a) in perfönlicher Hinfiht: 

1) alle in Liv- und Efthland domicilirende Edelleute, 
fie mögen in die Matrifeln der Provinzen aufgenommen fein 
oder nicht, ohne Unterfchied des erblichen oder perfönlichen®), des 


a) Daß inöbefondere die älteren Ritt errechte ($.5.), wie ſchon 
ihre Benennung anbeutet, urfprünglich zunächft Rechtöquelle für die Ritz 
terfchaft waren, unterliegt ebenfomwenig einem Zweifel, als die auf diefelbe 
Weife urfprünglich befchränfte Gültigkeit der ritterfchaftlichen Privilegien 
(namentlich auch der das Privatrecht betreffenden, wie z. B. ber fogenanns 
ten neuen Gnade des Erzbifchofs Sylvefter) beftritten werben fann. Daß 
in die aus dem fächfifchen Kandrecht erweiterten Ritterrechte auch einzelne 
Beftimmungen aufgenommen wurden, welche nicht zunächft adelige Indivi— 
duen betreffen (vergl. Samfon von Himmelftiern a. a. O. S. Al), 
fteht bem nicht entgegen. Nach und nach wurden durch die Praxis dieſe 
Rechtsquellen auf die Rechtöverhältniffe aller Edelleute in den Provinzen 
überhaupt, und dann auch auf Nichtadelige angewenbet. 

b) ©. jedoch C. H. Nielfen’s Darftellung des Erbfolgerechts 
6.3. Hierher muß denn auch die proteftantifche Geiftlichkeit 
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ruſſiſchen °) oder ausländifchen Adels, und ohne Rüdficht darauf, 
ob fie ihren bleibenden Wohnfig auf dem Lande oder in den 
Städten haben 9). 


2) alle übrigen auf dem Lande domicilirenden Perfonen, 
welche nicht (ald Bauern, fog. freie Leute und zünftige Bürger) 
dem Bauerrechte unterworfen find ($.21), namentlich alle Litt e— 
raten, Künftler, Kaufleute, Ehrenbürger*),deögleichen 


iv» und Efthlands gerechnet werden, ba die Prediger den perfönlichen Adel 
haben. Kirchenordnung vom 28. December 1832 $. 226. Nur im Erbs 
recht werden die Livländifchen Landprediger zum Theil nach befonderen Red): 
ten beurtheilt. ©, unten 6. 277 fgg. 


e) E. G. von Bröder (im Jahrbuch für NRechtögelehrte in Ruf: 
land, Bd. 11. ©. 330 fgg.) will die ruffifchen Edelleute, wenigftens in erb— 
rechtlichen Berhältniffen, nach ruſſiſchem Recht beurtheilt wiffen, was aber 
ebenfowenig die Praxis für fic hat, als es fich theoretifch rechtfertigen läßt, 
Nur in Betreff derjenigen Beamten, welche in den Dftfeeprovingen fein blei- 
bendes Domicil haben, hat feine Unficht durch ein neues Geſetz (Allerh. be= 
ftät. Reichsrathögutachten vom 3. April 1840) Begründung erhalten. Vol. 
überhaupt unten $. 25. 


d) Zwar ift in der Praris die Frage, ob die in den Städten bomilicilis 
renden ausländifchen Edelleute der Landes- oder der Stabtjurisbiction, mits 
bin dem Land: oder dem Stadtrecht unterworfen find, beftritten. Allein 
es dürfte doch wohl nur fo viel zugegeben werben, daß Unterthanen, welche 
der Stadtjurisdiction unterworfen find, fich diefer — mithin auch der Ans 
wenbbarfeit des Stadtrechtö auf ſich — durch Erwerbung bes ausländifchen 
Adels nicht entziehen kͤnnen. Ausländer vom Adel dagegen genießen zwar 
nicht die ftaatsrechtlichen Vorzüge des einheimifchen Adels (vgl. ben 
Swod ber Gefege über die Stände (Bd. IX.) Art. 343 ſ. jedoch auch Art. 
1376, wonach fie von Leibesſtrafe befreit find); für die Beurtheilung ihrer 
privatrehtlichen WVerhältniffe dagegen nach anderen Rechten, als 
benen ber einheimifche Adel unterworfen ift, ift gar Eein genügender Grund 
vorhanden, Wal. auch nody unten Anm, f. 

e) Man konnte auch, dem oben angegebenen Begriff des Landrechts 
entfprechend, fich allgemeiner dahin ausdrüden: dem Landrecht find alle die= 
jenigen unterworfen, deren Rechtöverhältniffe weder nach dem Stadt: noch 
nach dem Bauerrecht zu beurtheilen find. ” 
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Fremde und Ausländer‘); endlich auch die ſchwediſchen 
Bauern in Efthland ®). 

b) in dinglicher Hinficht alle auf dem Lande belege- 
nen Grundftüde, ohne Rüdficht auf den Eigenthümer oder Be: 
fißer ); Bauergüter oder Bauergefinde jedoch werden, wenn fie 
Bauern gehören, nachdem Bauerrecht beurtheilt'). In Efihland 
gilt dies übrigens nur, fofern von den Immobilien, als einzelnen 
Sachen, die Rebe iſt; in Livland auch dann, wenn fie ald Be 
ftandtheile einer universitas erfcheinen. 


$. 5. 


I. Hauptrechtliche Quellen des Landrechts, 1) Angeftammtes Recht. 
a) Rechtöbücher. 


Die älteften fchriftlich aufgezeichneten Quellen des liv- 
und efthländifchen Landrechts, aus dem deutfchen Zeitraum bis 


f) Wegen der Ausländer niederen Standes f. indeß unten $. 21. 
Anm. g. — Die Beftimmung des Allerh. beftät. Reichsrathsgutachtens 
v. 3. April (S. U. dv. 30. April) 1840 6. 8., daß bie Rechte und Berbind- 
lichkeiten der Auslaͤnder, hinfichtlich ihrer Verfügungen über bewegliche 
Saden, nach ben allgemeinen ruffifchen Reichögefegen beurtheilt werden 
follen, dürfte wohl bloß auf folche Ausländer, die fich in großruſſiſchen Gous 
vernements aufhalten, zu beziehen fein. Dies wird beftätigt durch bie 
Reichdrathsgutachten vom 8. April (S. U. v. 4. Mai) 1843 $. 8. und v. 
5. Juli (S, U. v. 3. Auguft) 1844 $. 8., wo es heißt: „Was die Ausländer 
betrifft, die während ihres Aufenthalts im Kaiſerthum oder im Großfuͤr— 
ftentyum Finnland, oder im Zarthum Polen geftorben find, fo find deren 
Erbfchaftsfachen, wenn ber Verftorbene ruffifcher Unterthan geworben, nach 
Anleitung der Gefege derjenigen Provinz, wo er in bieintertbanfchaft trat, 
falls er aber fein ruffifcher Unterthan war, nach den allgemeinen Gefegen 
über Ausländer besjenigen Orts, wo er dbomicilirte (alfo in Liv und Efth: 
land nach dem dortigen Provincialrecht) , zu entfcheiden.” Vergl. unten 
$. 25, bei. Anm. a. 

eg) Pauder im Inland Jahrg. 1837. Nr. 22. Sp. 368 fg. 

h) ©. überhaupt Teſtamentsſtadga vom 3. Sul. 1686 $. 1. Not. q. 
pag. 15, Not. a. pag. 116, &2, und vergl. Pauder a. a. O., auch von 
Samfon lJ. c. S. 38 fg. 

i) ©, unten $. 21. 
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zum Sahre 1561, welche unter der Benennung angeftammtes 
Recht begriffen werben, und zum Theil auch gegenwärtig Guͤl⸗ 
tigkeit haben, waren theild Rechtsbuͤcher *), theild andermeite 
Quellen, und urfprünglich ohne Zweifel bloß für den Adel des 
Landes beflimmt. Ed gehören zu den erfteren: 


1) Das Waldemar - Erihfhe Lehnredht vom 
Sahre 1315, für die efthländifchen Provinzen Harrien und 
Wierland. 

2) Das daraus geſchoͤpfte älteftelivlandifche Ritter; 
recht, aus dem erften Viertel des 14ten Jahrhunderts, zu: 
nächft wohl für das Erzfüift Riga, daher auch rigifches Ritter: 
recht genannt. 

3) Eine Bearbeitungdes fahfifhen Land- und 
Lehnrechts für Lioland, wohl auch noch aus dem 14ten Jahr: 
hundert. 


4) Die aus den beiden leßteren zufammengetragenen 
Rechtsbuͤcher, und zwar: 

a) Das wiek⸗oͤſelſche Sehnteit, ı eine Nebeneinan: 
derftellung der gedachten beiden Nechtsbücher und eines Bauer: 
recht3, für das Stift Defel, wahrfcheinlih aus dem 14ten 
Sahrhundert. 

b) Das fogenannte mittlere livlandifhe Ritter: 
recht, aus dem Ende des 14ten oder dem Anfange des Löten 
Sahrhunderts, eine Verfchmelzung der unter Nr. 2 und 3 an- 
geführten Rechtsbuͤcher, zunachft wohl zum Gebrauch im rigi: 
ſchen Erzftift beftimmt. 


a) Ueber das Gefchichtliche f. befonders 5. G. v. Bunge's Bei- 
träge a. a. O. ©.11—33. Auch (3. &. Schwarg’s) Verſuch einer 
Gefchichte der Livländifchen Ritters und Landrechte, in A. W. Hupel’s 
neuen norbifchen Mifeellaneen Std. 5. und 6 &. 14—167. 
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e) Das umgearbeitete ober ſyſtematiſche Ritter- 
recht, von dem vorhergehenden faft bloß durch eine andere An—⸗ 
orbnung der einzelnen Saͤtze unterfchieden, aus dem Löten oder 
16ten Sahrhundert, wie es fcheint zunachft in ben Ordenslanden 
im Gebrauch. 

Bon diefen Rechtöbüchern wurde dad mittlere liv: 
laͤndiſche Ritterrecht, welches in nieberfächfifcher Sprache 
abgefaßt ift, und aus 249 Gapiteln befteht, der livlaͤndiſchen 
Ritterſchaft von der Königin Chriftina von Schweden ald Ge: 
wohnheitörecht beftätigt ®), und hat, wiewohl viele Beftimmungen 
antiquirt find, im Uebrigen bis jeßt practifche Gültigkeit in 
Livland behalten, und zwar nicht bloß als Adelsrecht, fondern 
ald Quelle des allgemeinen Landrechts. ES. giebt davon drei 
Ausgaben: 1) vom Jahre 1537. 4. (fehr felten), 2) von ©. Del: 
richs, Bremen 1773. 4. 3) von J. G. v. Buddenbrod in 
feiner Sammlung der Gefeße, welche das Livländifche Landrecht 
enthalten, Th. 1. Mitau 1802 4. Diefer legteren Ausgabe ift 
auch eine hochdeutfche Weberfegung beigefügt, welche aber eben 
fo ungenau und oft unrichtig ift, als eine frühere Ueberfegung 
deffelben Berfaflers in Hupel's neuen nordifchen Mifcelaneen 
Stuͤck und 6 ©. 313 fog. Auch der Zert der v. Budben- 
brock'ſchen Ausgabe ift voll willfürlicher Emendationen des frei: 
lich fehr verftümmelten einzig bekannten Zertes der Drudaus: 
gabe. Aeltere Handfhriften find nicht vorhanden °). 

Die übrigen Rechtöbücher haben fchon langft ihre practifche 
Gültigkeit verloren, und haben nur noch doctrinellen Werth, als 


b) Königliche Refolution vom 17. Auguft 1648 $. 6. 

e) Vergl. übrigens v. Bung e's Beiträge a.a.D. ©, 19, Anm. 60 
und S, 72 fgg. Eine neue Ausgabe fämmtlicher gedachten Rechtsbuͤcher 
ift von 3. Pauder begonnen: Die Quellen derfitter, Lehn⸗ und Lands 
rechte Efth: und Livlands. Lief. 1. Dorpat, 1845. 8. 
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Hülfsmittel zur Erklärung ber aus ihnen gefchöpften, ober ihnen 
verwandten Rechtöquellen. 


86. 


b) Uebrige Quellen des angeftammten Rechts. Lioländifche Rechtsquellen 
aus ber polnifchen Beherrfchungszeit. 

Bon den übrigen, fehr zahlreichen Quellen des angeftanım- 
ten Rechts haben, fo weit fie dad Privatrecht betreffen, die we— 
nigften allgemeine practifche Anwendbarkeit behalten. Zu den 
legteren gehört vorzüglich das der erzftiftifchen Ritterſchaft von 
bem Erzbifhof Sylveſter am 6. Februar 1457 ertheilte 
Erbfchaftöprivilegium, die neue Gnade genannt. Auch 
dieſes wird jeßt als Quelle des allgemeinen Landrechts, und zwar 
für ganz Livland, betrachtet. Daffelbe findet fich nach dem Drigi« 
nal abgedrudt in den MonumentaLivoniae antiquae. T. V. pag. 
33 — 37. Außerdem ift es nebft hochdeutfchen Ueberfegungen herz 
auögegeben von C. v. Ceumern im Theatridium Livonicum 
(Riga, 1690. 4.), Urkundenanhang ©. 2. fag., und von J. ©. 
v. Buddenbrod in feiner Sammlung Theil I. ©. 299 fgg. 
Andere Rechtöquellen aus der angeftammten Periode werben wo 
gehörig im Syſtem felbft angeführt werden. — Aus dem Schluffe 
dieſes Zeitraumes verdient hier noch befonders aufgeführt zu 
werden dad Privilegium König Sigismund Auguſts, 
oder der eigentliche Unterwerfungsvertrag Livlands mit Polen, 
vom Freitag nach Gatharinen (28. November) 1561, miewohl 
fein Inhalt größerentheils dem öffentlichen Nechte angehört. Abs 
gedrudt in M. Dogiel’s Codex diplomaticus Regni Poloniae. T. 
V. Nr.139, inv. Buddenbrod’3 Sammlung ©. 331 fgg. 
und öfterd. Won den übrigen Nechtöquellen aus der polnis 
ſchen Herrfchaft über Livland hat Feine practifche Anmwendbar: 
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keit behaltend), außer die fogenannten Unionspacten vom 26. 
December 1566 , welche aber auch größtentheild das öffentliche 
Recht betreffen. Man findet fie bei Dogiel Nr. 154 und 
155 und bei v. Buddenbrock a. a. O. 

Wenngleich manche Rechtsquellen aus dieſem Zeitraum 
urſpruͤnglich einen geographiſch beſchraͤnkteren Wirkungskreis hat: 
ten, ſo haben ſie doch ſpaͤter auf die ganze reſpective Provinz — 
Livland oder Eſthland — Ausdehnung erhalten ®). 


&. 7. 


2) Rechtsquellen aus der Zeit der ſchwediſchen Herrfchaft. 


Während der ſchwediſchen Regierungszeit wurden 
ſowohl für Livland, als für Efthland viele auch das Privatrecht 
betreffende Gefeße gegeben, theild einzelne für dad Königreich 
Schweden erlaffene Geſetze aufdie gedachten Provinzen ausdrüdlich 
ausgedehnt**). Sie führen, theild nach Form und Inhalt, theild 
nach ihrer Beranlaffung verfchiedene Benennungen, ald Fönig- 
lihe Stadgen, Verordnungen, Placate, Briefe, 
Erflärungen, Refolutionen «. 

Demnaͤchſt beabfichtigte aber die ſchwediſche Regierung auch 
die Einführung des allgemeinen [hwedifhen Land— 
rechts in Liv- und Efthland, und zwar zunächft als Subfidiar- 
recht, zu welchem Zwecke eine ſolche Anwendung des fchwedifchen 
Landrechts nicht nur wiederholt ausdruͤcklich vorgefchrieben”*), fon- 


a) Das während der polnifchen Herrfchaft für Livland verfaßte fo- 
genannte bilchen’fche Landrecht vom Jahre 1599 erhielt Feine de— 
finitive Beftätigung. ©. darüber I. C. Schwartz a. a. O. S. 167 - 196. 

b) ©. beſonders unten F. 56, Anm.c. Vgl. auch v. Bunge in 
den Erörterungen Bb. 1. ©. 304 fo. 

ar) Vergl. z. B. v. Bunge in ben Erörterungen Bd. IT. ©. 130 fag. 

b*) Für Efthland: Königliche Refolution vom 17, Juni 16005 für 
Livland: Hofgerichtsordnung vom 6. September 1630 $. 25, Landgerichts: 
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dern auch deutfche Ueberfeßungen der ſchwediſchen Rechtöquel: 
len, wenigftens zum Theil auf höhere Veranlaſſung, veranftaltet 
wurden. Deffen ungeachtet konnte fich das fchwedifche Land- 
recht weder überhaupt in feinem ganzen Umfange in Liv- und 
Efthland einbürgern, noch — wie von der Negierung bezwedt 
wurde ©) — ben Gebrauch anderer älterer Subfidiarrechte ver- 
drängen. Indeſſen führten die angegebenen Maßregeln doch da⸗ 
hin, daß, befonders in Livland, viele einzelne ſchwediſche Recht» 
quellen und Rechtöbeftimmungen von der Praxis recipirt und 
integrirende Beftandtheile der Provincialrechte wurden. In 
welchem Umfange dies gefchah, wird fich theild aus der Aufzäh- 
lung ber practifchen Sammlungen des ſchwediſchen Rechts ($.8.), _ 
theils — im Einzelnen — aus der Darftellung ded heutigen 
Rechtszuftandes im Syſtem felbft ergeben. 


g. 8. 


Fortſetzung. Schmwebifches Land: und Stadtrecht. Livländifche 
Landesorbnungen. 


Mährend Liv» und Efthland unter dem Scepter Schwe- 
dens fich befanden, waren im legteren Neiche Grundlagen des 
geltenden Rechts das ſchwediſche Land- und Stadtredt 
(Landslag und Stadtslag), erfteres bereits im Jahre 1442 
abgefaßt und 1608 revidirt und in Schweden promulgirt letzte⸗ 


ordnung vom 1. Februar 1632 $. 29, 40. Königliche Erklärung vom 16, 
September 1633 $. 3 und vom 30. November 1668 $. 1. Rigiſche 
Burggerichtsorbnung Zit. IT. $. 15. Koͤnigl. Brief vom 12. Zuni 1707. 
S. von Samfon in v. Bröder’ 6 Jahrbuch für NRechtögelehrte. Bd. II, 
S. 10 —13. 

ec) Königlicher Brief vom 27. März 1688 an das efthländifche Ober: 
landgericht und vom 12. Juni 1707 an das livländifche Hofgericht, ©. von 
Bunge in ber Schrift: Gebächtnißfeier der 2c. Gefegestraft der Pan⸗ 
deeten ac. ©. XXX, und in ben Erörterungen Bd. III. ©. 344 fgg. 
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red im Sahre 1618 revidirt und publicirt. Diefe beiden Gefeb- 
bücher find mehrmals in fchwedifcher Sprache herauögegeben 
worden *); am wichtigften ift aber für Livland die Ausgabe von 
Peter Abrahamſon, Stodholm 1702. 12., welche mit einer 
Menge Noten, welche die den Zert fupplirenden fpäteren Gefeße 
im Auszuge enthalten, verfehen if. Nach diefer Ausgabe wurde 
namlich von zwei Mitgliebern des Tivländifchen Hofgerichts?), 
wovon ber eine ber HofgerichtSaffeffor Johann Sohannfon 
Enander war“), eine deutfche Ueberfegung bed Textes ſowohl, 
ald der Noten veranftaltet, welche, mit mehreren Anhängen 9), 
Frankfurt und Leipzig 1709. 4. bei G. Matthias Nöler, Buch: 
‚ händler in Riga, erfchien %). — Von ben fpäteren, das Land: 
und Stadtrecht ergänzenden Gefeben giebt e8 mehrere ſchwe⸗ 
difche und deutfche Sammlungen. Unter jenen ift die wichtigfte 
und gewiffermaßen als von der Praxis recipirt ) zu betrachten, 


a) ©,C.G. Warmholz Bibliotheca historica Sveo - Gothica 
T. XIV. (Upsala 1817. 8.) ©, 11 fog. 

b) ©. die Vorrede zu diefer Ueberfegung. 

c) 3.5. von Rede’: und ©, E. Napiersky's Schriftftellers 
und Gelehrten-Lericon. Bd.I. (Mitau, 1827. 8.) ©. 502 fgg. 

d) Diefe Anhänge find: 1) die fogenannten Richterregeln. (Vergl. 
darüber W. Hegel in v. Bröder’s Jahrbuch für Rechtögelehrte, 
Bd. J. S. 101fgg.) 2) Die (Nieder Gerichtsordinang vom 10. Februar 
1614. 3) Der (Hof-) Gerichts-Proce vom 23. Juni 1615. 4) Die 
Strafordnung vom 18. Mai 1653. 5) und 6) Die Revifionsorbnungen 
vom 2. April 1681 und vom 31, Auguft 1622. 7) Die Procepftadga vom 
4. Zuli 1695. 8) Appendir von Criminal: und anderen dergleichen Sachen, 
aus der heiligen Schrift gezogen. 9) Kirchenorbnung vom 3. September 
1686. 10) Verordnung über den Domcapitelproceß vom 11. Februar 1687. 
11) Edict vom Fluchen und Schwören vom 17. Detober 1637 und 12) Ver: 
bot wegen Schlägereien ꝛc. in der Kirche v. 22. Dechr, 1686. 

e) Vergl, ©. Schildener’s Gutastagh. (Greifswalde 1818, 4.) 
Einleitung S. XVII fgg. 

f) Sie wird in der Art angeführt in dem Berichte des livlaͤndiſchen 
Hofgerichts an das Reichsjuftigcolegium vom 22, April 1727. ©. unten 
$. 15. Anmerkung e. 
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die von Johann Schmedemann herausgegebene: Kongl. 
Stadgar, Förordningar, Bref och Resolutioner infrän ähr 1528 
in til 1701, angaende Justititiae-och Execulions- ährender. 
Stockh. 1706. 4. Minder vollftändig find Die deutfchen Samm: 
lungen: a) für Livland: 1) Liefländifche Landesord— 
nungen. Nebft darzu gehörigen Placaten und Stadgen. 
Riga 1707. 4. bei &. Matthias Noͤller ), und 2) 3. G.v. 
Buddenbrock's Sammlung der Geſetze, welche das heutige 
livlaͤndiſche Kandrecht enthalten. 2r Theil. Riga 1821. 4. ®); 
— b) für Efthland: Auswahl derer wichtigften in den Landes: 
und Stadtgerichten des Herzogthums Efthland auch noch jebt 
geltenden Königlich fchwedifchen Verordnungen (herausgegeben 
von Derling). Reval 1777. 8. h. 


8.9. 
Fortſetzung. Aufnahme des fchmwebifchen Rechts in Liv» und Efthland ®). 


Durch die deutfchen Ueberfeßungen und Sammlungen ber 
fhwebifchen Rechtsquellen wurden diefe hauptfächlich in Die 


g) Ueber die verfchiedenen Ausgaben ber Landesorbnungen (einer für 
Livland im Jahre 1667 entworfenen und am 22. September 1671 koͤnig⸗ 
lich beftätigten Landpoligeiverorbnung) und ihre Anhänge f. W. Hezel 
a. a. O. Bd. J. S. 96 fgg. Bd. IL. ©. 89 fgg. Die Ueberfesung der 
den Landesordnungen angehaͤngten ſchwediſchen Geſetze wird gleichfalls 
dem Hofgerichtsaffeffor J. Enander zugeſchrieben. S. Rede und 
Napiersky a. a. O. 


h)W. Hezel, Beiträge zur Beurtheilung des v. Buddenbrock'ſchen 
Werkes: Sammlung der Geſetze ꝛt. Bd. IL ꝛc. in v. Broͤcker's Jahr⸗ 
buch Bd. J.S. 88 — I111, und deſſen Zuſaͤtze zu dieſer Kritik; ebendaſelbſt 
Bd, II. ©. 76—104. 

i) Vergl. ebendafelbft Bd. II. ©. 86 fgg. 


a) ©, überhaupt v. Bunge in den Erörterungen 8b. III. ©. 
341—346. 
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Praris eingeführt). In Eſthland war dies übrigens weniger 
der Fall, indem dafelbft, außer den fpeciell für diefe Provinz ge- 
gebenen Gefegen, nur wenige allgemeine ſchwediſche Gefebe re⸗ 
cipirt wurden, und zwar lange nicht alle in der Sammlung 
von Derling enthaltenen (wie im Syftemnäher anzugeben fein 
wird), der Land⸗ und Stabtlag aber ganz unberüdfichtigt blieb“). 
In Lioland dagegen erhielt zwar auch der Xert des Land» und 
Stadtlags Feine Gültigkeit ©), wohl aber 1) die fupplirenden, mit 
Buchſtaben bezeichneten °) Noten, ohne Rüdficht darauf, ob fie 
fih auf Geſetze flügen, welche ſchon an fich practifche Gültigkeit 
in Livland haben, oder nicht 9; deögleichen die Anhänge des 
Landlags, insbefondere die Richterregeln; demnächft 2) die in 
den fogenannten Landesordnungen enthaltenen, und 3) bie 
fpeciell für Livland gegebenen Rechtöquellen, von denen fehr viele 
noch ungebrudt find ®). Uebrigend giebt es von diefen allgemei- 


b) R. v. Helmerfen’s Abhandlungen aus dem Gebiete bes livlaͤn⸗ 
difchen Adelsrechts. Lief. IT. (Dorpat 1832 8.) S. 45 fgg. 
e) Bergl.v. Bunge über den Rechtszuſtand ꝛe. ©. 12 fg. 


d) Zwar meint Hegel beiv. Bröder a. a. O. Bd. II. ©.94 fgg., 
diejenigen Stellen des Landlags, auf welche in Livland gültig gewordene 
ſchwediſche Verordnungen ausbrüdlich verweifen, hätten auch unleugbare 
Gültigkeit in Livland; allein die Praris ift bem entfchieden entgegen. Vgl. 
v.Bunge in ben Erdrterungen a. a. D. ©. 343 fg. 

e) Die mit *) und +) bezeichneten Noten rühren, wenigftens größ- 
tentheils, von den Ueberfegern her, und enthalten geichichtliche und fprach» 
liche Erläuterungen bes Textes. 

HS. v. Samfon beiv. Bröder a. a. O. Bd. II. ©, 18 fgg. 
©. dagegen Hezel ebenbafelbft ©. 96 fgg. 

g) v. Bunge über den Rechtszuftandıc, ©. 16 fg. und in ben Erör- 
terungen a. a.D. Vergl. auch C. H. Nielfen’s Proceßform in Lief- 
land (Dorpat 1825. 8,) $. 8. 10. 12.622. Hezel bei v. Bröder a, 
0.D.85.1.©.108fgg. Bd. II. S. 92 fgg. dv. Samfon, über bie 
Anwendung bes fchmwebifchen Rechts — — in Livland, ebendafelbft Bd. II. 
S. Ufgg. R. v. Helmerfen, Beantwortung der Frage: auf welchem 
Grunde beruht und wie weit geht theoretifch die Anwendbarkeit des ſchwe⸗ 
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nen practifchen Regeln viele Ausnahmen ®), deren Erörterung 
jeboch dem Syſtem felbft vorbehalten bleiben muß, wo bei jedem 
einzelnen Inftitute anzugeben fein wirb, welche ſchwediſche Ge- 
feße und in welchem Verhältniß zu den übrigen a 
fie practifche Gültigkeit erlangt haben. 


$. 10. 
Hortfegung. Efthländifches Ritter- und Landrecht?). 


Ein Hauptgrund, aus welchem das ſchwediſche Landrecht 
in Efthland weniger Eingang fand, als in Livland, liegt darin, 
daß jene Provinz während der fchwedifchen Herrfchaft ein eigenes 
Landrechterhielt®). Auf Veranlaſſung der efthländifchen Landräthe 
wurde nämlich mit Bewilligung der Ritterfchaft während der Re: 
gierung der Königin Chriftina von dem Affiftenzrathe und Affeffor 
de3 reval'ſchen Burggerichts, Philipp Cruſius(von Krufenftiern), 
aus den damals in Efthland geltenden Rechtöquellen, dad Rit— 
ter: und Landrecht des Herzogthums Efthland zu: 
fammengetragen. Daffelbe ward, nachdem es vollendet worden, der 


difchen Rechts für das livlaͤndiſche Kandrecht, in feinen Abhandlungen a, 
a. O. Lief. J. S. 1 fag. und befonders S. 13zfgg. S. auch nahv. Bud: 
denbrod’s Sammlung a.a.D.Bb. II. Einleitung S. XX. XXL ©. 115 
Anm.57. ©. 394 Anm. 3. 

h) Daher das auffallende Schwanfen der Praris in diefer Hinficht 
und bie vielen Widerfprüche in den gerichtlichen Entfcheidungen. ©, v. 
Samfon a. a. O. S. 0% — 26. 


a) F. ©. v. Bunge's Beitrag zur Kenntniß der Geſchichte und 
der Quellen der Ritter- und Landrechte des Herzogthums Efthland; in 
deffen Beiträgen zur Kunde der Rechtsquellen ꝛt. ©. 89—142, 


b) Auch für Livland wurde die Abfaffung und Promulgation eines 
eigenen Landrechts beabfichtigt; aber der von Engelbredt von 
Mengden verfaßte Entwurf warb nicht beftätigt, und die ſpaͤter ergriffe- 
nen Mafregeln blieben noch weiter zurüd. S. 93.6. Schwartz in Pur 
pel's neuen nordifchen Miscellaneen, Stüd 5 und 6. ©. 196 — 219. 

I. 2 
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Königin zur Beftätigung unterlegt; dieſe erfolgte aber - nicht °), 
indem nicht.einmal die zu dieſem Behuf wieberholt angeordnete 
vorgängige Revifion 9) zu Stande gefommen zu fein fcheint °). 
Wiewohl nun auch während der ruffifchen Herrfchaft Feine fpeci- 
elle Sonfirmation des Ritter» und Landrecht3 erfolgt ift, fo war 
doch daffelbe ſchon bald nach feiner Abfafjung bei allen efthländ- 
difchen Provincialbehörben in practifhen Gebraud gekommen, 
und hat ſich in folhem , während ber ruffifchen Regierung aud) 
bei den Reichsgerichten, unangeftritten erhalten, fo daß es auch 
gegenwärtig die Hauptquelle des efthländifchen Landrechts ift '). 
Als ein folches allgemeines Landrecht will es fich auch felbft be- 

trachtet wiffen®) , wiewohl darin manche Beftimmungen vorfom: 
men, deren Gültigkeit ausdruͤcklich auf den Adel befchränft ift ®). 
Gefchöpft ift das Ritter- und Landrecht theild aus einheimifchen 
efth » und livlandifchen Nechtöquellen, befonderd aus den Rechts: 
büchern der dänifchen und Orbenszeit, theild aus dem einheimi- 

ſchen Gewohnheitsrecht, theild aus dem römifchen, canonifchen 


ce) Irrig wird ber Beftätigung, als bereits vollzogen, gedacht in der 
Borrede zum Ritter= und Landrecht, fo wie B. V. Tit. 48. Art. I. ©.v. 
Bunge aa. O. S. 95. Anm. 6. 


d) Königliche Refolution vom 17. Sanuar 1651 $. 3. und vom 17. 
Zuni 1690, 


e) Roch in der Fönigl. Refolution vom 27. Januar 1699 $. 3. wird 
verordnet: „daß biefes Werk, ba es weber conferirt, noch uͤberſehen fei, 
auch nicht meiter als ein allgemeines Gefeg angefehen werben folle, als fo 
weit es mit ben Privilegien und Lehnrechten übereinftimmt.’ 


f) Berg. v. Bungea.a. D.,und C. J. A. Pauder in ben Dors 
pater Zahrbüchern Bd. I. ©, 410 fag. und in den Erörterungen Bd. IV. 
©. 104 fg., 111 fog. 


g) S. z. B. B. V. Tit. 48. Art.1. B. J. Tit. 1. Art. 1u8. ua. 


h)3.8. B. U. Zit.4. Art. 1 fgg. B. III Tit. 7. Art. 2fgg. 
Tit. 15 u. v. a. 
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und deutfchen Recht, namentlidy aus dem Sachfenfpiegel, theils 
endlich aus den Schriften, befonders fächfifcher, Practiker %.. 

Das Ritter» und Landrecht ift in ſechs Bücher getheilt, 
von denen jeded aud mehreren in einzelne Artikel zerfallenden 
Titeln befteht. Buch I. enthält die Gerichtöorbnung und den 
Givilproceß, Buch II — IV. das Privatrecht, Bud V: das pein: 
liche Recht und den Griminalproceß und Buch VI. eine Polizei: 
ordnung. ImDrud ift e8 herausgegeben von J. P. G. Ewers. 
Dorpat, 1821. 8. 


$. 11. 
3) Rechtsquellen aus der ruffifchen Beherrfchungszeit. 


Die ruffifhe Geſetzgebung hat bis auf die neuefte 
Zeit zwar weniger als die ſchwediſche, jedoch auch in einigen Um: 
fange auf das liv- und efthländifche Privatrecht eingewirft. Man 
muß bei derfelben zunächft zwifchen den urfprünglichen Gefeßen 
und der foftematifchen Bearbeitung derfelben unterfcheiden. Zene 
führen, nach der Verfchiedenheit ihrer Form, verfchiedene Be— 
nennungen, ald Verordnungen, Uſtaw's, Statute, Re— 
glements,Inftructionen, Manifefte, Ukaſen ıc.). 
Die älteren Sammlungen diefer Gefege ®) find verdrängt und 
entbehrlich gemacht durch die neuefte officielle Sammlung: 
Iloanoe Co6panie 3axomosb Pocciäckof Hmnepiu. Cn6. 
1830. 45 Thle. in 48 Bänden ind. Diefe Sammlung reicht 
von ber Ulofhenie vom Jahre 1649 bis zum Jahre 1825. Die 





i) v. Bunge’s Beiträge S. 102— 142, Pauderaad, 
©. 413 fog. i 
— 4) F. G. v. Bunge’s Repertorium der ruffifchen Geſetze Bd. J. 
Einleitung. Abſchn. I. S. XVII fgg. 


b) Ebendaſelbſt Abfchn. IV. 
2* 
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Fortſetzung führt denfelben Titel, mit dem Zuſatz: Brmopoe 
Coöpan’e Cab. 1831 — 1845, bis jest 19 Theile in 34 
‚Bänden in 4., und reicht bis zum Schluß des Jahres 1844. 
Die ganze Sammlung enthält in chronologifcher Folge nicht nur 
die allgemeinen ruffifchen Neichögefeße, fondern auch die von der 
ruffifchen Regierung für die privilegirten Provinzen, namentlich 
auch für Liv- und Efthland, erlaffenen befonderen Gefeke. 

Die aus diefen urfprünglichen Geſetzen verfaßte erfte ſyſte— 
matifche Nedaction der ruffifhen Geſetze führt den Titel: 
CroAb 3akonozb Pocciäckof Hnmnepin, morernbniemblocy- 
zapa Hmnepamopa Huxonaa Ilapnosınya cocmaprenunM. 
Cn6. 1832.15 Bändeingr.8, nebft zwei Regifterbänden“). Diefer 
Swod, oder Corpus iuris des ruffifhen Reichs, im 
Laufesvon fieben Jahren von der zweiten Abtheilung ber eigenen 
Ganzlei des Kaiſers Nicolaus vollendet, erhielt nach Vorfchrift 
des Manifeftes vom 31. Sanuar 1833 mit dem 1. Sanuar 1835 
Geſetzeskraft im ruffifchen Reiche, mit Aufhebung der unmittel- 
baren Anwendbarkeit der darin aufgenommenen Gefeße, und 
wurde jährlih, durch fuftematifche Zufammenftellung der neu 
erfchienenen Geſetze, fortgefegt ). Die erfte Fortfegung für 
die Jahre 1832 und 1833 erfchien zu St. Petersburg 1834. 8. 
Sie ward verfchmolzen mit den folgenden Fortfegungen, welche 
ſeitdem herausgegeben worden: 1) für 1832 — 34. St. Peters- 
burg 1335. 2 Bände, 2) für 1832 — 35. St. Petersburg 1836. 
2 Bände und 3) fir 1832—38. St. Petersburg 1839. 
4 Bände in 8. In der Folge ward es angemeffen gefunden, eine 


e) Ein neuer unveränderter Abdrud erfchien zu St. Petersburg. 
1833. gr 8. > 


d) Vergl. N. U. v. 30. Auguft und Allerhöcht beftätigtes Reiche: 
rathögutachten vom 12. December 1834. 
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neue Ausgabe bes ganzen Swod zu veranftalten, welche im 3. 
1842 unter demfelben Zitel, wie die erfte — nur mit dem Zu: 
fage: Ausgabe von Jahr 1842 (ma gante 1842 roya) gleichfalls 
in 15 Bänden, nebft einem Bande Concordanztafeln, wozu im 
3.1845 noch ein alphabetifches Repertorium kam, — erfchien, 
und alle Zufäße bis zur Halfte des Jahres 1842 in fich aufnahm. 
Auch diefe neue Ausgabe wird durch halbjährlich erfcheinende 
Supplemente ergänzt, von denen bis jet (1845) vier Bände her- 
ausgegeben worden. — Diefer Smwod enthält (mit Ausnahme 
des Kirchen =, Kriegs- und Seerechts °), und einiger noch nicht 
redigirten Theile de3 öffentlichen Rechts) dad gefammte ruffifche 
Öffentliche und Privatrecht. Kebteres nimmt, fammt dem Civil: 
proceß und den Meffungs » (Agrar:) Gefegen, den zehnten Band 
ein, welcher den befondern Zitel führt: CuoAab rpaxgauckuxb 
ı mexepbixb 3akomonb, und nach der neuen Ausgabe in diefen 
zwei Abtheilungen in jener 4105, in diefer 1095 Artifel um: 
faßt ). Die für Liv» und Eſthland fpeciell erlaffenen privat: 
rechtlichen Beftimmungen aus der ruffifchen Regierungszeit find 
indeffen nicht in denfelben aufgenommen, fondern einem befon: 
deren Swod des gefammten Privatrechts der Oftfeeprovinzen — 
dem baltifhen Coder — vorbehalten, mit deffen Bearbei- 
fung bie zweite Abtheilung der eigenen Ganzlei des Kaiſers ge— 
gegenwärtig befchäftigt if. Der erfte Entwurf, — welcher 

e) Die Kriegsgefege find übrigens in einem befonderen Swod 
rebigirt worden, welher unter dem Titel: CroAb BOEHHBIXB 
MOCHAHOBACHIN zu St. Petersburg 1838. gr. 8. erfchienen ift, und 


aus fünf Theilen befteht, welche in 12 Bände vertheilt find, wozu noch zwei 
Regifterbände kommen. 

f) ©. überhaupt: (M. v. Speransty’s) Gefchichtlihe Einlei— 
tung in das Corpus iuris des ruffifchen Reiche. Ueberſetzt aus dem 
Ruffifhen (von. ®.v. Bunge). Riga und Dorpat 1833. 8., und 
v. Bunge in den Dorpater Jahrbüchern der Litteratur ꝛc. Bd. I. (Dors 
pat 1833. 8.) ©, 21 fgg. 
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nachmals von Speclalcommiffionen in den Oftfeeprovinzen bes 
prüft, und auf Grundlage deffen fodann, mit BZuziehung von 
Delegirten aus allen Provinzen, von der Kaiferlihen Ganzlei 
neu redigirt wurde, — ift im Sahre 1832 in Riga lithographirt 
worden, und führt den Zitel: Darftellung des bürgerlichen Rechts 
der Dftfeeprovinzen, 3 Bände in Folio). 


Bollitändige Sammlungen der befonderen Quel— 
len des ruſſiſchen Rechts für Liv: und Efthland — wohin auch 
die Gouvernementöregierungs » Patente und Publicate gehören, 
— giebt es nicht. Hilfsmittel zur Kenntniß derfelben find: 


5. 6. v. Bunge’3 chronologifches Repertorium der ruffi: 
fchen Gefebe und Verordnungen für Liv», Eſth- und Curland. 
Dorpat, 1823 fgg. 3 Bände 8. 


C. ©. Sonntag’s chronologifches Verzeichniß der livs 
ländifchen Gouvernements » Kegierungd » Patente. Riga, 
182. Sol. 


E. v. Schulmann’s Verzeichniß der livlaͤndiſchen Gou— 
vernementd »Regierungs Patente von 1823—1835. Dorpat, 
1836. 8., nebft mehreren Fortfegungen bis zum 3. 1339. 


(3. Edardt’S5) Inhalt der in der rigifchen Statthal: 
terfchaft emanirten gedrudten Patente von 1710 — 1788. Riga 
(1789) 4. 


g) Die neue Rebaction ber Provincialgefege wird überhaupt umfaffen: 
1) die Gerichtäorbnung ober Drganifation ber Verwaltungs = und Juſtiz⸗ 
behörben, 2) die Rechte der Stände (Verfaffung der Adelscorporationen, ber 
proteftantifchen Geiftlichkeit und der Städte), 3) das Privatrecht, 4) den 
Givitproceß und 5) den Criminalproceß. ©, bie unten $. 29 angeführte 
Richtögefchichte der II. Abth, d. Kaiferl. Canzlei Bd. J. ©. 205 fgg. 
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$. 12, 
Fortſetzung. Anwendbarkeit des ruffifchen Rechts in Liv- und Eſthland. 


Die Frage über die Anwendbarkeit des ruffifchen Rechts in 
Liv» und Efthland ift fehr ftreitig”). Die gewöhnliche und in 
der Praris vorzugsweiſe biöher verbreitete Meinung geht dahin, 
daß überhaupt nur diejenigen ruffifchen Gefeße zur Anwendung 
fommen dürfen, welche von der Gouvernementäregierung durch 
gebrucdte Bogen publicirt worden find. Diefe Meinung grim: 
det fich jedoch auf ein mißverftandenes Gefeß ®), und ift daher un: 
richtig. ES find hier vielmehr zu unterfcheiden: 

1) ſolche Gefeße, welche fpeciell für die Provinzen 
gegeben worden find, und deren vorzugsweife Gültigkeit daher 
außer Zweifel iſt; und 

2) allgemeine Reichsgeſetze. Diefe haben, fofern fie 
das Privatrecht betreffen, der Regel nach Feine Anwendbarkeit für 
Liv. und Efthland, zumal fie häufig von Principien ausgehen, 
die von den provincialrechtlichen völlig abweichen. Denn bie 
Provincialrechte find wahrend der ruffifchen Herrfchaft als Grund: 
und Fundamentalgefeße wiederholt beftätigt °), werden immer 
ftreng vom allgemeinen Reichsrecht unterfchieben, und einzelne 
allgemeine Reichsgeſetze find. haufig aus diefen Gründen aus: 
drüdlich für unanwendbar in Liv- und Efiyland erklärt worden ®). 
Das neuere ruffifche Recht hat aber auch ganz allgemein den 


a) R. J. %.Samfon v. Himmelftiern Über die Anwendung 
— — der ruffifchen Ufafen in Livland, in v. Bröder’s Jahrbuche 
Bd. II. S. 30 fog. ©. v. Peterfen über die verbindende Promulgas 
tion der Ukaſen, ebendafelbft ©. 57 fog. v. Bunge's Repertos 
rium Bd. I. Einleitung. Abfchnitt I. 

b) R. u. vom 2, Mai 1783. Ueber den richtigen Sinn f. den Swod 
d. Reichsgrundgefege (Cno Ab ocHOBHBIXb 3aKoHOBb) Bd. I. Art. 58, 

c) dv. Bunge’6 Repertorium a.a.D. 8.9.10. v. Samfonl.c. 

d) v. Bunge über den Rechtezuftand sc. ©. 42 fgg. Anm, 14. 
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Grundfaß aufgeftellt, daß Provincialgefeße durch ein neues allges 
meines Gefeß nicht abgeändert werben, wenn in leßterem eine 
folche Abanderung nicht namentlich angeordnet ift‘). Daher 
haben folche allgemeine Reichsgefege nur ausnahmsweife Anz 
wenbbarfeit in Liv- und Efthland: 


a) wenn fie durch Allerhöchften Befehl auf die Provinzen aus: 
drüdlich ausgedehnt worden find. 


b) wenn fie fich auf ruffifche Inftitute und Einrichtungen be: 
ziehen, welche in den Provinzen ausdrüdlich eingeführt worden 
find‘). | 


c) In manchen Fallen haben übrigens die ruffifchen Reichs 
gefeße durch die Praris fubfidiarifche Anwendbarkeit erlangt, was 
fih auch, fofern alle übrigen in Liv» und Efthland geltenden 
Rechtsquellen ſchweigen, — obſchon es nirgends verordnet wor: 
den ift — ſchon durch das flaatörechtliche Verhältnig der Pro: 
vinzen zum Reiche rechtfertigt ®). 


Demnach muß auch die Frage über die Anwendbarkeit des 
Swod ber bürgerliden Gefete in Liv- und Efthland, 
namentlich auch über die bloß ſubſidiaͤre, im Allgemeinen vernei: 
nend beantwortet?), und koͤnnen nur diejenigen Beftimmungen 


—.n- 


‘ 


e) Swod der Reichsgrundgefege Art. 79, vgl. auch Art. 48. Bier: 
nach möchte auch von einer umfaffenderen Wirkfamkeit der Allerhöchiten 
Manifefte in den Provinzen (wie fie v. Samfon a. a. O. ©.36 fo. 
in Anfpruch nimmt) nicht wohl die Rede fein Fönnen, Vergl. Übrigens den 
Allerh. Befehl vom 9. Dechr. 1824, enthalten im S. U. vom 19. Febr. 1825, 

f) v. Bunge's Repertoriuma.a.D.$.14, € Neumann 
in den Erdrterungen Bd, I, ©. 76. 

g) Vergl. C. C. v. Dabelow in v. Bröder’s Jahrbuch Bd. 1. 
S. 91 fg. und Neumann a. a. O. S. 77, No, 5. 

h) Dies wird auch, wenigſtens indirect, durch das Promulgations— 
manifift des Swod vom 31, San, 1833 Art, 4 gerechtfertigt, 
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deſſelben für anwendbar erflärt werben, welche auf Geſetze fich 
ftüßen, die, den oben aufgeftellten Regeln zufolge, an fich An: 
wendbarkeit leiden '). 


$. 13. 
II. Liv» und efthländifches Gewohnheitsrecht. 


Es ift bereit3 in dem Obigen gezeigt worden, von welchem 
Einfluß aufdas ius scriptum Liv: und Efthlands feit jeher das ius 
non scriptum, oder dasliv- und efthländifhe Gewohn— 
heitsrecht, gewefen ift, und noch ift, fo Daß auf diefem der heu: 
tige Rechtszuftand weſentlich beruht, indem es das Verhaͤltniß 
aller gefchriebenen Rechtsquellen unter einander, dad Maaß und 
oft auch die Art der Anwendbarkeit derfelben beftimmt*). Das 
Gewohnheitsrecht ift die Hauptquelle des älteften liv- und efthlän: 
difchen Privatrechts®), die ſchwediſchen Gefeße verweifen wieder: 
holt auf daffelbe°), und während der ruffifchen Herrfchaft ift e3 
beftätigt worden). Es erfcheint das Gewohnheitsrecht auch in 





i) Wenn beffen ungeachtet in diefem Werke die auf ruffifche Ge— 
fege fich gründenden Beftimmungen in der Regel durch Eitate aus dem 
Swod belegt werben, fo gefchieht dies einestheils der Kürze wegen, um 
das XAllegiren der einzelnen Gefege zu vermeiden, welche fich ohnehin 
in ben Anmerkungen zu ben refp. Artikeln bes Swob angeführt finden, 
anberntheils weil der Swod mehr verbreitet und daher zugaͤnglicher iſt, 
als die große Geſetzſammlung. 

a) ©. beſ. v. Bunge über den Rechtszuſtand ıc. S. 25—31. 
Vergl. auch v. Dabelow in v, Broͤcker's Jahrbuch Bb. II, S. 233 
fg. Nielfen’s Procchform in Livland 8. 11, 26, 43 - 47, 54, 82, 
126, 413. v. Samfon’s Snftitut, des livl. Proceffes $. 517 ꝛc. 

b) v, Bunge’s Beiträge ©, T fog. Subjectionspacten vom 28, 
November 1561. Unions-Diplom von 1566. Art. 9, 

c) Gerichtsproceß vom 23. Suni 1615 $. 6. 25. Lioländifche 
Landgerichtsorbnung vom 1, Februar 1632 $. 29. 40. Richterregeln 
$. 14. 20, 

d) Noftädter Friedensſchluß vom 30, Auguft 1721, Art, 9, 
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Liv⸗ und Eſthland in feinen beiden Hauptformen: ald Volks- 
recht undald Juriftenredht®). 


1) Das Volksrecht, in unferen Rechtöquellen unter 
der Benennung Herfommen, gute, löbliche Gewohnheiten vor: 
fommend. Als Haupterforderniffe zur Gültigkeit deffelben ver: 
langen die Gefebe, daß ed weder den Geboten de3 göttlichen 
Rechts, noch den Hoheitörechten des Monarchen entgegen ſei!), 
und überhaupt nicht dem gefchriebenen Recht zumiderlaufe, noch 
durch daffelbe aufgehoben fei®); daß es vernünftig fei und Feine 
Unbilligfeit enthalte®), daß es notorifch oder erwiefen fei, wobei 
der Beweis demjenigen obliegt, der das Herkommen ober die Ge: 
wohnheit zu feinem Nutzen anführt und fich darauf beruft!). — 
Als Erfenntnißquellen des Volksrechts werden in den ſchwedi— 
ſchen Nichterregeln auch Rechtsſpruͤchwoͤrter nit nur 


e) ©. überhaupt: G. Befeler, Volksrecht und Juriſtenrecht. 
Leipzig 1843, 8. 


f) Candgerichts-Orbnung vom 1. Februar 1632. $. 29. 


g) Richterregein $. 15. Efthländifches Ritter= und Landrecht B. V. 
Zit, 48. Art.3, Diefe Regel Eann natürlich keine Anwendung leiden auf 
jene fremden Rechtsquellen, welche — zwar ihrem Urfprunge nach zum 
ius scriptum gehörig — ihre Gültigkeit in Liv» und Ejthland gerade der 
Reception durch die Praxis zu verdanken haben, durch welche daher auch 
der Umfang ihrer Gültigkeit beftimmt wird, wie das allgemeine ſchwediſche 
($. 9.) und ruffiihe Recht ($. 12,2, c.) und dad gemeine deutfche Recht 
und die übrigen Hülfsrechte ($. 14, 15). 


h) Richterregeln 6, 14, 35, Nitters und Landrecht a, a. O. 


j) Ritter: und Landrecht a.a.D. So wurbe noch in neuerer Beit, 
bei Gelegenheit eines Privatrechtöftreits, das ben an das Meer grängenden 
Gütern herkoͤmmlich zuftehende Recht, auf die Strede von drei Werft vom 
Strande an gerechnet, die ausfchließtiche Fifchereigerechtigkeit in der See 
auszuüben, durch die Ausfagen einer großen Zahl von Zeugen aus allen 
Strandgegenden Efthlands, feftgeftellt und in Folge deſſen oberrichterlich 
anerkannt. S. unten $. 103. 
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überhaupt anerkannt, fondern es finden fich dafelbft auch eine 
Reihe von Parömien aufgeführt, ). 
2) Das Juriſten recht gründet fich 

a) auf die in (academifhen) Vorträgen!) und in wiffen- 
ſchaftlichen Schriften theoretifcher und practifcher Rechtögelehr: 
ten ausgeführte Doctrin, fofern diefe in den übrigen geltenden 
Rechtsquellen ein fichered Fundament hat"). Ihre factifche Gel: 
tung ift auch in Livland außer Zweifel"), obſchon dafelbft Mei: 
nungen ber Rechtögelehrten, als foldhe, in gerichtlichen Schriften 
nicht angezogen werden dürfen‘). In Efthland ift das Citiren 
von älteren und neueren Schriften der Rechtögelehrten nicht nur 
allgemein üblich, fondern auch gefeßlich begründet ?). 


k) Richterregeln 6. 16. v. Buddenbrod’s Sammlung der Geſetze. 
Bd. II. S. 2009. Anm. q. 

1) ©. barüber unten $. 33, 

m) ©, bef. v. Bunge in den Erdrterungen Bd. I. S. 306-310. 
Für Eſthland ließe fih allerdings eine noch umfaffendere Wirkfamkeit des 
Suriftenrechts vertheidigen, wie fienamentlih Befelera,a,D, 8,299 fgg., 
307 fgg. anſpricht; für Livland ſcheint dies aber wegen des Verbots v. J 
1766 (ſ. unten Anm. 0) unthunlich. 

n) Der Einfluß der Doctrin auf die Praxis iſt überhaupt da, wo die 
Rechtövertretung und Rechtspflege, wenn auch nur zum Theil, in den 
Händen voiffenfchaftlich gebildeter Juriſten if, unwillkuͤrlich und daher un⸗ 
abweisbar, 

0) Verordnung des Reichejuftigcollegiums vom 24. Octbr. 1766, Hof: 
gerichtöpublication vom 9, November 1766 und vom 27. Ian. 1767, Bol. 
v. Samfon’8 Proceß $. 516. 

p) Eſthl. R. u. ER. B. I. it. 15, Art.6.: „Es fol auch der Kläger 
- in folder feiner Klage und folgenden Wechfelfchriften, die gewöhnlich zu 
übergeben find, fich des weitläuftigen Allegirens vieler fremder Nationen 
Rechte und Rechtögelehrten enthalten, hingegen allein nach Nothourft zu 
mehrerer Begründung feiner Sache und befferer Information des Richters, 
auf die göttlichen, diefe jesigen Ritterrechte und livlaͤndiſche töbliche Ge: 
bräuche fich berufen, und da der ftreitige Fall darinnen nicht begriffen, das 
gegen ein klarer Text und Gefege in benen gemeinen befchriebenen Rechten 
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b) auf den Gerihtsgebrauch oder die eigentlich foge: 
nannte Praris. Unter deren Erfenntnißquellen find vorzug3- 
weiſe zu nennen die Prajudicate der (pberen) Zuftizbehör- 
den, insbefondere des Hofgericht3 in Livland und des Oberland: 
gericht3 in Efthland ). Zur Feftftelung eines Rechtsſatzes durch 
folche Präjudicate ift aber erforderlich, daß deren mehrere gleich 
lautende vorhanden”) und von einer höhern Inſtanz nicht refor: 
mirt fein”), auch daß fie dem ius scriptum nicht zumiderlau: 
fen‘). Zur Kenntniß der efthländifchen Praris führen I. 9. 
Rieſenkampff's Marginalien zum Nitter- und Landredt, 
in Emwers’ Ausgabe des legteren S. 483—571; zu der ber 
livlandifchen: Janckiewitz Speculum iuris Livonici, noch un- 
gedrudt. Zum Gerichtsgebrauch im weitern Sinne gehört auch 
noch die Obſer vanz, aufeinemgleichförmigen’ gerichtlichen Ver: 
fahren der Behoͤrden beruhend, welche zum Theil, wie namentlich 
das livlaͤndiſche Hofgericht und das eſthlaͤndiſche Oberlandge— 
richt, das Recht haben, dergleichen Obſervanzen durch formliche 
Conſtitutionen feflzuftelen"). Ein foldhes Recht der Au: 


in terminis zu finden wäre, benfelben mit eined ober zweier der 
vornehmften Rechtslehrer Meinung fchlechterdings deutlich und 
verftändlich anziehen.” 

q) Daß ſchon im Anfange des 16, Jahrh. in Liv» und Efthland 
die Berufung auf Präjudicate allgemein üblich war, beweift D. Fabri, 
formulare procuratorum, Ed. Oelrichs, ©, 183 fgg. 

r) Königlicher Brief vom 21. Ianuar 1696, Ritter- und Lands 
recht a. a. O. 

s) Senats⸗Ukas vom 27. October 1743, 

t) Königlicher Brief vom 21, Januar 1696 und 2. Februar (27. Ja⸗ 
nuar) 1699, Ritter- und Landrecht a.a.D. HGBeſcheid v. 5. März 
1771 in Sachen ©. F. und J. G. v. Med wider G. W. v. Taube, HGuUr⸗ 
theil v. 28. September 1773 in ©, der Kirchnerſchen wider die Heyderſchen 
Erben, Vergl. übrigens oben Anm, g. 

u) Königliche Inftruetion für den General:Gouverneur Skytte vom 
26. November 1629. Königl, Refolution vom 30, November 1668 $. 6. 
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tonomie haben auch einzelne Gorporationen in Beziehung auf 
ihre inneren Berhältniffe, 3. B. die Ritterfchaften, welche es 
durch die Landtagsſchluͤſſe üben”), deögleichen die livlan: 
difche Grebitfocietät ”). 


$. 14. 
III. Hütfsrechte: gemeines deutſches Recht. 


Die Frage, welche Hülfsrechte*) in Anwendung kommen, 
wenn bie einheimifchen Iandrechtlichen Quellen ſchweigen, ift, bes 
fonders in Livland, flreitig, wo von den Practifern gewöhnlich 
nur das römifche Recht zu den Subfidiarrechten gezahlt wirb®). 


Die mwichtigften der älteren Gonftitutionen des livländifchen Hofgerichts 
finden fich im Auszuge bei v, Buddenbrock a. a. D. ©. 1963 fgg. 


v) Die Landtagsfchlüffe bedürfen übrigens, fomweit fie nicht bloß 
innere ober deonomifche Angelegenheiten der Ritterfchaft betreffen, obrig- 
Beitlicher oder nah Umftänden ſelbſt Allerhöchfter Beſtaͤtigung. S. den 
Allerh. beftät. Befchluß des Deiniftercomits v. 23, April 18275 vgl, die 
livländ. Landtagsorbn, v. 3. 1827 8.31 fgg., 45 fgg. Defelfche Land- 
tagsorbn, $. 86 fg. Efthtänd, Landtagsorbn. v. 7, Februar 1756 Zit, 9, 
Nielfen’s Procefform $. 33 u. 34, 

w) ©. unten $. 173 Anm, a. 

a) Die Frage, ob hier überhaupt von Hülfsrechten die Rede fein 
Eonne (K. Neumann, Etwas über das römifche und beutfche Recht, 
als das ſog. Hülfsrecht in den Oftfeeprovinzen ıc,, in v. Bunge’s u, 
v. Madai’s Erörterungen Bd. I. ©. 70 fag.), beruht wohl mehr auf 
einem Wortftreit, der fich durch die wiederholte ausdrüdliche Wermweifung 
pofitiver Gefege auf verfchiedene Rechte, als fubfidiäre (f. die Citate in den 
folgenden Anmerkungen, beögl, im $. 7 Anm, b), erledigt. Vgl. v. Bung e 
in den Erörterungen Bd. I. S. 290 Anm, 4, u. Neumann im Ins 
land Jahrg. 1845 No. 19 Sp. 307 fgg., wo auch die fonderbaren Mißver⸗ 
ſtaͤndniſſe W. v. Bock's (Zur Gefchichte des Griminalproceffes in Liv: 
land ©, 68 fag.) beleuchtet werben, 


b)W.de Ditmar de fontibus iuris provincialis livonici. Dor- 
pati 1818, 8, 8.4 8 A. Gambecq’s Anleitung zum gerichtlichen 
Verfahren. Einl, F. 10—14. W. Hezel's Grundlinien des livläns 
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Allein es ift einestheils bereits oben ($. 12.2, c) nachgemwiefen, 
wie auch das ruffifche Reichörecht zum heil fubfidiarifche Gel: 
tung in Liv⸗- und Efthland hat‘), anderntheils hat feit der an- - 
geftammten Periode das gefammte fogenannte gemeine deut: 
Ihe Recht, — in der Geftalt, wie fich diefes, aus der Ver: 
ſchmelzung des römifchen, canonifchen und urfprünglich deutfchen 
Rechts, durch Wiffenfchaft und Praris gebildet hat), — An: 
wenbbarkeit in dieſen Provinzen gehabt °) und bis auf die neuefte 
Zeit behauptet ; indem defjen Geltung durch Gefege"), wie durch 
den Gerichtsbrauch ®) fortwährend anerkannt und beftätigt wor: 
den iſt. Was insbefondere 


1) das römifche Recht") betrifft, fo hat dem Gebrauch 
deſſelben bie dem entgegenwirfende ſchwediſche Gefeßgebung!) fo 


bifchen Givilprocefies $. 9, Nielfen’s Procefform 8, 48, 310. 620 
— 21. 627, | 

ce) In wiefern dies auch vom fchwebifchen Recht gefagt werben kann 
ergiebt fih aus F. 7—9, 

d) Neumann in ben Erdrterungen I. ©, 68fgg. v. Bunge 
ebendaſ. ©. 20 u, 308, 

e) dv. Bunge's Beiträge ©. 3 fgg. 7 fag. 61 fog. 

f) Capitulation der livländifchen Ritterfchaft vom 4. Juli 1710. 
$.10. Vergl. Landgerichts-Ordnung vom 1. Februar 1632, 6. 29. Ritter: 
und £andrecht I., 15,6. 32,1. V., 48,2. 

g) Bericht des Livländifchen Hofgerichtd an das Reichsjuftizcolle- 
gium vom 22, April 1727. ©. unten g. 15. Anm, e, Urtheil des RIG, 
vom 7. April 1769 in S. 5. Baron dv, Wolff wider die Baronne v, Wolff, 
geb. v. d. Duden. ©. U, vom 13. Juni 1778 in Querelfachen Ephraim 
Meißner wiber die Gebrüder v. Loͤwis u, v. a. 

h) 8. ©. v. Bunge’s Programm: Das römifche Recht in den 
beutfchen Dftfeeprovingen Rußlands. Dorpat, 1833. 4., auch in ber 
Schrift: Gebächtnißfeier der dreizehnhundertjährigen Dauer der Geſetzes— 
Eraft der Inftitutionen und Pandecten (Riga und Dorpat 1834. 4.) 
©. XV— XXXIV, Vergl. auch R.v. Helmerfen’s Abhandlungen, 
Lief. II. S. 108 fag. 112 fgg. 

i) Koͤniglicher Brief an das eſthlaͤndiſche Oberlandgericht vom 27. 
März 1688 und an das Livländifche Hofgericht v, 12, Suni 1707, 
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wenig gefchadet, daß es vielmehr gerabe feit dem Ende der ſchwe⸗ 
difchen, und befonderd während ber ruffifchen Herrfchaft, — bis 
in ben Anfang des 19. Jahrhunderts — in immer größerem Um: 
fange in Anwendung gebracht wurde und felbft das einheimifche 
Provincialrecht mitunter überflügelte*)., Won diefem Ertrem ift 
man in neuerer Zeit zurüdgefommen, aber nur in ein anderes 
verfallen, wenn man hin und wieder die Behauptung aufftellte, 
zur Geltung ber einzelnen Grundfäße und Beftimmungen bed rö- 
mifchen Rechts fei der Nachweis ihrer Reception durch die Praris - 
erforderlich"). Wielmehr ift das römifche Recht — fo weit ed 
gloffirt ift”) — wie in Deutichland, fo auch in Liv- und Efth- 
land, ald Ganzes recipirt worden"), und fommt daher uͤberall 
zur Anwendung, wo es nicht durch die befondere römifche Staats: 
verfaffung bedingt oder durch ihm entgegenftehende oder mit dem: 
felben unverträgliche Grundfäge und Beftimmungen des einhei- 
mifchen provincielen Nechts — dieſes beruhe auf Gefek oder 
Gewohnheit — ausgefchloffen ift‘). Anders verhält es fich 
2) mit dem canonifchen Redt, von welchem das ge- 
meine Recht nur einzelne Beflimmungen in fi aufgenommen 


k) Bergl.v. Helmerfen a.a.D. und G. dv. Engelhardt’s 
Beitrag zur Beantwortung ber Frage: Gehen die vor 1561 geltend gemwe- 
fenen eigenthuͤmlich teutfchen Rechte dem römifchen Codex vor, oder ftehen fie 
demfelben nah? Mitau 1817. 8, 

1) ©. 3. B.Nielfen’s Verfuch einer Darftellung bed Erbfolgerechts. 
Bd. J. F. 10. Im Weſentlichen derfelben Anficht ſcheint auch v. Madai 
in den Eroͤrterungen Bd. I. S. 285 fag. 416 fgg. Wal. auch Bd. II. 
S. 84 fo. 

m) v. Engelhardt a. a. O. $. 39. ic auh v, Bunge in 
ben Erörterungen I. S. 309 fg. 

n)Bgl. Neumann a.a.dD. Bunge’&in dem Anm, h. angef. 
Programm, v. Engelhardt a. a. D. u. Andere. Im Beziehung auf 
Deutfchland befonders auh C. G. v. Wächter, gemeines Recht Deutfch- 
lands, Leipz. 1844. 8, bef. ©. 177 fgg. 

o)v, Engelhardt a.,D.$.39. 
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hat. Die Behauptung einiger PractiferP), daß das canonifche 
Recht in Livland feine Gültigkeit habe, ſtuͤtzt fich auf eine mißver- 
ſtandene Note des Landlag , und wird — wenngleich diefer Be: 
ftandtheil deö gemeinen Rechts allerdings von der Prarid wider 
Gebühr hintangefegt wird — fchon durch die anerfannte An- 
wendbarkeit des gemeinen beutfchen Rechts überhaupt widerlegt"); 
und noch neuerdings ift die Gültigkeit ded canonifchen Rechts als 
Hülfsrecht in evangelifchen Kirchenfachen in einem Allerhöchften 
Geſetze anerkannt worden‘). 

3) das urfprüngli deutſche Recht enplih‘) ift 
Livland bei deffen Trennung vom deutfchen Reiche ausprüdlich 
beftätigt worden”); und auch noch in neuerer Zeit find von ber 
Praxis nicht nur deutſche Reichsgeſetze angewendet ”), fondern 
auch die fubfidiarifche Geltung des Sachfenfpiegeld anerkannt 
worden”). Im achtzehnten Sahrhundert war freilich, beſonders 
in Livland, die practifche Anwendung urfprünglich deutfcher 


p) ©. 3. 8. Nielfen’s Proceßform a.a.D. q. 627. 

q) Not. b, pag. 92. 2%, 

r) v. Ditmar a. a. O. S. 25. 26. Hezel in v. Bröder’s 
Jahrbuche Bd. II. S. 99 fgg. 

s) Allerhoͤchſt beſtaͤtigtes Reichsrathgutachten v. 16. Ian. 1828, 

t) ©. überhaupt G,v. Engelhardt a. a. O. 

u) Privilegium Sigismund Auguſts vom 28. November 1561 Art. 4: 
„lura Germanorum propria ac consueta,‘* 

v) S. überhaupt v. Bunge, über die Anwendbarkeit der deutfchen 
Reichsgefege in den DOftfeeprovinzen, in den Erörterungen Bd. I. S. 289— 
312. Daſelbſt ift die Frage, ob und wie weit die nach dem I. 1561 er- 
laffenen deutfchen Reichögefege in ben DOftfeeprovingen angewendet werben 
dürfen? — verneinend oder doch befchräntend beantwortet worden. Allein 
diefe Anficht ift von W.v. B(ock) in den Erdrterungen Bd. IV. ©. 3 fag. 
Anm, 2, gründlich widerlegt worden. &, auch Neumann in ben Erör: 
terungen Bd. J. S. 756. 

w) Bericht des livlaͤndiſchen Hofgerichts an das Reichsjuſtizcollegium 
vom 22, April 1727. ©. unten $. 15 Anm.e, Vergl. v. Helmer: 
fen’s Abhandl. Lief. I. ©. 126. Lief. II. ©. 126 fo. 
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Rechte immer feltener, und ber Gebrauch des römifchen Rechts 
immer mehr vorherrfchend geworben *). Allein die neuere Zeit 
hat dem deutfchen Recht, wie in Deutfchland felbft, fo aud in 
den beutfchen DOftfeeprovinzen Rußlands feine richtige en 
wieder eingeräumt”). 


$. 15. 
2) Mofaifches Recht. 3) Efthländifches Recht für Livland und Livlän: 
bifches für Eſthland. 

Auch dem mofaifhen Recht und der Bibel — 
muß wenigſtens für einige, namentlich die dem Kirchenrechte ver: 
wandteh, Theile des Privatrechts fubfidiäre Kraft zugeftanden 
werben, wie denn jenes auch als Beitandtheil des gemeinen deut: 
ſchen Rechts angefehen wird. Unter ben Probincialgefegen ver: 
weifen ausdruͤcklich auf dad göttlihe Recht nicht nur das 
efthlänbifche Ritter und Landrecht*), fondern atıch ſchwediſche), 
und ruſſiſche Geſetze ), und beſonders die beiden erſteren er 
ten häufig daraus ®). 





x) Bergl. v. Samfon in v. Bröder’s Jahrbuche Bb. If. 
yo Engelhardt und v. Bunge a.a.D, 

a) B. I. Zit. 15. Art, 6. B. V. Zit. 48. Art. 2, 

b) Gerichtöproceß vom 23. Juni 1615 6. 25. Livlaͤndiſche Hofe: 
rihtsordnung bom 6. September 1630 $. 25. Livl. Landgerichtsordnung 
vom 1. Februar 1632 8.29. Königl. Brief vom 29. Rovember 1692, in 
Livland publicirt am 1. Auguft 1693. Livl. Gouvernements:Placat vom 
17. Rovember 1699. Not. d. pag. IL, u.a,m. v. Bunge in ben 
Erörterungen Bd. I. ©. 118. 

e) Allerhöchft beftätigte Unterlegung des Miniftereomite vom 20. Fe⸗ 
bruar 1823. v. Bunge a. a. O. S. 149 fag. 

d) ©. den oben $. 8. Anm. d. angeführten Appendir von Seiminal: 
fachen ze. vergl, mit dem Promulgationsediet des Landlag vom 20. Decbr. 
1608. gl. auch v. Bunge in den Erdrterungen a. a. D. S. 118 fag., 
310 fg., und binfichtlich des efthländ. Ritter: und Randrechts v. Bunge’s 
Beiträge zur Kunde der Rechtsquellen. ©. 134 fg. 

I. 
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Endlich wird in Livland auch das efthblandifhe Recht 
zuweilen in subsidium angewendet, befonders da, wo die livländi- 
ſchen Rechtsquellen aus den efthländifchen gefchöpft worden find, 
oder umgekehrt, und wo beide daher einander gegenfeitig zur 
Erklärung dienen‘). Auf bemfelben Grunde beruht auch die Be— 
vüdfihfigung des livlaͤndiſchen Rechts in Eſthland ). 


g. 16. 
Verhaͤltniß der Quellen des Landrechts zu einander. 
Es iſt bereits oben ($. 13.) erwähnt worden, daß das Ver: 
haͤltniß befonders der in Livland geltenden Nechtöquellen zu ein: 





e) S.Nielfen’s Proceßform $.48. Urtheil des Reichsjuſtizcolle⸗ 
giums vom 15. Zuli 1731 in ©, Baron v. Mengden wider v. Helmerfen 5 
©. u. vom 16. Juni 1778 in. S. E. Meisner wider die Gebrüder von 
edwis; befonders aber den öfters angeführten, intereffanten Bericht des 
tioländifchen Hofgerichts an das Reichsjuftigcollegium vom 22. April 1727, 
wo es hinfichtlich der in Livland überhaupt in Anwendung kommenden 
Rechte heißt: „Bei fothanen rechtlichen Verfaffungen hat dieſes Kaifer: 
liche Hofgericht — — in decidendis causis die landüblichen Gefege und 
Statuten, nämlich das biefige alte Nitterrecht und Privilegia der Rit—⸗ 
terſchaft, die Liefländifche Landesordnung, imgleichen bie zur Richtfchnur 
dem Hofgerichte befonders ertheilte Königl: Schwediſche Refolutiones, 
Referipta (megen deren in einer anderen Stelle ausbrüdlich auf Schme— 
deman's Juſtitienwerk verwiefen wird), Löbliche alte Gewohnheiten zum 
Grunde ihrer rechtlichen Anfprüche, allemal gefeget. — — Bann aber 
ein folcher Vorfall fich zugetragen, nach deſſen befonderen Umftänden Fein 
befchriebenes Landesgeſetz, noch applicable Abhandlungen und Befcheibe 
voriger Zeiten, oder aber löbliche Gebräuche und Gewohnheiten diefes 
Landes zur richterlihen Entſcheidung vorhanden gewefen, ift fobann das 
allgemeine Kaiferl. Recht (ius commune), ald das volllommenfte, wel⸗ 
ches nebft dem fächfifchen Rechte (vorher wird des Sachfenfpiegeld na— 
mentlich gedacht) zu Derrmeifterlicher, Polnifcher, auch voriger Schwe⸗ 
diſcher Regierungszeiten allbier in Livland, als einer beutfchen Provinz, 
üblich gewefen, in Betracht gezogen und gebrauchet worden; — — wo—⸗ 
bei das Kaiferl. Hofgericht das ejthnifche Ritterrecht in gewiffen Fällen 
mit zu Hülfe genommen 2. 

f) Vgl. das eſthl. R. m. LR. B. I. Tit. 15. Art. 6, oben $. 13 
Anm. p. 
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ander hauptfächlich durch die Praris beftimmt ift. Diefe hat fich 
jeboch dabei fo wenig an beftimmte, durchgreifende Regeln gebun: 
den, daß felbft die, fonft allgemein anerkannten Grundfäge, daß 
1) die hauptrechtlichen Quellen den hülfsrechtlichen, und 2) die 
jüngeren den älteren vorgehen, fo manche Ausnahmen erleiden. 
Im Allgemeinen müffen übrigens dieſe Regeln immer für eine 
folgerechte Theorie die Grundlage bilden; die gegenfeitige Stel- 
lung ber einzelnen in beiden Provinzen geltenden einheimifchen 
und fremden Gefeßgebungen, fo wie des Gewohnheitsrechts, ift 
demnächft in ber bisherigen Darftellung der Rechtsquellen ange: 
geben; das Speciellere muß ber Ausführung des Syſtems ſelbſt 
vorbehalten bleiben. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Quellen der liv-und eſthlaͤndiſchen Stadtrechte. 
817. 
Begriff und Object des Stadtrechte. 

Unter Stadtrecht ift der Inbegriff derjenigen gechtsquel— 
len zu verſtehen, welche in den Staͤdten als geſetzliche Norm zur 
Anwendung kommen. Es werden darnach beurtheilt: 

1) in perſoͤnlicher Hinſicht: 

a) alle Einwohner der Stadt und des Patrimonialgebiets 
derſelben, mit Ausnahme nur ber Edelleute ($. 4); alſo nicht nur 
die eigentlichen Bürger der Stadt, fondern auch alle anderen da— 
felbft domilicirenden Perfonen, fowohl Leute niederen Standes 
(og. freie Leute, Arbeiter, Dienftboten), als auch gitteraten, Künft: 
ler, Fremde und Ausländer®), welche nicht zum Adel gehö- 


a) Vergl. oben $.4 Anm. f. 
3% 
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ven®). Ueber die in den Stäbten und auf deren Patrimpnial: 
gebiete anfaffigen Bauern f. unten $. 21. 

b) Diejenigen Perfonen, welche dad Bürgerrecht in ber 
Stadt Reval erworben haben, bleiben, auch wenn fie ihr Domi⸗ 
cil in Reval aufgeben, wenigftens innerhalb der Provinz Efthland, 
dem Revaler Stadtrecht unterworfen ®). 


2) in dinglicher Hinficht alleim Stadt» und Patri- 
monialgebiete liegenden Immobilien“), in Efthland jedoch nur, 
fofern fie nicht Gegenftand einer Univerfitas find. 


b) &. 3. A. Pauder in ber Beitfchrift: das Inland, Jahrg. 
1836. Nr, 24. Sp. 403. R. 3.8. v. Samfon über Bunge’s Re: 
cenfion ꝛc. ($. 3. Anm. b.) ©. 38 fg. 

c) Dies folgt daraus, daß nach dem Vergleich zwifchen der Stabt 
Reval und der efthländifchen Ritterfchaft v. Sohannis 1543 ein Revaler 
Bürger (menigftens innerhalb Eſthlands) nur vor den Revaler Stadt: 
behoͤrden belangt werben darf, Zunaͤchſt ift dies allerdings in Beziehung 
auf Griminalfachen feftgeftellt, allein die Praris dehnt diefen Grundfag 
auch auf Givilfachen aus. Webrigens beftimmt fomohl das Lübifche Stadt: 
recht (B. V. Tit. 3. Art. 4, vergl. auch Art. 5.), als aud das rigis 
Ihe (B. II. Gap. 2. $. 6.), daß kein Bürger der Stadt feinen Mit: 
bürger vor einen fremden Richter ziehen darf, daher Rechtöftreitigkeiten 
zwifchen Bürgern derfelben Stadt ftets nach dem Rechte dieſer Stadt 
zu beurtheilen fein möchten. Dagegen heißt es im rigifchen Stadtrecht 
a. a. O. $,9.: „Kaͤme unferer Bürger einer in eine andere Stadt, und 
machte allda Zwiſtigkeit, ſo mag er fih auch allda wohl rechtfertigen 
laſſen.“ Vergl. übrigens auch noch das luͤb. StR. B. II. Zit. 1. 
Art. 16., unten $. 427 Anm, g. 

d) Zeftamentöftadga vom 3. Juli 1686. $. 1. Not. q. pag. 15. 
Not, e. pag. 95. Not. a. pag. 116. 228. Vergl. koͤnigl. Refolution 
vom 31. Detbr. 1662. 96 und 7. ©. 9 Nielfen’s Grbfolges 
recht $. 6. Anderer Meinung ift v. Samfon (Erbfchaftsrecht $. 197 
Anm. f. und $. 279 Anm., auch noch in der Schrift über Bunge’s Ne: 
eenfion ©. 61 Anm.), inbem er bie ftäbtifehen Immobilien nach ſchwe⸗ 
difhem Stadtrecht beurtheilt wiffen will, weil die Anwendung des 
Stadtrechts in dieſem Falle durch -ein fchwedifches Gefes geboten fei. 
Allein der Grundfag, daß ftädtifche Immobilien nach dem localen Stadt⸗ 
recht zu beurtheilen find, ift älter als die Teſtamentsſtadga, gilt ſchon 
im gemeinen Recht, und beruht auf der allgemeinen, von v. Samfon 


Tit.2. Quellen. Abſchn. 2. DO. der Stadtrechte. $. 18. 37 


$. 18. 
I. Quellen der Livländifchen Stadtrechte. 


Die Quellen der livlaͤndiſchen Stadtredte 
find theils allen livländifchen Städten gemein, theils find es be: 
fondere Gefeße und Privilegien der einzelnen Städte, welche leb: 
tere man jedoch nirgends volftändig gefammlet findet*). Zu den 
allen Städten Livlands gemeinfamen Rechtöquellen gehören: 

1) Die Statuta und Rechte der Stadt Riga, 
urfprünglich zwar für Niga verfaßt, in der Folge jedoch auch 
den Übrigen livländifchen Städten theild durch ausdruͤckliche Pri- 
vilegien verliehen, theils von ihnen durch den Gerichtsbrauch re: 
eipirt?).. Die gegenwärtig geltenden, auf Grundlage bed älteren, 
bereit3 aus dem 13ten Sahrh. flammenden, im niederdeutfcher 
Sprache abgefaßten, fog. oͤlrichs'ſchen Stadtrechts“) gebauten 


(Ueber Bunge's Necenfion ©, 39 fg.) felbft anerkannten Regel, daß 
Smmobilien ben Gefegen bes Orts, wo fie belegen, unters 
worfen find, Vergl. v. Helmerfen?’ 8 Abhandlungen Lief. II, 8.95 fag. 

a) Die rigifchen Privilegien ꝛc. aus ber polnifchen und ſchwedi— 
fchen Beherrſchungszeit finden fich im Auszuge in B. v. Gampenhan- 
fen’s livländifhen Magazin, Th. I. S. 89— 130. Eine vollftändige 
Sammlung ber rigifchen Rechtsquellen wird gegenwärtig von Bunge zum 
Drud vorbereitet, 

b) 8. v. Bunge’s Beiträge zur Kunde ber Rechtöquellen &- 
56 fag. ımd 3. &. Schwarg in der unten Anm, d. angef. Abhand- 
lung ©. 241 fgo. 

c) Es führt diefen Namen nach feinem erften Herausgeber, &. Del: 
r ichs (zufammen mit dem Mittleren livlaͤndiſchen Ritterrechte ($. 5.), 
Bremen, 1773. 4.), und iſt in 11 Theile, deren jeder mehrere Artikel um: 
faßt, eingetheilt. Diefes ölrichs’fche Stadtrecht ift gefchöpft theils aus 
einem älteren eigenthämtich rigifchen Statut, von welchem neuerdings zwei 
Redartionen aufgefunden worben find, beten erfte fchon vor dem 3. 1248 
entftanden, theild aus dem hamburgifchen Statut vom 3. 1270. . ©. über; 
haupt 2, Napiersky inv. Bunge’s Archiv für die Gefchichte Liv-, 
Efth = und Eurlande. B5. I. S. Lfag. und v. Bunge ebendaf. Bd. III. 
S. 264fgg. und Bd. IV. ©. 21 fgg., 33 fog. 
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Statuten, find während der ſchwediſchen Regierung im Jahre 
1673 verfaßt ®), und feitdem, wiewohl nie fpeciel beftätigt, in 
fortwährendem unangeftrittenen Gebrauch“). Sie beftehen aus 
6 Büchern, deren erfted vom Rath, in 14 $$., das zweite vom 
Gerichtöproceg in 35 Gapiteln, das dritte und vierte, jenes in 17, 
diefes in 8 Titeln, vom Privatrecht, das fünfte in 8 Ziteln vom 
Seerecht und das fechfte in 11 Titeln vom peinlihen Recht han- 
deln. Herausgegeben find die Statuten 1) von G. Oelrichs, 
Bremen 1780. 4. und 2) bei Müller, Riga 1793. 4. | 


2) Das ftädtifhe Gewohnheitsrecht, deffen ge 
fegliche Gültigkeit durch das rigifche Stadtrecht begründet ift‘), 
welches jedoch in den einzelnen Städten mitunter varüirt. Hier⸗ 
her find auch die Ausflüffe der Autonomie, befonderd des rigis 
fchen Rathes, zu rechnen, wohin nicht nur die, den angeführten 
Ausgaben der rigifchen Statuten im Anhange beigefügten, foge- 
nannten willfürlihen Gefeße der Stadt Riga, nebft 
deren Quellen: den Burfprafen (auc) Civiloquium genannt) von 
denSahren 1376, 1384, 1399, 1405, 1412 ıc. gehören 8), fon: 
dern auch andere, zum Theil, wie die rigifche Vormuͤnderord⸗ 





d) S. noch Überhaupt: (3. C. Sch wartz' 6) Verſuch einer Ge- 
ſchichte der rigiſchen Stadtrechte, in F. &. Gadebuſch's Verſuchen in 
der livlaͤndiſchen Geſchichtskunde. Bd. II. Stck. 5, und v. Bunge’s 
Beiträge ©. 41 — 61. 

e) Als neueftes Beifpiel der Anerkennung ift aufzuführen der ©. u. 
vom 4. März 1832, worin eine Beftlimmung bes rigifchen Stadtrechts 
(8.11. Gap. 18. $. 12.) gegen ein ruffifches Geſetz aufrecht erhal: 
ten wird, 

f) Ucber das Recht ber Autonomie bes rigifchen Rathes vergl. v. 
Bunge a. a. O. ©.42 fg 63 fg. S. auch das rigifche Stadtrecht 
3.1.8.2. und bas Corpus privil. Stephaneum v. 14. Ian. 1582. 

g) Sie finden ſich abgedruckt theils als Anhang zu ben Ausgaben bes 
heutigen rigifchen Stabtrechts, theild in v. Bunge’s Archiv Bd. IV. 
&. 182 — 209. 
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nung vom Sahre 1591, das Privatrecht betreffende Sta- 
tute®). | 

3) US Subfidiarreht erfennen die rigifchen Statu- 
ten!) felbft nur an: die gemeinen befchriebenen Kaiferlichen und 
Geiftlihen Rechte, worunter das gemeine deutfche Recht, roͤmi— 
fhen, deutfchen und canonifchen Urfprungs, zu verftehen if. 
Uebrigens find in Riga felbft manche Beftimmungen des fchwebi- 
ſchen Rechts recipirt®); und in den übrigen livländifchen Städten 
hat baffelbe, begünftigt durch das Verhältniß des Hofgerichts, 
als höherer Inftanz für die Stadtgerichte, — wiewohl mit Un: 
recht") — noch bedeutenderen Einfluß gewonnen. — Das 
ruffifhe Recht endlich gilt in den Städten in demfelben 
Umfange, wie nach dem Randrechte”). ü 


59. 10. 
II. Quellen der eſthlaͤndiſchen Stadtrechte. 


Unter den eſthlaͤndiſchen Staͤdten hat 
1) Reval bereits ſeit dem 18ten Jahrh. den Gebrauch des 





h) B. II. Cap. 4: „Die Richtere ſollen ſich, in Faſſung ber Urtele 
dieſem unſerm Stadtrechte und Gewohnheiten gemaͤß verhalten; da aber die 
nicht zulangeten, ſollen ſie ſich nach den gemeinen beſchriebenen Kayſerlichen 
und Geiſtlichen Rechten, im Urtheilen richten.“ 

i) Ebendaſ. Vergl. auch daſ. B. II. Gap. 31. $. 4., und abgeaͤnd · 
Artikel B. IT. Tit. 31. 6. 14. 

k) Sie find meift geſammelt in den ſog. abgeänderten Ar— 
tikeln des rig. Rechts, welche den angeführten Ausgaben der 
Statuten angehängt find. Vgl. auch noch v. Bunge in ben Erörteruns 
gen. Bd. II, ©.139 fgg. 

I) Vergl. Nielfen’s Procefform $. 626 und in der älteren Auss 
gabe vom 3. 1806. ©. 357, Anm. 31. 

m) Denn im Stadtrecht finden für die Anwendbarkeit einzelner ruffis 
fcher Gefege diefelben Gründe, wie im Landrecht, ſtatt. S. oben. 12. 
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lübifhen Rechts gehabt*), und zwar iſt daſelbſt gegen: 
wärtig die juͤngſte ®) Revifion des Lübifchen Stadtrechts, wie fie 
im Jahre 1586 zu Stande gekommen ift, recipirt, und deren Guͤl⸗ 
tigfeit unbeftritten anerfannt ). Diefed, feit dem Jahre 1586 
häufig, zuletzt Luͤbeck, 1829, 4., befonders herausgegebene Stadt: 
recht befteht aus ſechs Büchern, deren erfted dad Perfonen:, Fami— 
lien und Sachenrecht in 10, das zweite das Erbrecht in 3, dad 
dritte das Obligationenrecht in 13, das vierte das peinliche Recht 
in 18, das fünfte den Proceß in 12, und das fechfte das Seerecht 
in 5 Titeln enthält‘). Außer den eigentlichen Statuten hat 
übrigens auch die hanfifche Schiffsordnung vom I. 1614, die 
lübifche Seegerichtöprocegordnung vom 3. 1655 und bie Lübifche 
MWechfelordnung vom J. 1662 in Reval Aufnahme gefunden, 
Alle diefe in Reval geltenden Quellen bes Tübifchen Rechts find zu: 
fammengeflelt in 5. ©. v. Bunge, die Quellen des Revaler 
Stadtrecht. Bd. I. (Dorpat 1844. 8.) ©. 125— 237. Uebri- 
gend hat das Lübifche Recht nur in der eigentlichen Stadt Reval, 
fo wie in deren Vorftädten und Patrimonialgebiet Gültigkeit, 


a) Privil, Königs Erich IV. Plogpennig v. Dänemark vom 11. 
Mai 1248, und überhaupt v. Bunge’s Beiträge ıc, ©. 38 fag. 
| b) Die älteren Rebactionen des Lübifchen Rechts find zuſammen⸗ 
geftellt in I. 8. Hach, basalte Lübifche Recht. Lübed 1839. 8. und in 
v. Bunge’s Quellen des Revaler Stabtrehts Bd, I. S. 1I—124, 
In lesterem Werke find namentlich auch die von Lübel nach Reval ge: 
fandten Zerte des lübifchen Rechts von den Jahren 1257 und 1282 ab: 
gebrudt. - 

c) Vergl. noch aus neueften Zeit das Allerh. beftät. RRG. v. 10. 
Dchober, ©. u. vom 9. November 1829, wodurch eine einzelne Bes 
flimmung des Lübifchen Rechts (B. I. Zit. 3. Art. 1) aufgehoben wor: 
den iſt. 

d) ©. C. J. A. Paucker in ben Dorpater Jahrbb. Bd. J. ©. 
322 fgg. und über das luͤbiſche Recht überhaupt J. C. H. Dreyer’s 
Einleitung zur Kenntnig ber lübelfhen Verordnungen. Luͤbeck, 1769. 
4., und Hach' s oben Anm. b. angeführte Schrift. , 
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nicht auch auf dem Dom und in der Domvorftadt, deren Einmwoh: 
ner dem efthländifchen Landrechte unterworfen find). In sub- 
sidium gilt zwar auch in Reval im Ganzen bad gemeine beutfche 
Recht '), vom canoniſchen Recht find jedoch nur einige wenige Be: 
flimmungen recipirt ©). Auch find einzelne allgemeine ſchwedi⸗ 
fche Gefeße practifch geworben®). Die Anwendung bed ruffi- 
ſchen Rechts fteht unter denfelben Regeln, wie im Landrecht. — 
Die einzelnen für die Stabt Reval fpeciell ertheilten Gefete be: 
ziehen fich mehr auf das öffentliche, als auf das Privatrecht‘). 
Das Gewohnheitärecht ) endlich ift gleichfalls eine wichtige 


2) Pauder a.a. O. ©, 327. 

f) Der „Eaiferlichen Rechte‘ erwähnt zuerft das Privilegium Rd: 
nigs Johann III. v. 11. Febr. 1570, und auch in ber Gapitulation 
vom 29, Septbr. 1710 Xrt. 6, wird der Stadt „die Jurisdiction nad) 
allgemeinen Eaiferlichen Rechten und Lübifchen Statuten in eriminalibus 
et civilibus, in und außerhalb der Stadt, fo weit bie Grängen fich er: 
ftreden”, zugeftanden. Vergl. auch die Ganzleiorbnung bes Revaler Rathe 
$. 8.: „Unſer Syndicus fol — — — mit Anmerkung unferer Stadt 
Statuten, rechtlichen ehrbaren Gewohnheiten, der gemeinen befchriebenen 
- Taiferlihen Rechten, wie auch des heil, Reichs Gonftitutionen — — 
feine Relation und Gutachten verfaffen.‘ 

g) Refotution des Raths v. 14, Febr. 1785. Wo in den Rechts— 
quellen vom gemeinen Recht die Rede ift, wirb das canonifche ftets mit 
Stillſchweigen Übergangen, z. B. in ber Ganzleiordnung $. 8. (f. bie 
vor. Anm.), in der Gonfiftorialorbnung Gap. 2. Art. I., Gap. 5. Art.6., 
Eap. 7. Art. 1 u. 4. In der Obergerichtöorbnung $. 16. wirb ber 
Derhorrefcenzeid ‚ein contra privilegia et iurisdictionem huius eivita- 
tis e diametro flreitendes, hieſelbſt nie recipirtes inventum juris cano- 
nici“ genannt, " 

h) Bgl. darüber das unten (Anm. I) angeführte Repertorium von 
Harpe. Bd. 8. ©. 38 — 261. 

i) Eine Sammlung dieſer ſingulaͤren Geſetze iſt begonnen in der 
erſten Lieferung des 2. Bandes von Bunge“s Quellen des Revaler Rechts, 
©. 90 fo. 

k) Bol. daruͤber befonders die Goncorbaten zwifchen dem Rathe 
und ber großen Gilde vom 27. Ian, 1672, Art. 44., unten $. 20. Anm. a, 
— Ueber Mevius’ Commentar zum luͤb. Recht ſ. unten $. 35. 
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Rechtöquelle‘), und auch hier bilden die Ausflüffe der Autono- 
mie”) eine. befondere Elaffe deffelben, indem auch Reval eine 
mehrmals revidirte Burfprafe hat), desgleichen viele Statute 
des Nathes, namentlich auch eine Waifengerichtö - und Vormuͤn⸗ 
berordbnung u.a. Was von diefen „Ordnungen bed Revaler 
Raths“ noch practifch if, findet man in Bunge's angeführ: 
ter Sammlung Bd. I. ©. 233—511. 

2) Die Stabt Wefenberg erhielt fchon früh diefelben 
Rechte wie Reval), und es gilt dafelbft feit jener Zeit das Lübi- 
[he Reht?). — Auch in Hapfal ift durch das diefer Stabt 
verliehene lübifche Recht 9) der Gebrauch des rigifchen Stadtrechts, 
deffen fie früher genoß'), ganz verdrängt worden. In beiden 
Städten fommt übrigens in subsidium da3 gemeine Recht in An« 


I) Ein treffliches Hütfsmittel zur Kenntniß der Revaler Praris bie: 
tet das bei dem Rathe der Stadt handfchriftlich aufbewahrte: Reper— 
torium über die Privilegia, Confirmatoria, töniglich ſchwediſche Reso- 
lutiones, ruſſiſch-kaiſerliche Ukaſen, fo weit felbige die Stadt Reval bes 
treffen, Constitutiones, Protocolla publica et privata und Gonceptbücher 
bes Magiftrats der Zaiferl, Stadt Reval, bis zum 3. 1800 incl, (Später 
fortgefegt biß 3.3.1807), sufammengetragen von ad Harpe, 
Consule litterato emerito. 14 Bde. in 4. 

m) Begruͤndet durch das luͤb. Stadtrecht B. J. Tit. 1. Art. 2.: 
„Was Ein Rath ſtatuiret und ordnet, fol unverbruͤchlich gehalten wer—⸗ 
den; wirb von jemand barwiber gebanbeit, den hat Ein Rath nad) ihren 
Ordnungen und Willkühren zu ſtrafen.“ 

n) Pauder a, a. D. ©. 329. Die Älteren Rebactionen f. in 
v. Bunge’s Archiv Bb. III. ©. 83 fag., die neueren, in den Revaler 
Rechtsquellen Bd. I. ©. 238 fgg. 

0) v. Bunge’s Beiträge ©. 40 fo. 

p) Paudera, a. D. ©. 326. 

g) Kal. fchwed, Privilegien der Stabt Hapfal v. 3. Sptbr, 1584 
und v. 8. Mai 1594. Refolution des Grafen M. ©. de la Garbie 
vom 8. Auguft 1665. 

r) dv. Bunge a. a. D. ©. 57. und infeinem Archiv für Ge: 
ſchichte ꝛc. Bd. II. ©. 264 fgg. Bd. IV. ©. 21 fgg. Wal. noch 
ebenda. Bd. I. ©. 10 fo. 
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. wendung. Vom ſchwediſchen und ruffifchert Recht gilt fir We- 
fenberg und Hapſal daſſelbe wie für Reval. 

3) Die übrigen Städte Efthlands finb dem efihländifchen 
Landrecht unterworfen‘). 


$. 20. 
Verhaͤltniß der Quellen der Stadtrechte zu einander. 


Mas das Verhaltniß der ftädtifchen Rechtöquellen unterein- 
ander betrifft, fo laffen fich hier eher, als im Landrecht, fefte Re— 
geln aufftelen. Im Allgemeinen geht das einheimifche und das 
ftatutarifche Recht dem fremden Subſidiarrecht vor, und zwifchen 
beiden fteht das Gewohnheitsrecht. Bei den einheimifchen 
Rechtöquellen hat die jüngere vor der älteren den Vorzug; das 
Berhältniß der einzelnen Beflandtheile ded gemeinen Rechts zu 
einander ift nach den im gemeinen Recht felbft angenommenen 
Grundfägen zu beurtheilen. Insbeſondere Fann man folgende 
Reihenfolge der einzelnen Gattungen von NRechtöquellen aufftel- 
Ien. Allem Uebrigen geht vor: 

1) das ruffifche Recht, fo weit ed, nach $.12., al3 hauptrecht- 
liche Quelle zu betrachten ift. 

2) die jeder einzelnen Stadt verliehenen oder für fie erlaffe: 
nen befonderen Gefeße, Privilegien ꝛc. 

3) die ſtatutariſchen Rechte (in den Städten Livlands das ri: 
gifche, in den efthländifchen das luͤbiſche Recht). 

4) das Gewohnheitsrecht, und zwar hier zunächft die auto: 
nomifchen Statute und Verordnungen’). 





) Pauder a. a. O. 

a) Daß das Gewohnheitsrecht den Statuten nachſtehen ſolle, ſcheint 
zwar aus dem rigiſchen Stadtrecht B. II. Gap. 4. (ſ. 6.18 Anm. h.) 
gefolgert werben zu muͤſſen; indeffen dürften in den übrigen Städten, 
außer Riga, da fie kein eigenes, fondern ein fremdes recipirtes Stadt⸗ 


44 Einleitung. 


5) das gemeine deutfche Recht. 
6) das allgemeine ruffifche Reicherecht, ſofern es nicht ſchon 
hauptrechtliche Quelle ift. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Quellen ver liv- und efthländifchen Bauerrechte. 


$. 21. 
Begriff und Object des Bauerrechts. 


Seitdem die liv- und efthländifchen Bauern aus der Leib: 
eigenfchaft in den Zuftand der Freiheit übergetreten find, bilden 
fie einen eigenen freien Stand, zu welchem jedes Individuum ge: 
hört, welches bei einer Bauergemeinde angefchrieben ift*), und 


recht haben, biefem doch die befondern Gemwohnheitsrechte, und bie au- 
tonomifchen Normen jeder einzelnen Stabt vorzuziehen fein; und felbit 
in Riga wird, da das Stadtrecht nicht ars beftätigtes Gefegbuch anzu⸗ 
fehen ift, das Recht des Rathes, felbft derogirende autonomiſche Statute 
(Senatus consulta) zu verfaffen, nicht in Zweifel gezogen. In Betreff 
Revals heißt es namentlich in den Goncordaten zwifchen dem Rathe und 
der großen Gilde vom 27. Ian, 1672 Art. 44: „Die litigirende 
Parten follen in allen und jeden Artikeln fowohl in Griminal» als Eis 
vilfachen ſich ficher auf die Lübifchen Statuta zu berufen haben, es wäre 
dann, daß eine unverrüdtich obfervirte Gewohnheit benenfelben conträr 
wäre, als welche billig den Vorrang vor ben befchriebenen Rechten bat; 
es fol aber derjenige, der eine ſolche Gewohnheit für fich allegiret und 
anziehet, dieſelbe gebührlich zu probiren ſchuldig fein, es wäre dann, 
daß fie dermaßen notorifch und befannt, daß fie niemand wiberfprechen 
möchte; foll derowegen aus einem ober anderen Praeiudicato nicht alfo= 
fort eine consuetudo inferiret und gemacht werben, fondern bafern fünf: 
tig wider bie lübifchen Rechte (darinnen in contrarium feine durchges 
hende, von vielen Iahren her ftets unverrüct obfervirte Gewohnheit alle: 
girt werben kann) gefprochen würde, folche Sentenz ipso iure null und 
nichtig fein." 
a) Livl. BV. 5.47.48. Eſthl. BGB. 1.2. 11. 
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fiehen in dem Genuß eines eigenen fingulären Rechts, des Bauer- 
rechts. Dem privatrechtlichen Theile deffelben find 

1) in’ perfönliher Hinficht unterworfen: 

a) alle Mitglieder der Bauergemeinde®), und zwar in Efth- 
land ohne Unterſchied, ob es eine Land» oder Stadtgemeinde ift‘), 
während in Livland die zu den Stadtgemeinden angefchriebenen 
und in den Städten wohnenden Bauern dem Stadtrecht unter: 
worfen find). Dagegen find bie Privatrechtöverhältniffe der 
auf dem Patrimonialgebiete der Städte anfäffigen Bauern nah 
Bauerrecht zu beurtheilen, obſchon die Patrimonialgtıter der 
Stadt Riga unter der Gerichtöbarfeit der Stadt ftehen A Ueber 
die ſchwediſchen Bauern in Efthland f. oben $. 4. 

b) die auf dem Rande wohnenden fog. freien Leute und zünf: 
tigen Bürger‘), in Livland uͤberhaupt alle fleuerpflichtigen Land⸗ 
bewohner, welche nicht Mitglieder einer Bauergemeinde find, des— 
gleichen Auslaͤnder niederen Standes, welche als Handwerker, 

Diener u. dergl. auf dem Lande Ieben®). 
| e) Die auf unbeftimmte Zeit beurlaubten Militärs nieberen 
Ranges (Bnterofficiere und Soldaten), die fich auf dem Eande 
niebergelaffen " 


b) £ivl, BB. $. 351. Eſthl. BGB. 5.9 

c) Eſthl. BGB. $. 90., vergl. mit $. 89, a fgg. 

d) Livl. BV. $. 60. 

e) Ebendaf. und $. 202. 

f) Allerh. beftät. — vom 2. Juni 1823. Livl. 
Regierungspatent vom 20. Juli, eſthl. Regierungspubl. vom 27. Juli 1823. 
Allerh. beſtaͤt. Reichsrathsgutachten vom 7. Detbr. 1829, vergl, mit dem 
livl. Negierungspatent vom 21. April 1825. Die Bürger ber Stadt Reval 
machen übrigens eine Ausnahme. &. oben $. 17. 

g) Predlofhenie des Generalgouverneurs von Liv⸗, Eſth⸗ und Curland 
v. 31. Juli 1831. Livl. Regierungspatent v. 16, Febr. 1832. 

h)Alterh. beftät. Reichsrathsgutachten vom 26. Sptbr. 1843, Eſthl. 
Regierungspublicat v. 15. Novbr. 1843. 
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2)in dinglicher Hinſicht alle Bauerländereien oder 
Bauergefinde, wenn fie Bauern sugehören ) | 


$. 22. 
Quellen des Bauerrechts: 1) bes livlaͤndiſchen. 


Hauptquelle des livlaͤndiſchen Bauerrechts ift die liv- 
ländifhe Bauerverorbnung, melde am 26. März 
1819 Allerhöchft beftätigt worden, und durch welche die früheren, 
die Bauern betreffenden Gefeße außer Kraft gefegt worden 
find‘). Sie zerfällt in drei Theile, deren erfter ($.I—XV. 
und 1— 46) von der Freilaffung handelt, und nunmehr faft 
Feine practifche Gültigfeit mehr hat. Der zweite Theil ($. 47 
— 203) enthält die Verfaſſung, und der dritte ($. 204 — 598) 
das Geſetz. Diefer letztere Theil ift wieder in drei Bücher ab» 
getheilt, deren erfted die Proceßordnung ($. 204 — 350), das 
zweite das Privatrecht ($. 351 — 496), das dritte die Polizeiord- 
nung ($. 497 — 598) umfaßt. Ausgaben: 1) in der GSenatö- 
druderei zu St. Peteröburg in ruffifcher Sprache, 1819 fol. 


2) ebendafelbft in deuticher Sprache, 1819. fol. 3) deutfch im 
Hypmar 3akonogamersensa na 1810 T. Ku. L Oma. 2, 


i) Bl. eſthl. BGB. 6.510 fgg. S. unten $, 166. 


a) N. U, vom 26. März 1819. In manchen Beziehungen waren bis 
zum 3,1845 noch practifch die am 20, Februar 1804 Allerhöchft beftä- 
tigen Verordnungen, bie Livländifhen Bauern be: 
treffend, und die am 28. Febr. 1809 gleichfalls Allerh. confirmirten 
Ergänzungsparagraphen zu denfelben, durch welche Gefege bie 
Freilaffung der Livländifchen Bauern vorbereitet wurde. Vgl. die Aller: 
hoͤchſt beftätigten Befchlüffe des Livländifchen Landtags vom 3.1842. Die 
noch anmwendbaren Beftimmungen dieſer Merorbnungen wurben neu 
herausgegeben unter dem Zitel: Auszug aus den Bauerverorbnungen 
von 1804 und 1809, die Frohnleiſtungen betreffend. Riga 1842. 8. 
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Cn6. 1820. 8. 4) ruffifch und deutfch in der Ioauoe Co6panie 
Zakonos» (f. $. 11.) Bd. 36. S. 542 — 734P). 

Bon den nachBeftätigung der Bauerverorbnung zur Ergän- 
zung oder Abänderung berfelben erlaffenen Gefeßen und obrig- 
feitlichen Borfchriften find die wenigften durch den Druck befanut 
gemacht worden“); fie betreffen übrigens das Privatrecht nur 
— mit Ausnahme der auch fuͤr das letztere ſehr wichtigen 

23. San. 1845 Allerhoͤchſt beſtaͤtigten „ergaͤnzenden Beſtim⸗ 
— in 77 68. 

In Faͤllen, wo die privatrechtlichen Beſtimmungen der 
Bauerverordnung nicht zureichen, ſollen das Herkommen, gute 
Gewohnheiten, die Landes- und allgemeinen Reichsgeſetze zur Ans 
wendung kommen °). 


$. 23. | 
2) Quellen des efthländifchen Bauerrechts. 


Die efthländifche Bauerverordnung ift am 23. 
Mai 1816 Allerhöchft beftätigt worden, und befteht aus der eigent- 
lichen Bauerverorbnung, welche für den tranfitorifchen Zuftand 
galt, und gegenwärtig ohne practifches Intereffe ift, und dem 
Bauergefetsbuche, durch welches alle auf die efthländifchen Bauern 
fich beziehenden früheren Gefeße, fofern fie nicht durch Die neue 
Berordnung ausbrüdlih und namentlich beftätigt find, außer 
Kraft gelegt worden”). „Das für den gegenwärtigen, befinitis 


b) Ein „alphabetifchese Sad» und Wortregifter zur Yivländifchen 
Bauerverordnung von H. v. Hagemeifter nd ©. F. v. Samſon“ 
erichien zu Dorpat 1821. 8, 

c) ©. unten $. 23 Anm, b. 

d) Livl. BB, $. 351. 

a) N. U, vom 23, Mai 1816. Das ältere Gefegbuch für die efth: 
ländifchen Bauern, Allerhöchft beftätigt am 27. Auguft 1804, hat faft gar 
keine practifche Bedeutung mehr, 
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tiven Zuſtand geltende DBauergefegbuch zerfällt. in 4 Bücher: 
1) von der Bauerverfaffung ($. 1— 95), 2) von dem Privat: 
rechte ($. 94 — 209), 3) die Polizeiordnung ($. 210 — 379) 
und 4) die Gerichtäorbnung ($. 380 — 566), und zwei Anhänge 
($. 567 — 590). Ausgaben: 1) ruffifch: beim Senat in St. 
Petersburg, 1816. fol. 2) deutfch : ebendaf. 1816. Fol. 3) deutfch : 
Reval (1816.) 4. H)deutfh: in G. Ewers' und M. v. 
Engelhardt’S Beiträgen zur Kenntnig Rußlands, Bd. I 
(Dorpat, 1818. 8.) S. 461 — 660. 5) ruffifch und deutfch in 
der IIoanoe Co6panie Bakonons, Bd. 33. &. 670 — 849. 

Die fpäteren Quellen des efthländifchen Bauerrechts find 
ebenfowenig wie die des livlaͤndiſchen vollftändig gevrudt”). 

In subsidium werden im Privatrecht angewendet das efth: 
ländifche Ritter- und Landrecht und die übrigen in Efthland gel- 
tenden Rechte, fo weit Diefelben nicht durch Allerhöchfte Werord: 
nungen abgeändert find 7 


— —— — — 


Vierter Abſchuitt. 


Von der Colliſion und der Anwendung der Geſetze, 
und von der Methode. 


$. 24. 
Golliſion der Geſetze: 1) der verſchiedenen Provincialgeſetze unter einander. 


Die verſchiedenen in Liv » und Eſthland geltenden Rechte, 
Landrecht, Stadtrecht und Bauerrecht, find einander coordinirt, 


b) Die durch das Allerhöchft beftätigte Reichsrathögutachten vom 2. 
Auguft 1829 angeordnete combinirte Rebaction ber Bauerverorbnungen aller 
brei Dftfeeprovinzen ift bisher nicht zu Stande gekommen. - Dal. bie 
Rechtögefchichte der Gefegcommiffion Th. III. S. 121. 2 

c) Eſthl. BEB. $. 95. 
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und koͤnnen daher nicht dad eine zur Ergänzung des andern an- 
gewendet werden), es fei denn ſolches ausdrücklich verordnet, 
wie namentlich die fubfidiäre Anwendung des Landrechts im 
Bauerrecht ($. 22 und 23), oder durch die Praxis hergebracht, 
wie die Anwendung des efthländifchen Landrecht3 zur Aushülfe 
(oder vielmehr nur zur Erklärung) des lioländifchen ($. 15). 


Hinfichtlich der Anwendung der einzelnen Rechte entfcheidet 
1) in perfönlicher Beziehung, namentlich in Hinfiht auf Rechts: 
fähigkeit und Status überhaupt, theils der Stand, theils das Do- 
micil, nach ben bereits früher ($. 4, 17 und 21) fpeciell ange: 
gebenen Regeln. Daffelbe gilt 2) für Handlungen, falls fih 
nicht die Parteien bei einem Nechtögefchäfte”), fofern dies, wie 
der Regel nach bei obligatorifchen Verhältniffen, die durch Ver— 
trag entſtehen, geftattet ift*), anderen beftimmten Geſetzen unter: 
worfen haben. Bei zweifeitigen Rechtögefchäften zwifchen Per: 
fonen verfchtedenen Standes muß im Zweifel angenommen wer: 
den, daß fie fich dem Rechte des Orts unterworfen haben, wo das 
Rechtögefchäft in Wirkfamkeit treten fol, alfo dem refp. Stadt: 
rechte, wenn es in ber Stadt, dem refp. Kandrechte, wenn es auf 





a) Wie z. B. v. Budbdbenbrod (Samml. der Geſetze Bd. II. 
S. 1041) annimmt; ſ. auch v. Samfon über Bunge's Recenſion ©, 
105 Anm. 

b) Der Grundſatz, daß in Beziehung auf die Form der Rechtsge— 
ſchaͤfte zunaͤchſt die Geſetze des Orts zur Norm dienen, wo das Rechtsge— 
[häft zu Stande gekommen, iſt im luͤb. StR. B. U. Tit. 1. Art. 16 
anerkannt. Vergl. C. W. Pauli’s Abhandll. aus dem luͤbiſchen Rechte. 
Th. I. ©. 219 fg. und I. Paucker in den Eroͤrterungen Bd. III. 
©. 244 fgg. 

e) So ift 5. B. in Livland die Ausftellung von Wechſeln nach ruf: 
ſi ſchem Wechfelrecht fehr gewöhnlich (Nielfen’s Proceiform 6.69, 
6.460 Anm. Hezel in v. Bröder’s Jahrb. f. Rechtögel: Bb. I 
©. 176). In Reval ift dies den Revaler Bürgern ausdruͤcklich — 
S. U. v. 12. Sptbr. 1805. | 


J. | 4 
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dem Lande wirkfam werben fol. Iſt ein Immobil Gegenftand 
bes Nechtögefchäftes, fo entfcheidet das Mecht der belegenen Sache. 
Rechtöverhältniffe zwifchen Bauern und Perfonen adeligen Stan- 
des find ftet3 nach Bauerrecht zu beurtheilen ®), welches in Livland 
auch in allen Fällen anzumenden ift, wo Bauern ed mit Littera- 
ten und nicht Fopffteuerpflichtigen Perfonen zu thun haben‘). Iſt 
endlich 3) von Rechten an Immobilien die Rebe, fo entfcheiden 
die Gefeße ded Orts, wo fie belegen find‘). Demnach werden 
Landgüter und die Rechte an denfelben, ohne Rüdficht auf ihre 
Befiger, wenn fie in Lioland belegen find, nach livlaͤndiſchem, 
wenn in Efthland, nach efihländifhem Landrecht 8), ftädtifche 
Grundftüde nach dem localen Stadtrecht beurtheilt, immer ohne 
Ruͤckſicht auf den Befiger und deſſen Stand”). Dies gilt in 
Lioland felbft dann, wenn Smmobilien ald Beftandtheile einer 
universitas juris, 5. B. einer Erbfchaft, erfcheinen '), in Efthland 
dagegen nur, fofern fie als einzelne Sachen in Betracht fommen. 
Bauergüter ftehen unter dem Bauerrecht nur dann, wenn fie 
Perfonen aus dem Bauerftande gehören"). — 4) Speciellere 


d) Eſthl. BGB. 5.380, 383, 436 fag., 495, 507. Livl. BB. 5.251 
Anm. 1 (f. die folg. Anm.), In dieſer Geſetzſtelle ift allerdings nur vom 
Gerichtsftande die Rede ; allein da darnach alle Sachen zwifchen Edelleuten 
und Bauern, auch wenn legtere Kläger find, vor die Bauergerichte gehören, 
fo ift auch nicht zu zweifeln, daß fie nach dem Bauerrecht, als ber für bie 
Bauergerichte vorgefchriebenen Norm, entfchieden werben müffen. 

e) Livl. BR. $. 251 Anm. 1.: „Fuͤr ben Abel, bie Litteraten und 
nicht Kopffteuerpflichtige ift in Beziehung auf Klagen ber Bauergemeindes 
glieder das Kreigericht, in deſſen Kreife diefe Perfonen ihren feften Wohn- 
ort haben, ber competente Gerichtsſtand.“ 

f) ©. oben $.4 u. 17 (befonders Anm. d.), und vergl. Rielfen 
0.0.D.$. 67. undv. Samfon a. a. O. ©. 39. 

ge) Kal. Refol. vom 23. Auguft 1631. $. 11. 

bh) &. oben $. 4 u, 17, und v. Delmerfen?s Abhandlungen 
Lief. 11. 8.95 — 98. 

i) S. unten $. 361. 

k) &. oben $. 21. 


Tit. 2. Quellen. Abſchn. 4. Collifion der Gefege ıc. $. 25. 5A 


Megeln für anberweite Colliſionsfaͤlle ſtellt das Provincialrech 
nicht auf, daher man hier zu den gemeinrechtlichen Grundſaͤtzen 
feine Zuflucht nehmen muß"). 


$. 25. 
2) Collifion der Provineialgefege mit den ruffifchen Reichsgeſetzen. 


Die neuere ruffifche Gefeßgebung®) hat die Frage über bie 
Anwendbarkeit der finnländifchen und polnifchen Rechte, fo wie 
der Particularrechte einzelner Provinzen des ruffifchen Reichs 
auf Perfonen, die fich in jenen Ländern und Provinzen nur einft: 
weilen aufhalten, fo wie umgekehrt der allgemeinen ruffifchen 
Reichögefege auf Finnländer, Polen und Provincialen, welche fich 
temporell im Reiche befinden, zunächft zwar nur in Beziehung. 
auf Erbfchaftsfälle ”) normirt, Dabei aber zugleich auch einige all: 
gemeine Beftimmungen“) aufgeftellt, welche leßtere hierher gehö- 
ven. Diefe allgemeinen Beftimmungen beruhen zunächft auf 


) S. Eihhorn’s Einl. in das deutfche Privatrecht $. 34 — 37, 
und befonderd W. Schaeffner, Entwidelung bes internationalen Prise 
vatrechts. Frkf. a, M. 1841. 8. 

a) Zunächft beftimmte ein Allerh. beftät, RRG. v. 3, April (S. u. 
v. 30. April) 1840 über Gollifionsfälle zwifchen den Reichs = und Pro: 
vincialgefesen, fodann ein RRG. v. 8, April (S.U, v. 4. Mai) 1843 
über die Gollifion der ruffifchen und finnländifchen, endlich ein RRG. v. 5. 
Zuli (3. Auguft) 1844 der ruffifchen und polnifchen Gefege. Alle drei 
Geſetze beruhen im Wefentlichen auf durchaus gleichen Principien ; im 
Einzelnen aber enthalten die beiden legteren genauere Beftimmungen, und 
da in denfelben auch auf die mit befonderen Rechten verfehenen Provinzen 
des Reichs Rücficht genommen wird, fo dürfen fie ohne Zweifel auch in 
Beziehung auf das erfte Gefes vom 3.1840 als correctorifche Gefege ans 
gefehen werben. Wal. oben $. 4 Anm. f. 

b) Die fpeciell auf Erbfchaftsfälle ſich beziehenden Beftimmungen 
gehören in das Erbreht. S. unten das fünfte Buch. 

c) Inallen drei Gefegen ift ausbrüdlich auch von Verfügungen unter 
Lebenden (RRG. v. 1840. 6. 3., 1843. (. 3., 1844. $. 3.), fo wie von 
Rechten und Werbindlichkeiten im Allgemeinen (daf. $. 2u. 8,) die Rebe, 

4* 
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dem Unterfchiede zwifchen Mobilien und Immobilien, und auf 
dem Grundfage, daß letztere — die Immobilien — ſtets nad) 
den Gefeßen des Orts, wo fie belegen find, zu beurtheilen feien 4), 
In Betreff des beweglichen Vermögens einer Perſon follen die 
Gefeße ihres Domicils entfcheiden *), und, wenn jemand fein be: 
ſtaͤndiges Domicil hat, die Geſetze feines Geburtsortes‘). Die Ges 
fee desjenigen Orts dagegen, wo jemand fich mur temporell auf: 
hält, haben auf feine Rechtsverhältniffe Feine Anwendung #); felbft 
wenn fich folche Perfonen ald Beamte im Dienft in einer mit be: 
fonderen Rechten verfehenen Provinz aufhalten, fo ändert dies 
nicht ihre Rechte und Verbindlichkeiten (in privatrechtlicher Be- 
ziehung), wenn fie nicht ausbrüdlich ihre Abficht erklärt haben, 
fich beftändig in einer folcden Provinz niederlaffen zu wollen, oder 
wenn nicht nach dem Provincialvecht ihr Dienft als förmliche 
Niederlaffung angefehen wird ®). 


$. 26. 
Anwendung ber Gefeke. 


Hinfichtlih der Anwendung der Geſetze ift zu be 
merfen: 


d) RRG.v. 1840, $. 10, v. 1843 und 1844. $. 9. 

e) Alle drei Gefege in $. 1. 

) RRG. v. 1843. 8. 8. und v. 1844. 8.8. Dies muß wohl ge: 
genwärtig auch für Liv: und Eſthland gelten (ſ. oben Anm. a.), während 
das RRGev. 1840 für diefen Fall die Geltung der allgemeinen Reichsge⸗ 
ſetze anordnete. S. auch oben $. 4 Anm, f. 

g) Alle drei Gefege $. 1. vergl. mit 6. 2. 

h) RRG. v 1840. 6. 2. Die beiden jüngeren Gefege $. 2. drüden den 
Ausnahmsfall anders, und zwar fo aus: „wenn fie fich nicht aufimmer an 
dem Drte ihres Dienftes, mit allen Rechten, bie ihrem Stande an dieſem 
Orte zugeeignet find, niedergelaffen haben, ober wenn nicht nach den Parti- 
eulargefegen ihr Dienft als förmliche Niederlaffung in der Provinz ange: 
ſehen wird,” 
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1) daß die Auslegung ber Geſetze jedesmal nach den 
Grundfägen derjenigen Gefeßgebung gefchehen muß, welcher das 
zu interpretigende Gefeß angehört?). 

2) Die analoge Anwendung der Geſetze ift zwar nicht 
ausgefchloffen, darf jedoch nur dann eintreten, wenn alle gefehli- 
chen Beftimmungen fehweigen”) ; bei der ruffifchen Gefeßgebung 
erfcheint fie übrigens, wegen derftrengeren Interpretationsgrund- 
fäße derfelben, unzuläffig. | 

3) Die Anwendung ber Critik ift, beſonders bei den 
Rechtöquellen aus der angeflammten Periode, von denen es Feine 
authentifchen Texte giebt, unerläßlich. 

4) Auf Billigfeit fol zwar der Richter Rüdficht neh- 
men“), jedoch dürfte fie jedenfalls nicht fo weit gehen, daß fie mit 
Bwangsgefegen in Widerfpruch geräth). 

5) Die richterliche Willfür ift ganz ausgefchloffen. 
Es wird den Richtern ausdrüdlich vorgefchrieben, daß fie in ihren 
Urtheilen, wenn folche ähnliche Sachen oder Fälle betreffen, fich 
gleich fein und nicht variiren follen‘). Das Arbitriren wird 
ihnen ausdrüdlich unterfagt: fie follen fich an dad Geſetz halten, 
und willfürlihe Meinungen der Richter find Fein Gefeß‘). 


a) F. G. v. Bunge: Wie und nach welchen Regeln müffen die in 
Livland geltenden Gefege interpretirt werden? Dorpat 1822, 8. und in 
den Erörterungen Bd. II, S. 323. Ueber die Auslegung des Tübifchen 
Stabtrehts vgl. Pauli’s Abhandil, Bd. IH. S. 430 fgg. 

b) Bergl.v. Bunge a. a,D. S. 17, 24. 

c) Richterregeln $. 9, 17. 

d) Kgl. Strafordnung vom 18, Mai 1653. 8.6. Kal. Brief vom 
4. April 1674 und vom 29. März 1699. 

e) Kgl. Brief vom 21. Januar: 1696. 

f) Kgl. Refol, vom 17, September 1668, 8.6, vom 10. December 
1672.$.6. Kal. Brief vom 4, April 1674, vom 14. Novbr, 1684, und 
vom 20. December 1698 (an das livl. Hofgericht). Not. b. pag. 326. 
Not, e. pag. 394 X. 
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$. 27. 
Methode, 


Bei der wiflenfchaftlichen Bearbeitung des lin» und eſth— 
landifchen Privatrecht müffen eigentlich die verſchiedenen Rechte 
beider Provinzen, jedes für fich und abgefondert behandelt wer: 
den, weil jedes derfelben ein in ſich abgefchlofienes felbftftändiges 
Ganzes bildet, und fie einander coordinirt find®). Allein bei der 
Kürze der Darftellung, welche in einem Lehrbuche beobachtet wer: 
den muß, ift eine durchgängige ftrenge Scheidung nicht ausführ: 
bar, und Fann bloß da ftattfinden, wo die Reichhaltigfeit und 
insbefondere der verfchiedene Geift der Quellen eines jeden diefer 
Rechte nothmwendig eine abgefonderte Behandlung erheifcht”). 
Uebrigens beſchraͤnkt fich diefes Lehrbuch bloß auf die Darftellung 
der in den einheimifchen, hauptrechtlichen Quellen enthaltenen 
Beflimmungen; die Subfidiarrechte kommen nur infofern in 
Betracht, als von ihrer Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit 
in einzelnen Fällen die Rede ift. 

Bei der Art und Weife, wie fich befonders das heutige liv- 
ländifche Landrecht geftaltet hat, und weil ed großentheils noch 
auf Rechtöquellen aus der angeftammten Periode beruht, ift eine 
hiftorifche Entwidelung der einzelnen Snftitute, als Einleitung in 
die Darlegung des practifchen Rechts, unerläßlih. Am mwenig- 
ften bedarf dagegen dad Bauerrecht einer-folchen hiftorifchen Be— 
handlung, da daffelbe — wiewohl ſich manche Verhältniffe des 
älteren Rechts in der Praris erhalten haben — auf einer felbft: 
ftändigen, von dem älteren Recht meift unabhängigen, neueren 
Gefeßgebung beruht. 


a) v. Bunge über ben Rechtözuftand ıc, ©. 1 fgg. 21 fag. 41. 
b) ©. auch oben $. 2 Anm. a. 
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Dritter Titel. 
Huͤlfsmittel und Litteratur. 


§. 28. 
I. Huͤlfsmittel. 1) ueberhaupt. 


Die Hülfsmittel des provinciellen Privatrechts find theils 
demſelben eigenthuͤmlich, theils mit dem deutſchen Privatrecht 
gemein. Die Aufzaͤhlung der letzteren kann hier um ſo mehr 
übergangen werden, als ſich eine ſolche in den neueren Lehrbuͤchern 
des gemeinen deutſchen Privatrechts findet, fo daß es hier genü- 
gen mag, auf die beften diefer Lehrbücher hinzumeifen: 

6.8. Eihhorn’s Einleitung in das deutfche Privatrecht, Vierte 
Ausgabe. Göttingen, 1836. 8. EC. J. A. Mittermaier’8 Grundfäge 
besgemeinen beutfchen Privatrechts. Sechfte Ausgabe, Regensburg, 1842 u. 
43. 2 Bde. 8. R. Maurenbrecher’ 8 Lehrbuch des heutigen gemeis 
nen beutfchen Rechts. Bonn, 1834. 8. Zweite Bearb, Bd. I. Ebendaſ. 
1840. 8. ©. Phillips, Grundfäge besgemeinen beutfchen Privat: 
rechts. Zmeite Aufl, Berlin 1838, 8. ©. W. Wolff, Lehrbuch des 
gemeinen beutfchen Privatrechts. Bd. I. Göttingen 1843. 8. 

G. 8. Eihhorn’s deutfche Staats = und Rechtögefchichte. Fünfte 
Ausg. Göttingen, 1843 u.44. 4 Bde. 8. 


$. 29. 
2) Geſchichtliche Huͤlfsmittel. 

Dahin gehoͤrt | 

U die Geſchichte Liv» und Eftplands überhaupt. 

Ueber die Litteratur berfelben |. (E. 8. Gadeb ufch ’s) Abhandlung 
von Livländifchen Gefchichtfchreibern. Riga, 1772. 8. und ©, 
E. Napiersky's fortgefegte Abhandlung von livlaͤndiſchen Ges 
ſchichtſchreibern. Mitau 1824. 8. — Ghronitenfammlung: Mo- 
numenta Livoniae antiquae. Riga, Dorp., Lpz. 1835 fgg. Bis 
jegt 5 Bände. 4. — Urfundenfammlungen: M. Dogiel, Codex 
diplomaticus regni Poloniae. T. If,, in quo — — Livoniae — 


— — Curlandiae et Semigalliae res continentur. Vilnae 1759. fol. 
Gin efthländifch » veval’fches Diplomatar wird in Kurzem von 5. ©. v. 
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Bunge und W. Arndt herausgegeben werden. &. au (C. E. 
Napiergky) Index corporis historico-diplomaticiLivonias, Estho- . 
niae, Curoniae. Riga u. Dorpat1833,. 2 Bde. fol. — An einer tüch: 
tigen Darftellung ber Gefchichte Liv: und Eſthlands fehlt es noch ganz; 
unter ben vorhandenen Geſchichtswerken find noch am brauchbarften: G, 
8. Sadebufch’s livlaͤndiſche Jahrbücher. 4 Thle. in 9 Bänden, Riga 
1770— 1783. 8,, und 9,0, Jannau's Gefchichte von Lief= und, 
Eſthland. 2 Thle, Riga, 1793 u. 96. 8., auch ind. W. Dupel’s 
neuen nord, Mifcellaneen Std. 3u.4,, und 15 u. 16, 
2) die liv- und efthländifhe Rechtsgeſchichte. 
5. Meniti hiftorifcher Prodromus des Livländifchen Rechtens und Re- 
giments. Dorpat (1633) 4. (Sehr unbedeutend.) 3.2, Muͤthel's 
livlaͤndiſche Rechtögefchichte z ein bandfchriftliches, der Dorpater Univerfi- 
taͤts⸗Bibliothek gehoͤriges, fehr ausführtiches Gollegienheft über die äußere 
Rechtögefchichte, in 7 Quartbänden, — R, v. Helmerfen’s Ge 
ſchichte des livlaͤndiſchen Adelsrechts bis zum 3.1561, Dorpat und Leipzig, 
1836. 8. — Ein Theil ber provinciellen Rechtsgefchichte ift neuerdings 
(als Einleitung in den zu ermartenden baltifchen Goder [$. 11.]) 
in der zweiten Abtheilung der eigenen Ganzlei Sr, Kaiſerlichen Majeftät 
(vom Baron v. Rahden und Grafen von Sievers) 
bearbeitet, und (zu St, Peteröburg 1845) in drei Bändchen in 
8. unter nachftehenden Ziteln erfchienen: Mcmöpnueckin cBb bHiA 
06% OCHOBaHIAX M Xoab MEcımnaro 3aKonoAamerbcmBa 
ry6bepnim ocm3enckax» (Ueberfiht ber politifchen und der 
Rechtöquellengefchichte); 2) Brenenie K» ITepBom wacımm cBoAa 
MECMHbIX® y3aKoneHiATybepkin ocmsehcKnx» . 0603p%Hie Ha- 
4aAb HIIOCMEITeHHATO Pa3BamiA MECMIHBIXB Bb OCM3eHCKOMb 
Kpab yupemzenin(Gefchichte der Verfaffung und Verwaltung); 3) Bre- 
AeHie Ko BMIOPOH Yacıım CBOA4 MECHIKBIXb Y3aKoHenil rybepnin 
. OCM3eACKUXB: oboap Guie nocmeneuuaro JCMaHOBACHIA IIpaBb 
cocMOANiA Bb OcM3eAcKoM» Kpab (Entwidclung der Standesver: 
hältniffe). Eine deutfche Ueberfchung diefes Werkes. durch © v. Bre: 
vern ficht zu erwarten, — &, auch no D. Fabri Formulare pro- 
curatorum, Proces unde Rechtes Ordeninge, rechter Art und Wise der 
Ridderrechte in Lifflande etc, Erfte Ausg. v. 3.1539. Zweite, beforgt 
von ©, Delrichs, hinter deſſen Edition bes rig. Stadtrecht und 
livl. Ritterrechts. (Bremen 1773. 4) S. 153 fgg. — 


3) Geographie und Statiſtik Eſth- und Livlands. 
A. W. Hupel's topographifche Nachrichten von Lief- und Eſth⸗ 
land. 3 Thle. Riga 1774—82. 8., nebft deffen gegenwärtiger 
Verfaſſung der Rigifchen und Revalfchen Statthalterfchaft. Riga, 1789, 8. 
W. ©. Briebe’s phofiich = dEonomifche und ftatiftifche Bemerkungen 
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über Lief s und Efthland. Riga, 1794. 8, 9. v. Bienenftamm’s 
geographifcher Abriß der drei deutſchen Dftfeepropingen Rußlands. Riga, 
1826.8. 3. ©. Kohl, die deutſch-ruſſiſchen Oftfeeprovingen oder Na: 
tur « und Voͤlkerleben in Cur⸗, Lin» und Efthland. Dresden und Leipzig. 
1841. 2 Bde. 8,, vergl. mit der Recenfion (von A. Hued) in v. 
Bunge’s Inland, Jahrg. 1841. R0.40—45. — P. A. 8. K. Pof: 
fart, bie ruffifchen Oftfeeprovingen Eurland, Livland und Efthland, nach 
ihren geographifchen, ftatiftifchen und übrigen Berhältniffen. Bis jest 2 
Bände, Stuttgart, 1843 u. 1846.8. — 4, W. Hupel’s öfonom, 
Handbuch für Lief- und Ehftland. 2 Thle, Riga, 1796, 8, (A. Hued) 
Darftellung der landwirthſchaftlichen Berhältniffe in Eſth⸗, Liv» und Eur: 
land, &eipz. 1845. 8. 


$..30. 
3) Sprachliche Hütfemittel, 


Zum Verftändniß der Nechtöquellen, welche in lateinifcher, 
hoch » und niederdeutfcher, polnifcher, fchwedifcher und ruffifcher 
Sprache abgefaßt find, führen, außer den allgemeinen Wörter: 
büchern, insbefondere: 


G. Oelrichs Glossarium ad Statuta Rigensia antiqua, ut et 
ad ius equestre Archiepischpatus Rigensis, vulgo Ridderrecht 
dietum, hinter deffen Ausgabe der genannten Rechtsbuͤcher. Bremen, 
1773. 4., und (3. C. Broge) Bemerkungen über etliche in liefländi- 
fhen Urkunden und biftorifchen Nachrichten vorkommende, zum Theil 
fhon unbekannt geworbene Ausdruͤcke, in Hupel’s neuen norb, 
Mifeel, Stk, 11, ©. 381 fag. Std. 15, ©, 544 fog. Std. 17, 
S. 140 fgg. 


= 6. 31. 
P 4) Juridiſche Hülfsmittel, 

Dahin gehören: 

1) die anderweiten, übrigens bis jet noch wenig bearbei- 
teten Zweige deö lin: und eſthlaͤndiſchen Rechts, 
insbefondere | 

a) das Öffentlihe Recht; Polizei- und Crimi— 


nalrebt; Handelsrecht. 


58 


de 


Einleitung. 


8.6. v. Bunge’s Einleitung in bas liv⸗, eſth⸗ und curländifche 
öffentliche Recht. Dorpat, 1837. 8 ©. 8. Baron Shoulg 
von Afcheraden furzgefaßte Abbildung des livländifchen Staats: 
rechts; Handfchrift im Livländ, Kitterfchaftsarchiv zu Riga. B. v. 
Gampenhaufen’s Liefländifches Magazin oder Sammlung publi= 
ciftifch = ftatiftifcher Materialien zur Kenntniß der Berfaffung und Sta⸗ 
tiftit von Liefland. Th. J. Gotha, 1803. 8. Dazugehört: (3. ©. 
v. Buddenbrod’s) Beitrag zur Kenntniß der Provincialverfaſ⸗ 
fung des Herzogthums Livland, St, Petersburg, 1804. 8. — CE. H. 
NRielfen’s Handbuh zur Kenntniß ber SPolizeigefege und anderer 
Verordnungen für Liv» und Efthland, 2 Thle. Dorpat 1794 und 
34 C. G. Sonntag, bie Polizei für Livland. Erfte Hälfte. 
Kiga, 1821. 8 — 3.8. Müthel’s Handbuch ber livländifchen 
Griminalrechtslehre. Nach deffen Zode herausgegeben von F. ©. v. 
Bunge. Abth. 1. Dorpat, 1827. 8. — F. ©. v. Bunge's 
Darftellung bes ruffifchen Handelsrechts, mit Rüdficht auf bie deutfchen 
Oſtſeeprovinzen. Riga, 1829, 8, 


b) Der Givilproceß. 

@ 9. Nielfen’s Procefform in Liefland. Dorpat, 1806. 8. 
Neue Ausg. Daf. 18235. 8. — (WB. Hezel’s) Grundlinien bes 
ordentl. livländifchen Givilproceffes. Riga, 1812. 8. — 8. Cam: 
becgq’s Anleitung zum ordentl. gerichtlichen Verfahren in bürgerlichen 
Rechtöftreitigkeiten in Ziefland. Dorpat, 1824. 8. — R.S3.%,. Sam: 
fon von Himmelſtiern's SInffitutionen des livländifchen Pros 
ceſſes. 2Thle. Riga, 1824. 8, 


2) die Rechte verwandter Staaten und Län: 
r, inöbefondere | 
a) deutfches Recht. ©. oben $. 28. 


b) eurländifhes Recht. 

F. ©. v. Bunge’s Grundriß des curländ, und piltenfchen 
Privatrechtd. Dorpat, 1825. 8, — Statuta Curlandica s. iura et 
leges in usum nobilitatis Curlandicae et Semigallicae dv. 8. 1617 (in 
C. Nettelbladt, Fasciculus rerum Curland. Rost. 1729. 4., 
in M. Dogiel’s Codex diplom. Regni Poloniae’T'. V. p. 368, und 
in Ziegenhorn's Staatsreht. Beil. Nr. 1055 auch befonders 
herausgegeben von 9. &. Birkel. Mitau, 1804. 8.); Gefege und 
Statuten bes piltenfchen Kreifes (in C. Nettelbladt, Anecdota 
Curlandiae. Greifswalde und Leipzig, 1736, 4., und befonders heraus 
gegeben von Emm. v. Mirbad. Mitau (1767) 8.)— ©. €. 
Zie genhorn's StaatssRecht der Herzogthümer Curland und Sem: 
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gallen. Königöberg, 1771. fol. und Zufäge bazu , Frankfurt, 1776, 
fol. — SInftructorium des —— Proceſſes, herausgeg. von G. 
v. Rummel. Dorpat, 1844. 8. 


ec) ſchwediſches Recht, beſonders des 17. Jahrhun— 
derts. 


J. Wilde’s Sweriges beskrifna Lagars Grund, Art och 
Uprinnelse, samt Older etc. Stockholm, 1736. 4. I. Stiern- 
hööck de iure Sueonum et Gothorum vetusto. Holmiae, 1672. 
4. J. J. Nordström’s Bidrag till den Svenska Samhälls - För- 
fattningens Historia. Helsingfors, 1839. 2 Bde. 8 — 1.Loc- 
cenii synopsis iuris privati ad Leges Suecanas accommodata. 
Gothob. 1673. 8. — S. überhaupt C.G. Warmholz Biblio- 
theca historica Sveo-Gothica. T. XIV. Upsala, 1817. 8. 


d) ruffifhes Nedt. 

©. den oben $. 11. angeführten Swod. Ueber die ältere Littera- 
tur: 8.6. v. Bunge’s Verſuch einer Gefchichte des Stubiums 
und ber Litteratur des ruffifchen Rechts und ber Rechtswiffenfchaft in 
Rußland überhaupt, in E. 3. A. Mittermaier’s und ©, ©. 
Zachariaä's Beitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des 
Auslandes. Bd. II. S. 440—464. und Bd. II. S, 97 — 136. Ein 
neueres, nach dem Swod bearbeitetes Lehrbuch des ruffifchen Privat: 
rechts ift: Hauepmanie Poccinckaro TpaxAaHckaro TIpaBa, 
cocmapa. A. Kpaunxberpaomt. Onb. 1843. 8. 


$. 32. 
11. Litteratur. Gefchichte der Bearbeitung ber provinciellen Privatrechte. 


Das rege Rechtöleben in Liv- und Efthland im 15. und 16. 
Sahrhundert, von welchem die Bearbeitung fo vieler Rechts 
bücher‘) ein ſicheres Zeugniß giebt, erlofch, wie ed fcheint, faft 


a) S.oben$. 5. Auch außer den dort angeführten Rechtsbüchern 
giebt es manche hierher gehörige noch ungebrudte Privatarbeiten, beſon⸗ 
ders über das Lehnreht. ©. z. B. Schwarg. in Hupel's neuen 
nord. Mifcell. Std. 5 u. 6.©. 164 fg. und 3. Pauder’s Ausgabe ber 
Lehn = und Ritterrechte. Eben fo Eönnen hierher gerechnet werben bie beis 
den Älteren Bearbeitungen bes rigifchen Stadtrechts, bie verfchiebenen 
Bauerrehte (v. Bunge’s Beiträge zur Kunde ber R. Q. ©. 33 fgg., 
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ganz, als befonders Livland dem harten Drude der Polenherr- 
ſchaft feit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts unterlag, 
Auch lebte ed im Ganzen wenig auf während der ſchwediſchen 
Regierung, und insbefondere finden wir, daß feit dem immer 
größeren Eindringen bed römischen Rechts, die Provincialrechte 
immer mehr vernachläffigt wurden. Auf den Univerfitäten 
zu Dorpat und Pernau, welche die ſchwediſchen Herrfcher 
gründeten, fcheint das liv- und efthländifche Recht gar- Feines 
befonderen Studiums gewürdigt worden zu fein; jebenfalld war 
feine eigene Profeffur den Provincialrechten gewidmet’). Zwar 
waren bie Ritterfchaften, wie die Städte, befonders Riga, für Zu: 
fammenftelung von Land- und Stadtrechten bemüht, wodurch 
allerdings nicht wenig zur Aufrechterhaltung des vaterländifchen 
Rechts geleiftet ward‘); an eine wiſſenſchaftliche Bear: 
beitung des Materialdö wurde aber faft gar nicht gedacht, wenig: 
ftens ift des nachmaligen rigifchen Rathsheren Bruno Ha- 
"nenfeldt (+ 1710) im Ganzen dürftige Vergleichung des ri- 
gifchen Stadtrechts mit dem gemeinen Recht?) das einzige Werk: 


37 fgg.), das oben $.29. ©. 56. angeführte Werk von D. Fabri, und 
ein anderes bemfelben verwandtes, welches noch ungebrudt ift. 

b) Vergl. 9. 8. C. Bacmeifter’s Nachrichten von den ehe— 
maligen Univerfitäten zu Dorpat und Pernau, in G F. Müller’s 
Sammlung ruffifcher Gefhichte. Bd. IX. Std, 2 u.3 St. Petersburg, 
1764. 8. Aus den bafelbft S. 208 u. 210 gelieferten Auszügen aus den 
Prälectiondcatalogen ber Univerfität Pernau in den Jahren 1707 und 1708 
erfieht man zwar, daß der Profeffor ©, Aufeen Borlefungen über 
„leges provinciales“ gehalten hat, mworunter jedoch wohl ſchwerlich das 
kin » und efthländifche Provincialrecht, fondern ohne Zweifel das fchmebdifche 
Laudrecht, welchem dazumal jene lateiniſche Benennung beigelegt wurde, 
zu verſtehen iſt. 

e) S. oben $. 6 Anm. a. $. 10, nebſt Anm. b. $. 18. 

d)Collatio iuris statutarii Rigensis cum iure communi, ad metho- 
dum Äinstitutionum imperialium. (Praeside Sam. Stryckio.) Fran- 
eof. ad Viadrum 1684. 4; au in Sam. Stryckii Dissertatt. 
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chen, welches fich aus jener Zeit, als hierher gehörig, aufweifen 
läßt. — Die ſchwediſche Güterrebuction mit ihren Folgen, bie 
fo ftarf in die Privatverhältniffe des liv- und efthländifchen Adels 
eingriffen, gab zu ein Paar Schriften über das Pandgüter: und 
Lehnrecht, von dem Landrath O. C. v. Richter u. A.“), Ver: 
anlaffung; aber erft in den legten Decennien des vorigen Jahr: 
hundert3 machten fich einige Männer, namentlich die beiden Bür- 
germeifter Johann Chriftoph Schwartz von Riga”) und 
Friedrich Conrad Gadebufh von Dorpat?) um bie 
Wiffenfchaft des vaterländifchen Rechts verdient. Beſonders 
legte der erftere Durch feine gediegenen rechtöhiftorifchen Schriften 
einen trefflichen Grund für weitere Forſchungen; von den Schrif: 
ten des leteren, eined unermüdeten Sammlers, gehört die Bear: 
beitung des livlaͤndiſchen gefeßlichen Erbfolgerechts hierher®). 


$. 33. 


Fortfegung. Worlefungen über die Provincialrechte auf der Univerfität 
Dorpat feit dem Sabre 1802. 


Bei der Wiederherftelung der Univerfität Dorpat 
am Ende des vorigen Jahrhunderts follte Anfangs in der jurlfti- 
fchen Facultät auch eine „Profeffur der inden Gouver— 


iurid. Lips. 1723. 4, Vol. V. pag. 739 sqq. und Francof. ad Viadr. 
1744. fol. Vol. V. pag. 321 — 373. Ob Hanenfeld oder Stryd Verfaffer 
der Schrift ift, bleibt dahingeſtellt. 

e) Gefammelt in Hupel’s nord. Mifeel. Std. 22 u. 23. ©, 
133 fgg. ©. unten 8. IV. Abth. 1, Zit.1. 

f) Geb..zu Riga am 19. Ianuar 1722, geft. ebendaf. am 7. Novbr, 
1804. ©. vo. Rede’: u. Napiersky's Schriftftellerstericon. Bd. 
IV. &, 160 fgg. 

g) Geb. auf der Infel Rügen am 29 Ianuar 1719, geft. zu Dor- 
pat am 9. Zuli 1788. S. v. Rede a. a. O. Bd. I. ©. 1 fgg. 

h) Sn feinen Berfuchen in ber livländ, Gefchichtstunde und Rechts⸗ 
gelehrfamkeit. Bd. 1. in 6, Bd. II. in3 Stuͤcken. Riga, 177984, 8, 
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nementd an ber Dftfee geltenden Propincial- 
wie auch der ruffifchen Rechte‘ errichtet werden”). In dem 
bald darauf erfchienenen neuen Statut der Dorpater Univerfität 
ward jeboch ein befonderer Lehrftuhl für das „livlaͤndiſche Provin: 
cialrecht und die practifche Nechtögelehrfamteit”‘ angeordnet, und 
ein anderer „für das eſth- und finnländifche Provincialrecht“ b); 
in dem neueften Univerfitätsftatut endlich ift das liv-, efth- und 
curländifche Recht abermals vereint einer Profeffur zugetheilt 
worden‘). Seit diefer Zeit wurden verfchiedene Zweige der Pro: 
vincialrechte, und namentlich auch das Privatrecht, in öffent: 
lihen Vorlefungen behandelt. Bon den gedachten Kehr- 
ftühlen nahmen 1) den des livländifchen Rechts und der practi- 
ſchen Rechtögelehrfamkeit nach einander ein: I. L. Muͤ— 
thel von 1802 — 1812°), C. 3. &. Stelter von 1815 — 


— — —— — 


a) Allerh. beſtaͤt. Plan der in Dorpat zu errichtenden Univerfität vom 
4. Mai 1799. $. 81. 


b) Allerh. beftät. Statut der Univerfität vom 15. September 1803. 
$. 84. s 
c) Allerh. beftät. Statut der Univerf. vom 4. Juni 1820. $. 74. 
d) Geb, zu Seßwegen in Lioland am 20. Febr. 1763, geft. zu Dor: 
pat am 24. Mail812, (3.5.0. Rede’s und E. E. Napiers- 
ky's Schriftftellere und Gelehrtenlericon Bd. IH. S. 291 fgg.) Er 
hielt Vorträge über die Gefchichte des Livländifchen Rechts, Uber das liv- 
laͤnd. Griminalrecht, und einen Theil des livländ. Privatrechte. Seine 
mit vielem Fleiß gearbeiteten Gollegienhefte (in Allem 30 mehr oder mins 
der ftarke Quartbaͤnde) kaufte nach feinem Tode die Dorpater Univerfis 
tätsbibliothet an fih, nachdem der Plan zur Herausgabe eines Theils der: 
felben durh 3. ©. v. Buddenbrod cf. deffen Ankündigung, Riga, 
1817. 8.) gefcheitert war. — Müthel’s Vorleſungen über das liv: 
ländifche Recht waren ohne Zweifel die gründlichften, die auf der Univerfi: 
tät Dorpat über das Provincialrecht gehalten mworben find; jedoch waren 
feine Arbeiten nach einem zu weiten Plane angelegt. Vom Privatrecht, 
bei deffen Darftellung er das livländijche mit dem gemeinen Rechte ver: 
band, hat er daher nur einen fehr Heinen Theil, wiewohl fehr ausführs 
lich, bearbeitet, nämlich : das von ihm fog. „Solitärrecht‘” (die Lehre von 
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1817°%), 3. ©. Neumann von 1818— 1819 und Gurt 
Stever von 1819 — 1820%); 2) die Profeffur bes eſth⸗ und 
finnländifchen Rechts haben bekleidet: C. D. Rofenmüller 
von 1803—1805®) und €. H. ©. Koͤchy von 1805— 1817"), 
3) Die Profeffur der vereinten Provincialrechte.G.vonBunge 
von 1831 bis 1842, früher — feit 1823 — Privatdocent'), 
Außerdem hielten über das Liv: und efthländifche Recht Vorleſungen 
die Profefjoren C. F. Meyer von 1802 — 1817®), €. €. 


den Status naturales et civiles, in zwei ſtarken Quartbänden) und einen 
Theil des Eherechts (3 Bände in 4., als erfte Abtheilung des „Gefell- 
Ihaftsrehts”). Nur die (aͤußere) NRechtsgefchichte (S. oben $. 29), und 
das Tioländifche Criminalrecht (in drei Quartbänden, f. oben $. 31) find 
von ihm vollendet worben, 


e) Geb. zu Salzwedel am 16, Febr. n. St. 1758, geft. zu Berlin am 
8. Detbr. 1831 (v.Rede u.Napiersty a. a.O Bd. IV. ©.278 fg. 
und neuer Rekrolog ber Deutfhen. Jahrg. IX. ©. 892 fo.) Das 
livländifche Recht berücfichtigte er theils bei feinen gemeinrechtlichen Vor⸗ 
trägen, theils las er insbefondere Über Lioländifches Perfonenrecht, Sachens _ 
recht und Erbrecht. Die von ihm vorhandenen Gollegienhefte find ziem- 
lich dürftig. a 

f) Keiner von beiden hat in der kurzen Zeit, in welcher fie die Pro: 
feffur des Livländifchen Rechts bekleibeten , Vorträge über das Provincial⸗ 
recht gehalten. 

g) Er hielt eregetifche Vorleſungen über das efthländifche Ritter und 
Landrecht und Über das Lübifche Recht. Seine Leiftungen waren wenig be: 
deutend. Geb. im Jahre 1762, geft. zu Wefenberg am 15. April 1823. 

h) Geb. zu Schlieftebt, unweit Braunſchweig, am 24. April 1769, 
geft. zu Braunſchweig am 18. Auguft 1828. (Neuer Nekrolog der Deut: 
fhen Jahrg. VI. ©. 651 fgg.) Seine acabemifchen Vorträge, fo weit fie 
die Provincialrechte betrafen, befchräntten fich auch auf die Erläuterung 
des eftbländifchen Ritter = und Landrechts und auf das lübifche Recht. 

i) Geb. zu Kiew am 1, März 1802. Seine Vorlefungen umfaßten 
die liv-, efth > und curländifche Außere und innere Rechtögefchichte, - die Pri: 
vatrechte und das Öffentliche Recht aller drei Provinzen. 

k) Geb. im Hannöverfchen 1757, get. am 27. November 1817. 
(Rede und Napiersty Bd, III. ©. 221.) Er las eine Einleitung 
in bie Quellen bes Livländifchen Privatrechtg, 
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von Dabelom von 1819 — 18301), 3. Lampe von 1813 
— 1823”) und feit 1825 € ©. von Bröder"), und bie 
Privatdocenten W. Hezel von 1812 — 1815°), W. 5. ©. 
von Dittmar von 1818 — 1819P) und von C. C. 8. von 
Rummel feit 18419). Seit einigen Jahren find die Provin- 
cialrechte auch Gegenftand academifcher Vorträge") auf den mei: 
ften übrigen Univerfitäten des NReich8 geworden, wo fie in der Re: 
gel mit den refp. Difciplinen des ruffifchen Rechts verbunden ges 
lehrt werben. Dergleihen Vorleſungen finden fi in den 


I) Geb. zu Neubudom am 19. Iulin. St. 1768, geft. am 28. April 
1830 (Zeitgenoffen 3te Reihe, Bd. 4.). Er hielt eine einleitende Vorleſung 
über die Provinciatrechte (Ueberficht der Verfaſſungs- und Rechtöquellen: 
geſchichte). 

m) Geb. zu Dresden 1781, geſt. am 11. Auguſt 1823 (Rede und 
Rapiersky Bd. II. ©. 11). Seine provincialrechtlichen Vorträge um- 
faßten, außer dem curländifchen Recht, die Livländifche Nechtsgefchichte und 
das livlaͤnd. Privatrecht (Beides nur aus Müthel’s Heften gefchöpft), und 
eine Einleitung in die Quellen tes efthländifchen Rechts. 

n) Geb, zu Riga am 18. Rovbr. 1784. Won feinen acabemifchen 
Vorträgen gehören hierher die über die Verfaffung und Verwältung der 
Dftfeeprovinzen, das provincielle Griminalrecht, den provinciellen Proceß, 
die rigifchen Stadtrechte. 

0) Geb. zu Gießen am 9, Auguft 1786, gefl. zu Dorpat am 25. Octo: 
ber 1832 (v. Rede und Napiersty Bd. II. ©. 279), Er las 
über livländifches Privat, Criminal» und Öffentliches Recht und Livlänbis 
fehen Civilproceß. Seine -Dictate, namentlich über das Privatrecht, waren 
ziemlich dürftig und nachläffig gearbeitet. 

p) Geb. zu Pernau am 8, Auguft 1794, geft. auf Fennern in Livland 
am 12, Rovbr. 1826. Seine Dictate über das livländifche Privatrecht find 
faft gang ans den Vorträgen von Meyer und Hezel entlehnt. 

q) Geb, zu Klofter-Hafenpoth in Gurland am 1. Novbr, 1812. Seine 
Borlefungen umfaffen die Rechtögefchichte, das Privatrecht, den Civilpro— 
seh und die Berfaffung und Verwaltung Liv-, Eſth- und Curlands. 

r) Reuerdings find die Provincialrechte auch als Gegenftand der Prü- 
fungen, Behufs der Erlangung eines gelehrten Grades (bed Magifters und 
Doctors) in der Juriftenfacultät für alle Univerfitäten des Reichs einges 
führt worden. Allerh. beftät, Verordn. v. 6. April 1844, \ 
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Lectionscatalogen von Kaſan fchon feit 1837 angefündigt von dem. 
Profeffor P. Sergejew, fpäter von den Adjuncten &. Cam— 
becg’) und Th: Juſchkow, in St. Petersburg von dem 
Profeffor C. Nemwolin und dem Adjuncten N. Roſhdeſt— 
wendöfy‘); in Charkow ift der Profeffor A. Kunizyn für das 
Tach des allgemeinen (ruffifhen) und provinciellen bürgerlichen 
Rechts angeftellt. Selbfiftändige Vorleſungen über die Rechte 
der Oſtſeeprovinzen werben feit 1842 an der Rechtöfchule zu St. 
Petersburg von M. G. Henzſchel gehalten"). 


$. 34. 


Bortfegung. Neuefte Litteratur des liv- und efthländifchen 
. Privatrechts, 


Wiewohl demnach das liv⸗- und efthländifche Recht in neues 
ver Zeit ziemlich umfaffend in öffentlichen Vorlefungen behandelt 
worden ift, fo trafen doch die wenigften der im $. 33 genannten 
Univerfitätölehrer als Schriftfteller im Fache der Provincialrechte 
auf. In Beziehung auf das Privatrecht insbefondere kann nur 
v. Dabelomw’s Schrift über die fchwedifche Wormünderord- 
nung”) genannt werden; v. Broͤcker machte fih durch die 
Herausgabe des Jahrbuchs für Nechtögelehrte in Rußland”) ver: 


s) Geb. zu Dresden am 6. Ian, 1796. ©. unten $. 34 Anm. p. 

t) Alle diefe Vorlefungen befchräntten fich bisher größtentheils auf das 
Privatrecht und den Civilproceß. | 

u) Geb. zu Pirna am 20. Septbr. n. St. 1798. ©. deffen: Pros 
gramm der Vorlefungen über liv-, efth = und eurländifches Provincialrechtz 
gehalten an der Eaiferlichen Rechtsſchule. Gt. Petersb. 1844. 8,, die 
Staats- und Rechtögefchichte und das Privatrecht aller drei Provinzen, 
fo wie den livländifchen Givil- und Griminalproceß umfaffend. 

a) ©. unten das vierte Buch. 

b) Bisher 2 Bände. Riga 1822 und 1824, 8, Der britte ift un: 


ter ber Preſſe. 
I. 5 
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dient, zu welchem auch Hezel Beiträge lieferte, der überdies 
den livländifchen Givilproceß bearbeitete‘) und einige Eleinere 
Schriften herausgab. Erft in neuerer Zeit ift die Litteratur bes 
fonders des provinciellen Privatrechtö bereichert worden durch eine 
Reihe von Abhandlungen in den von den Profefforen v. Bunge 
und C. O. v. Mapdai) feit dem 3.1839 herausgegebenen „theo⸗ 
retifch »practifchen Erörterungen aus den in Liv-, Efih- und 
Gurland geltenden Rechten” bis jebt 4 Bde. in 8. Die meiften 
privatrechtlichen Beiträge dazu lieferte der zweite Herausgeber; 
. von anderen Mitarbeitern befonders C. J. A. Pauder‘), €. 
A. Neumann ) und E. 9. Zimmrerberg®). — Schon früs 
her hatten indeffen außeracademifche Rechtögelehrte Manches ge: 
leiftet”), unter denen C. H. Nielfen'), R. J. L. Sam: 
fon von Himmmelfliern‘), und R. von Del: 
merfen!) auszuzeichnen find. Lebterer hat durch feine innere 
Rechtögefchichte”") und feine Abhandlungen ays dem Gebiete des 
livlandifchen Adelsrechts“) die Wiffenfchaft bedeutend gefördert. 
Die beiden erfteren haben diefelben Zweige des Provincialrechts, 


— — — — 


ec) S. oben $. 31. 1,b. 

d) Geb. zu Halle am 29. Mai n. Et. 1809. Bon ihm ift auch noch 
begonnen: Das Livländifche Obligationenrecht. Eief, I. Dorpat 1841. 8, 

e) Geb, zu St. Simonis = Paftorat in Eee am 22, April 1798, 

f) Geb, zu Goldingen, d, 16. Juli 1809. 

g) Geb. zu Dorpat, d. 24. April 1794. 

bh) Auch Hezel's und Cambecq's fchriftftellerifche Thaͤtigkeit fällt meift 
außerhalb der Zeit ihrer academifchen Wirkfamkeit. 

i) Geb. zu Königsberg in Preußen am 1, Ianuar 1759, geft. zu 
Schloß » Dberpahlen in Livland am 27. Aprit 1829. v. Rede und 
Napierstya. a. O. Bd. 111, ©. 321 fog. 

k) Geb. auf Urbs in Livland am 27. Zuni 1778. v. Rede und 
Napiersky Bd. IV. ©, 33 fgg. 

I) Geb. zu Riga am 21. December 1801. 

m) ©. oben $.29. 

n) Zwei Lieferungen. Dorpat 1832. 8. 
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wiewohl in ganz verſchiedenem Geiſte, bearbeitet: den livlaͤndi⸗ 
ſchen Proceß“) und das livlaͤndiſche Erbrecht). — Um die Here 
ausgabe der Quellen des livlaͤndiſchen Landrechts erwarb ſich J. 
G. von Buddenbrock Verdienſte. 

Eine Bearbeitung des liv- und eſthlaͤndiſchen Privatrechts 
in feinem ganzen Umfange war vor ber erften Ausgabe dieſes 
Handbuches (1833) nicht im Drud erfhienen!). Gewiſſerma⸗ 
Ben fann indeffen die oben $. 11. ©. 22 angeführte (von R. 3. 
2%. Samfon von Himmelfliern entworfene) litho: 
graphirte Darftellung des bürgerlichen Rechts der Oftfeeprovinzen 
hierher gerechnet werden. 


$. 39. 
Fortfesung. Litteratur bes lübifchen Rechts. 


Seine eigene, fehr reiche Litteratur hat das Tübifche Recht ?), 
wiewohl freilich nicht in befonderer Beziehung auf deffen Anwen: 


0) ©. oben $.31. 1,b. 

p) ©. unten das fünfte Buch. — Noch gehören bierher die Schrif: 
ten von &. Gambecq (f. oben $. 33), der gleichfalls — vor feiner aca= 
demifchen Laufbahn — den livländifchen Givilproceß (Dorpat, 1824. 8.) 
bearbeitet, und unter dem Zitel: „Themis oder Rechtsſtudium und Rechtes 
pflege’ (Dorpat 1835. 8.) ein Handbuch für angehende practifche Rechts: 
gelehrte, mit befonderer Beziehung auf Livland, herausgegeben bat. 

q) Geb. auf Schujenpahlen in Livland am 5. Septbr. 1758, geft. zu 
Riga am 14. Dechr. 1821. ©. v. Redeund Napiersky Bd. J. 
©. 296 fgg. 

r) Einen Grunbriß des Livlänbifchen Privatrechts, mit Quellencitaten 
und Litteratur, lieferte $. ©, v. Bunge. Dorpat, 1825. 8. Das 
Programm von M. Henzſchel (f.oben $.33, Anm, u.) folgt im 
Gonfpect des Privatrehts (S. 27 — 42) faft unverändert ber erften Auss 
gabe diefes Handbuches. 

a) ©. überhaupt A. G. Bünekau Bibliotheca iuris Lubecen- 
sis. Lub. 1774—75. und C. N. Carstens accessiones ad biblio- 
thecam iuris Lub, Lub. 1803. 4. — 
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dung in Reval und ben Städten Efthlands überhaupt. Unter 
den Commentatoren des lübifhen Rechts fteht D. Mevius®) 
obenan, deffen berühmtes Werk auch in Reval vorzugsweife pra-⸗ 
ctifched Anfehen gewonnen hat“). Demnaͤchſt verdienen die 
gleichfalls über das ganze lübifche Recht fich verbreitenden Werke 
von 3. 2. Stein‘) befondere Erwähnung. Ron ber großen 
Zahl von Abhandlungen über einzelne Gegenftände des Lübifchen 
Rechts find die älteren von C. G. Gefterding‘) gefammelt 
worden‘). Unter den neueren find befonderd die Arbeiten von 
C. W. Pauli®) auszuzeichnen. 


b) Commentarii in ius Lubecense Libri V. Frcof. ad M. 1642. 
fol. und Öfterö, zulegt: Praem, praefatione W. A. Schoepffii. 
Vimae 1744. fol. 

c) ©. darüber befonders die Nachweifungen von Bunge in ben 
Erörterungen, Bd. IV. ©. 166, Anm. 4. 

d) Gründliche Abhandlung des Lübfchen Rechts. 5 Thle. Leipzig 
und Roftod 1738—45. 8. Deffelben Einleitung zur Lübfchen Rechts: 
gelehrfamkeit. Roſtock und Wismar, 1751. 8. 

e) Thesaurus iuris Lubecensis, continens varia interpretum 
opuscula, 2 Tomi. Gryphisv. 1787 et 1790. 4. Deffelben Ana- 
lecta iuris Lubecensis. Gryph. 1800. 4, 

f) S. auch noch Collectio dissertationum ius Lubec, illustrantium. 
Lips. 1793. 4 und E. N. Carftens’ Beiträge zur Erläuterung des 
tübedifchen Rechte. 2 Thle. Luͤbeck 1801 und 1814. 8, 

g) Abhandlungen aus dem Lübifchen Rechte, 3 Bände, Luͤbeck 
1837—41. 8. Auch für das Tübifche Recht find wichtig: U. Heife’s 
und F. Cropp's juriftifche Abhandlungen mit Entfcheidungen des 
Appellationsgerichts der vier freien Städte Deutfchlande, 2 Thle. Ham: 
burg, 1827 u, 1830. 8. 


Spyitem 


des 


Liv: und eſthländiſchen Privatrechts. 





Erſtes Buch. 
Perſonenrecht. 


Erſter Titel. . 
Bon der Geburt abhängige Rechte. 


$. 36. 
I. Bon Embryonen und deren Rechten, und von der Schwangerfchaft 
überhaupt. | 
Wie nach gemeinem, fo wird auch nad) liv- und efthlandis 
(chem Recht der Menfch ſchon durch die Gonception, alfo bereits 
als Embryo, und nicht erſt durch die Geburt, Subject von 
Rechten und Verbindlichkeiten. Mehr ins Polizei- und Crimi⸗ 
nalrecht jedoch, als hierher, gehoͤren die Beſtimmungen der den 
Embryo gegen Verletzung ſeiner phyſiſchen Perſoͤnlichkeit ſchuͤtzen⸗ 
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den Gefeße*), ald über den Kindermord und die Bewirkung des 
Abortö”), ſchonende Behandlung der Schwangeren‘), Aufſicht 
auf unehelih Schwangere), Vorſichtsmaßregeln bei Entbin- 
dungen’). | 


Der gemeinrechtliche Grundfaß, daß Embryonen bloß da, 
wo von ihrem eigenen Bortheile die Rede ift, den Gebornen 
gleichgeachtet werden, wird im Fivländifchen Recht, wenigftens 
durch Anwendung auf einen fpeciellen Fall, beftätigt‘). Auch 
follen Embryonen insbefondere ab intestato fuccediren, wenn fie 
vor der Delation der Erbfchaft concipirt waren®); jedoch haben 


— — — 


a) Sonntag's Polizei für Livland. Erſte Haͤlfte. S. 114 fgg. 
Nielfen’s Handbuch zur Kenntniß der Polizeigeſetze in Lief- und Eſth— 
land. Th. II. ©. 54. Vergl. auch den Swod der Mebieinalgefege (Bd. XIIT.) 
Urt. 163 fgg.: „Von den Pflichten der Hebammen.” | 

b) Königl. Placat v. 23. Zanuar 1680 und v. 15. Noob, 1684. 
Eſthl. R, und LR. B. V. Zit. 14. 

c) N. U. v. 30. März (S. u. v. 6. April) 1764, für die Oftfeepro: 
vinzen gegeben; ©. U. vom 9. (11.) April 1785, durch einen Rechtefall in 
Efthland veranlaßt. Livländ. Regierungspatente v. 4. Juli 1785, v. 22. 
Septbr. 1804 und v. 17. Aug. 1811. Efthländ, Regierungspublicate 
vom 13. Septbr, 1772, v. 29. April 1785, vom 24, Auguft 1792 und v. 
5. Septbr. 1836. Vergl. livl, RR. Cap. 187. Eſthl. R. u. LR. B. V. 
Tit. 47. Art. 3. Lidl. BB. 6. 120. 

d) Livl. Reg.:Patent vom 18. Mai 1733, v. 4. Zuli 1785 und vom 
7. Decbr. 1827. ©.U. v. 9, April 1785. Livl. BB, $. 551. Vergl. 
Körber’s Auszug aus den Manifeften, Ukafen, Publicationen 2c., welche 
das gefammte Medicinalwefen betreffen. (Mitau, 1816. 8.) ©. 268, v. 
Kindermord. 

e) Swod der Medicinalgeſetze a. a. O. 

f) Livl. RR, Cap. 211: „— — ydt en schadet den 
kindern tho erem rechten nicht, de gebaren syn vor der 
schedinge, noch dem dat de moder drecht.“ 

g) Livl. RR. Cap. 27: „Welck wiff, de ein kind drecht 
nach eres Mannes dode, unde sick warhafftich bewiset tho der by- - 
grafft, edder {ho dem Mandtfeste, wert dat kind levendich gebaren, 
— — dat kindt beholt des vaders erve, — —“ 
Vergl. ebendaf, Gap. 36, und eſthl. R. u. ER. B. III. Tit. 8, Art. 3. 
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ſie keine transmiſſiblen Rechte, indem die Transmiſſion durch die 
vollſtaͤndige Geburt bedingt ift"). Bei dieſer Uebereinſtimmung 
der Provincialtechte mit dem gemeinen Recht in den Hauptgrund- 
fägen, muß letzteres um fo mehr im Uebrigen hier als Hülfsrecht 
in Anwendung treten. 


$. 37. 


II. Bon todten und ynvolllommenen Geburten. 1) Bon Zobtgebor 
renen, und ben Kennzeichen ber lebendigen Geburt ®). 


Um die den Embryonen vorbehaltenen Rechte zu erhalten, 
ift aber auch nach unferm Rechte die lebendige Geburt 
erforderlich, indem Todtgeborenen feine Rechte zuftehen?). 
— AS Kennzeichen ber lebendigen Geburt führt das liv- und 
efthländifcheLandrecht“) auf, daß das Kind weinend und fehreiend 
zur Welt gefommen fei, ober die vier Wände des Haufes be: 
ſchrieen habe; die Praris indeß fieht auch andere Umftände als 
Kennzeichen der lebendigen Geburt an“), und ebenfo verlangt 
das rigifche Stadtrecht nur überhaupt lebendige Geburt, welche 


-_—— nn 


h) Livl. RR, Cap, 27 (Anmerkung g), befonders die Worte: „wert 
dat kindt levendich gebaren“ ⁊c. und die hierher gehörigen Schlußworte: 
„Stervet ydt darna, de moder beholt ere lifftucht in dem gude x, —“ 
Vergl. RR. Cap. 54. Waldemar: Erich’fches Lehnrecht Art, 10, und 
eſthl. R. u. CR, a. a. O. Art. 3,4, 

a) Nielfen’s Darftellung bes Erbfolgerechts in Tiefland zc. Th. J. 
6.89 fag. 

b) Livl. NR. Cap. 27, 54. Eſthl. R. u, ER B. IM, Tit. 8, 
Art. 3, 4. 

ce) Ebendaſ. 

d) Nielfen’s Erbfolgerecht a. a. O. F. 90. v. Budden— 
broſck's Sammlung ber Geſetze ꝛt. Th. I. ©. 84, Anm. b. Vergl. aud) 
Eihhorn’s deutfches Privatrecht $. 334. und. Sydow’ 3 Erbrecht 
nach dem Sachfenfpiegel $. 12. 
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durch jedes Lebenszeichen erwieſen werden kann“). Zum Be: 
weis der lebendigen Geburt iſt das Zeugniß der dabei gegenwaͤr⸗ 
tig geweſenen Frauen hinreichend '). 


$. 38. 
2) Von Mifgeburten, fehlerhaften Geburten, und von der Vitalität. 


Mipgeburten müffen, hinſichtlich ihrer Nechtöfähigkeit, 
in Ermangelung provincialrechtlicher Vorſchriften *), nach gemei: 
nem Recht beurtheilt werden; und ebenfo fehlerhafte Ge: 
burten, welche leßtere übrigens auch das liv» und efthländifche 
Landrecht für erbfähig erflärtd). — Ebenſowenig enthalten 
unfere Gefeße eine Beſtimmung über die Vitalität, wenn man 
nicht annehmen will, daß der in den Rechtsquellen‘) gebrauchte 
Ausdrud: „die vier Wände befchreien” auf Kebensfähigkeit, 
als Erforderniß zur Erlangung der Nechtsfähigkeit, hindeute °). 


e) Rig. St.R. B. IV. Zit, 5. 6.5: „Eine Mutter, fo ein leben= 
diges Kind nad ihres Mannes Tode zur Welt getragen, wird des Kindes 
Erbe in dem väterl, Nachlaß, obgleich das Kind druf alfofort verftürbe, 
Und alfo foll es auch vor dem Vater in dem mütterl, Nachlaß gehalten 
werden, wenn nach der Mutter Tode des Kindes Stimme gehört, ober, daß 
es fonften zeitig und lebendig gewefen, von ehrbaren 
Frauen eingezeuget wird.” S. auch noch Pauli's Abhandlungen 
Bd. III. ©,8 fo. 

f) Livi. RR. Cap. 27. Rig. SR. a. a. O. Vergl. auch noch 
das Ältere Iübifche Recht bei Bunge (Quelten des Rev, R. I, 104.) Litt. 
D. Art. 315. 

a) C. Nielfen’s Erbfolgerecht Th. I. 6.95. Vergl. den Swod 
der Mebdicinalgefege a. a. D. Art. 169. 

b) Livl. NR, Cap, 11, Die dafelbft gemachte Einſchraͤnkung iſt im 
heutigen Recht unanwendbar. Eſthl. R. u. CR. B. III. Tit. 7, Art. 5, 
Vergl. Nielfen’s Erbfolgerecht 6. 252, 

c) Livl. RR, Cap. 54. Eſthl. R. u. LR. 111, 8, 4. 

d) Der Ausdruck „zeitig“ in der im $. 37 Anm, e. angeführten Stelle 
des rig, SER. fiheint auf volllommene Reife des Kindes bezogen werben 
zu müffen, wenigitens auf relative Reife, als Bedingung zur Fortſetzung 
bes Lebens. Vergl. noch Pauli a. a. O. 
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$. 39. 
III: Bon dem Tode und der Zodeserflärung. 


Wer einmal lebend zur Welt gefommen ift, wird auch als 
lebend betrachtet, bis fein Tod erwiefen ift*). Daher wird 
auch bei Verſchollenen der Tod derfelben nicht präfumitt, 
fondern fie genießen in Nückjicht ihrer: ſchon erworbenen Nechte 
oder ihres zurüdgelaffenen Vermögens, für welches eine Cura— 
tel anzuordnen ift”), die Mechte der Lebenden fo lange, bis ent: 
weder ihr wirklicher Tod erwiefen wird, oder fie, auf Antrag der 
Intereſſenten, durch einen richterlichen Spruch für todt er: 
Elärt worden find, was jedoch nicht eher gefchehen darf, als 
nachdem fortgefehte Nachforfchungen fruchtlos gewefen, und ber 
Verſchollene auf die deshalb in der Kegel auf Jahr und Tag zu | 
erlaffende Edictalcitation, — welche ſowohl an den Abwefen- 
den, als an deſſen Erben ergeht, — Feine Nachricht von fich ge: 
geben hat‘). In Efthland wird, auf Grundlage ber gemein- 
rechtlichen Anficht, die Edictalcitation nicht eher erlaffen, als bis 
von der Geburt des Verfchollenen der Zeitraum von 70 Jahren 
abgelaufen ift?). Weber die Perfonen, welchen der Nachlaß des 


a) Der Beweis bes Todes wird zunächft durch Paftoralattefte aus den 
Kirchenbüchern, welche genaue Zodtenregifter enthalten follen, geführt. 
Evangel..luther. Kirchengefes v. 28. Dechr. 1832. $. 204, 210 — 212. 

b) Livl. BB. $. 371, 383, Nach efthländifchem Lands und Stadt: 
recht pflegt die Verwaltung des zurückgelaffenen Vermögens eines Ber: 
fchollenen feinen nächften Verwandten und präfumtiven Erben, jeboch nicht 
anders, ald gegen Beftellung einer — der Regel nach durch Bürgen zu 
leiftenden — genügenden Gaution, fowohl für das Capital als für die 
Früchte, übertragen zu werden. ©. auch Pauli’s Abhandl, Bd. III. 
S. 132 fog. 

c) Vergl. das evangel,-Iuther, Kirchengefeg $. 123. 

d) Gegründet auf Pfalm 90, 38.10. Leyser meditatt. ad 
Pandectas. Spec. 96, med. 5. Vergl. auch Heife und Eropp Ab— 
handl. Bd. II. ©. 115 fgg. 142 fag. 
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Verſchollenen anfaͤllt, entſcheidet das Datum der gerichtlichen 
Todeserklaͤrung. 

Die uͤbrigens mehr in das Criminalrecht, als hierher gehoͤ— 
rige Eintheilung des Todes in den natürlichen und bürger- 
lichen, muß nad ruffihem Reichsrecht“) beurtheilt werden, 
da folches in dieſer Hinficht ausdrüdlih in den Oftfeeprovinzen 
eingeführt ift‘). 


— —— nen 


Zweiter Titel. 


Von koͤrperlich und geiſtig unvollkommenen Menſchen 
und von gerichtlich erklaͤrten Verſchwendern. 


$. 40. 
I. Körperliche Unvolllommenbeiten. 


Körperlihe Unvollkommenheiten, fie mögen nun 
in Gebrechen (vitia) oder Krankheiten beftehen, haben auf bie 
Rechtöfähigkeit im Allgemeinen in der Regel feinen Einfluß *), 
indem die Beſchraͤnkungen der Rechtsfähigkeit, insbefondere des 
Beräußerungsrechts, welche das ältere Recht in diefer Beziehung 


— — — 


e) Swod ber peinlichen Geſetze (Bd. XV.) Art. 19, 21, 168. Swod 
der buͤrgerlichen Geſetze (Bd. X.) Art. 34, 36—39, 172, 841, 926, 1006 
P. 2. Vergl. auch das evangel,-Tuther. Kirchengefeg $. 118 und 132 und 
unten $. 258. No. 10. j 

f) Muͤthel's livländifche Criminalrechtslehre 8. 17. 


a) Livl. RR. Cap. 11. Eſthl. R. u. &R. IN, 7,5. ©, oben $. 38. 


Tit.2. Körperl. und geiftige Unvolllommenbeiten. 8.41. 75 


feftftelt ®), heut zu Lage unpractifch find‘). Jüngere Rechts- 
quellen fprechen es beftimmt aus, daß Krankheit auf die Nechts- 
fähigkeit von feinem Einfluß if‘). Die Beſchraͤnkungen der 
Rechtöfähigkeit Taubſtummer in einzelnen Fällen‘) gelten 
nur, infoweit biefe des Gebrauches ihrer Geifteöfräfte nicht maͤch⸗ 
tig und ihren Willen deutlich auszudruͤcken nicht fähig find"). 


$. 41. 
II. Geiſteskrankheiten. 


Die liv- und efthländifchen Land» und Stadtrechte ftimmen 
darin mit dem gemeinen Rechte überein, daß fie Geiſtes— 
kranke, ohne Rüdficht darauf ob die Geiftesfrankheit Wahn: 
oder Bloͤdſinn ift’), für unfähig erklären, ihren Angelegen- 
* heiten felbft vorzuftehen, und daher anordnen, daß ihnen Bor: 
münder — nah dem rigifchen Stadtrecht aus den nächften 
Verwandten — beftellt werden’). Alle Handlungen, insbe: 





b) 3. 8. das livl. RR. Gap. 33, 45, 61. — Lübifches Recht B. J. 
Zit, 10. Art. 3, was übrigens bloß auf Veräußerungen unter Lebenden 
zu beziehen ift: |, ebendaf. Tit. 9, Art.2, B. II. Zit, 1. Art, 4 Vergl. 
überhaupt Pauli’s Abhandl, Bd, III. S. 199 fag. 

e) Nielfen’s Erbfolgerecht $. 235. v. Samfon’s Livländifches 
Erbfchaftsrecht $. 449. Anm. i 

d) EHER. u. CR. B. 11. Tit. 1, Art. 1. Rig. SR. 8. 1V. 
zit.1.$.2. | 

e) Eſthl. R. u. LR. III. I, 3. Luͤb. SIR, B. J. Tit. 7, Art, 6, 
Liol, BV. $. 217. P. 3, | 

f) Nielfen a.a.D. 8. 237. ©. dagegen v. Samſon a. a. 
O. 8.401. Ä 

a) Dafür fprechen ſchon die in den Quellen der Provincialrechte für 
Beiftestranke in diefer Beziehung gebrauchten Ausdrüde: Sinnlofe, 
Unfinnige,. Das lübifhe Recht B. I, Zit, 7, Art, 6. bezeichnet 
deutlich beide Zuftände, 

b*) Livl. RR. Cap. 187. Eſthl. R. u. ER. B. II. Tit. 8. Art. 1 
u.2, Rig. SR. BIN. Tit. 4. Art. 3, Rig. Vormünderordnung 
v.3. 1591. Art. 48. Luͤb. SR. a. a. O. 
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ſondere Vermoͤgensveraͤußerungen, welche dergleichen Geiſtes— 
kranke ohne Genehmigung der Vormuͤnder vornehmen, find nich— 
tig‘), und der Schade, den fie anrichten, muß von den Vormuͤn⸗ 
dern, falls diefe fie nicht gehörig gehlitet, erfegt werden‘). Der 
Beftellung der Vormünder muß eine mit Zuziehung eined ges 
richtlichen Arztes zu veranftaltende Unterfuhung des Geifteszu- 
ftandes des Kranken rorausgehen‘). Die Bormundfchaft hört 
auf, fobald der Kranke wieder zum Gebrauch feiner Geiſteskraͤfte 
gelangt). Im Uebrigen ift diefe Vormundſchaft ganz nach 
denfelben Grundfäßen wie die Tutel über Unmündige zu beur: 
theilen ®). 


Im Wefentlichen enthalten auch die Bauerrechte gleichlau: 
tende Beftimmungen"), insbefondere ftellen fie den Gurator des - 
Wahn: und Blödfinnigen in feinen Rechten und Pflichten ganz 
dem Vormund des Unmündigen glei‘), namentlich auch darin, 
daß er ſich der Mühmwaltung unentgeltlich unterziehen muß ). 


—— 





ec) Eſthl. R.u. ER, a. a. O. desgl. B. IV. Tit. 11. Art. L., Zit. 
13. Art. 2. Luͤb. SER. a. a. O. — Vergl. auch die koͤnigl. Teſta— 
mentsſtadga v. 3. Juli 1686. 6. 9. 

d) Liol. RR. und rig. StR. a. a. O. 


e) Die unterſuchung pflegt von der naͤchſten competenten Vormund⸗ 
fchaftsbehörde vorgenommen zu werben, welche auch über die Anordnung 
der Vormundſchaft Beftimmung trifft. 

ſ) R. u. LR. B. II. Zit, 13. Art, 10, Luͤb. Recht a. a. O. Wi: 
giſche Vormuͤnderordnung Art. 49. 

e) Vergl. rig. Vormuͤnderordn. Art. 49, wo gleichwohl die Vormuͤn⸗ 
ber der Geiftesfranfen curatores bonorum genannt werben, 


h) Eivl. BB. 6. 371,384. Vergl. $. 217. 9. 3.,$. 293, 438, 552, 
Eſthi. BEL. $. 110, 


i) Livl. BB. 6. 383. Eſtht. BGB. 6. 121. 
k) Eivl, BV. 6.388. Eſthi. BGB. $. 125, 


Fit. 2. Körperl. und geiftige Unvollfommenheiten. 6.42. 77 


$. 42, 
III. Deffentlich erklärte Verſchwender. 


Den Geiftesfranken werden in Beziehung auf Vermögens: 
verwaltung auch in den provinciellen Land» und Stadtrechten 
die Berfchwender („Berbringer ihrer Güter”)gleich- 
geachtet, und ihnen, nachdem fie durch richterliche Entfcheidung 
des Difpofitionsrechts über ihr Vermögen für verluftig erklärt 
worden, ein Gurator zugeordnet”). Alle von ihnen ohne Zu: 
ziehung des Guratord vorgenommenen Rechtögefchäfte find nich— 
tig®), und die Curatel dauert fo lange, bis der Verfchwender fein 
unorbentliches Leben geändert, und in Folge deſſen wieder ge: 
richtlich in Die Verwaltung feines Vermögens eingeſetzt worden °). 

Auch die Bauerrechte wollen die öffentlich erflärten Ber: 
fchwender ganz nach denfelben Grundfäßgen, wie die Wahn- und 
Blödfinnigen, behandelt wiffen‘). Einem ſchlechten Haus: 
halter, d. h. einem Bauer, der durch Faulheit oder Voͤllerei in 
feinem Wohlftande zurücgefommen ift, und weder die der Krone 
und dem Grundherrn fchuldigen Leiftungen, noch die ihm gegen 
die Seinigen obliegenden Pflichten erfüllt, fol von Gerichts we- 
gen ein tabellofes Mitglied der Gemeine zum Gurator beftellt 
werden‘). Dieſer fol darauf fehen, daß fein Gurande feine 


a) Eſthl. R. u. ER. B. II. Zit.8, Art, 1,2. 2üb, StR. 8.1. 
zit, 7. Art. 6. ©. auch Zit. 10, Art,5, Rig. SER. B. 1. Tit. 4, 
6.3,5. Das lioländ, Landrecht enthält zwar Eeine ausdruͤckliche Bes 
ftimmung hierüber, indeß folgt bier die Praxis ganz ben damit in Ein 
Hang ftehenden Grundfägen des gemeinen Rechts. Vergl. Nielfen’s 
Erbfolgerecht $. 243. 

b) Eſthl. R. u. ER. a. a. O. u 8. II. Tit. I. Art. 3. B. IV. 
Tit. 13. Art. 2. Luͤb. StR, a. a, O. Vergl. die koͤnigl. Teſtaments⸗ 
ſtadga v. 1686. F. 9. und das rig. StR. a. a. O. 

ec) Eſthl. R. u. LR., lüb. u. rig. StR. a. a. O. | 

d) Livl. BB. 9.217. 9.3, $. 371, 383. Eſthl. BGB. $. 110. 

e) Livl. BV. 6.385. Eſthl. BGB. $. 122, 


4 
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Verpflichtungen genau erfülle, und feine Wirthſchaft nicht ver: 
abfäume; nach vollbrachter Erndte berechnet er die Bedürfniffe 
des Guranden, forgt für den Verkauf des Uebrigen, und für bie 
Bezahlung der Abgaben, der Pacht und fonftigen Schulden, und 
ftattet über Alles dem Gerichte Bericht ab). Ohne feinen Rath 
und feine Einwilligung darf der Gurande nichts von der Erndte 
veräußern, noch irgend einen Vertrag eingehen, bei Strafe der 
Nichtigkeit?). Den Anordnungen des Curators Folge zu leiften 
fann der Curande nöthigenfalls durch gerichtliche Zurechtweifung 
und Strafe angehalten werden"). Für feine Mühmwaltung er: 
hält der Gurator 5 Procent vom reinen Ertrage aus dem Vermö- 
gen des Pflegebefohlenen'). 


Dritter Titel. 
Vom Geſchlecht und Alter abhängige Rechtsungleichheit. 


$. 43. 
I. Gefchlechtsvormundfchaft %) : 1) Aelteres Land» und Stadtrecht, 


Das ältere liv- und efthländifche Landrecht beſchraͤnkte die 
Rechtsfaͤhigkeit des weiblichen Geſchlechts fo fehr, daß e8 Frauens- 


— — — — 


f) Livl. BV. g. 386. Eſthl. BGB. $. 123. 

g) Livl. BB. 6.387. Eſthl. BGB. 6. 124. 

h) Livl. BB.6.385. Eſthl. BGB. $. 122. 

i) Livl. BB.$.388. Eſthl. BGB. $. 125. 

a) J. 2 Müthel, die Gefchlechtsvormundfchaft nach livlaͤndiſchem 
Reht in v. Bunge’s und v. Madai’s Erörterungen Bd. I. 
S. 185 fog. 


zit. 3. Geſchlechts- und Alteröverfchievenheit. $. 43. 79 


perfonen für ſtets unmündig erfannte®), daher diefelben den 
Unmündigen durchaus gleichftellte, und einer nothiwendigen, be- 
ftändigen Vormundfchaft unterwarf. Dem Geſchlechtsvormund 
lag nicht nur die gefammte Verwaltung bes Vermögens des 
Mündels, fondern auch die Sorge für ihre Perfon ob, ganz mie 
dem Altersvormunde‘). Das fpätere angeſtammte Recht dage, 
gen gefteht dem weiblichen Geſchlecht eine weniger abhängige 
bürgerliche Stellung zu, indem es unverheirathete $rauenzimmer 
und Wittwen nur verpflichtet, gerichtliche Handlungen nicht 
ohne Mitwirkung eines Vormundes vorzunehmen), und ihnen 
felbft gewiffe Veräußerungen ohne Zuziehung eines Wormundes 
geftattet, wenn fie nicht an die Einwilligung deffelben, als ihres 
nächften Erben, gebunden find), wie denn überhaupt der Vor: 
mund in ben fpäteren Rechtöquellen mehr ald bloßer Rathgeber 


b) Dies ergiebt fich daraus, daß das angeftammte Recht (livl. AR, 
Gap. 40) bloß für das männliche, nicht auch für das weibliche Gefchlecht 
die Jahre ber Mündigkeit beftimmt, Daſſelbe gefchieht auch noch im 
fchwedifhen Recht: Eönigl. Wormünderorbnung vom 17. März 1669. 
$. 35, 36. Not. b. pag. 163 E£, n 


) Waldemar: Erich’fches Kehnrecht Art. 4, und bamit gleichlautend 
das ältefte livl. RR, Art. 13: ,,We vormünder ys frouwen edder 
kinderen, de schallse unde er gudt vorstan unde er 
gudt in erem nütten keren.“ Es werben hier die Bormünbder der Frauen 
und Kinder einander ganz gleichgeftellt. Anderer Meinung ift zwar v, 
Helmerfen (Gefchichte bes livländ, Adelsrechts $. 19). Allein ſ. 
dagegen Müthel a. a. D.©. 188 fag. 


d) Mittl, livl. RR. Cap. 42, 175, Nur wo es zur Eidesleiſtung 
kommt, muß diefe von dem Frauenzimmer felbft, nicht vom Vormunde, ge: 
fhehen. Ebendaf. Gap. 43. Eſthl. R. u, LR. B. J. Zit. 14. Art. 3, 


e) Mitt, livl. RR. Cap. 42, Vergl. Gap. 41. Das efthl. R. u. 
ER. (B. II. Zit, 8. Art. 2,8, IV. Zit. 11. Art. 1.) bagegen erklaͤrt noch 
alle Rechtsgefchäfte, die ohne Mitwirkung des Gefchlechtövormundes abge- 
fchloffen worden, für nichtig. 
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erfcheint ). Groͤßeren Einſchraͤnkungen find dagegen Ehefrauen 
durch die eheliche Vormundſchaft unterworfen®). Damit flim- 
men im Wefentlichen auch die Beflimmungen des ſchwediſchen 
Rechts uͤberein, welches namentlich „mannbaren Jungfrauen, die 
zu Verſtande gekommen“, wiewohl ſie unter Vormundſchaft ſte⸗ 
hen, das Recht zugeſteht, auch ohne Mitwirkung des Vormundes, 
uͤber ihr Vermoͤgen auf den Todesfall zu verfügen”). — Von 
den Stadtrechten verlangte das rigifche die Mitwirkung eines 
Vormundes wenigftens bei gerichtlichen Handlungen t), das luͤbi⸗ 
ſche Recht aber bei allen Rechtögefchäften überhaupt, indem es 
diefelben widrigenfalls für nichtig erkannte 9 


$. 44. 
2) Heutiges Recht. 


Ein neuered auch auf Liv- und Efthland fpeciell ausgedehn- 
tes vuffifches Gefet hat beide Gefchlechter in Beziehung auf Mün: 
digkeit und Volljährigkeit einander völlig gleichgeftellt, und auch 
miündigen Frauensperfonen dad Recht nicht nur. ber uneinge: 
fchränften Verwaltung, fondern auch, nach erreichter Volljährig- 


f) Erzbifchof Sylveſter's neue Gnade v. 6. Februar 1457. $. 4.: 
„— — sollen de unberadenen dochter beraden — — na rade 
erer vormunder und der negesten frunde mit willen und 
volibord der Junkvrouwen.‘ 


g) Livl. RR, Cap. 42. Eſthl. R. u. 2R. 17.14, 1. 


h) Kgl. Teſtamentsſtadga von 1686. $. 7. Vergl. auch das eſthl. 
Ru. LR. B. IN. Zit.1. Art. 2. 


i) Rig. SR. B. II. Cap. 6. $. 2. Vergl. im Uebrigen B. III. 
zit. 4.$. 4, und Zit.1. 6.3. 


k) Aelt. üb, Recht, Revaler Eoder v. 1257. Art.21., Codex v. 1282. 
Art. 20 u. 115. Revid. luͤb. SR. B. J. Tit. 7. Art. 1,4,8,12, Zit. 
9, Art, 4,5., Zit. 10. Art, 1. B.U. Tit. 1. Art, 14, B. 111. Tit. 6, 
Art. 13. Pauli Abhandll. Bd, III. ©. 387 fag. 424 fgg. 


Tit. 3. Gefchlechts- und Nltersverfchiedenheit. $. 4. 81 


feit, der Veräußerung ihred Vermögens zugeſtanden). Wenn: 
gleih nun die not hwendige Gefchlechtsvormundfchaft des 
älteren Rechts als dadurch aufgehoben zu betrachten ift, fo nimmt 
boch die Praxis an, daß es jeder Frauensperfon freiftehe, fich bei 
‚gerichtlichen ſowohl, ald außergerichtlichen Handlungen eines Cu⸗ 
rators — Beiraths, Affiftenten, Raths— 
freundes — zu bedienen; ja es wird bei gerichtlichen 
Handlungen, beſonders wo es die Veraͤußerung von Immobilien 
gilt, die Mitwirkung eines von der Frauensperſon ſelbſt gewähl- 
ten oder erbetenen Beiraths, und bei Ausftelung von Urkunden 
dieMitunterfchrift deffelben, in der Regel ausprüdlich verlangt), 
und ebenfo werden — befonders in Livland — verwittweten 
Frauen regelmäßig Curatoren gerichtlich zugeordnet °). Jeden: 
falls dürfte indeß die Nichtzuziehung eined Curators das Nechts- 
gefchäft deshalb heut zu Tage weder überhaupt, noch insbefondere 
zum Vortheil der Curandin, nichtig machen‘). Uebrigens hört 


a) N. U. vom 22, December 1785, $. 3. ©. unten $.46, Anm. ei 
und vergl. Müthel a. a. O. ©, 19 fa. und v. Samfon’ 8 Erbs 
fchaftsrecht $. 1020, Anm. 

b) Bergl. (C. 9. Nielfen’s) Formulare zu Berichten ꝛtc. 
(Dorpat, 1826, 8.) S. 162, Anm, *). Diefe Praris rechtfertigt fich das 
durch, ‚daß theils durch den N.U vom 22. Dechr. 1785 bie Geſchlechts⸗ 
vormundſchaft nicht ausdruͤcklich und namentlich aufgehoben oder abge⸗ 
ſchafft worden iſt, theils dieſelbe Durch noch neuere Geſetze für den Bauern⸗ 
ſtand in den Oſtſeeprovinzen beſtaͤtigt worden ($.45.) ©. auch bie * 
gende Anm. 

ec) Kgl. Vormuͤnderordnung von 1669. F. 7. Das livl. Regierungs: 
patent vom 21, Febr. 1790 erklaͤrt alle Veräußerungen, welche die Wittwe 
(als Bormünderin) vornimmt, für nichtig, wenn fie ohne Mitwittung des 
@urators vorgenommen wurden. Auch bie Goupernementsperorbnung vom 
7. Novbr. 1775. $. 215. 9. 11. und 6.299, 9,10 u. 11. läßt den Witt: 
wen, beſonders zu gerichtlichen Handlungen, Guratoren zuordnen. vw 
der bürgerlichen Gefege Bd. X. Art. 2200 und 2201.) 

d) Müthel a. a. D, 8,197 fgg. 

1. 6 
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die Gefchlechtöcuratel mit der Verheirathung der Euranbin auf, 
indem diefe alddann der ehelichen Vormundſchaft unterworfen 
wird ®). 

Bon den anderweiten Beſchraͤnkungen ded weiblichen Ge: 
fchlechts, 3. B. im Erbrecht, wird gehörigen Orts gehandelt 
werben. 


$. 45. 
3) Bauerrechte. 


Nach den Bauerrechten haben zwar der Regel nach beide Ge: 
fchlechter gleiche Rechte) : jedoch ift die Difpofitiondfähigkeit bed 
weiblichen Gefchlechtd durch eine immerwährende Vormundſchaft 
befchränkt. Unverheirathete mündige Srauensperfonen müffen 
nach livlaͤndiſchem Recht fich felbft Vormuͤnder wählen®), nach 
efthländifchem werben fie ihnen beſtellte). Diefe Vormuͤnder 
müffen fowohl für die Perfon als für das Vermögen ihre Pflege: 
befohlenen Sorge tragen ?), und Tönnen legtere ohne Mitwirkung 
jener inöbefondere vor Gericht nichts Rechtöverbindliches vorneh: 
men“*). Die Gefchlechtsvormundfchaft hört zwar mit ber Vers 
heitathung auf’), allein es tritt der Ehemann in die Stelle des 
Geſchlechtsvormundes 8); und die Wittwe bedarf wieder eines 
Beirathes, an deſſen Mitwirkung und Zuſtimmung ſie in allen 





e) Kgl. Vormuͤnderordnung v. 17. März 1669. $. 35. Eſthl. R. 
u. ER. B. U. Tit. 13. Art, 2. Luͤb. SR, B. I Tit. 7. Art. 1. Ueber 
die eheliche Vormundſchaft ſ. im vierten Buche das Eherecht. 

a) Livl. BV. $. 3561. Eſthl. BGB. $. 96. 

b) Livl. BB. 6. 371. 

ce) Eſthl. BGB. $.110, 

d) Ebendaſ. 

er) Hol. BB. 6. 217. P. 3. Bol. übrigens das eſthl. BGB. 5. 161. 

N Efhi. BER, $. 111. 

g) Livl, BB. 6. 217. P. 3. 
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Angelegenheiten ®), namentlich bei Veräußerungen!) und bei ge- 
richtlichen Handlungen *), gebunden ift)). 


$. 46. | 
U. Vom Alter: 1) Mündigkeit und Volljährigkeit. 


Die Berfchiedenheit des Alters, deffen Beweis zundchft durch 
Kirchenbücher*) und nur in deren Ermangelung durch Zeugen und 
ungefähre gerichtliche Schäßung zu führen ift”), ift auf die Rechts: 
fähigkeit von dem entfchiedenften Einfluffe. Die Muͤndigkeits⸗ und 
Großjährigkeitsbeftimmungen des aͤlteren liv- undefthländ. Land⸗) 


h) Daf. 6.375. Eſthl. BGB. $. 114. 

i) Eſthl. BB, $. 114, 

k) Livl. BB, $. 217. 9. 3. 

1) Die livl. BB. $. 383 beftimmt übrigens noch, daß die den Vor: 
mündern wegen ber Vorforge für das Vermögen und die Perfon der Uns 
mündigen gegebenen Vorfchriften für den Gefchlechtsvormund nicht gel- 
ten follen. 

a) Not. b. pag. 425, Not.c, pag. 482 2E. In den Kirchenbüchern 
muß Jahr, Monat, Zag und Stunde der Geburt jedes Taͤuflings angege- 
ben werben. Kirchengefeg dv. 28. Deebr. 1832. 6. 205. 

° b) Not. b. pag. 425 22, 

ce) Die älteften liv= und efthländifchen Rechtsquellen bezeichnen das 
Mündigwerben mit dem Ausdruck: „zu feinen Jahren fommen”, und be- 
flimmen dafür das Alter von 12 Jahren, oder 12 Jahren und 6 Wochen, 
welches jeboch zunächft bloß das zum Empfange des Lehns erforderliche Als 
ter gewefen zu fein fcheint. Nach deflen Erreichung mochte fich ber fo 
weit mündig Geworbene felbft einen Bormund wählen, der für ihn er- 
forderlihen Falls handelte (Waldemar = Erichfches Lehnrecht Art. 3 u. 4, 
alt. livl. RR. Art. 12 u. 14. Vergl. hierüber W. T. Kraut, die Bor: 
munbdfchaft, nach den Grundfägen bes deutfchen Rechte. Bd, I. [Göttin- 
gen, 1835. 8.] ©. 144 fag.). Wann diefe Bormundfchaft endete, bes 
flimmen die älteren Rechtsquellen nicht. Das mittlere RR. aber nahm, 
jene Beftimmungen beibehaltend (Gap. 10, 25 u. 50), zugleich als Volljaͤh⸗ 
rigkeitötermin (abweichend von der Quelle: Sachfenfp. I. 42, 1) das Alter 
von 20 Jahren auf, beffen Erreichung gleichfalls mit dem Ausbrud: „zu 
feinen Jahren Fommen’’ bezeichnet wird (mitt, RR. Cap. 40), Diefes Al: 
ter fcheint in ber Folge allgemein, ſowohl in Livland, als in Efthland, und 

6% 
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und Stadtrechts )) find durch ein neueres, flr Liv⸗- und Eſthland 
fpeciell geltendes Reichsgeſetze) aufgehoben worden. Nach die 


zwar als einziger Muͤndigkeits- und PVolljährigkeitstermin angenommen 
worden zu fein (Inftruction für die Waifenherrn und Bormünber in Livland 
vom 5. September 1647. Art, 113 eſthl. R. u. ER. 1. 24, 3, und II. 8,3, 
vergl. aber auch 11.9, 6.). Selbſt als die ſchwediſche Wormünderordnung 
vom 17. März 1669, welche im $. 36. die Münbdigkeit und Volljährigkeit 
zugleich mit Vollendung des 15. Lebensjahres eintreten läßt, in Livland aus⸗ 
drüdlich eingeführt ward (kgl. Verordnung dv. 20. Decbr. 1694. $. 17.), 
fcheint jener ältere Zermin in ber Praris beibehalten worden zu fein. 
Wenigftens ward noch am 11. April 1785 durch einen Senatsukas in Sachen 
der Baronne Elifabet Beata von Mengden wiber ihre Stieffinder, mit Bes 
ziehung auf eine Allerhöchit beitätigte Unterlegung des Generalprocureurs 
vom 8. Februar 1782 in Sachen des Baron Boie wider den Obriftlieutes 
nant von Hagemeifter, verfügt, daß die Volljährigkeit nach dem RR. mit 
Vollendung des 20ften, und nicht nach der ſchwediſchen BD. mit Vollendung 
des 15ten Jahres eintreten folle; und bdiefe Verfügung warb zugleich zur 
Rahahtung in künftigen Fällen pubtieirt. — Theoretifh unbaltbar fos 
wohl, als unpractifch, ift die Anficht v. Buddenbrod’s indeffen Samm: 
lung der Gefege. Bd. J. ©. 64 Anm. d. 

d) Sowohl das ältere, ſog. Delrichs’fche, rigifche SER. (Th. VII. 
Gap. 2), als das neuere (III. 4, 4), feste als Mündigkeits - und Volljährig- 
keitstermin für das männliche Gefchlecht das vollendete 18te, für bas weib- 
liche das zuruͤckgelegte 14te Jahr feft. — Das lübifche Recht (1. 7, 6.) hat 
ben römifihen Volljährigkeitstermin von 25 Jahren aufgenommen, und bie- 
fer ift auch in der reval’schen Waifengerichts- und Wormünderorbnung 
(Zit.1.$.1., Tit. 7. $. 1.) beibehalten worden, Ueber die 18 Jahre bes 
Alteren tübifchen Rechts vergl. den Revaler Codex v. 1257. Art. 84, Codex 
v. 1282. Art. 115. Pauli's Abhandi. Bd. III. ©. 193 fgg. 

e) N. U. v. 22, Dechr. (S. U. vom 24. Decbr.) 1785: „Nachdem Wir 
die Unterlegung des Senats wegen ber Beftimmung der Volljährigkeit in 
der rigifhen, reval’fchen und wiburgifchen Statthalter: 
haft beprüft, und erfehen haben, daß nicht nur in diefen Statthalter: 
ſchaften, fondern auch in anderen, welche befonbere Rechte genießen, und 
überhaupt im Reiche, unter einander abweichende ältere Vorſchriften beftes 
ben, fo feßen Wir, um, fo viel möglich, Gleichförmigkeit herbeizuführen, 
und jede Duntelheit und Mißverftändnig im Gefeg zu vermeiden, Folgendes 
feft: 1) Ein Minderjähriger, der vierzehn Jahr zurüdgelegt hat, 
hat das Recht, fich von der vormundfchaftlichen Landes » oder Stadtbehoͤrde 
einen Gurator (nicht Vormund, wie es in ber von ber livlaͤndiſchen 
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fen dauert die Unmünpdigfeit bis zum zurüdgelegten fie: 
benzehnten Lebensjahre, während welcher Zeit der eltern: 
Iofe‘) Unmündige in allen Handlungen durch feinen Bormund 
vertreten wird. Indeſſen hat der Unmündige das Recht, nach 
vollendetem vierzehnten Lebensjahre fich an Stelle des Vor— 
mundes ®) einen Gurator zu erbitten, und darf alddann zwar 


Gouvernementsregierung am 9. Sanuar 1786 publicirten Weberfegung 
diefes Ukaſes unrichtig heißt), von gleichen Eigenfchaften wie wegen ber 
Vormuͤnder verordnet ift, zum Rath und Beiftand in allen Sachen zu er: 
bitten. 2) Der Minderjährige foll nach Vollendung des fiebenzehn: 
ten Lebensjahres in die Volljährigkeit (coBepurennorsmemBo) 
und in die Verwaltung feines Vermögens treten, vor zurücdgelegtem 
ein und zwanzigften Sahre ift ihın aber der Verkauf und die 
Berpfändung feines unbeweglichen Vermögens ohne Einwilligung und Un: 
terfchrift des Gurators (und Vormundes) unterfagt. 3) Diefe Verord— 
nung foll für beide Gefchlechter in Unferem ganzen Reiche, ohne Ausnahme, 
gültig fein. Und endlich +) die Beobachtung und Erfüllung diefes Geſetzes 
geht auf die zukünftige Zeit, und auf Sachen, welche nach deffen Erlaffung 
anhängig werden; diejenigen aber, welche bereits nach den früheren allge: 
meinen, oder ben befonderen, einzelmen Gouvernements zugeeigneten Rech—⸗ 
ten entfchieden find, follen auch dabei verbleiben.” Vergl. den Swod ber 
bürgerl. Gefege (Bd. X.) Art. 207, 211, 213— 215. Die Meinung, da 
jener Ukas v. 1785, weil er während des Beftehens der Stattbalterfchafts: 
verfaffung in Liv- und Eſthland erlaffen worden, nach Aufhebung dieſer 
Berfaffung zu gelten aufgehört habe (v. Buddenbrod, Sammtung ber 
Geſetze Bd. 1. S. 67, Anm. f.), ift durchaus irrig, weil jenes Geſetz mitder 
wieder aufgehobenen Statthalterfchaftsverfaffung in gar keinem Zuſammen— 
bange ftand (Muͤthel in den Erörterungen Bd. I. S. 194). Deffen 
ungeachtet wird aus eben diefem Grunde ber Ukas von der Praris in Efth- 
land wenig berüdfichtigt. 

f) So lange die Eltern leben, ftehen die unmündigen Kinder unter ihrer 
Gewalt. ©. unten das vierte Buch. 

g) C. C. v. Dabelow (Geift der fchwedifchen Vormuͤnderordnung. 
Dorpat, 1820. 8, 8.22.) und X.v. Reuttz (Verſuch einer geſchichtlichen 
Entwickelung der Grundſaͤtze des ruſſiſchen Vormundſchaftsrechts. Dor— 
pat, 1825. 8. S. 91 fag.) nehmen an, daß dieſer Guratorneben dem 
Vormund, zur Gontrofe des Iegteren, dem Unmündigen, auf deſſen Bitte, 
beigelegt werde. Allein eine folche Controle befteht fchon dadurch, daf der 
Regel nah mehrere Vormünder ernannt werden, und, follte fie noch 
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felbft Nechtögefchäfte vornehmen, jedoch nicht ohne Nath und 
Genehmigung des Guratorö®). Der Mündige tritt zwar felbft: 
ftändig die Verwaltung feined Vermoͤgens an, allein auch er darf, 
fo lange er nicht volljährig geworben ift, d.i. das ein und 
zwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat, ohne Einwilligung 
feines Curators fein unbewegliched Vermögen weder verfaufen 
noch verpfänden, weder Schulden contrahiren noch Schuldbriefe 
ausftellen, noch Verträge irgend einer Art fchließen, namentlich 
auch nicht über Gapitalien difponiren und in den Greditanftalten 
deponirte Gelder heben; alle dem zumider von ihm ausgeftellten, 
von dem Eurator nicht mit unterfchriebenen VBerbindungsfchriften 
find nichtig®). 


befonders angeordnet werben, fo dürfte fie gerabe für die frühere Zeit — 
ehe ber Unmündige 14 Jahr alt geworben — nöthiger und zweckmaͤßiger 
fein, als zu einer Beit, wo letzterer zu reiferem Verſtande gekommen und zur 
eigenen Theilnahme an feinen Angelegenheiten einigermaßen fähig geworden 
iſt. Dies kann alfo unmdglich die Abficht des Geſetzgebers gewefen fein, 
dem vielmehr fehr mwahrfcheinlich die ähnlichen Beftimmungen des älteren 
livländifchen Rechts über die Wahl eines Wormundes durch ben Miündigen 
(f. Anm, ec.) ald Vorbild gedient haben mögen, welche daher hier zur Er- 
Härung fehr wohl angewendet werben bürften. Zwar fcheint jene Anficht 
in der Beftimmung des P. 2. bes Ulafes von 1785 (f. Anm. e.), daß der 
Mündige zur Veräußerung feines Vermoͤgens ber Genehmigung des Gura- 
tors,und MWormundes bedarf, ihre Beftätigung zu finden, allein es find 
bie Worte „und Bormundes‘ hier offenbar pleonaftifch gebraucht. ©. uns 
ten Anm. ı. 


h) Diefer Sinn geht namentlich aus ben Worten des Ukaſes vom 22. 
December 1785. $. 1. (f. Anm, e.): „einen Gurator zum Rath und 
Beiftand in allen Sahen deutlich hervor, befonders wenn man 
damit das Ältere Fivländifche Recht (Anm. c.), als wahrfcheinlihe Quelle 
(Anm, g.), vergleicht, indem fonft die Wahl des Curators gar keine Bebeus 
tung hätte, Dem fteht auch nicht entgegen der Swod ber bürgerlichen Ges 
fege (Bd. X.) Art. 213. S. überhaupt unten $. 349. 

i) N. U. vom 22. December 1785 P. 2, in Verbindung mit ben den⸗ 
felben erflärenden Allerhöchft beftätigten Reichsrathegutachten vom 15. 


Tit. 3. Geſchlechts⸗ und Altersverfchievenheit. $. 47. 87 


Bei livländifhen Bauern und Bäuerinnen dauert 
bie Unmündigfeit bis zum zurüdgelegten fiebenzehnten Lebens» 
jahre: erft mit dem ein und zwanzigften treten fie jedoch in die 
freie Difpofition ihres Wermögens*). Ein efthländifcher Bauer 
wird ald unmündig angefehen, fo lange er nicht das zmanzigfte 
Sahr vollendet hatz eine efthländifche Bäuerin wird nie 
mündig'). 

$. 47. 
2) Von der Zahrgebung, 


Wie einerfeits nach lio- und eflhländifchem Landrecht bie 
Eltern durch teftamentarifche Verordnung den Termin der Voll. 
jährigkeit ihrer Kinder über den gefeglichen hinausfchieben duͤr— 
fen®), fo nimmt andererfeitd die Prarid an, daß die -obervors 
mundfchaftlihe Behörde Minderjährige auch vor Erreichung des 
gefeßlichen Alters für volljährig erflären darf »), und zwar pflegt 


December 1826, vom 3. und 12, December 1830 und vom 28. Mai 1836, 
Aus diefen Gefegen, wie aus dem Swod ber bürgerlichen Gefege (Bd. X.) 
Art. 214 und 215, ergiebt fich auch, daß in der begüglichen Stelle des N.U. 
von 1785 (f. Anm. e.) die Worte „und Bormundes‘’ pleonaftifch gebraucht 
find, was auch fehon daraus nothwendig folgt, daß nach bemfelben Punkt 
des gedachten Ukafes mit vollendetem 17. Lebensjahre die Volljährigkeit 
(oder richtiger Mündigkeit) eintritt, mithin nicht wohl mehr von einer 
Bormundbfchaft, fondern nur von einer Curatel die Nede fein kann. 

k) Eivtänd, BV. $. 370. 

1) Efthländ. BGB. $. ILL. 

a) Kgl. ſchwed. Wormünderorbnung vom 17. März 1669 5. 36. 

b) Jankiewitz speculum iuris Livonici, v, Minorennis $. 2. 
Bergl. auh v. Buddenbrock's Sammlung der Gefege Th. IL 
©. 465 Anm. 77, und Budberg-Schrader’fches Landreht B. II. it. 7.8.3. 
Riefenktampff’s Marginalien zum efthländifchen R. und ER. ad 
Art.3. Zit.8. B. U. in Ewers’ Ausgabe &. 534. Die Praris fügt 
fich auf die fchwebifche BD. vom Jahre 1669 $. 38: „Will ein Vormund 


88 B. 1. Perſonenrecht. 


das efthländifche Oberlandgericht unter Umftänden fchon im 18ten 
und 19. Jahre die venia aetatis zu ertheilen“). Auch nach dem 
luͤbiſchen Recht ſteht dem Rathe das Necht der Sahrgebung zu; 
der Mündiggefprochene muß jedoch fofort Bürger werden ®). Die 
näheren Beftimmungen über die Jahrgebung müffen aus dem 
gemeinen Recht entnommen werben. 


$. 48. 
3) Greifenalter, 


Nach livländifchem Landrecht kann derjenige, ver das fech- 
zigfte Lebensjahr vollendet hat, wenn er will, fich einerr 
Bormund zur Verwaltung feines Vermögens wählen, wodurch 
er jedoch in feinen Rechten, und namentlic) in der Fähigkeit über 
fein Vermögen zu verfügen, und es zu veräußern, nicht weiter 
als er felbft will, beſchraͤnkt wird °). 

Auch befreit das mehr als fechzigjährige Alter von der 
Zwangspflicht zur Webernahme einer Bormundfchaft?), mas bie 


fuchen über die gefegte rechtliche Zeit feine Bormundfchaft zu behalten, oder 
auch ein Unmündiger darnach trachtet, daß er möge von der Vormundfchaft, 
ehe er noch feine vollkommene Jahre und Verftand erreicht, befreiet werben, 
folches alles fteht zur gerichtlichen Entfcheidung.” Diefe Worte Laffen uͤbri— 
gens fehr wohl auch eine andere Deutung zu, und dürften wohl eher von 
der gerichtlichen Zurehtmweifung des Unmündigen, ber die Befreiung 
von der Vormundfchaft fucht, „ehe er noch feinen Verftand erreicht”, als 
von der Ertheilung der venia aetatis an ihn verftanden werben. 

c) Riefentampff’s Marginalien a. a. O. 

d) Lüb. SR. J., 2, 7. ©.inde$ Mevius Comment. ad h. Art,, 
und dagegen © tein’g Abhandl. des Lübfchen Rechte. Th. J. $. 53 und 54, 

a) AR. Cap, 40: „„Wenn ein man olt ys sostich jar, so ys he 
baven sine dage gekamen, so mach he vormünder kesen, yfft 
he wil, ande krencket syn recht nicht darmede.‘ 

b) Kgl, ſchwed. BO. vom 17. März 1669 $. 32. Livl. BB. 
$. 374. Efthl. BGB. $. 112. Vergl. die reval’fche Waifengerichtdorbnung 
zit. II. 5.1. 
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Praxis auch aufalle übrigen munera und officia publica aus- 


dehnt °). | 


Vierter Titel. 
Von der Verfchievenheit ver Stände. 


Einleitung. 
$. 49. | | 
Stellung ber Lehre von den Standesverhältniffen im Provincialrecht. | 


Die Standedverhältniffe greifen fo vielfältig in die Inftitute 
des öffentlichen Rechts ein, und die Rechte. der einzelnen Stände 
beziehen. fich meift fo fehr auf öffentliche Nechtöverhältniffe, daß 
man biefe ganze Lehre, wie im Neichrecht *), fo auch im Provin- 
cialrecht, in der Regel in das öffentliche Recht: zu verweilen pflegt. 
Weil jedoch durch den Stand der Perfonen auch deren Privat: 
techte, wiewohl heut zu Tage nicht mehr in dem Grade wie frü- 
her, vielfach bedingt find’), fo darf diefe Lehre auch hier nicht 
übergangen werden. Es find hier indef, da die einzelnen Privat: 
vechtöverhältniffe in den übrigen Abfchnitten dieſes Lehrbuchs ihre 


ec) v. Buddenbrod’s Sammlung ber Gefege Th. J. ©. 64, 
Anm. b. Vergl. auch die livl. BB, 6.106 und das efthl. BGB, $. 39, 
387, 388. 

a) ©. (v. Speransty’s) gefchichtliche Einleitung in das Cor- 
pus juris des ruffifchen Reihe. (Riga und Dorpat, 1833. 8.) ©. 115, 
121 und 123, 

b) Bergl. v. Bunge über den Rechtözuftand Liv⸗, Eſth-und Cuw 
lands, befonders ©, 41 Anm. 2. ©. aud) oben $. 3, 4, 17, 21. 
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Erörterung finden, nur bie Beftimmungen über Erwerbung und 
Verluſt der Standesrechte, und bemnächft Die perfönlichen Rechte 
ber verfchiedenen Stände, ald beſonders hierher gehörig, zu ent: 
wideln. Die Rechte, welche den Ständen ald Gorporationen 
zuftehen, find, ald gar nicht ind Privatrecht gehörig, von biefer 
Darftelung ganz ausgefchloffen. 


k $. 50. 
Geſchichtliche Vorbemerkungen 9), 


Die deutfchen Standesverhältniffe wurden im 12. und 13. 
Sahrhundert, wie fie fich bis dahin in Deutfchland geftaltet hat: 
ten®), von den deutfchen Einwanderern nach dem alten Livland 
verpflanzt, und hielten, während Livlands Zuſammenhang mit 
dem deutfchen Reiche, in ihrer Fortbildung meift gleichen Schritt 
mit der Entwidelung derfelben tm Mutterlande.. In Erman: 
gelung eined erblichen Hohen Adels) bildete die Ritter: 





a) S. überhaupt v. Bunge, gefchichtliche Entwicklung ber Stans 
desverhaͤltniſſe in Liv⸗, Efth- und Eurland bis zum 3, 1561. Dorpat, 1838, 
8., und ben dritten Band ber oben 6.29 angeführten, von der kaiferl. Ganz: 
lei herausgegebenen Rechtsgeſchichte. Vergl. auch noch R, v. Helmer= 
ſen's Gefchichte des Livländifchen Adelsrechts, beſ. $. 4, 5, 30, 134; 
Freih. M. v. Wrangell, über eine Sammlung gefchichtlicher Notizen, 
ben Adel in Livland betreffend. Riga, 1836. 8., und F. Freih. von 
Fircks, über ben Urfprung des Adels in den Dftfeeprovinzen Rußlands. 
Mitau und Leipzig, 1843. 8. Mehr auf die Gefchichte der öffentlichen 
Rechtsverhältniffe bezieht fich die Schrift: Die livländifchen Landespriviles 
gien und beren Sonfirmationen, Leipzig, 1841. 8, 

b) Eihhorn’s deutfche Staats = und Rechtsgefchichte Th. IL. 8.337 
—48 und deffen Einleitung ins deutfche Privatrecht $. 51—56, 

c) Familien vom hohen Adel haben fich in Livland nie angefiebeltz 
allerdings hatten aber die geiftlichen Landesheren — Erzbifchöfe, Bifchöfe, 
Drdensmeifter — perfdnlich den hohen Adel. ©, v. Bunge 
0.0, O. S. 42 und befonders ©.49 Anm. 22. Die abweichende Darftel: 
lung bei v. Fircks a.a, D,, nach welcher der Adel der Dftfeeprovingen 
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[haft den erften Stand, mit welchem die Minifterialen fich früh 
verſchmolzen ®), während die ritterbürtigen Bürger der Städte®) 
fich von demfelben trennten, und mit den übrigen freien Stabt- 
bewohnern zu einem befonderen, dem Bürgerftande, fih 
vereinten‘). Zu einem biefer beiden Stände oder zur Geift» 
lichkeit gehörten ſaͤmmtliche eingewanderte Deutfche®); bie 
Eingeborenen bagegen waren allmälig indgefammt zu Unfreien 
gemacht worden, und nur einige von ihnen, welche der Hörigkeit 
entgangen waren, bildeten ausnahmöweife die wenig zahlreiche 
Elaffe der gemeinen Freien®). 

Der Corporationsgeiſt des Mittelalters fand in Livland durch 
mancherlei Berhältniffe reihe Nahrung, und veranlaßte ein immer: 
engered Anfchließen ber Glieder der Ritterfchaften in den einzels 
nen Zerritorien, fo wie der Bürger ber einzelnen Städte an ein: 
ander, und eine immer fehroffere Abfonderung beider Stände. 


angeblich zum hohen Adel Deutfchlands gehört hat, beruht auf einer völlig 
unbiftorifchen Auffaffung des Begriffe vom hohen und niedern Abel und 
einer gänzlichen Nichtkenntniß oder doch Nichtbeachtung ber in neuerer Zeit 
f. bef. Eihhorn a. a. O.) gründlich erforfchten Gefchichte der Ent- 
ehung und Ausbildung des Nitterftandes in Deutfchland und ben vers 
wandten Ländern. Zum Theil übereinftimmend mit v. Fircks ift auch die 
Anficht (von 5. v. Schwebs) im Inland, Jahrg. 1838, Sp. 339, 

d)v. Bunge a, a. O. ©. 40 fag. “ 

e) Ueber den Patriciat in ben Städten bed alten Livlands, und 
insbefondere in Reval, f. W, Arndt inv. Bunge’s Archiv f. d. Ge⸗ 
fchichte Livlands ıc, Bd. III. S. 61 fgg. und ©. v. Brevern ebendaf, 
©. 231 fgg. Vergl. auh v. Bunge’s Standeöverhältniffe ©. 48 fg. 
Anm. 20. 

H Rechtögefchichte der Eaiferl, Ganzlei ©. 22, 32, Vergl. übrigens 
auch (A. Schwarg) im Inland, Jahrg. 1838. Sp. 275 fgg. 

g) Wenigftens finden fich keine beftimmten Spuren von gemeinfreien 
Deutfchen, die nicht in den ftädtifchen Bürgerftand getreten wären. Vergl. 
v.Bunge a. a. O. S. 42 a. E. 

h) S. überhaupt v. Bunge a. q. O. S.4 — 38. 
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Noch mehr Veranlaſſung zur ſtrengen Abſchließung der Ritter: 
fhaften gab das während der ſchwediſchen Herrfchaft begon- 
nene') und während der ruffifchen Herrfchaft vollendete Inftitut 
der Matrifel oder Ritterbank, welde im 3. 1741 in 
Defel‘), 1743 in Efthland') und 1747 in Livland ”) gefchloffen 
wurde. — Auch die proteftantifhe Geiftlichkeit bil- 
dete ſich durch die ihr von der ſchwediſchen Regierung verliehenen 
Privilegien") zu einem gefchloffenen Stande. 


$.51. 
Fortfesung. Weränderungen während der ruffifchen Regierungszeit. 


Während der ruffifchen Beherrfchungszeit ging eine wefent: 
liche Veränderung in den Standesverhältniffen vor. Zwar er: 
hielten ſich die provinciellen ftändifchen Corporationen und deren 
einzelne Glieder bei ihren Rechten; allein ed ging 1) aus ben 
ruſſiſchen Staatsbeamten, welche, wenn auch von bürgerlicher 
Herkunft, dur den Dienft den erblichen ober auch 
nur perfönlihen‘) Adel erlangten, eine zweite Claffe des 
Adels hervor, der von dem immatriculirten Adel der Provinzen 
ganz gefondert war, wenngleich in privatrechtlicher Beziehung 





i) ©, für Livland die koͤnigl. Refol, v. 14. November 1650, $.1,, für 
Efthland die Reſol. v. 31. Auguft 1643, $. 9. und v. 17. San. 1651. Vgl 
die Rechtögefchichte der Eaiferl. Ganzlei Bd, III. S. 47 fg., 108 fgg. 

k)P. dv. Burhoͤvden Beiträge zur Geſchichte der Provinz Defel, 
(Riga und Leipzig 1838, 8.) ©. 177 fgg. Rechtsgeſchichte der kaiſerl. 
Ganzlei Bd. III, ©. 100 fg. 

I) Rechtögefchichte der kaiſerl. Ganzlei S. 114 fg. 

m) Ebendaf, ©, 55 fgg. 

n) Priefterprivilegium vom 1. Novbr, 1675, 


a) Einen perfönlichen Abel kannte das ältere Provincialvecht nicht 
©. indeß oben $. 50 Anm. c. und vergl. unten $. 54 Anm.k. 
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mit Diefem meift gleiche Rechte erhielt. Ebenſo entftanden. 2) in 
den Städten durch Aufnahme freier und freigelaffener Bauern 
aus ben Provinzen, fo wie ruffifcher Kaufleute und Gemwerbtrei- 
benden in den Bürgerverband”), neben den zu den gefchloffenen 
ftäbtifchen Corporationen (Gilden) gehörigen Bürgern, Claſſen 
von Stabtbewohnern, welche, ohne zu jenen zu gehören, dennoch 
mit ihnen meift gleiche Privatrechte erlangten. Faſt nur rüd: 
ſichtlich der öffentlichen Rechtöverhältniffe und der Corporation: 
verfaffung blieben jene urfprünglich provinciellen Stände bevor. 
rechtet, und aud) diefe Bevorrechtung erlofch größtentheils, als 
im Jahre 1783 durch die Einführung der ruffiihen Statthalter: 
Tchaftsverordnung‘), insbefondere aber der ruffifchen Adel3- und 
Städteverfaflung‘) die alten ritterfchaftlichen und ftädtifchen Cor: 
porationen aufgelöft wurden. Zwar organifirten fie ſich von 
Neuem, und fchloffen fich wiederum möglichft ab, ald im Jahre 
1796 die frühere Verfaffung wiederhergeftellt ward“); allein 


b) Xergl. den S. U. v. 22. Auguft 1767 in Betreff Riga's und ben 
N. U. vom 4. Februar 1785. Rechtögefchichte der Faiferl, Ganzlei Bd. III. 
S. 90 fag. 93 fag. 

c) ©. die Allerhöchften Verordnungen zur Verwaltung ber Bouverne- 
ments (oder Statthalterfchaften) des rujfifchen Reichs v. 7. November 1775 
(deutfch von C. G. Arndt, St. Petersburg, 1776, 4. und Mitau, 1795, 
8.), in Liv- und Efthland-eingeführt durch den N. U. vom 3. Juli 1783, 
S. auch N. U. vom 15. November 1783 und vom 15. Januar 1784, . 

d) ©. die Allerhöchfte ruffifche Adelsorbnung (Ipamonma ma 
IpaBa, BOABHOCMIA MH TIpemMmynjecmBa baaropoAuaro Poccinc- 
Karo Äsopancmsa) vom 21. April 1785 und die Allerhöchfte Stadtorbnung 
(U’pamoma na ırpasa u BbIToABL TopoAam» Poceinckon Amnepin) 
von demjelben Datum, (Beide deutfchvon Arndt, St. Petershurg, 1785. 4. 
und Mitau 1795 und 96, 8.) Jene wurde in Liv- und Eithland einge: 
führt dur den N. U, v, 12. Aug, 1786, diefe in den Städten der Dftfees 
provinzen durch den N. U, vom 4. September 1785, vom 5. uni 1786 
und befonders vom 12, October 1787. 

e) N. U. vom 28. November 1796 und vom 5, 24. und ——— 
vom 26. Februar 1797. 


94 B. J. Perſonenrecht. 


die, wenn auch nur wenige Jahre hindurch ſtattgefundene Ver: 
ſchmelzung der provinciellen mit den Reichöftänden war dennoch 
auch für die Folgezeit auf die Rechtöverhältniffe beider, beſonders 
in den Städten, nicht ohne wefentlichen Einfluß geblieben, zumal 
manche zunächft financielle Inftitute, welche auch nach Wieder: 
berftellung der alten Verfaſſung beibehalten wurben, fehr bedeu⸗ 
tend auf die Standeöverhältniffe einwirkten N). 

Befonders wichtig ift die ruffifche Periode durch die Auf: 
hebung der Leibeigenfhaft in Eſth- und Livland feit 
den Jahren 1816 und 1819, und die Entftehung eined neuen 
Standes in ben freien Bauern?®). 


$. 52. 
Berfchiebenheit ber Stände im heutigen Recht. 


Saͤmmtliche in Liv» und Eſthland angefiedelte Einwohner 
find feit der Aufhebung der Leibeigenfchaft der Bauern per» 
fönlich frei®), und dürfen auf Feine Weife, auch nicht durch 
freiwillige, verfragsmäßige Webereinkunft”), in den Zuftand der 
Unfreiheit treten‘). Es giebt mithin nur freie Stände 


f) Bergl. v. Bunge’& Darftellung bes. heutigen ruffifchen -Han= 
delsrechts, mit Ruͤckſicht auf die deutfchen Oftfeeprovingen (Riga, 1829. 8.), 
—. $. 22, und überhaupt die Rechtögefchichte der kaiſerl. Ganzlei 

g) N. U. vom 23, Mai 1816 und 26. März 1819. Vergl. 
oben $, 21. 

a) N. U. vom 23, Mai 1816 und vom 26. März 1819, Livl. BB. 
6.47. Eſthl. BGB. 6. 1. 

b) Livl. BB. 5. 445, vergl. aud) daf. $. 53 und eſthl. BGB. $. 9. 

c) Dies geht übrigens keineswegs fo weit, daß aus andern Provins 
zen des Reiche, wo noch Reibeigenfchaft befteht, nach Liv- und Eſthland 
gefommene, und, ohne zu einer Gemeinde der Provinzen zu gehören, in 
denfelben nur temporell anweſende Unfreie dadurch die perfönliche Freiheit 
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in ben genannten Provinzen Rußlands, und zwar laſſen fich ges 
genwärtig folgende vier Stände unterfcheiden: 

1) der abelige Stand, 

2) der geiftliche Stand, 

3) der Bürgerfiand und 

4) der Bauerftand. ” 


Erfter Artikel. 
Bon dem Adel. 


$. 58. 
1. Eintheilungen des Adels. 


Die Eintheilung ded deutfchen Adeld in hohen und nie» 
beren Abel?) ift für Liv- und Efthland ohne practifche Bes 
deutung, weil gegenwärtig aller Abel in dieſen Provinzen, er 
mag bie Titel Baron, Graf, Fürft führen) oder nicht, zum nie 


erlangten. Dieſe bleiben vielmehr leibeigen, “und ihre Rechtöverhältniffe 
werben nach dem ruffifhen Recht (Swod der Gefege über die Stände 
(Bd. IX.) 8.1. Abth. 5. Art. 914—1096.) beurtheilt. 

a) Eihhorn’s beutfches Privatrecht 6. 56, 57. 

b) Diefe Zitel find bloße Ehrenpräbdicate, ohne von irgend einer 
rechtlichen Wirkung zu fein. Der Baronz ober Freiherrntitel 
gebührt in Liv. und Efthland allen den alten Gefchlechtern, welche bei der 
Bereinigung biefer Provinzen mit Rußland ſchon in den Adelsmatrikeln 
verzeichnet waren, und die fpäter in Ukaſen, Referipten und andern dffent- 
lichen Urkunden mit jenem Zitel benannt worben find. Andere Adelige, 
wenngleich fie fpäter in eine Adelömatrikel aufgenommen worden, dürfen 
ohne Nachweis einer befonderen Werleihung des Barontitels fich denfelben 
uiht anmafen. Der Grafens (und Fürften:) Titel muß durch 
befondere Verleihungsurfunden erwiefen fein. Allerh. beftät. Beſchluß 
bes Miniftereomits vom 7. März 1833, vergl. mit bern Befchluß vom 18. 
Rovember 1830, 
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deren Adel im Sinne des deutſchen Rechts gehört"). Won-den 
übrigen Eintheilungen des Adels — nb im ee Recht von 
Wichtigkeit: 

1) die in perfönlihen und erblidhen oder Ge: 
ſchlechtsadel. Diefe Eintheilung beruht auf dem neueren 
ruffifchen Recht, da das Provincialrecht im engern Sinn nur erb- 
lichen Adel Eennt®). Der perfönliche Adel muß daher in Be- 
ziehung auf deffen Erwerbung, Rechte und Verluft ganz nad) 
den Grundfägen des ruſſiſchen Rechts beurtheilt werden‘). 
Dagegen ift 

2) die Eintheilung des Adeld in neuen und alten ober 
Ahnenadel dem Provincialrecht eigenthümlih. Zu dem 
legteren gehören diejenigen Ebdelleute, welche vier Ahnen auf: 


c) S. oben $.50 Anm. e 

d) ©, oben $. 50 und 51. Weber den Abel der rigiſchen Rathsglie— 
der f. unten $..54 Anm, k.. 
e) Swod der Gefege Uber die Stände (Bd. IX.) Art. 15, Ermwor: 
ben wird der perfönliche Adel I) durch Allerhöchfte Verleihung außerhalb 
der Ordnung des Dienftes; 2) durch Erlangung einer ber fechs unteren 
Rangelaffen im Givildienfte; 3) von Kaufleuten, wenn ihnen außer ber 
Drdnung des Dienftes ein Glaffenrang verliehen worden; 4) von Untermis 
litärs, wenn ihnen bei der Verabſchiedung oder beim Uebergange in den 
Givildienft ein Oberofficiererang verliehen worden; 5) von catholifchen 
Geiftlichen durch Verleihung des St. Stanislausordene. Ferner haben 
ben perfönlichen Adel: 6) Aubitoren und Quartiermeifter, welche in Ober: 
officiersclaffen ftehen, fich aber nicht im Frontedienft befunden, und 7) in 
Dberofficiersclaffen ftehende Beamte des Kriegsminifteriums (Swod a. a.D. 
Art. 44—49,)5 8) die evangelifch «Tutherifchen Prediger, fo lange fie fich 
im geiftlichen Stande befinden. (Evangel. =Iuther. Kirchengeſetz v. 3. 
1832. $. 226.) 9) Mitgetheilt wird der perfönliche Adel vom Ehemann 
der Ehefrau (Swod 1. c. Art. 50), — Wo in den Gefegen- nicht befondere, 
fpäter anzuführende, Ausnahmen ausdruͤcklich feftgefest find, genießt der 
perfönliche Abel gleiche Rechte mit dem Erbadel (daſ. Art. 184 fag.). Ver⸗ 
loren gebt der perfönliche Adel auf diefelbe Weife wie ber erbliche (ebenda. 

Art. 227 fgg.) 


® 
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weifen fönnen, d. h. deren Eltern und Großeltern abeligen 
Standes gewefen find‘). 

3) Zwar vorzugsmweife im öffentlichen Rechte von Wichtig: 
feit, aber auch im Privatrecht nicht ohne Bedeutung ift die Ein; 
theilung des Gefchlecht3adeld in den: immatriculirten und 
nicht immatriculirten Adel. Bu jenem gehören die Mit; 
glieder derjenigen abeligen Gefchlechter, welche in eine der Adels: 
“ matrifeln der Provinzen Livland, Efthland und Defel aufgenom- 
men worden find, und den provinciellen Adel, im Gegenfas ber 
übrigen zum ruffifchen Reichsadel gehörigen Individuen, bilden®). 


$. 54. (53.) 
II. Erwerbung 1) des Erbadels überhaupt. 


Ermworben wird der Erbadel überhaupt, ohne Rüdficht auf 
den provinciellen Adel insbefondere, nicht mehr, wie nad) dem 
älteren Recht, durch eine fortwährende rittermäßige Lebensart, 
fondern nur | 

1) durh Standeserhöhung. Diefe fteht, ald ein Ho— 
heitsrecht*), faft ganz unter den Regeln des ruffifchen Rechts. 
Darnach wird der Erbabel erworben: a) durch Verleihung von 
Seiten der Allerhöchften Gewalt mittelft Ertheilung eines Adels: 


f) Allerh, Statut des Fraͤuleinſtifts zu Sellin vom 26. Septbr. 1797 
$. 7. Bergl. auch ben livlänbifchen Landtagsſchluß vom Jahre 1827 und 
unten $. 55 Anm. e. 

&) ©. die koͤnigl. RefoL-vom 31. Auguft 1641, vom 30 Auguft 1643, 
vom 14. Nopbr. 1650, vom 17. Januar 1651 und vom 16. Detbr. 1675 
und überhaupt unten $. 55. 

a) Vergl. die Gitate in den Anm, b—is; das Patent der tiotändifchen 
Goupernementsregierung vom 6. Juni 1800 und bie livlaͤnd. Landtagsord- 
nung vom Jahre 1827 $. 41. 

lJ. 7 
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diploms ); der auslaͤndiſche Adel bedarf der Allerhoͤchſten Ber 
ftätigung“). b) Aud) ohne ausdrückliche Verleihung d); «) durch 
die Erlangung der achten Rangclaffe nad} der Ordnung bed Gi; 
vildienftes, oder des Oberofficieröranges überhaupt im Militär: 
und jedem demfelben in- folder Beziehung gleichgeachteten“) 
Dienfte‘): die Militärs behalten den Erbadel, auch wenn fie 
beim Uebergange in den Givildienft eine niedere als die achte 
Rangclaffe erhalten®). P) Durch Verleihung eines ruffifchen 
Ritterordend erwerben den Adel Geiftliche ſowohl, ald perfönliche 
Edelleute; Kaufleute dagegen nur, fofern ihnen ein Orden vor 
dem 30. October 1826 verliehen worden”). c) Wenn Vater und 
Großvater, jeder wenigftens zwanzig Jahre hindurch im Dienfte 
und zugleich in einem Glaffenrange geftanden haben, welcher den 
perfönlichen Adel ertheilt, fo darf der volljährig gewordene Sohn, 


b) Swod ber Gefege Über die Stände (Bd. IX.) Art. 17 u. 18. 

ec) Daf. Art.34. Die Ebelleute des Zarthums Polen und des Groß⸗ 
fürftentbums Finnland werden, bei ihrem Eintritt in den ruſſiſchen 
Staatsbienft, den ruffifchen Edelteuten gleichgeachtet. Daf. Art. 191. 
Vergl. auch Art. 27. 

d) Daf. Art. 32. 

e) Dahin gehört namentlich der Dienft im Bergweſen, in dem Feld: 
jägercorps, in den Militair-Arbeitsbataillong,; ben Arreftantencompagnieen, 
den Saft» und den Arbeitsequipagen (in ben vier legteren übrigens nur, 
wenn ber Rang durch Allerhöchften Prikas verliehen warb). Swod a. a.D. 
Art. 23 und 24. Vergl. auch noch Art. 26. 


f) Swod a. a. O. Art. 19 und 23. Uebrigens muß bie refp. Rang⸗ 
claffe im wirklichen Dienfte erworben, nicht bei ber Verabfchiebung ertheilt 
fein, widrigenfalls fie nur perfönlichen Adel verleiht (daſ. Art. 20, 22). 

e) Swod a. a. D. Art. 22. Vergl. auch Art. 21. Den erblichen 
Adel haben auch diejenigen Givilbeamten, welche im Sahre 1812 in ber 
Miliz gedient, Feldzüge und Schlachten mitgemacht haben und mit einem 
Mititärrange belieben worden find. Daf. Art, 25. 

h) Daf. Art. 26. Mehrfache Befchräntungen in Betreff der Ritter 
des St. Stanislausorbens f. ebendaf. Anm, 
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fobald er jelbft in Staatsdienfte tritt, um Ertheilung des Erb» 
adels nachſuchen. d) Vermoͤge eines befonderen Föniglich- 
ſchwediſchen Privilegiums adelt auch der Eintritt in die Mitglied: 
fchaft des rigifchen Rathes*). 

2) Durch die Ehe erwirbt die Ehefrau eined Edelmanns 
den Adel, nicht aber umgefehrt'). 


i) Daf. Art. 33. 

k) Königl. fchwed. Diploma nobilitatis vom 23. November 1660 : 
„— — Ita civitatem Nostrain Rigam optime dignam censemus, cui 
Nobilitatis honos toti corpori Senatus olim collatus, ad personas sin- 
gulorum in posterum extendatur, prout vigore harum litterarum non 
solum — — civitatis Rigensis Consulibus modernis (hier folgen bie 
Namen ber damaligen Bürgermeifter), sicut etiam Senatoribus modernis 
(hier folgen die Namen der derzeitigen Rathöherren) Nobilitatis gradum 
et honores respective conferimus et confirmamus, verum etiam toti 
Consulari et Senatorio officio Rigensi hanc dignitatem et emjnentiam 
ita propriam facimus, ut qui in posterum Consulatum aut Senatoriam 
dignitatem Rigae legitime adeptus fuerit, ille etiam simul nobilem 
jlli officio appropriatam conditionem nanciscatur, concedentes propterea 
omnibus et singulis, tam praesenti hoc tempore illis officiis fungenti- 
bus, quam in futurum iis admovendis, vigore huius Regii Diplomatis 
ex certa scientia, nec non plenitudine potestatis Regiae, omnia ea 
iura, privilegia, indulta, beneficia, praerogativas, quae ad nobilita- 
rem dignitätem pertinent, et quibus ordo nobilitaris frui ac a vulgo 
et plebeii status hominibus distingui suevit.‘* Zwar ift in der Urkunde 
von ber Erblichkeit des den Gliebern des rigifchen Rathes verliehenen Adels 
nicht ausdruͤcklich die Rede, und es könnte fogar aus einzelnen Ausdrüden 
gefolgert werben, als wenn biefer Adel nur für die Zeit ber Bekleidung bes 
Amtes verliehen worben wäre. Allein befonders bie Schlußmworte ber Urs 
kunde lauten zu allgemein, als daß fie eine befchräntende Auslegung ber 
Art zuließen, zumal das damalige fchwebifche Recht den perfönlichen Adel gar 
nicht, fondern nur Erbabel kannte (vergl. die ſchwediſchen Adelspriviles 
gien von den Sahren 1617 und 1626. I. Loccenii Synopsis iuris 
publiei Suecani (Gothob. 1673. 8.) ©. 41 fgg. €. ©. Geijer’s 
Geſchichte Schwedens (in der Heeren⸗Ukert'ſchen Gefchichte der europäifchen 
Staaten) Bd. II. (Hamb. 1836. 8.) ©. 27 u.a). Unter ben am 
Schluſſe gedachten abeligen Rechten, Privilegien ꝛc. muß demnach auch das 
Recht, den Adel aufihre Nachkommen zu übertragen, fubfumirt werben. 

I) Swob a. a. O. Art. 42 und 43. 


7 * 
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3) Durch eheliche Geburt von einem Vater, der den 
Erbadel hat”), wobei es der Regel nach”) nicht darauf ankömmt, 
ob der Water den Erbabel fchon bei der Geburt des Kindes hatte, 
oder erft fpäter erwarb’). Dagegen überträgt die adelige Mut: 
ter ihren Stand auf ihre Kinder nicht P). 


$. 55. (54.) 


2) Erwerbung des immatriculirten Abels insbefondere. 


In den Gouvernements Liv- und Efthland beftehen, in dies 
jem eine, in jenem zwei, befonbere, von einander getrennte Adeld- 
corporationen: die Nitterfchaften 1) des Gouvernements Liv: 
land, 2) des Gouvernements Efthland, 3) der Provinz Defel, zu 
deren jeder bloß diejenigen adeligen Familien gehören, welche in 
die Ritterbanf oder Matrifel jeder diefer Nitterfchaften 


m) Daf. Art, 38. War einem im Glaffenrange ftehenden Beamten 
ein Orden verliehen, ohne daß er — Zodes halber — für feine Perfon die 
daran gefnüpften Bortheile erwarb, Fo werden deflen ungeachtet feine Kins 
der in den Adelftand erhoben. Daſ. Art. 41. 

n) Xusnahmen finden ftatt: 1) bei der Verleihung des Erbadels 
durch ein Allerhoͤchſtes Diplom, in welchem Falle die Entſcheidung der Frage 
uͤber den Stand der fruͤher geborenen Kinder lediglich vom Allerhoͤchſten 
Ermeſſen abhängt (Swod a. a. O. Art. 39)3 2) Perſonen, die vor. ihrem 
Eintritt in den Staatödienft leibeigen oder fteuerpflichtig gewefen, übertras 
gen den im Dienft erworbenen Erbabel nicht auf diejenigen Kinder, welche 
während der Leibeigenfchaft oder Steuerpflichtigkeit des Waters geboren 
waren, wenn fie auch fpäter bie perfönliche ober Steuerfreiheit erlangen 
(ebendaf.); 3) wer den Erbadel durch Erlangung bes DOberofficiersranges 
im Militärdienft erworben, überträgt ihn bloß auf die fpäter geborenen 
Kinder, und nur in deren Ermangelung kann die Verleihung ded Erbadels 
an einen der früher geborenen Söhne erbeten werden, falls diefer nicht 
während ber Leibeigenfchaft oder Steuerpflichtigkeit des Waters geboren 
wurde (daf. Art. 40). 

0) Swod a. a. D. Art. 39. Ueber die Frage, in wiefern auf legis 
fimirte und adoptitte Kinder der Erbabel übertragen wird, |. unten 6. 30%. 

p) Swod Art. 43, 
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ausdrüdlih aufgenommen find"). Diefer immatriculirte 
oder Indigenatd« Adel ift ein Zweig des ruffifchen Erb- 
adels überhaupt?) ; diejenigen Glieder des legteren, welche, ohne 
immatriculirt zu fein, mit Landgütern in den Provinzen befiglich 
find, werden in Livland im Gegenfas zur Ritterfchaft, Land: 
faffen genannt‘). Die Ertheilung des Indigenats oder die 


a) Königl. Refol. vom 31. Auguft 1641, vom 30. Auguſt 1643, vom 
14. November 1650, vom 17. Ianuar 1651 und vom 16, Detbr. IW5. 
Livländ. General:Gouvern,sPatent dv. 17. Rovbr. 1730, vom 6. Febr. 1733 
und vom 29, Juli 1747. Eithländ. Gen.-Gouv.-Publicat vom 29. Juli 
1747, Vergl. auch die auf Befehl des Senats vom 26. Juni 1773 erfolgte 
Refolution des livl. Generalgouvernements vom 5. März 1774, bef. $. 4 
(in Hupel’s nord. Mifcell, Std. 5 u.6 ©. 317 fag.) und die Allerh. 
beftät, Befchlüffe des Miniftercom, v. 18. November 1830 und 7. März 
1833. Ueber bie Gründung und ben Zwed der livlaͤnd. Ritterbank Heißt 
es in ber angeführten königl, Refol. vom 14, November 1650 $. L: „Dems 
nach I. K. M. vernehmen, daß in Livland einige Gonfufion und Unord— 
nung barinnen eingeriffen, daß viele, fo nicht von Adel find, gleichwohl 
bavor refpectirt feun, auch zum Theil größerer Vorzüge und Prärogative 
genießen wollen, als andere, fo entweder von adeliger Geburt und Herkom—⸗ 
men, oder auch felbften von hoher Obrigkeit den Adel erworben haben: 
&o haben daher 3. 8. M., da Sie — — — gerne fehen, daß der adelige 
Stand in Livland, und deffen gutes Aufnehmen und Vermehrung befördert, 
infonderheit aber, daß diefer Adel bei feinem gebührenden Refpect und 
Honneur confervirt und gehandhabt werde, demfelben eine Ritterbank zu 
haben, gnädigft bewilligen und erlauben wollen, auf welcher die ganze Rit: 
terfchaft und Adel in Livland, fo" viel derfelben Bücher im Lande bejizen, 
ihren gewiſſen Gig und Stelle haben, und darinnen fie ihre Familien und 
Ahnen anzeichnen und diftinguiren können; da fie denn jelbften darauf 
fehen werden, daß fein anderer auf der Ritterbank admittiret werde, als 
von beffen abeliger Herkunft fie guten Grund und Wilfenfchaft haben, ober 
welchem aus Gnade der hohen Obrigkeit, zum Theil auch feiner Meriten we— 
gen, diefe Ehre und Dignität conferirt worden ” Vergl. Überhaupt die 
Rechtögefchichte der Eaiferl. Ganzlei Bd. III. S. 47 fg. 55 fag. 100 fa. 
108 fag. 114 fag. 

b) Vergl. das livländ, Regierungspatent vom 26. Det. 1797. 

ce) Livländifche Landtagsorbnung v. Jahre 1827 8. 18. Seit dem 
15. Sahrhundert pflegte in den Zerritorien Livlands der Gompler aller mit 
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Aufnahme in die Matrikel ift ein Recht der auf dem Landtage ver: 
fammelten refp. Adelöcorporation®). Wer das Indigenat er 


———— 


Lehnguͤtern befislichen Bafallen (Mannen) mit der Benennung „Mannz 
ſchaft“ belegt zu werben; als in der Folge zu den Lehngütern auch Allos 
dien hinzukamen, Fam zur Bezeichnung bes Inbegriffs aller Gutsbefiger 
überhauptber Ausdrud „Landichaft’ in Gebrauch (v. Bunge, Ent: 
widelung der Standesverhältniffe ©. 44 und 55 Anm. 56, Rechtöges 
fchichte der Eaiferl. Ganzlei S. 103 fg.); am Ende des 17. Jahrhunderts 
findet fich für denfelben Begriff die Benennung „Landfaffen (Eönigl. 
ſchwed. Verordn. v. 20. Decbr. 1694 $. 3). Mit allen diefen Ausdrüden 
follte aber durchaus nicht der Stand, fondern nur das Verhältniß der 
Befiglichkeit mit Landgütern bezeichnet werden, Nachdem alfo 
auch Nichtadelige in den Beſitz von Landgütern gelangt waren, gehörten 
auch diefe unftreitig mit zur Landfchaft. Erſt feit der zweiten Hälfte des 
18. Sahrh. fing man — ohne Zweifel durch ein Mißverftändnig — an, 
die „Landſchaft“ der „Ritterfchaft” entgegenzufegen, und unter der erfteren 
den Inbegriff der nicht immatriculirten Güterbefiger Livlands zu vers 
ftehen, welche fich fogar zu einer gefchloffenen Corporation, mit einem 
„Haupt an ber Spige,, vereinigten (vgl. das Manifeft v. 14. Dechr. 
1766, ©. u. v. 13. April und 6. Auguft 1767, Refol. des Generalgou= 
vernements v. 5. März 1774. Bandau im Inland 1838 Sp. 147, 
3. Wilpert ebendaf, ©. 539 fg., 558 fg.). Diefe Corporation Löfte 
fich indeß, wie es fcheint, bereits im 3. 1779, ſeitdem ein „Haupt“ 
berfelben mehr gewählt wurde, — alfo noch vor der Einführung ber 
ruffifhen Adelsorbnung v. 3. 1785 — wieder auf, und trat auch nad 
Wiederherftellung der alten Verfaſſung des Livländifchen Adels im I. 
1797 nicht wieder zufammen. Vielmehr kam feit diefer Zeit die Be— 
nennung ber Landfaffen im heutigen Sinne des Worts in Aufnahme. 
Vergl. auch noh Hupel's nord. Miscell, Std. 27 und 28. 471fgg. 
9. A. v. Bod im Inland Jahrg. 1838 Sp. 803. Rechtsgefchichte 
der Eaiferl, Ganzlei Bd. II. ©. 60. (9. v. Jannau) Ueber bie 
Rechte der Landſaſſen in Liefland, in den Provincialblättern an das lief 
und efthländifche Publicum, Heft 1. (s. 1. 1786. 8.) &. 1-—30. (Uns 
eritifch und in ben Refultaten unrichtig.) 


d) ©. die in der Anm. a. angeführten Zöniglichen NRefolutionen, 
die Inftruction für die livlaͤnd. Nitterfchaftsbeamten vom Jahre 1827 
$. 51, die livl. Landtagsordn. $. 31 und 41, die dfel’fche Landtagsordn. 
$. 133 und den efthl. Landtagsſchluß dv. Febr. 1827. 
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langen fol, muß beteit3 zum Erbadel gehören *), und in Folge der 
über feine Aufnahme veranftalteten Abftimmung (welche in Eſthland 
offen, in Livland und Defel durch verdecktes Ballotement gefchieht) 
mehr ald drei Viertel der Stimmen der auf dem Landtage verfammel- 
ten Ritterfchaft für fich haben‘), worauf er, gegen Erlegung einer 
Geldfumme zum Belten der Rittercaffe ®), ein förmliches Indige 
natsdiplom erhält"). Wer zu einer der drei Ritterfchaften gehört, 
ift deshalb nicht Mitglied der andern, hat jedoch dad Necht, beim 
reſp. Landtage um die Aufnahme in jede andere Matrifel nachzus 
fuchen, in welche er, nach geführtem Beweiſe, und zwar in Liv: 
land unentgeltlich, eingetragen wird'). 


$. 56. (55.) 
1. Rechte des Adels, 


Sofern der immatriculirte Adel der Provinzen zu dem ruffi- 
chen Reichsadel gehört *), kommen ihm auch alle Rechte deö le: 


e) Ebendaf. und oͤſelſche Landtagsorbn. $. 29. N. U.v, 4. Decbr. 
1796. Nach den neueften Befchlüffen ber livlaͤnd. Ritterſchaft muß von 
dem Aufzunehmenden ver Adel des Großvaters erwiefen werben (liv⸗ 
laͤnd. Landtagsſchluß vom Jahre 1827). Im efthländ. R. u. ER. B. VI 
Tit. 4. Art. 8 beißt es: „Es fol derjenige, der fich abeliger Geburt 
und Standes zu fein rühmet und dafuͤr ausgiebt, folches mit feinen 
vier Ahnen ober fonften beftändig und genugfam beweifen.” Vergl. 
Riefentampff’s Warginalien zu diefer Stelle. Im Livland und 
Defel wird auch noch verlangt, daß der Recipiend in der rejp. Provinz 
erbbefislich fei, jedoch kann der Landtag von diefem Requifit difpenfiren. 
Livlaͤnd. Landtagsordn. $. 41, dfel’fche Landtagsorbn. $. 29. 

f) Livländ. Landtagsordn. $. 41, öfel’fche 5.29. Die Aufnahme durch 
Acclamation, welche früher geftattet war, ift neuerdings bei allen brei 
KRitterfchaften abgefchafft worden. 

g) In Livland und auf Defel 100 Ducaten, in Efthland 200 Ru: 
bei Silbermünze. 

h) £ivländ. Landtagsordnung a. a. O. 

i) Ebendaf. $. 42. 

a) ©. oben $. 55. 
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teren zu ®), und nur in einigen, mehr die öffentlichen Rechtöver- 
hältniffe betreffenden, Beziehungen hat jener befondere Bor: 
rechte‘). Uebrigens flehen die eigentlichen Privatrechte des 
Adeld (mit Ausnahme nämlich der unter 1) und 2) aufgeführten, 
fo wie der Landtagdfähigkeit) der Regel nach beiden Gefchlechtern 
auf gleiche Weife zu®), und der perfönliche Adel hat, wo die 
Geſetze nicht ausdrücklich Ausnahmen feftfegen, gleiche Rechte mit 
dem Erbabel®). 

Abgefehen von den dinglichen Rechten des Adels, welche Durch 
den Befig eines abeligen Gutes bedingt find‘), genießt der Adel 
überhaupt: 


b) Ulafen v. 23. Septbr. 1723, v. 4. Aprit 1728, v. 14. März 
1729, v. 17, Detbr. 1734. Daß dem livländifchen Adel während ber 
polnifchen Herrfchaft auch der Genuß der Rechte bes polnifchen und litthaui⸗ 
fhen Adels im Allgemeinen zugefichert worden (Privilegium Sigismund 
Augufts vom 28. November 1561 Art, 9, Unionsdiplom vom Sabre 
1566 Art. 3.), ift niemals von practifcher Bedeutung gewefen. Vergl. 
v. Buddenbrod’s Sammlung ber Gefege Bd. I. ©. 454 Anm. 47. 
und ©. 466 Anm. 143, 


c) Wiewohl in der angeftammten Periode bie Privilegien in der 
Regel den Kitterfchaften der einzelnen Zerritorien befonders verliehen 
worben waren, fo find fie doch durch wiederholt gefchehene gegenfeitige 
Ausdehnung von Seiten der Landesherrn den gefammten Ritterfchaften 
gemeinfchaftlich geworden (vergl, v. Helmerfen’s.Gefchichte des liv— 
laͤndiſchen Adelsrechts $. 133.). Namentlich wurben bald nach ber Un: 
terwerfung Efthlands an Schweden die urfprünglich bloß der harrifch = 
wierifchen Ritterfchaft ertheilten Privilegien auch auf die Ritterfchaften der 
beiden anderen Diftriete bes jegigen Efthlands (Jerwen und die Wied) 
ausdruͤcklich ertendirt., Königl, ſchwed. Refol. v. W. Auguft 1584. 
Eſthl. R. u.2R.B. 1, Tit. 1. Art. 1. 

d) Vergl. Swod der Gefese über die Stände Bd. IX. Art. 218. 
Die dafelbft gemachte Befchränkung Tann auf Liv» und Eſthland nicht be= 
zogen werben. S. bas Inland Jahrg. 1844 Sp. 277 fo. 

e) ©. oben $. 53 Anm. e. 

f) ©. unten $. 86 und 87. 
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1) das Recht, in den Staatöbienft zu treten, — ohne dazu, 
außer im Falle ber Nothwendigkeit, gezwungen werden zu Fön 
nen ), — und folchen Dienft fortzufeßen oder um Entlaffung 
aus bemfelben zu bitten®).. Der immatriculirte Adel hat zu den 
Givilämtern in der Provinz den Vorzug vor Anderen!), und ein 
mehr oder weniger ausfchließliches Necht auf diejenigen Landes: 
ämter, welche durch die Wahlen der Ritterfchaft befeßt werben *). 

2) Edelleute dürfen in den Dienft verbuͤndeter europäifcher 
Staaten treten'). 

3) Der Edelmann wird nur von feinesgleihen gerichtet"), 
in Griminalfachen darf gegen ihn nur auf dem Wege des Anklage- 


g) Swod Art. 184. Inöbefondere ift der Adel perfönlich von ber 
Recrutenleiftung befreit. Daf. Art. 197, 

h) Daf. Art. 185. Die näheren Beftimmungen darüber, fo wie 
über die während des Dienftes dem Adel gewährten Vorzüge, gehören in 
das Staatöreht. S. den Smwod ber Gefese Über den Givildienft Bd. III. 
und den Swod ber Militärgefebe. 

i) Privil. Sigism, Augufts vom Jahre 1561 Art. 5. Königl. 
ſchwed. Refolution vom 17. Auguft 1648 $. 9. Gapitulation der Live 
ländifchen Ritterfchaft vom 4. Zuli 1710 Art, 11., vergl. Art. 6. Für 
Efthland: Privilegium König Erihs XIV. vom 2. Auguft 1561. ©, 
Übrigens dagegen die Gapitulation ber Stadt Reval v. 29. Septbr. 1710 
Art. 12., durch welchen „die inildienfte in Reval beim Zoll, Pofthaufe, 
Renterei und fonft” den Revaler Bürgern und Einwohnern zugefichert 
worden, Bol. auch die koͤnigl. Reſol. v. 17. Ian. 1651 $. 6. und 
überhaupt W. Hezel in v. Bröder’s Jahrbuch f. Rechtögelehrte, 
Bd. III. &, 208 fgg. 

k) Das Nähere hierüber gehört in das dffentliche Net. Vergl. 
überhaupt die Livländ. Candtagsorbnung vom Jahre 1827, befonders Zit. 
6. und die Wahlmethode der efthländifchen KRitterfchaft vom Jahre 1803. 
S. übrigens auch noch den Auffag (von W. v. Bod): Die livländ, Land⸗ 
gerichte und dielivländ, Adelömatritel, im Inland, Jahrg. 1844 Nr. 47—49. 

I) Ruftädter Sriedensfchluß vom 30. Auguft 1721 Art. 12, mit bes 
fonderer Beziehung auf Liv» und Efthland, S. auch den Swod a. a. O. 
Art. 187. 

m) Swod a. a, D. Art. 193. 
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proceffes”), und zwar in Livland beim Hofgericht, in Eſthland 
beim Oberlandgericht verfahren werden‘). Mit perfönlichem 
Arreft darf er in Griminalfachen nur, wenn er auf frifcher That 
ertappt ober bed Verbrechens uͤberwieſen ift?), in Schuldfachen 





n) Die Praris gründet dies auf die koͤnigl. ſchwed. Erecutionsver: 
ordnung vom 10, Zuli 1669 $. 26, die livländ. Landgerichtsorbnung vom 
1. Februar 1632 $. 25 ıc. Vergl. R. 3.8. v. Samfon, Inftitutio: 
nen des Livländifchen Proceffes 8. 1783. Dagegen ſucht W. v. Bod 
in feiner Schrift: Zur Gefchichte des Griminalproceffes in Livland (Dor⸗ 
pat 1845. 8.) nachzumeifen, daß ber accufatorifche Proceß in Livland 
während der ſchwediſchen Herrfchaft kein Vorrecht des Adels, fondern bie 
regelmäßige Form des livländifchen Eriminalproceffes überhaupt geweſen. 
Dies ift jedoch eben fo problematifh, ale v. Bod’s Behaupfung, daß 
in Livland in ‚früherer Zeit der inquifitorifche Proceß ganz unbekannt 
gemwefen, ungegründet. S. auch noch unten Anm. y. 

0) Auch dies gründet ſich auf die Praris, welche fich deshalb auf 
die in der vorhergehenden Anmerkung citirten Gefege und die livländ. Hof⸗ 
gerichtsorbn. dv. 6. Scpt. 1630, $. 20 beruft. Vergl. eſthl. R. u. ER. 
1,2. v0. Samfon a.a.D. $. 1396, 1403 fag. und Nielfen’s Pros 
cefform in Livland $. 170. S. indeß dagegen ben Eönigl. Brief an die 
Hofgerichte vom 7. Auguft 1699 und das Eönigl. Refeript vom 4. Auguft 
1703, und überhaupt die in der Anm. n angeführte Schrift von W. v. 
Bod. Das livländ. Hofgericht bildet übrigens auch in manchen Givil- 
fachen des Adels, namentlich in Goncurss, Zeftaments= und Erbſchafts— 
fachen, das efthländifche Dberlandgericht aber in den meiften Civilfachen 
die erfte Inſtanz. Lioländ. Hofgerichtsorbnung a. a. D. Königl. Brief 
v. 7. Detober 1687 und v. 17. December 1688. Not. c. pag. 327. 22. 
Eſthl. R. u. ER. a.a.D. — ©. aud Anm. y. 


p) Privilegium des dörptichen Bifchofs Johann v. Gellinghaufen 
vom 16. December 1540. Vergl. auch die Gapitulation der dbörptfchen 
KRitterfchaft vom 13. Juli 1602 und livländ. Landgerichtsorbnung vom 
20. Mai 1630 $. 8. Kür Efthland: Privilegien der Ordensmeiſter 
Hermann v. Brüggeney vom Montag nach Marid Empfängnig 1538, 
Johann v. d. Rede vom Donnerftag nach Judica 1550, Deinrich v. 
Galen vom 13, Januar 1552, und Eönigl. ſchwed. Privilegien vom 2. Aus 
guſt 1561, vom 10. Detober 1594, vom 3. September 1600 und vom 
24. November 1617, R. u. LR. V, M, 1. Vergl. übrigens noch den 
Swob Art. 195 Anm., und unten Anm. y. 


% 
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aber in der Regel nicht), fo wie überhaupt mit” feiner Reibes- 
firafe belegt werden‘). Ohne Urtheil und Recht kann Fein Edel: 
mann weber feines. Lebens, noch feiner Ehre, ua feines Vermoͤ⸗ 
gens verluftig gehen?). 

4) Der Abel ift von allen perfönlichen Abgaben befreit t); 
der in Stäbten wohnende namentlich auch von ftädtifchen per: 
fönlichen Leiftungen, fofern er fein bürgerliches Gewerbe treibt"). 


gq) Dies folgt zum Theil fchon aus den in ber Anm. p. angeführten Quel⸗ 
len, fofern fie einen Perfonalarreft des Adels nur in den angeführten Grimi- 
nalfällen geftatten (f. befonders das Privilegium Gellinghaufens vom Jahre 
1540), ift aber auch in anderen Rechtsquellen, zunächft freilich in Wors 
ausfegung ber Befiglichkeit des Adels, begründet: pernau’fcher Landtages 
fchluß vom Jahre 1552 Art. 9. Königl. ſchwed. Erecutionsverorbnung vom 
10. Zuli 1669 $.15. Kal. ſchwed. Brief vom 8. März 1684. Eſthl. 
R. u. ER. I, 35, 2 und Riefenkampff’s Marginalien dazu bei 
Ewers ©, 515. ©. nod unten Anm, y 

r) Swod a.a. D. Art. 195. 


s) Daf. Art. 192 und 214. Auf Berluft von Ehre oder Leben kann 
gegen einen Edelmann nur unter Allerhöchfter Beftätigung erkannt werden, 
Ebendaf. Art. 194. 


t) Daf. Art. 196. Ueber die allgemeine Schagungsfreiheit ber eſth⸗ 
ländifchen Ritterfchaft f. die Privilegien der Drdensmeifter Johann v. 
Mengden vom Tage vor Valentin 1457, Wolter v. Plettenberg vom Mon⸗ 
tag nach Lätare 1525, Johann v. d. Rede vom Donnerftage nad) Judica 
1550, Heinrich v. Galen vom 13, Januar 1552, und Wilhelm v. Fürftens 
berg vom Dienftag nach Invocavit 1558, desgl. das Privilegium Herzog 
Garls v. Sübdermannland vom 3. Septbr. 1600. — Wegen ber livländi- 
fchen Kitterfchaft vergl. den pernau’fchen Landtagsfchluß vom Jahre 1552 
Art. 3, wegen ber öfel’fchen das Privil. des Bifchofs Johann Kiewel 
von Defel vom Donnerftag nach Lucid 1524 Art. 6, ausgedehnt auf 
die erzftift. Ritterfchaft durch das Privilegium des Erzbifchofs Thomas 
vom Donnerftage nah Martini 1531. 

u) Swod Art. 198. Königl. Decret vom 31. Detober 1662 $. 6, 7. 
Gapitulation der Livländifchen Ritterfchaft vom 4. Juli 1710 Art. 26. 
In den livländifchen Städten befigliche Edelleute tragen die binglichen 
Saften in demfelben Maße wicdie Rathöglieder (königl.Refol. vom 10. Mai 
1678 $. 32.). Die Häufer der Gdelleute auf dem Dom zu Reval find von 
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5) Der nicht dienende Adel darf in eine der Handelsgilden 
treten, und die dieſer zugeeigneten Handelsgeſchaͤfte gegen Erle- 
gung der Gildeſteuer treiben”). Ebenſo dürfen Edelleute in 
Städten auch nur gegen Erlegung der Gildefteuer Fabriken an- 
legen”). Die Uebernahme von Podriaden (Lieferungs- und 
Leiftungscontracten) und Pachtungen ift dem Erbabel fteuerfrei, 
perfönlichen Edelleuten aber nur gegen Entrichtung der Gilbe- 
feuer, zugeftanden *). 

6) Zuden befonderen Rechtendes immatriculirten Adels 
gehört, außer den fchon erwähnten”), daß er Sit und Stimme 
auf dem Landtage”), und ein vorzügliched Recht hat, abelige 
Landgüter eigenthümlich zu erwerben **); dagegen ift das ehema⸗ 


Einquartirung befreit (Capitul. der efthländ, Ritterfchaft vom 29, Septem: 
ber 1710 Art. 11). 

v) Swod a, a, D. Art. 202, 

w) Daf. Art. 201. 

x) Daf. Art. 200. ©. überhaupt v. Bunge’s Darftellung bes 
ruffifhen Handelsrechts $. 61 — 64. 

y) Dahin gehörten wohl auch urfprünglich bie oben im Texte zu den 
Anm. n, o, p, q, angeführten Vorrechte, da fie bloß auf prodinciellen 
Privilegien beruhen ; gegenwärtig werden fie in ber Praris zwar auch 
auf den nicht immatriculirten Adel ausgedehnt, dürften aber jedenfalls, da 
das urfprüngliche Provincialvecht bloß den erblichen Adel Eennt ($. 58.), 
nur biefem, nicht aud) dem perfönlichen Adel, zufteben. 

z) Livl. Landtagsorbnung $. 10 fag., $. 63. Defel’fche Landtags⸗ 
ordn. $. 10. 32. Landſaſſen ſtimmen nur über Bewilligungen von pri— 
vaten Haken mit (Reſol. des Generalgouvernements vom 5. Maͤrz 1774 
§. 2. Livl. Landtagsordn. $. 18, 44. Oeſel'ſche a. a. O.) — In Eſth— 
land haben bloß die beſitzlichen immatriculirten Edelleute Stimmrecht 
(eſthlaͤnd. Landtagsordn. Tit. 2, Art. 1). 

aa) Capitul. ber livlaͤnd. Ritterſchaft v. 4. Juli 1710 Art, 19. 
Reſol. des Generalgouvernements vom 5. März 1774 6. 4. Privil. des 
Hochmeifters Ludwig dv. Erlichhaufen für Efthland vom Dienftag vor Oſtern 
1452. Eſthl. R. u. ER, B. IV. Zit. 14. Art, 1, 2. ©. das Nähere 
unten $. 116 und 117. 
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lige Borrecht, und refp. ausfchließliche Recht, Kronsgüter in Arende 
zu erhalten®®), feit der neuen Organifation bed Domänenmwe- 
ſens ee) förmlich aufgehoben worden“), wie es denn ſchon län: 
gere Zeit vorher außer Anwendung war. Was 

7) insbefondere die Rechte des livländifihen alten Adels 
betrifft, fo gehört dahin nur das ausfchließliche Recht altadeliger 
Fräulein zur Aufnahme in das Sräuleinftift in Fellin °°). 


$. 57. (56.) 
IV. Berluft des Adels. 

Il. Der Adel überhaupt geht verloren: 

1) durch ausdrüdliche freiwillige Entfagung. Gine ſtill⸗ 
ſchweigende Entſagung kennt das Provincialrecht nicht, denn we⸗ 
der liegt eine ſolche in der Ergreifung eines bürgerlichen Gewer: 
bes, namentlich des Handels*), noch verliert das weibliche Ge- 
ſchlecht feinen Adel durch Verheirathung an einen Ehemann nie: 
deren Standes’). 


bb) Gapitut, der livländ. Ritterfchaft vom Jahre 1710, Art. 17. 
Gapitul. der eftbländifchen NRitterfhaft von 1710, Art. 19. Res 
folution des Kürften Menſchikow auf das Memorial der livländ, Kits 
terfhaft vom 1. März 1712 5. 9. N. u. v. 5. Decbr. 1739, v. 18. 
San, 1745, v. 5. Deebr. 1763, P. v. Bu xhoͤvden im Inland 1838 
Nr. 17 und 36 und 9. A. v. Bock ebendaf. Nr. 50, 

cc) Swod ber Gefege über die Domänen (Bd. VIII.) Art. 1 fgg. 
Vergl. unten $. 79. 

dd) Allerh. beftät. Reichsrathsgutachten vom 9. Juni 1840. Rechte: 
gefchichte der kaiſerl. Ganzlei Bb. I. ©, 221 Anm. *) Nr. 6 und 
Bd. Il. ©. 72 Anm. *). 

ee) Allerh. Statut des Fräuleinftifts vom 26. September 1797 
6.7. ©. auch noch oben $. 55 Anm. e. 

a) Swod ber Gefege über bie Stände Art. 193, 200 f88- ., 470, und 
oben $. 56 Nr, 5. 

b) Ebendaf. Art. 43 und 50. Auch bürfte bie Adoption eines 
Adeligen durch einen Nichtadeligen jenem nicht feine Standesrechte ent: 
ziehen, 
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2) zur Strafe fuͤr folgende Verbrechen: Meineid, Verrath 
Raubmord, Diebftahl, Betrug und Faͤlſchung, und alle Verbre 
chen, auf welchen Berluft der Ehre und für andere Stände Leis 
beöftrafe fteht, fo wie Ueberredung oder Verleitung zu dergleichen 
Berbrechen. Das Urtheil bedarf in allen diefen Fällen der Aller: 
hoͤchſten Beftätigung °). 

Der auf diefe Weife verlorene Adel kann nur durch Stan» 
deserhöhung erneuert werden °). 

1. Die Rechte des immatriculirten Abels gehen 
verloren durch Ausfchließung aus der Corporation auf dem Land: 
tage, wenn ein Mitglied fich der Mitbrüderfchaft unwuͤrdig ge: 
macht hat ). Die Ausfchließung erftredit fich aber nur auf die 
Perfon des unmwürdigen Individuums ſelbſt; auch kann der 
Auögefchloffene durch Landtagsbeſchluß wieder recipirt werden. 


Zweiter Artikel. 


Don dem geiftlihen Stande evangelifch lutherijcher 
Gonfeifion: 


$. 58. (57.) 


IL. Ermerbung des geiftlichen Standes. 


Der geiftlihe Stand evangelifch-lutherifcher ern ift 
fein erblicher Stand, fondern wird 





c) Swod a, a,D. Art. 227— 229. 
d) Vergl. ebendaf. Art. 230, 231 und oben $. 54 
e) Nähere Beftimmungen enthält bloß die. öfelfche Landtagsorbnung 
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1) von denjenigen Perfonen dieſer Gonfeffion erworben, 
welche den theologifhen Gurfus auf einer ruffifchen Unis 
verfität vollendet, hierauf bie vorfchriftsmäßigen Prüfungen 
beftanden haben®), und, nachdem fie den Ruf und die 
Beftätigung zu einem Predigtamte erhalten, ordinirt worden 
find®). 

2) Ausländer Fönnen nur auf Verfügung des Minifteriums 
des Innern Erlaubniß zum Eintritt in den geiftlichen Stand in 
den Provinzen erhalten ©). 


$. 59. (58.) 
U. Rechte des geiftlichen Standes, 

Abgefehen von denjenigen Rechten des Geiftlichen, welche 
demfelben etwa Eraft feines arigeborenen oder anderweitig erwor⸗ 
benen höheren Standes zuftehen **), fo wie von den binglichen 
. Rechten ®*), genießen die evangelifch = Iutherifchen Geiftlichen 
1) alle Rechte des perfünlichen Adels *). 





a) Allerh. beftätigtes Gefeg für die evangelifch »Lutherifche Kirche 
vom 28. December 1832 $. 136 fgg. Die zu beftehenden Prüfungen 
find dreifach : a) ein Grabualeramen bei ber theologifchen Facultät der Uni: 
verfität (Kirchengeſetz $. 136); b) das Eramen pro vehia concionandi 
beim Gonfiftorium (daſ. $. 137 — 142) und c) das Examen pro mi- 
nisterio bei berfelben Behörde (daf. $. 143— 148). 

b) Daf. $. 175, 176. Dies darf übrigens — ohne Difpenfation von 
Seiten des Minifteriums des Innern — nicht vor zurüdgelegtem 2öften 
Lebensjahre des Kandidaten gefchehen. Daf. 6. 153. - 

0) Daf. $.151. N. U. v. 19. Mai 1842, 

ar) Denn ein Erbabeliger, und insbefondere auch ein immatriculirter 
Edelmann, behält feine höheren Standesrechte, auch wenn er in den geift« 
lichen Stand tritt, unbezweifelt bei. 

b*) Ueber diefe f. unten $. 79, 96, 116, 277 fag. 

c*) Evangel. «luther. Kirchengefeg v. Jahre 1832 $. 226. Insbe⸗ 
fondere wird noch angeführt die Befreiung von allen perſoͤnlichen Laften 
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2) Sn allen Sachen, die fi) auf das Amt und die Pflichten 
des geiftlichen Standes beziehen, hat diefer feinen Gerichtöftand 
vor dem Gonfiftorium ®) ; in allen übrigen Sachen vor den com- 
petenten weltlichen Behörden ®), Denen bei Griminalfachen von dem 
Conſiſtorium ein Deputirter geiftlichen Standes beigeorbnet 
wird ). | 

3) Die Häufer der Geiftlichen find, fofern fie von ihnen felbft 
bewohnt werben, frei von Einquartirung und allen Polizei- und 
Stadtabgaben, mit Ausnahme der für Pflafterung, Reinigung 
und Erleuchtung der Straßen?). 


4) Bormundfchaften und Guratelen dürfen Geiftlihe nur 
mit Erlaubniß des Gonfiftoriums übernehmen), und überhaupt, 
fo lange fie im Amte ftehen, feine Stellen anmehmen, welche mit 
ihrem Stande unvereinbar find, nod) Handel, Gewerbe und an- 
dere Gefchäfte betreiben, welche fi mit dem geiftlichen Beruf 


— — — — 


und Abgaben, und daß ihre Kinder, mit Ausnahme derer, die nach ihrem 
Austritt aus dem geiftlihen Stande geboren werben, die Rechte der Kin— 
der perfönlicher Edelleute geniegen. ©. oben $. 53, Anm. e., $. 56 und 
unten $. 63. Bon ber einem Geiftlichen aus einer liv- oder eſthlaͤndi— 
fhen Stadt zufallenden Erbfchaft ober Dos wird zum Welten der Stabt 
feine Nachfteuer (Decimal) erhoben. Königl. fchweb. Reſol. v. 3. 1668, 
koͤnigl. Brief vom 31, März 1681. 


A) Kirchengefeg $. 196, 225, 301. 

e) Daf. $. 225. Die competente Behörde ift in Livland bas Land- 
gericht (Livländ, Landgerihtöorönung vom 20. Mai 1630 6.9. und vom 
1. Sebruar 1632 $. 5.), in Eſthland das Dberfandgericht (eftpl. R. u. 
ER. I, 2,6.) Die Stadtgeiftlihen ſtehen unter den Stadtbehoͤrden, 
und haben in der Regel ihre erſte Inftang vor dem vollen Rath, 

f) Kirchengefeg $. 242 und 301 P. 19. 

e) Dal. $. 476. 

h) Daf. $. 195 und unten $. 310 a, ©. 
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nicht vertragen, oder fie an der Erfüllung ihrer Amtöpflichten 
bindern'). 


8. 60. (59.) 
IT. Von dem Verluft des geiftlichen Standes. 


Der Berluft des geiftlichen Amtes hat an fich nicht auch den 

Verluſt des geiftlichen Standes zur Folge, wohl aber umgekehrt; 
daher hier zwifchen Verluft des Amtes und Verluft des Standes 
unterfchieden werden muß. 
Verluſt des geiftlihen Amtes erfolgt: durch freiwil— 
lige Niederlegung bdeffelben, wozu jedoch die Genehmigung des 
Confiftoriums erforderlich if *); durch Remotion, d. h. Abfegung 
vom Amte, womit dad Verbot der Wiederanftellung ald Prediger 
verbunden fein fan’). Bei dem MWiebereintritte in ein geiftliches 
Amt bedarf derjenige, der feine Stelle niedergelegt hatte, Feiner 
neuen Ordination, fondern hat nur ein Colloquium zu be- 
ftehen). 

Verluſt des geiftliden Standes erfolgt: durch 


freiwilligen Austritt aus demfelben, wozu gleichfalls die Geneh: ' 


migung des Confiftoriums erforderlich iſt); und durch Gaffation, 


— * 





D Dar. $. 193. Vergl. v. Bunge’s Darftellung des rufft: 
fhen Handelsrechts $. 67. — Prediger bürfen Feine andere Proceh= und 
Rechtsfachen betreiben, als folche, die ihre eigene Perfon oder Familie bes 
treffen. Kirchengefeg $. 194. 

a) Eovangelifchslutherifches Kirchengefeg v. 1832 $. 167. 

b) Daf. $. 234. | F 

e) Daſ. $. 177. Dies iſt wohl nicht bloß von dem, Falle der 
freiwilligen Nieberlegung des Amtes, fondern auch) von dem ber Res 
motion zu verftehen, da mit legterer nicht ber Verluſt ber oeſtuchen 
Wuͤrde verbunden iſt. 

d) Daſ. $. 167. 

I. 8 
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d.h. Erkenntniß auf Verluſt der geiſtlichen Würde‘). Wer aus 
dem geiftlichen Stande tritt, muß ſich in beflimmter Frift einen 
neuen Stand wählen N). 

Die Remotion fowohl als die Saffation kann nicht anders er: 
folgen, ald auf förmliches Erkenntniß oder auf befondern Aller: 
höchften Befehl). Erftere tritt ein wegen wichtiger oder mehr: 
fältiger Vergehungen gegen das Amt oder gegen den Stand, bei 
Wiederholung von Vergehen, wegen welcher ein Geiftlicher be: 
reitd vom Gonfiftorium einen fcharfen Verweis erhalten hatte, 
fo wie wenn ein ſolcher durch ein rechtöfräftiges Erfenntniß des 
weltlichen Gerichts wegen eines Griminalverbrechens zu einer 
zwar nicht entehrenden, aber doc) die. geiftliche Würde verlegen: 
den Strafe verurtheilt worden iſt). — Auf Gaffation wird 
erfannt wegen Amts » oder Standeöverbrechen der gröbften Art, 
oder wenn ein Prediger durch das weltliche Gericht wegen eines 
Griminalverbrechens zu einer entehrenden oder die Todesſtrafe 
vertretenden Strafe verurtheilt worden ift’). Im lesteren Falle 





e) Daf. $. 235 fgg. 

f) Daf. $. 226. Das Gefet verpflichtet dazu „diejenigen, welche ben 
geiftlichen Stand ablegen,” Darunter können aber ohne Zweifel nicht bloß 
folche verftanden werben, welche freiwillig aus dem Stande getreten, viels 
mehr dürfte die Wahl eines neuen Standes auch bei denjenigen erforderlich 
fein, welche durch Gaffation die geiftliche Würde verloren haben. Gehoͤrte 
übrigens der Geiftliche vor feinem freiwilligen, ober durch Caſſation her= 
beigeführten Austritt aus dem geiftlichen Stande zu einem der höheren 
erblichen Stände, war er z. B. erblicher Edelmann oder Ehrenbürger, fo 
behält er diefen höhern Stand ohne Zweifel bei, falls er nicht auch beffen 
durch das Erkenntniß ausdruͤcklich für verluftig erklärt worden ift, ober 
die vom weltlichen Gericht ihm dictirte Strafe den Verluft aller Stan: 
deörechte nach fich zieht, 

g) Kirchengeſetz $. 236. 

bh) Daf. $. 234. 

i) Daf. $. 235. 
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bleibt der Berurtheilte, auch wenn er in ber Folge begnadigt 
worben, fir immer ber geiftlichen Würde verluftig*). 


Dritter Artikel. 
Bon dem Bürgerftande, 


$. 61. (60.) 
I. Begriff und Eintheilungen des Bürgerftandes. 


In dem weiteften Sinne des Wortd werden zum Bürger: 
ftande (oder bürgerlichen Stande) alle diejenigen gerechnet, welche 
weder zum Adel, noch zur Geiftlichfeit, noch zum Bauerftande 
gehören. Cine ausgezeichnete Claſſe des Bürgerftandes in die: 
fem Sinne bilden die Ehrenbürger”). — In einem engeren 
Sinne gehören zum (ftädtifchen) Bürgerftande diejenigen (perfön- 
lich) fteuerpflichtigen Individuen, welche in die Steuercatafter 
einer Stabt (Oklad) verzeichnet find, und die Stadtgemeine im 


k) Daf. g. 239. 

a) Diefer weiteſte Begriff des Buͤrgerſtandes ift eigentlich erft feit 
der Gründung des Chrenbürgerrechts durch das Manifeft v. 10. April 
1832 (f. unten $. 63.) entftanden, denn bis dahin bildeten die fogenann- 
ten Litteraten und die Nachkommen der perfönlichen Edelleute ꝛc., ohne im 
Uebrigen befonberer Standesrechte zu genießen, durch ihre Eremtion von 
perfönlichen Steuern (daher fie insgemein Eremten genannt werben) 
eine Mittelelaffe zwifchen dem Adel und dem Bürgerftand im engeren Sinn. 
3u den Eremten werden namentlich im Swod ber Gefege über Abgaben 
(Bd. V.) Art. 12, Nr. 18 auf Grundlage der Ukaſen vom 23, Auguft 
und 13. Detbr. 1783 und vom 29. October 1809 gerechnet alle Gelehrten 
und dem Lehrfach Angehörigen, bie Stabtmäkler, Braker und andere in 
Stadtbienften ftehende Perfonen, 

8 + 
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weiteren Sinne bilden ®). Unter diefen fann man wieder folgende 
Hauptcelaſſen unterfcheiden: 1) zu einer ber drei Handelögilden 
fteuernde Kaufleute, 2) zuͤnftige Handwerker, 3)fogenannte fimple 
Bürger oder Beifaffen (Meſtſchanin's) und 4) die niederen 
Glaffen, wohin die fogenannten freien Leute, Dienft- und Ar: 
beitöleute. gehören‘). — Den engften Begriff des Bürgerftan- 
des bilden diejenigen Individuen, welche das Bürgerrecht einer 
Stadt gewonnen haben *), welches in den größeren Städten Liv: 
lands durch die Mitgliedfchaft einer der drei fländifchen Corpo— 
rationen — des Rathes, der großen oder der Eleinen Gilde — bes 
dingt ift. Im Reval beftehen diefelben ftändifchen Corporatio— 
nen; die Verleihung des Bürgerrechtd aber ift dafelbft unabhan- 
gig von der Theilnahme an jenen Gorporationen °). 





b) Diefer Begriff des Bürgerftandes hat auch zunächft dem ruffifchen 
Recht feinen Urfprung zu verdanken (Swod der Gefege über die Stände 
Art. 459, vergl. mit Art. 468.), und entftand in Lio- und Eſthland durch 
die oben ($. 51) angebeutete Erweiterung des früheren ftädtifchen Bürgers 
verbandes. 

c) Swod a.a. O. Art. 459. Bergl. den N.U. vom 20. Februar 
1812, S. u. vom 4. Mai 1822 und 8, Mat 1824, welche fich fpeciell 
auf die Oſtſeeprovinzen beziehen. 

d) In diefer Beziehung fegen die rigifchen willkuͤrl. Gefege 
Zit. 8. Art, 3 den Bürgern die „Beiwohner‘ entgegen. 

e) Diefe drei Gorporationen (auch Stände ber Stadt genannt) 
beftehen in Riga, Reval, Dorpat und Pernau. (Vergl. bie kurzgefaßte 
Schilderung der Verfaffung der Stadt Riga in B. v. Campenhau- 
fen’s Violändifchen Magazin Th. I. S. 38 —46 und F. G. v. Bunge’s 
Darſtellung der gegenwaͤrtigen Verfaſſung der Stadt Dorpat. Riga, 
1827. 8.) Die Gilden führen in einzelnen Städten noch befondere Bes 
nennungen; fo heißt die Keine Gilde in Riga auch St. Johannisgilde, in 
Dorpat wird die große die St, Mariengilbe, die Heine St. Antoniigüde ges 
nannt. In Pernau führt die große Gilde den Namen Marien-Magbale- 
nengilbe. In Reval beftanden in früherer Zeit neben der großen Gilbe 
noch zwei andere: die St. Ganuti= und St. Olaigilde; während ber ſchwe⸗ 
difchen Herrſchaft aber wurde die letztere aufgehoben, und einige der dazu 
gehörigen Aemter mit der St. Ganutigilde vereinigt (koͤnigl. ſchwed. Res 
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$. 62. (61.) 
II. Bon dem Bürgerftande im weiteren Sinne, 


Der Bürgerftand im weiteren Sinne ($. 61.) wird erworben 
1) durch die Geburt von einem Bürgerlihen oder einem perfön- 
fich Adeligen, und überhaupt von Jedem, der nicht zum Erbadel 
oder zum Bauerftande gehört *); 2) von Bäuerinnen durch bie 
Ehe mit einem Bürgerlichen ®); 3) durch freiwilligen Uebertritt 
in diefen Stand aus einem höheren (dem Adel oder der Geiſt— 
lichkeit) oder niederen Stande (dem Bauerftande), fo weit diefer 
Webertritt geſetzlich geftattet ift*); 4) von Ausländern durch den 
Eintritt in die ruffifche Unterthanfchaft ®). 

Verloren geht der Bürgerftand in diefem Sinne 1) durd 
Uebergang zu einem höheren oder niederen Stande, fo weit na: 
mentlich Erfteres gefeglih durch Eintritt in den Staatsdienft, 
nad) Erlangung eines gelehrten Grades, oder auch ohne dieſen, 
gefchehen darf“); 2) zur Strafe für Verbrechen, auf welchen Ver- 


fol. vom 16. Detbr. 1675 und vom 20. Zuli 1698); einige andere dagegen 
beftehen noch gegenwärtig abgefondert fort, ohne in cine Gilde verbunden 
zu fein und ohne ftändifche Rechte zu genießen. — In den Eleineren Städten 
Liv, und Eſthlands werden die Bürger in den Kaufmanns = und Hand— 
werkerftand (analog der großen und Eleinen Gilde) eingetheitt. 

a) Vergl. den Swod ber Gefege über die Stände Art, 505. 


| b) Denn die Ehefrau, welche ihrer Geburt nach zu einem höheren 
Stande gehört, behält die Rechte deffelben. S. oben $. 57, 

c) Der Uebertritt aus einem höheren Stande muß ausdrücdtich erflärt 
fein, und wird nicht präfumirt. Vergl. oben 8.57. Ueber die Rechte 
dir iv» und efthländifchen Bauern in diefer Beziehung f. unten $. 71; 
vergl. auch noch den Swod a.a.D, Art. 468, und den Swod der Ge— 
fege über Abgaben (Bd, V.) Art. 365 fag. 

d) Vergl. den Swod der Gefege über die Stände Art, 1398 fag. - 

e) Die näheren Beftimmungen hierüber gehdren in bas öffentliche 
Recht. S. den Swod der Grfege Über den Staatsdienft Bd, IM. 
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luſt der bürgerlichen Ehre und der ftaatöbürgerlichen Rechte 
überhaupt fteht). 

Bon befonderen Standesrechten der Bürgerlichen im wei: 
teren Sinne Fann im Allgemeinen nicht wohl die Nebe fein, da 
eö in diefer Beziehung auf die befondere Claſſe anfommt, in 
welche der Bürgerliche, fobald er rechtsfähig geworben, eintritt, 
Indeffen fönnen die Rechte des Bürgerftandes im engeren Sinne 
($. 65.) — abgefehen von denjenigen, welche fich auf das ftädti- 
[che Verhältniß beziehen — ald auch allen Bürgerlichen im 
weiteren Sinn mindeftens zuftehend angenommen werben. 


$. 63. (62.) 
III. Bon den Ehrenbürgern, 


Das Ehrenbürgerrecht ift entweder ein perfönliches oder ein 
erbliche3 *). 


1) Das perfönlihe Ehrenbürgerreht wird nur 
durch ausdrüdliche Verleihung von Seiten des Senats”) er: 
worben, und zwar Eönnen fi) um daffelbe bewerben: a) Perſo— 
nen, welche von einer ruffifchen Univerfität, nach beendetem Gur- 
Tus, die Würde eines graduirten Studenten oder Gandidaten er- 
halten haben. b) Künftler freier Stande, welche von der Aca— 
demie der Künfte ein Atteftat über die Vollendung des Lehrcur: 
fus in bderfelben, oder über ein wohlbeftandenes Eramen, oder 
aber, ohne in der Academie erzogen zu fein, ein Diplom über 





f) Verst. ben Swod ber Gefege Über die Stände, Art. 9, 
a) Swod der Gefese über die Stände Art. 598. 
b) Ueber das Verfahren f. ebendaf. Art. 608 fgg. 


Tit. 4. Verfchievenheit der Stände. Art.3. Bürger. $. 63. 119 


die Würde eines acabemifchen Künftlerd erhalten haben“). 
c) Ausländifche Gelehrte, Künftler, handelnde Gapitaliften und 
Fabrikeigenthuͤmer, auch ohne daß fie in die Unterthanfchaft tre: 
ten). — Die Ehefrau eines perfönlichen Ehrenbürgerd erwirbt 
durch die Ehe den Stand des Ehemannes, falls fie früher niede— 
ren Standes war*). 


2) Das erblide Ehrenbürgerrecht wird erworben: 
a) durch die cheliche Abftammung von einem erblichen Ehren: 
bürger‘) oder von einem perföntichen Edelmann ®). b) Durch 
die Ehe, wie das perfönliche Ehrenbürgerreht ?). e) Um die Ver: 
leihung deffelben von Seiten des Senats!) fönnen nachſuchen: 
e) Kaufleute, weldje die Wuͤrde eined Commercien » oder Manu: 
facturrathes erlangt, oder nach dem 30. October 1826 einen ruffi- 
fhen Orden erhalten haben, fo wie die Wittwen und Kinder fol- 
cher Kaufleute, falls fie nicht falirt Haben oder zu einer peinlichen 
Strafe verurtheilt geweſen; B) Kaufmannsfamilien, welche 10 
Sahre hintereinander zur erften oder 20 Sahre zur zweiten Hans 
delögilde gefteuert haben, ohne während diefer Zeit in Zahlungs- 
unfähigkeit verfallen oder zu einer peinlichen Strafe verurtheilt 





ce) Daf. Art. 600. Auch die Zöglinge einzelner höherer Lehranftal- 
ten in den Refidenzen, fo wie Schaufpieler erften Ranges von den kaiſer— 
lihen Theatern ac. konnen das perfönliche Ehrenbürgerrecht erwerben. 
Ebendaſ. 

d) Dieſen wird nur auf beſondere Verwendung des Finanzminiſters 
durch Allerhoͤchſten Befehl das Ehrenbuͤrgerrecht verliehen. Swod a. a. O. 
Art. 601. 

e) Daſ. Art. 607. 

f) Daſ. Art. 598, : 

) Daf. Art. 599. Mithin auch durch die Geburt von einem evan- 
gelifch slutherifchen Geiftlihen. &. oben $. 59 Nr. 1. 
h) Daf, Art. 607. 
i) Daf. Art. 608 fag. 
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zu fein. y) Kinder von Kaufleuten, welche einen Givilrang 
außer der Dienftordnung erlangt, und nicht zugleich ein Diplom 
über den Erbadel erhalten haben"). d) Diejenigen, welche in 
Folge einer bei einer ruffifchen Univerfität beftandenen Prüfung 
die Würde eines Magifterd oder Doctord.erworben. &) Böglinge 
der Academie der Künfte und andere Künftler, welche ein Diplom 
oder Atteftat von der Academie erhalten, koͤnnen nach Verlauf von 
10 Jahren für Auszeichnung in Künften von dem Minifterium 
zu erblichen Ehrenbürgern vorgeftellt werden!). &) Ausländer, 
welche 10 Jahre das perfönliche Ehrenbürgerrecht genoffen haben 
und in die ruffifche Unterthanfchaft treten, oder ihre alddann in 
die Unterthanfchaft tretendenden Kinder”), 

Die Vorrehte der Ehrenbürger ald folcher”) beftehen 
in der Befreiung von der Kopffteuer, von der Necrutenpflichtigfeit 
und von Leibeöftrafen ®), deögleichen in dem Rechte, fich in öffent: 
lichen Urkunden Ehrenbürger zu nennen). Die Söhne der 
erblihen Ehrenbürger, welche letztere ald Kaufleute in diefen 
Stand getreten find, genießen die Rechte der Volontairs beim 


k) Daf. Art. 602, 603. 

1) Daf. Art. 604. Wegen der Schaufpieler der fetten Thea: 
ter f. daf. Art. 606, 

m) Daf. Art. 605. 

n) Nämlich abgefehen von den Rechten, welche fie durch Anfchreibung 
zu einer Sanbelögilde erlangen. Daf. Art. 617, 

0) Dahin gehört insbefondere auch, daß ein Ehrenbürger, wenn 
er wegen eines Verbrechens der Sicherheitshaft unterworfen wird, von 
dem Abrafiren bes Daupthaars befreit if. Daf. Art. 618. 

p) Daf. rt. 618. Das ebendafelbft den Ehrenbürgern noch außerdem 
zugeltandene Recht, zu gewiffen ftädtifchen Aemtern gu wählen und gewählt 
zu werben, ift, wegen der befonderen Verfaffung ber liv- und efthländi- 
fhen Städte in biefer Beziehung, unanwendbar, Bergl. v. Bunge’s 
Darftellung bes ruffifchen Handelörechts, 5.35 Anm, a. 
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Eintritt in das Inftitut des Gorps der Wegecommunicationen 9), 
Ueberdies behalten die grabuirten Gelehrten das Recht, in. den 
Staatöbienft zu treten”), und bie Böglinge der Acabemie der 
Künfte die ihnen, als folchen, ſonſt zugeſtandenen Rechte‘). 

Berloren geht das Ehrenbürgerrecht 1) zur Strafe, durch 
ausdrüdliche Entziehung der Rechte diefed Standes mittelft ge» 
richtlichen Urtheild, durch Verluft des guten Namens, gleichfalls 
in Folge gerichtlichen Urtheils, und durch bösliches Falliffement *). 
2) Durch den Eintritt, in ein Handwerksamt, womit gefeßlich 
nicht die Einfchreibung in eine Hanbelsgilde verbunden ift, fo 
wie burch Uebernahme häuslicher (niederer) Dienfte gehen zwar 
nicht die Befreiungen der Ehrenbürger verloren, wohl aber dad 
Recht, fich Ehrenbürger zu nennen, und auch diefes letztere Necht 
bleibt den Kindern, wenn ber Vater das erbliche Ehrenbürger: 
gerrecht hatte”). 


$. 64. (63,) 


IV. Bon dem Bürgerftande im engeren Sinn: 1) Erwerbung und 
Verluſt deffelben, 


Der Bürgerftand im engeren Sinne ($. 61) wird im AU: 
gemeinen, d. h. abgefehen von den befonderen Glaffen, erworben: 
1) durch freiwillige Verzeichnung in denfelben*), wozu jedoch 


mm nn 


q) Swob a. a. D. Art. 620. 

r) Daf. Art. 600 und 604. 

s) Daf. Art. 604. 

t) Daf. Art. 621. Die gerichtlichen Urtheile werben in biefen 
Fällen nicht eher, als nach deren Durchficht im Senat, vollzogen. Daf. 
Art. 622, 

u) Daf, Art. 63. 

a) Swod ber Gefege über die Stände Art. 467, Wer naments: 
Lich das Recht hat, ſich zu dem Bürgerftande in biefem Sinne verzeich- 
nen zu laffen, wird zunaͤchſt buch die Kinanzgefege beftimmt (Swod 
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der Regel nach die Einwilligung der Stadtgemeinde erforderlich 
iſte); 2) durch Die eheliche Geburt von einem ſtaͤdtiſchen Buͤr⸗ 
ger °); 3) von dem weiblichen Gefchlecht Durch die Ehe mit einem 
ftäbtifchen Bürger, wenn die Ehefrau niederen Standes wart). 
Ferner werden zum Bürgerftande gerechnet: 4) Findlinge und 
Waifen fleuerpflichtigen Standes, welche von ftädtifchen Buͤr⸗ 
gern erzogen worben find, ald zu deren Familie gehörig‘). — 
Der Kaufmannöftand indbefondere wird erworben Durch den Ein: 
tritt in eine der drei Hanbelögilden‘); indeß führt nur diejenige 
Perfon, auf deren Namen dad Handelöpatent geftellt ift, die Be— 
nennung Kaufmann; die übrigen Familienglieder heißen, fo lange 
fie nicht von dem Familienhaupt abgetheilt find, Kaufmannsfin- 
der, Brüder, Enkel ıc., genießen übrigens diefelben bürgerlichen 
Rechte, wie dad Oberhaupt der Familie®). 


a. a. O. Urt. 468 fgg. und Swod der Gefege über die Abgaben Art. 
366 fgg. Vergl. auch livlaͤnd. BV. 6.15 und 68 und efthländ. BGB. 
$. 585 fee.) 

b) Swod ber Gefege über die Stände Art. 472. Livl. BL. $. 15. 
Eine Ausnahme machen Diejenigen, welche urtheilsmäßig aus ber Leib: 
eigenfchaft entlaffen find, die Zöglinge des Findelhaufes, Hofsleute eines 
ohne Erben Verftorbenen, unehelih Geborne, deren Mütter weder zu 
einem abgabenpflichtigen Stande angefchrieben, noch Soldatenweiber oder 
Zöchter find, Nichtchriften, welche fi haben taufen laſſen, Bürger und 
Odnodworzen aus ben weſtlichen Gouvernements, Swod a. a. O. Art. 
495. Die übrigen, ebendaf, Art. 496 und 497 angegebenen Ausnahmen 
haben für Liv» und Eithland Feine Anwendbarkeit, wie ber Eingang des 
rt. 496 felbft ausfpriht. S. auch den Allerh. beftät, Befchluß des 
Miniftercomite vom 3. December 1840, 

c) Swod a. a. O. Art. 505. 

d) Daſ. Art. 506. 

e) Daſ. Art. 508. 

f) Swod der Handelsgeſetze (Bd. XI.) Art, 8 fgg. und v. Bun- 
ges Darſtellung des ruſſiſchen Handelsrechts F. 21 fgg. 

g) Swod der Geſetze uͤber die Stände Art. 507. Die näheren 
Beftimmungen darüber, welche Familienglieber unabgetheilt auf ein 
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Berloren geht der ftäbtifche Bürgerftand überhaupt 1) durch 
den Uebertritt in einen anderen, höheren oder niederen, Stand?), 
2) durch diefelben Verbrechen, welche den Verluſt des Adels nad) 
ſich ziehen, und mit denen Verluſt der Ehre und des guten Na: 
mens verbunden ift'). — Die Mitgliedfchaft einer beftimmten 
Stadtgemeinde geht verloren 1) durch den Uebergang zu einer 
anderen Gemeinde, wozu die Einwilligung beider Gemeinden er: 
forderlich if“); Kaufleute indeg Fönnen mehreren Gemeinden 
zugleich angehören, in welchem Falle fie in der Stabt, wo fie 
zunächft angefchrieben find, Kaufleute, in der anderen dagegen 
Säfte heißen‘). 2) Durch Ausfchliegung aus der Stadtge: 
meinde von Seiten diefer leßteren für notorifch Iafterhaftes Leben 
und dergl.”). — Die befonderen Rechte des Kaufmannsftandes 
gehen verloren durch den Austritt aus der Handeldgilde") und 
durch Falliſſement °), für einzelne Familienglieder durch freiwillige 
oder unfreimwilliger) Abtheilung von dem zur Gilde fteuernden 
Samilienhaupte, ohne felbft wiederum in eine Gilde zu treten 9), 


Handelspatent Handel treiben dürfen, und welche ein befonderes Patent 
löfen oder in die Glaffe der fimplen Bürger treten müffen f. im Swod ber 
Handelögefege Art. 33 fag. und inv. Bunge’s Handelsrecht h. 42—45. 

h) Swod der Gefege über die Stände Art. 589. 

i) Ebendaf. und Art. 552. 

k) Daf. Art. 580 fgg. 

I) Swod der Handelögefege Art, 94 u. a. Vergl. v. Bunge 
0.0. D. 8.46 fgg. Für Reval bildet diefe Regel eine Ausnahme, ins 
dem bafeldft niemand Handel treiben darf, der nicht bas Bürgerrecht ber 
Stadt erworben hat. ©. unten $. 66. 

m) Swod der Gefege über Stände Art. 590 fgg. 

n) Swod der Handelögefege Art. 154, 155. Vergl. v. Bunge 
0.0.0.8. 121. 

0) Swod a.a. O. Art, 156, 157. 

‚p) ©. oben Anm. g. 
q) Swod a.a. D. Art. 36 fag. 41 ıc. 
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und für Aufzöglinge eined Kaufmanns, wenn fie nicht förmlich 
aboptirt find, durch Erlangung der Großjährigkeit"). 


65. (64.) 
2) Rechte des Bürgerftandes im engeren Sinne. 


Die Mitglieder einer Stadtgemeinde im weiteren Sinne, Die 
den Bürgerftand im engeren Sinne ($. 61) bilden, genießen 
überhaupt, d. h. ohne Rüdficht auf die einzelnen Glaffen, folgende 
Rechte: 1) fie dürfen nicht ohne Urtheil und Recht ihrer Stan- 
beörechte und bed guten Namens, und ebenfowenig ihres Vermoͤ⸗ 
gens, beraubt werben ?); 2) fie haben für Beleidigungen An- 
fpruch auf ein befondered Ehrengeld (Gesuecmie)”). 3) In 
den Givildienft koͤnnen fie der Regel nach gar nicht treten, im 
Militär nicht mit dem Rechte der freiwillig Eintretenden ange 
fiellt werben‘). 4) Sie find der Regel nach kopfſteuer⸗ und re 
erutenpflichtig ). 5) Sie können Immobilien in Städten und 
auch Grundflüde auf dem Lande (mit Ausnahme eigentlicher 
Landgüter) erwerben‘). 6) Der Umfang der Gewerbs: und 
Handeldrechte der Mitglieder der Stadtgemeinde richtet fich nach 


r) Swod ber Gefege über die Stände Art. 508. S. oben Anm, e. 


a) Swod der Gefege über die Stände Art. 551, 552 und 575. Die 
Beflimmung bes Art. 553, daß die Mitglieder der Stadtgemeinde in erfter 
Inſtanz nur von ihresgleichen gerichtet werden, ift wegen ber befonderen 
Gerichtsverfaffung ber Städte Liv» und Eſthlands (vergl, unten $. 67.) 
unanwendbar. 

b) Swod a. a. O. Art. 554. In den Staͤdten Eſthlands iſt dies 
unpractiſch. 

ec) Daf. Art, 559. Eine Ausnahme a bei denjenigen ftatt, welche 
eine gelehrte Würde erwerben, 

d) Daf. Art, 562 und 564. 

e) Daf. Art. 565 fgg. Wergl. unten $, 116 fg, 
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der Caſſe, zu welcher fie gehören, und wird durch die tar 
und Handelögefeßgebung beftimmt 9). 

Wie der Umfang der Hanbelöberechtigung ber Kaufleute da: 
von abhängig ift, zu welcher der drei Hanbelögilben fie feuern ©), 
fo find auch ihre übrigen, perfönlichen und Ehrenrechte zum Theil 
dadurch bedingt®); denn einzelne Rechte ftehen zwar den Kauf 
leuten aller drei Gilden, andere nur denen ber beiden erften Gil: 
denzu: 1) alle Gildegenoffen überhaupt find für fih und ihre 
Familien ') von ber Kopffteuer- nnd Recrutenpflichtigkeit befreit®). 
Kaufleute chriftlicher Religion Binnen für wichtige Verdienſte 
um das Vaterland mit Orden und Rangclaſſen belohnt werben, 
und im Iehteren Falle auch in Staatsdienft treten'). 2) Die 
Kaufleute der beiden erften Gilden find von Leibeöftrafen befreit”), 
und Eönnen fowohl felbft, als auch ihre Kinder, im Militärbienft 
mit dem Rechte der freiwillig Eintretenden angeftellt werben”). 
3) Die Kaufmannfchaft erfter Gilde wird überhaupt nicht als 
fteuerpflichtiger Stand betrachtet, fondern bildet eine befondere 
Glafje von Honoratioren (smouemuste awan) im Staate°). 
Kaufleute erfter Gilde dürfen die Gouvernementsuniform und 
ben Degen, bei ruffifcher Kleidung den Säbel, tragen, und bei 


f) Vergl. ebendaf, Art. 567, 576 fgg. und ſ. überhaupt den Swod 
der Handelö= und der Gewerbögefege (Bd, XI.) 

g) Swod der Handelögefege Art, 74 fog. und v. Bunge s Han: 
beisrecht 6.2428, 

h) ©. überhaupt v. Bunge a. a. O. F. 29-36. 

D ©. oben 6.64 Anm. g. 

k) Swod der Handelsgeſetze Art. 7 ' Swod der Gepte isn bie 
Stände Art. 562, 563, 

N) Swobder Hanbelägefege Art. 63 und 65. 

m) Daf. Art. 73, 

n) Swod der Gefege Über bie Stände Art, 556 und 558. 

0) Swod der Handelögefege Art. 69. ’ 
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Hofe erfcheinen ). Sie führen. in gewiſſen Fallen Die Ehren: 
prädicate: Kaufmann erften Ranges, Negociant, Banquier 9). 
Für befondere Verdienſte können fie die Würden eines Commer⸗ 
cienrathes, fo wie eines Manufacturrathed erwerben”). Kauf: 
leute, welche mehr ald zwölf Jahre hintereinander zur erften Gilde 
gefteuert, koͤnnen ſowohl felbft ald ihre Kinder mit demfelben 
Rechte, wie Kinder perfönlicher Edelleute, im Civildienſt ange 
ftellt*), deögleichen dürfen ihre Kinder ald Cadetten im Inſtitut 
des Corps der Wegecommunicationen angenommen werben‘). 
Das Andenken vornehmer Kaufmanndgefchlechter, welche in meh: 
reren Generationen zur erften Gilde gefteuert haben, wird durch 
beren Eintragung in ein befonderd zu dem Zweck angeorbnetes 
„ſammtenes Buch” verewigt”): 


$. 66. (65) 


V) Bon dem Bürgerrecht und den ftändifchen Gorporationen der Städte 
Liv» und Efthlands : 1) von dem Bürgerrecht. 


Das Bürgerrecht einer einzelnen Stabt *) wird nicht 
fchon durch die Geburt, fondern nur durch ausdruͤckliche Ver: 


— — — nn 


p) Daf. Art. 59. Dieſe Rechte ſtehen jedoch bloß dem männlichen Fa⸗ 
milienhaupte, nicht auch den übrigen Familiengliedern, zu. Ebendaſ. 

g) Daf. Art. 55 und 56, 

r) Daf. Art, 60—62. 

8) Daf. Art. 66. Geſetze über die Stände Art, 556, 

t) Swod ber Gefege über die Stände Art. 557. 

u) Swod ber Hanbelögefege Art. 57, Die befonderen Morrechte, 
welche den einzelnen Gilden binfichtlich der Uebernahme ftädtifcher Aemter 
zuftehen, find in Liv» und Efihland unanwendbar. ©, v. Bunge 
a. a. D. $. 35 und Anm, a. daf, 

a) In den einzelrlen Städten findet fich manches Abweichende, was 
zum Theil in den folgenden Anmerkungen angegeben ift, während in ben 
Zert nur Dasjenige' aufgenommen worden, was im MWefentlichen allen 
größeren Städten gemein ift. 
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leihung deffelben erworben®). Die allgemeinen Erforderniffe 
zur Gewinnung ded Bürgerrechts find: ruffifhe Unterthan- 
haft), chriftliche Religion 9), freier Stand und cheliche. Ge- 
burt ), fo wie untadelhafte Führung); auch darf der Afpirant 
nicht zugleich Bürger einer anderen Stabt fein®). Sind dieſe 
Requifite vorhanden, fo wird dem Afpiranten, nachdem er gemiffe 
Gebühren — das fog. Bürgergeld — erlegt, und den Bür- 
gereid geleiftet, von dem Rathe das Bürgerrecht ertheilt") und 
fein Name in dad Bürgerbuch eingetragen. In Riga, 
Dorpat und Pernau ift die Erwerbung bed Bürgerrecht3 auch noch 
durch die Mitgliedfchaft einer der fländifchen Corporationen 


b) Rig. StR. B. I, Art, 14. Willkürl. Gefeße der Stadt Riga 
zit. 7. Art. 1, Zit.8, Art. 3. Allerh. beftät, Reichsrathegutachten vom 
19. Zuni 1841 $.1. üb. StR, B. J. Tit. 2, Art, 2, Revaler Bauers 
ſprache v.’1560 Art, 3 u. 6, Convention zwifchen dem Grafen Oxen⸗ 
ftierna und der Stadt Reval v. 24. März (beftät. von der Königin Chri— 
ftine am 30, Juni) 1648 $. 14. 

c) Rig. StR, und Gonvention v. 1648 a. a. O. RRG. v. 19. Juni 
1841 $. 1, 8. Durch das Allerh. beftätigte Neichsrathögutachten v. 20. 
Mai 1840 ift übrigens Ausländern geftattet, in den Städten der Oftfee 
provinzen Handwerke zu betreiben, auch ohne in die ruffifche Unterthan- 
ſchaft zu treten, 

d) Für Riga: RRG. v, 1841 6.1, a. Nach ber urfprünglichen 
Verfaffung durften nur evangelifch «lutherifche Chriften das Bürgerrecht 
erhalten. ©. bef, die Revaler Gonvention von 1648 a, a. O. und für 
Riga die Pönigl, Reſol. v. 3. Septbr. 1661 und v. 29. Zuli 1670 $. 10. 


e) Rigifches SR. und Revaler Gonvention 11, cc. Allerh, Polizeis 
ordnung für bie Städte Fellin, Wolmar, Lemfal, Walk, Wenden und Arenss 
burg v, 4. Mai 1766 Cap. II. $. 1. Das RRG. v. 1841 hat indeß für 
Riga das Requifit der ehelichen Geburt nicht aufgenommen. 

f) RRG. dv. 1841 6. 1,d und Revaler Convention v. 1648 a, a. D, 

8) Rig. willkuͤrl. Gef. Tit, 7. Art, 2, Revaler Rathöprotocol v. 
1. Dctbr, 1701. 


h) S. bie in der Anm. b citirten Gefege, das RRG. v. 1841 $. 14, 
und bie Poligeiorbnung v. 4, Mai 1766 Gap. II. $. 3. 
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($. 67) bebingt'), in Reval dagegen davon unabhängig, fo daß 
es in leßterer Stabt Bürger giebt, die zu feiner ftänbifchen Cor- 
poration gehören, und umgekehrt Mitglieder der letzteren, welche 
nicht das Bürgerrecht gewonnen haben x). 

Das Bürgerrecht erlifcht: 1) durch freimilliged Aufgeben deſ⸗ 
felben!); 2) zur Strafe, auf Erfenntniß des Rathes und 3) durch 
Erwerbung des Bürgerrechtö an einem andern Orte”). 

Abgefehen von den dinglichen Rechten der Bürger”), und 
denjenigen, welche fie durch den Eintritt in bie ftändifchen Eor: 
porationen erlangen), wird durch dad Bürgerrecht an fich ) vie 
ausſchließliche Berechtigung erworben, in der Stadt ein bürger- 
liches Gewerbe (bürgerlide Nahrung) — namentlich 
Handel, Brauerei und Handwerke — zu treibenP). 2) Im or: 


i) Rig. SER. B. 1. Art. 1. RRG. v. 1841 $.1,e. ° 

k) In älterer Zeit war das Verhältnig in Reval wohl gleich bem in 
den livlaͤndiſchen Städten. | 

I) Rigifche will, Gefege Zit. 1. Art.5. Wenn damit, wie in ber 
Regel der Fall, zugleich eine Wohnortsveränderung verbunden iſt, fo muß 
ber Wegziehende in Riga und Reval von allem Vermögen, welches er aus 
der Stabtjurisdiction zieht, ben zehnten Eheit — bas fog. Decimal, 
zehnter Pfennig, Nadhfteuer (Ubzugsgabelle) — 
der Stabdtcaffe entrichten. Privil, Guſtav Adolphs f. Riga v. 16. u, v. 
35. Septbr. 1621, rig. willk. Geſ. a.a. O. Convention v. 3. 1648 
$. 14. Gapitul, der Stadt Reval v. 1710 Art. 20 u. 21. Bleibt jedoch 
das Vermögen’ im Reiche, fo darf in Riga biefe Steuer nicht erhoben wer- 
ben. Allerh. beftätigtes Reichsrathsgutachen vom 30. Juni 1830. 

m) ©, bie Gitate in der Anm. g. 

n) ©. unten $. 118. Vergl. auch noch. die Revaler Bauerfpr. v. 
1560 $. 9. 

0) S. darüber-$, 67. 
py) Für Riga: Corpus privil. Stephaneum v. ‚16, Novbr. 1581, 
beft. d. 14. Ian. 1582. Corp. privil, Gustavianum v. 25. Septbr. 1621. 
Koͤnigl. Reſol. v. 16. März 1681. S.u. v. 3. April 1756 u, v. 15. Detbr, 
1772. Rig. willkuͤrl. Gefege Lit, 7. Art. 1. Zit. 9, Art. 2, Für Re 
val: Bauerſprache 9.6. Königk Reſol. v. 30. Juli 1607. Gapitulation 
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dentlichen Givilproceß verfällt ein Bürger erft, wenn er.auf die 
dritte Citation (gegen einen Mitbürger) ausbleibt, in die Strafe 
des Ungehorfams 9;3 und nach rigifchem Recht kann ein Bürger 
(gleichfalls gegen einen Mitbürger) zur Erfüllung eines rechts: 
fräftigen Urtheils erft nach ſechs Wochen (die fog. bürgerliche 
Friſt) durch erecutorifche Maaßregeln angehalten werden ?). 


$. 67. (65.) 
2) Von den ftändifchen Gorporationen. 
Die Mitgliedfchaft einer der drei ftandifchen Gorporationen 


der größeren Städte”) wird durch die ausdrüdliche Aufnahme 
in diefelben erworben’). Der erfte Stand der Stadt ift der 





ber Stabt Reval v. 29. Septbr, 1710 Art, 29. Allerh. Befehl v. 23, Aus 
guft 1832. Im Reval ift demzufolge auch fog. Gäften — abgefehen von 
dem Waarenverkauf an Revaler Kaufleute — der Handel gänzlich unter: 
- fagt; und auch Edelleute, welche in eine ber drei Kaufmannsgilden tre= 
ten wollen, müffen zuvor das Bürgerrecht der Stabt erwerben. Eben: 
daher müffen auch Ausländer, wenn fie bafelbft ein Handwerk ausüben 
wollen (f. oben Anm. c), das Bürgerrecht gewinnen. Nur einzelne. ges 
ringere Gewerbe dürfen nach erhaltener Gonceffion auch von Nichtbürgern 
getrieben werden. Vergl. übrigens no v. Bunge’s Darftellung bes 
ruſſiſchen Handelörechts 5. 13, 22, 24 Anm. f u. g, und $. 107 fag. 

g) Rig. SR. B. 11, Cap. 9. $. 4. Vergl. auch das luͤb. StR. 
B. V. Tit. 4. Art. 1. 

r) Rig. StR. B. II. Gap. 32. $. 1, vergl. mit $. 5. und B. III 
Tit. 6. F. I. Ueber die Befchränkungen bes Bürgerrechts in diefer Be— 
ziehung bei Rechtöftreitigkeiten von Bürgern mit Nichtbürgern — bag fo: 
genannte Gaftreht — f. W. Hezel in v. Bröder’s Zahrb, f. 
Rechtögelehrte Bd. III. ©. 1 fog. u. v. Bröder ebendaf. Bd. II. 
©. 191 fg. = 

a) ©. oben $. 61 Anm. e. 

b) Hier find die Abweichungen in ben einzelnen Städten noch bez 
deutender, als in Betreff des Bürgerrecht. ©. befonders unten Anm. h, 
undi. Die näheren Beflimmungen über die Verfaflung der Gilden ins- 
befondere finden fich in den einzelnen Drbnungen oder Schragen dieſer Gil: 

I. . 9 


* 
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Rath, Magiſtrat, Magiſtratscollegium, welcher in 
der Regel aus einer geſchloſſenen Zahl von Gliedern beſteht?). 
In den Rath werden nur Mitglieder der großen Gilde oder 
Rechtsgelehrte ) aufgenommen, und zwar Durch freie Wahl des 
Nathes felbit‘). Der Rath ift zugleich die Obrigkeit der Stadt 
in abminiftrativer wie in jubiciärer Hinficht‘). — In den zwei⸗ 
ten Stand oder die große Gilde werden aufgenommen theils 
Kaufleute und Perfonen kaufmaͤnniſchen Standes überhaupt ®), 
theils Literaten und Künftler"). In einzelnen Städten find 


den; die Schragen der Revaler Gilden f. inv. Bunge’s Quellen bes 
Revaler Rehts Bd. 11. ©. 1 fo. 

ce) Der rigifche Rath befteht gegenwärtig aus vier Mürgermeiftern 
und fechszehn Rathsherrn; der reval’fche aus vier Bürgermeiftern, einem 
Syndicus und vierzehn Rathsherrn; der börpt’fche und pernau’fche aus 
zwei Bürgermeiftern, einem Syndicus und ſechs Ratheherrn. 

d) In den übrigen Städten, außer Riga (rig. SR. B. I. Art. 1), 
brauchen bie zu Rathögliedern gewählten Rechtögelehrten nicht erft das 
Bürgerrecht der Stadt erworben zu haben. 

e) In Reval werben die Namen der Gewählten gleich nach vollgogener 
Wahl vom Rathhaufe proclamirt (Ordnung der Rathswahlen in v. Bun= 
ge’8 Rechtöquellen Bd, I. ©. 248), und bedürfen, wie alle Wahlen des 
Rathes überhaupt, gar keiner Betätigung (koͤnigl. Refol, v.3. Suni 1679 8.5, 
©. u. v. 3. März 1775) ; in Riga werden die Gewählten vor der Pro= 
clamation dem Generalgouverneur vorgeftellt (rigifche Handeldorbnung vom 
Decbr. 1765 $. 55); in den übrigen Städten bedarf jebe Wahl ber Be- 
ftätigung durch die Gouvernementsobrigkeit (Poligeiordnung für die Eleis 
nen Städte Livlands vom 4. Mai 1766 Gap. 3, pernau’fche Polizeiorbs 
nung v. 24. Juli 1701 Gap. 2.). Ueber die Korm der Rathswahlen -in 
Riga f. die rig. Stadtbl. Jahrg. 1823. Nr. 395 in Reval:v. Bungea.a, 
D. und das „Inland’ 1836 Nr. 29; in Dorpat: v. Bunge’s Dar: 
ftellung der Verfaſſung Dorpats ©. 15 fgg. 

f) Das Nähere darüber gehört in das öffentliche Recht. 

g) In dem Allerh. beſtaͤt. Reichsrathsgutachten vom 19. Juni 1841 
$. 11 werden für Riga unterfchieden (wirkliche) Kaufleute und Banquiers, 
und ausgebiente Kaufleute, die den Handel aufgegeben haben, 

h) In Riga gehören auch noch die Goldſchmiede zur großen Gilde 
Schragen der großen Gilde zu Riga 6. 685 RRG. v. 1841 $. 11.). In 


* 
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noch befondere Requifite erforderlich '). Die Aufnahme gefchieht 
durch die Gilde felbft, in: voller Berfammlung derfelben*), und 
zwar gegen: Entrichtung einer Receptiondgebühr, welche Bru: 


—— ne. 


Reval kann Jeder, der zu einem dem Taufmännifchen gleichen oder zu 
einem höheren Stande gehört, unter den unten (Anm. i) angegebenen Be: 
bingungen, Gildebruder werden, Die nicht zum Kaufmannsftande gehörigen 
Gildebruͤder — Eitteraten, Künftter, Beamte, Edelleute, — brauchen nicht 
das Bürgerrecht zu erwerben und find von ben Gilbelaften, namentlich 
von ber Uebernahme von Gildeämtern, befreit; fie genießen aber auch keine 
ftändifchen Rechte, nehmen an den Berathungen und Befchläffen der Gilde 
feinen Antheil, und haben auch fonft für ihre Perfon keine Vortheile aus 
ber Genoffenfchaft; ihren Wittwen und Töchtern aber erwerben fie die Ans 
wartjchaft auf das der Gilde ausfchließlich zuftehende Recht der Brauerei 
und Schänkereinahrung, : Wal, den Schragen ber großen Bilde zu Reval 
$. 74, 75, 77 und f, überhaupt unten Anm. v. 

i) In Riga wird von ben Gliedern Taufmännifchen Standes ver: 
langt, daß fie den Handel zünftig erlernt haben und zu einer ber brei Kauf: 
mannsgilden feuern (RRG. v. 1841 $. 12). In Reval wird daffelbe von 
allen Bürgern gefordert, welche wirklichen Handel treiben wollen; zum 
Eintritt in die Gilde aber wird außer den Requifiten, bie fchon zur Er: 
werbung des Bürgerrechts. gehören (Gildefchragen $.2,3, 4, 33, 49), noch 
verlangt, daß der Aufzunehmende evangelifchstutherifcher Confeſſion fei 
(Schragen $. 79), daß er nicht zur Ganutigilde gehöre (daſ. . 24, * 
indeſſen den Vertrag zw, den beiden Gilden v. 15. Dechr. 1636 Art, B., 
koͤnigl. Refol, v. 30. Juli 1662 $. 4. u. v. 16. Octbr. 1675 6. 9.), noch 
für Lohn in Privatdienften ſtehe (Schragen $. 40.), zu dem Corps der 
Schwarzenhäupter gehöre ober fich mit demfelben abgefunden habe; 
endlich daß er verheirathet fei, und zwar mit der Wittwe ober Zochter 
eines Genoffen der großen Gilde (Schragen $. 28, 36, 60, 84), von mel 
chem legteren Requifit übrigens die Gilde difpenfiren kann (daf. $. 75.). — 
In Riga befteht neben der großen Gilde eine befondere Brüderfchaft 
große t Gilde, in welche nur proteftantifche Gildegenoffen aufgenommen 
werden, die badurch bes Mitgenuffes gewiffer milder Stiftungen und ber 
ausfchließlichen Theilnahme an der Verwaltung der ftäbtifchen Kirchen 
fähig werben — der en Gilde §. 39, 65 fgg. — v. 1841 
$. 15: und 17). — 

k) In Reval findet bie feierliche Aufnahme indie Gilde am Freitag 
nach Laͤtare, in Riga die Reeeption in die Brüderfchaft in der Bode vor 
Kaftnacht in voller Verfammlung der VL Gorporationen ftatt. 

9* 
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dergeld heißt). — In ben dritten Stand oder die kleine 
Gilde werden Diejenigen aufgenommen, welche ein Handwerk 
im Laufe der herkömmlichen Lehrjahre zuͤnftig erlernt und das 
Meifterrecht erworben haben”). Auch hier ift zur Aufnahme bie 
Einwilligung der ganzen Gilde und die Erlegung einer Res 
ceptiondgebühr erforderlich"). 


Die Genoffenfchoft einer der ftändifchen Gorporationen wird 
verloren durch freiwilligen oder gezwungenen Austritt aus ber 
felben; der leßtere gefchieht auf Beſchluß der refp. Corporation, 
wenn ein Genoffe durch Lafterhaften Kebenswandel, durch Ver: 
brechen, welche eine entehrende Strafe nach fich ziehen, oder fonft 
fich der Mitgliedfchaft unwürdig gemacht hat°). 


Mas die Rechte der einzelnen Mitglieder) der ftändifchen 
Gorporationen betrifft, fo gehört dahin: 1) daß die Glieder des 


I) Schragen der großen Bilde zu Reval $. 74, 75, 81,84. Vergl. ben 
rigifchen Schragen 6.63. RRG. v. 1841 $. 16. 

m) RRG. v. 19. Zuni 1841 $.2 fgg. In Riga befteht auch neben 
diefer Gilde eine befondere Brüderfchaft. Ebendaſ. $. 15 fgg. Aur Auf: 
nahme in diefe Brüderfchaft, wie in die St. Ganutigilde in Reval, ift noch 
erforderlich, daß der Afpivant Iutherifcher Religion und mit einer unbe 
ſcholtenen Perfon verheirathet fei (Fönigl. Handwerksſchragen f. Reval 
v. 3. März 1626 $. 4.5 koͤnigl. Refol. v. 5. Aug. 1634 und vom 5, Mai 
1681 $. 9. Dr*nung für die St. Canuti- und Dlaigilde in Reval v. 
30. Suli 1662, S ragen ber Heinen Gilde zu Riga $. 6. 


u) Die Verfammlungen der Kleinen Gilde, in welchen neue Brüder 
aufgenommen werben, finden gleichzeitig mit den großgildifchen (Anm. k.) 
ftatt. Schragen der kl. Gilde zu Riga $. 4. Königl. Drbnung v. 30. 
Suli 1662 $. 1. 


0) Schragen ber großen Gilde zu Reval $. 12, 25, 28, 34, 39, 46. 
Befondere Gründe des Austritts können beim Rathe vorlommen : nament- 
lich gehört dahin das Falliffement eines Rathsgliebes, 

p) Die Rechte der Gorporationen felbft, ald Stände der Stabt, ge= 
hören in das öffentliche Recht. 
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tigifchen Rathes den Erbadel haben"), die der übrigen Magiftrate 
von perfönlichen Steuern”), auch meift von der Einquartirungs: 
laft befreit find"); 2) daß die Genoffen der großen Gilde allein 
tathöfähig find‘). 3) Die Genoffen beider Gilden haben das 
Recht der Zheilnahme an der Verwaltung des ftäbtifchen Gemein: 
wefend überhaupt und der Stabtmittel insbefondere”). 4) Die 
Mitglieder der großen Gilde in Reval haben das ausfchließliche 
Recht der Brauerei» und Schänkereinahrung in der Stabt”). 
5) Die Genoffen der kleinen Gilde, wie überhaupt alle Zunftge- 
nofjen in Liv» und Efthland, find von der Naturalrecrutenleiftung 
befreit, und entrichten dafür eine Recrutenfteuer ”). 


Vierter Artikel. 
Bon dem Bauerftande, 
$. 63. (66.) 
- 1. Begriff und Eintheilungen, 
* Bauerſtande gehoͤren alle diejenigen Individuen, welche 
zu einer Bauergemeinde angeſchrieben ſind“), und ſich vor— 


q) Diploma nobilitatis vom 23. Novbr. 1660. ©. oben 6. 654 
Anm. k. 

r) UE.v. 23. Auguft und 13. Octbr. 1783. 

8) Für Reval f. den R.U.v. 20. Mai 1723. 

t) In den kleineren Städten, in denen Feine ftändifche Verfaſſung 
befteht, werden auch Handwerker in ben Rath gewählt, 

u) Das Detail gehört in das Öffentliche Recht. 

v) Brauerfchragen v. 3. 1485. Gapitulation der Stadt v.29, Sptb. 
1710 Art. 9. Allerh. Manifeſt v. 29. Sptbr. 1810 und UE, v. 24. Novbr. 
1810 $.3. ©. oben Anm. h. 

w) N. u. v. 31. Decbr. 1797 und v. 10. März 1810, und Allerh. 
beſtaͤt. Beſchluß des Miniftercomite v. 26. Sptbr. 1833. In Riga find 
überhaupt fammtliche ftädtifhe Bürger im weiteren Sinne, nur mit Aus: 
nahme der niederen Arbeiterctaffe, von ber Naturalrecrutenleiftung befreit. 
Allerh. beftät, RRS.v. 16. April (S. U. v. 4. Juni) 1817. 

a) Livländifche Bauerverordnung vom 26. März 1819 $. 48. Eſth⸗ 
Ländifches Bauergefegbuch vom 23. Mai 1816 $. 2. 
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Aewuſe und zunaͤchſt mit der arnaitgpgar Am 
tigen): | 

Bon den verfchiedenen Einiheilangen der Bauern iſt gegen: 
wärtig nur die in Wirthe und Dienftboten von practifcher‘ 
Bedeutung‘). Unter jenen verſteht man diejenigen, welche ein 
Bauergut, — Bauerländerei, Bauerftelle, Landftelle, Ge: 
finde‘), — es fei nun als Eigenthümer, oder Pfandhalter, oder 
Pächter befigen“). Dienftboten heißen diejenigen, welche fich 
bei einem Wirthe, oder einem Gutsheren, oder fonft, als ſoge⸗ 
nannte Knechte, desgl. als Handwerker, auf Lohn und Brod, 
auf Land, auf freie Wohnung zc. verdungen haben. Die bei 
den Gutsherrn auf dem Hofe dienenden Bauern, fie mögen auf 
Lohn und Brod gehalten oder durch Nutznießung von SHoflän- 
dereien befoldet werden, heißen Hofsleute). Lostrei— 
ber oder Einhäusler werden in Livland Diejenigen Bauern 
genannt, welche weder auf dem Hofe, noch bei Bauerwirthen fich 
zu beffimmter Dienftleiftung verdungen haben, fondern auf eigne 


b) Vergl. den Allerhöchft beftät. Befchluß des Miniftercom. vom 19, 
Zuli (S. U. vom 30, September) 1821. Hier wird nämlich den fog. freien 
Leuten, welche fich bei einer Bauergemeinde anfchreiben laffen, zur Be: 
dingung gemacht, daß fie durch Kauf- oder Pachtcontracte über Ge: 
finde und Landftellen, oder Dienftcontracte mit Tandeigenthümern und 
Pächtern, nachweifen, daß fie fih mit dem Aderbau befchäftigen. — 
Dem fteht übrigens nicht entgegen, daß Bauern ausnahmsweiſe auch ein 
Handwerk betreiben können. ©. livländ, BB. $. 3. 

ce) Livl. BB. $. 2, 3, 62. Eſthl. BGB. $. 30. Bon feinem 
practifchen Einfluß auf die öffentlichen und Privatrechtöverhäftniffe der 
Bauern ift feit ihrer Freilaffung die frühere Haupteintheilung derfelben 
nach den. Eigenthümern der Güter, unter denen fie angefeflen find, in 
Kronsbauern, Privatgutsbauern ꝛc. Vergl. livl. BB. $. 71 u, 201. 

d) ©. unten $. 82 fag. 

e) Livl. BB, 8.2. Eſthl. BGB. $. 30. 

f) Livl. BV. 6. 3. 
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Hand Ieben?), und Gartenland bearbeiten, ein Handwerk aus: 
üben ober für. Zagelohn dienen. Sie werben unter ber Glaffe 
der Dienftboten mit begriffen"). In Efthland follen Lostreiber 
zwar auch nicht als befondre Glaffe von Bauern beftehen; fie Fön- 
nen jedoch, je nach Beftimmung der Gemeinde, zu den Wirthen 
oder zu den Dienftboten gerechnet werden '). 


$. 69. (67.) 
II. Erwerbung des Bauerflandes. 


Der Bauerftand wird erworben: 

1) durch die eheliche Geburt von einem Bauern). Außer: 
eheliche Kinder einer Bäuerin folgen dem Stande der Mutter”), 
es fei denn, daß der Vater, wenn er ein Edelmann ift, das Kind 
zu fi nehmen, und es zu einem anderen Stande erziehen laſſ en 
wollte). 


2) durch die Ehe erwirbt das Eheweib des Bauern, wenn ſie 
nicht zu einem hoͤheren Stande gehoͤrt, den Stand des Ehe— 
mannes!. 


3) durch Aufnahme in eine Bauergemeinde, welche jedem 
freien Unterthan des Reichs, desgleichen eingewanderten Goloni- 





g) &ivl. BV. 6. 518. 
h) Daf. 6. 3. 
i) Eſthl. BGB. $. 30. 
a) Livl. BV. . 48. Eſthi. BGB. 6. 2. 
b) Livl. BB. 5. 364. Eſthl. BGB. $. 106. 
ce) Livl. BV. $. 366. Eſthl. BGB. $. 107. ©. unten $. 300. 


d) Livl. BR. $. 48 und 358. Eſthl. BGB. $. 102. ine Leib: 
eigene (aus einem anderen Gouvernement des Reichs) wird mithin durch 
die Ehe mit einem Liv = oder efthländifchen Bauern frei. &. umten $. 253. 
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fien, geftattet ift. . Jedoch ift dazu die Einwilligung der Ge 
meinde, desgleichen des Gutöherrn, unter deſſen Gute die Ge- 
meinde angefeffen ift, erforderlich °). 


$. 70. (68.) 
11. Rechte bes Bauerftandes. 

Jeder lin - und efthländifche Bauer ift perfönlich frei), ge: 
hört mithin nicht zu dem Gute, zu welchem er ald Mitglied einer 
Bauergemeinde angefchrieben ift, und kann nicht mit dem Gute 
veräußert werden”). Vielmehr ift ihm geftattet, falls er feine 
Verpflichtungen ald Mitglied der Gemeinde erfüllt hat, von biefer 
zu einer anderen, mit Genehmigung diefer Ießteren, überzugehen“), 
und ift nur aus flaatswirthfchaftlichen Rüdfichten diefe Freiheit, 
namentlich das gänzliche Verlaffen des Gouvernements, einftwei- 
len einigen Belchränfungen unterworfen‘). Im Uebrigen ge: 
nießen die liv- und efthländifchen Bauern, außer den im Berfolge 
anzuführenden Beftimmungen der Bauerprivatrechte, noch fol: 
gende perfönliche Rechte: 

1) fie find zwar ber Kopffteuer unterworfen“), dagegen aber 
bei allen fie betreffenden gerichtlichen Verhandlungen von dem 





e) Livl. BB. $. 62, 64,66. Eſthl. BGB. $. 15 und 18, Allerh. be- 
ſtaͤt. Befchluß des Miniftercom, vom 19, Juli (S. U. vom 30. Septem: 
ber) 1821. ©. oben $. 68 Anm. b. 

a) Livl. BB. 6.47. Eſthl. BGB. $. 1. 

b) Livl. BV. $. 49. Eſthl. BGB. $. 3. 

c) Livl. BB. $. 65, 66. Vergl. auch das Patent ber livlaͤnd. 
Gouvernementsregierung v. 16. Oct. 1823. Eſthl. BGB. $.27—29 u. Tl. 

d) Livl. BB. $. 70. Eſthl. BGB. $. 585 fgg. Vergl. das Pa- 
tent der livl. Gouvernementsregierung vom 16. November 1822, ben 
N. U. vom 30.November (S. U. vom 16. December) 1827, und bas Aller: 
böchit beftät. Reichsrathegutachten vom 29, November 1832 (S. U. vom 
18. Januar 1833). . 

e) Livl. BB. $. 51, 52. Eſthl. BGB. $.7, 21. 


% 
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Gebrauche des Stempelpapierd, und bei der Erwerbung oder 
Uebertragung bes Eigenthbums an Immobilien, fo wie bei allen 
Verträgen überhaupt, von der Stempelfteuer ſowohl, als von der 
Krepoſtſteuer befreit). 

2) fie dürfen ſich bei Staͤdten in eine. Gilde einſchreiben 
laffen®). 

3) fie ſtehen in Givilfachen unter Behoͤrden, welche, außer 
in der letzten Inſtanz, zum Theil mit Perſonen aus ihrem Stande 
beſetzt ſind; die erſte Inſtanz iſt in Eivland n nur aus Bauern zu: 
fammengefegt®). 

4) In Livland koͤnnen ſich die Bauern von der Recruten- 
pflichtigfeit durch Loskaufung für einen feftgefeßten Preis, fo wie 
dadurch befreien, daß fie einen Anderen für fich zum Dienft willig 
machen)). Ein Bauerwirth und deffen ältefter Sohn ift der 
Regel nach von der perfönlichen Recrutenpflichtigkeit erimirt*). 





f) Livl. BB. 5.52. Eſthl. BV. Eint. $.X. Allerhöchft beſtaͤt. 
Gutachten bes Reichsraths vom 23. Juni 1823 und vom 4, October 1832 
Art. 1.9.1,3. ©. unten $. 126 und 225. 

g) Livl. BB. F. 68. In Efthland ift diefe Befugniß einftweilen 
beſchraͤnkt. Vergl. das efthl. BGB. $. 587. In wiefern den liv- und 
efthtändifchen Bauern das Recht zuftehe, durch Löfung von Handelspaten: 
ten fog. handeltreibende Bauern zu werden (v. Bunge’s ruffifches Han— 
beisrecht $. 68 fag.), ift beftritten. Vergl. hierüber das Inland, Jahre 
gang 1836 Nr. 43, 44 und 51, Jahrg. 1837 Nr. Lund 2, und Wr. 14 
Sp. 244. In Betreff der kleineren Städte ift die Frage durch ein neues 
res Geſetz (Allerh. beftät. RRG. v. 9. Juli (S. U. v. 6. Sptbr.) 1840) 
zu Gunften der Bauern entfchieden; in den größeren dagegen fteht einem 
ſolchen Recht der Bauern das ausfchließliche Recht der Bürger im enge: 
ren Sinne zur Betreibung bürgerlicher Nahrung ($. 66) entgegen, 

h) £ivl. BB. 6.50. Eſthl. BGB. $.5. 

i) Livl. BB. 6. 69, 508. In Efthland befreit die Zahlung nur für 
die obſchwebende Recrutirung. Vgl. das efthl. BGB, $. 582. 

k) £ivl. BR. $. 502. Eſthl. BGB. $. 575. 
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5) Bauern dürfen Immobilien auf dem Lande und in ben. 
Städten erwerben'), fo. weit dem nicht befondere Privilegien an⸗ 
derer Stände entgegenftehen "). u 


$. 71. (69.) 


IV. Austritt aus dem Bauerftande. 


. Aus dem Bauerflande tritt der Bauer heraus: | 
1) durch den Verluſt aller bürgerlichen Rechte zur Strafer). 
Dahin ift noch nicht jede Ausſchließung aus einer beftimmten Ge- 
meinde”) zu rechnen, welche in Livland nur wegen ſchlechten Wan⸗ 
dels), in Eſthland hinſichtlich der Bauern aus der Claſſe der 
Dienſtboten auch auf einſeitiges Verlangen des Gutsherrn, auf 
deſſen Grund und Boden die Gemeinde wohnt, geſchehen kann 9). 
Die gänzliche Ausfchließung, zu der Die Gemeinde hinfichtlich ganz 
verworfener Glieder berechtigt ift, kann nur in Folge Beichluffes 
der Gemeinde erfolgen, und zieht Die Abgabe zum Recruten oder 
Verſchickung zur Anfiedelung nad Sibirien nach fh”). Frei— 


1) Eivl, BB. $. 54, 61. Eſthl. BGB. 5.4, 13. Allerhoͤchſt beftät. 
Reichsrathsgutachten vom 4. October 1832 Art. I. P. 1,3. 

m) S. unten $. 116 fgg. In Betreff des Erwerbes von Immobilien 
in den Städten find die efthländifchen Bauern auch noch anderweitig bes 
ſchraͤnkt. Eſthl. BGB. $. 587, Vergl. unten $. 71 Anm. g. 

a) Die einzelnen Fälle giebt das Griminalreht an. 

b) Eſthl. BGB. $. 27 und 70, 
0) Livl. BB. $. 67, vergl. mit $. 26. 

d) Eitht. BGB. $. 15. 

e) Allerh. beftät. Beſchluß des Miniſtercomits vom 28. December 
1818, insbefondere die efthländifchen Bauern betreffend, efthländ. Regie: 
rungspublicat v. 17. San, 1820. Inftruction für die Hakenrichter des eſthlaͤnd. 
Gouvts. vom 23. April 1845 $. 246fgg. Vergl. auch livl. BV. $. 27, 607 u. 
546, eſthl. BGB. $. 19u. 581, den Swod der Geſetze über bie Stände 
(Bd. IX.) Art. 656 fag:, und f. 3. Paucdter, bieallgemeine Umfrage 
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willig darf dagegen fein liv- und efthländifcher Bauer der ihm 
zugeſtandenen Rechte, namentlich der derſonlichen Freiheit, ſich 
begeben‘). 


2) Auch durch den Uebergang zu einem höheren Stande tre- 
ten die Bauern aus dem bisherigen heraus, namentlich durch Ein- 
tritt in eine Stadtgemeinde ), insbefondere durch Einfchreibung 
in eine Handelsgilde d) ıc.; ebenfo können Bauern, falls fie, nach 
erlangter wiflenfchaftlicher Bildung und Entlaffung von ihrer 
Gemeinde, einen gelehrten Grab erwerben, gleich andern freien 
Unterthanen des Reich8'), in den Staatödienft treten, und zum 
abeligen Stande gelangen“) ꝛc. Ueber die unehelichen Kinder 
der Bäuerinnen, zu denen fich ein Edelmann ald Vater befennt, 
f. oben $. 69 und unten $. 300, 


3) Als Austritt aus dem Bauerſtande wird auch der Fall 
angefehen, wenn ein Bauer ganz bie Provinz verläßt, um fich in. 
das Innere des Reichs umzufiebeln '). 





und das Gemeindestirtheil des ruffifchen Rechts, in den Erörterungen B. IT. 
S. 219 fog. und beſ. S. 272 fgg. 

f) Livl. BB. 6. 445. Eſthl. BGB. $. 17. 

g) Indeß konnen in Eſthland in Städten wohnende Bauern, auch 
ohne aus ihrem Stande zu treten, befondere Bauerftadtgemeinden bilden. 
Eſthl. BGB. $. 20, 25,89 fgg. Vergl. auch die livl. BB. 6.60, Den 
zu efthländifchen Landgemeinden gehörigen Bauern ift der Webergang zu 
einer Stadtgemeinde einftweilen unterfagt. Eſthl. BGB. $. 587. 

h) Livl. BB. $. 68. 

i) Vergl. das Allerh. Refeript vom 9, Mai 1837, 

k) ©. den Swod der Gefege über den Givilbienft Bd, III, 

1) Eſthl. BGB. $.19, in Werbindung mit $. 585. Vergl. liol. 
BV. $. 70. | F 
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Fünfter Titel. 


Unterſcheidung der Perſonen nach Heimath, Religion 
und Ehre. 


$. 72. (70.) 
Unterfchied zwifchen Einheimifchen und Fremden, — Religionsverfchieben: 
| heit, — bürgerliche Ehre. 
Dieſe Lehren, welche auch noch im Perfonenrecht abgehan- 
delt zu werben pflegen, werben hier nur kurz berührt, weil 


1). die auf dem Unterfhied zwiſchen Einheimi- 
fhen und Fremden im Allgemeinen beruhenden Rechtöver: 
hältniffe meift dem öffentlichen Recht angehören, und die weni- 
gen fpeciellen privatrechtlichen Beziehungen füglicher bei den ein: 
zelnen Inſtituten angeführt werden. Weberdies beruht diefe ganze 
Lehre faft nur auf den Beftimmungen des ruffiihen Rechts ®). 
Ebenfo werden | 


2) die befonderen Privatrechte, welche durch die Reli: 
giondverfchiedenheit begründet werden, zweckmaͤßiger bei 
Gelegenheit der übrigen Theile des Privatrechts berüdfichtigt. 
Im Allgemeinen genügt hier die Bemerkung, daß bie verfchiebe: 
nen chriftlichen Gonfeffionen der Regel nach gleiche Privatrechte 
haben, und daß die Juden — mit Ausnahme einiger in Riga 
und dem Zleden Schlod anfäffigen Familien ®) — feinen bleiben: 


a) ©. den Swod der Gefege über die Stände (Bd. IX.) B. J. 
Abfchn. VII. Art. 111 fgg. 

b) R. U. vom 4. Februar 1785. S. U. vom 24. Mai 1829. Vergl. 
fchon die Subjectionspacten vom 28. November 1561 Art. 23, das Privi⸗ 
legium Sigismunds LIT. für Riga v. 31. Mai 1583 und das Corpus 
privilegiorum Gustavianum f. Riga v. 25. Sptbr. 1621, wodurd 
den Juden der Aufenthalt in Livland und insbefondere in Riga ganz 
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den Aufenthalt in Liv» und Efthland haben dürfen‘). Ein 
neuered Gefeß ?) beftätigt denjenigen Juden, welche bisher ihren 
beftändigen Aufenthalt in Riga gehabt haben‘), auch für die Zu- 
kunft das Recht, in diefer Stadt wohnen zu bleiben, ohne jedoch 
weder bad Bürgerrecht, noch das Recht zum Erwerbe von Smmo- 
bilien zu genießen, und mit der Verpflichtung, deutfche Kleidung 
zu fragen. Aus anderen Gouvernements und felbft aus dem 
Fleden Schlod dürfen dagegen Feine Juden ihren Wohnfig nach 
Riga verlegen. In Betreff des Rechtes der rigifchen Juden, das 
felbft Handel zu treiben, ift eine nähere Beftimmung in Ausficht 
geſtellt. 

3) Die Lehre von der buͤrgerlichen Ehre iſt ganz 
nach gemeinem Recht zu beurtheilen, indem auch Die wenigen da⸗ 
hin gehörigen Beftimmungen des Provincialvecht3") mit den ge- 
meinrechtlichen Grundfägen übereinftimmen. 


unterfagt ward. ©. indeß bie Patente ber livl. Regierung vom 29. 
Zuni 1738, vom 31. December 1764, vom 23. Januar und 8. Februar 
1766, vom 20. Auguft 1795, vom 29. Zuli 1813, vom 20. Juli 1817, vom 
23. April 1821 und v. 31. März 1830. 2 

c) Swod ber Gefege Über Päffe (Bb. XIV.) Art. 11. In Betreff 
Efthlands vergl. noch die Regierungspublicate vom 27. October 1827 und 
vom 22. Mai 1830. 

d) Allerh. beftät. RRG. v. 17. Dechr. 1841. 

e) Die rigifche Bürgerfchaft hat am 11. Novbr. 1842 befchloffen, 
fih bhöhern Orts dafür zu verwenden, baf dies bloß auf diejenigen Fa⸗ 
milien befchräntt werbe, welche zu den Nachkommen der urfprünglichen 
rigifchen Schugjuden gehören. Vergl. das Inland Jahrg. 1842 Sp. 404. 

f) ©. 3.8. koͤnigl. ſchwed. Placat vom 14. März 1699, Not. a. 
pag. 350, Not. c. pag. 398, Not. a. pag. 411 22. und a. Die Beftim: 
mungen bes älteren Liv = und efthländifchen Landrechts über Rechtlofigkeit, 
BVerfeftung und Frieblofigkeit (livi. RR. Cap. 38, 39, 79, 80, 115, 155, 
168, 184, 196, 202, 208 u. a.; efthl.R. und ER. B. V. Tit. 39 u. 405 
vergl. auch luͤb. StR. B. IV. Zit. 4 und 14.) find antiquirt. 


Zweites Buch. 
Mehte an — 


— — — — — — — 


Erſter Titel. 
Arten der Sachen. 


$. 73. (71.) 


‚I. Eintheilung der Sachen in bewegliche und unbewegliche : 
u 1) nad livblaͤndiſchem dandrecht ). 


Unter den verſchiedenen Eintheilungen der Sachen — 
iſt die in bew eglich e und unbewegliche beſonders wichtig, 
und durch das ganze Sachenrecht mehr durchgreifend, als es im 
roͤmiſchen Recht der Fall iſt. Man darf indeſſen nicht aus den 
Beſtimmungen aller in Liv und Eſthland geltenden Rechte einen 
allgemeinen Begriff von beweglichen und unbeweglichen ‚Sachen 
conftruiren®), fondern es müffen hier vielmehr die Begriffe der 
verfchiedenen Rechte gefondert, und nur bei den einzelnen — 
in Anwendung gebracht werden. Was 

1) das livlaͤndiſche Landrecht betrifft, ſo iſt den 
angeſtammten Quellen deſſelben die Unterſcheidung der Sachen 


a) S. überhaupt R. v. Helmerſen's Abhandlungen aus dem 
Gebiete des livländ. Adelsrechts. Lief. 1. ©, 25—31. 

b) Dies thut z. B. R. J. 8. Samfon v. Himmelftiern, 
in feinem livlaͤndiſchen Erbfchafts = und Naͤherrecht (Riga, 1828. 8.) 
$. 29— 38. 
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in bewegliche und unbewegliche zwar Feineswegs fremd, es fehlt 
ihnen aber zur Bezeichnung berfelben an umfaflenden und ab: 
firacten Benennungen, indem eineötheild in den Ausdruͤcken, die 
fie daflır brauchen, immer zugleich die Bezeichnung des Nechtes 
liegt, mit welchem eine folche Sache befeffen wird, und überhaupt 
ded Verhältniffes der Sache zur Perfon, — anderntheils diefer 
Unterfcheidung immer nur gelegentlich, und in Beziehung auf in: 
dividuelle Nechtöverhältniffe, befonbers auf das Erbrecht, Erwaͤh—⸗ 
nung gefchieht. Namentlich bedient fich zur Bezeichnung bes 
Gefammtvermögens eined Menfchen das Livländifche Ritterrecht 
des Ausbrudes Gut“), das ſylveſter'ſche Gnadenrecht ber Aus- 
drüde Gut, Güter®). Diefe Ausdrüde werden aber noch 
häufiger in einem engeren Sinne für Grundftüd, Land: 
gut®), oft im engften Sinne für Lehngut gebraudt‘). — 
Als Beftandtheile des Gutes im weiteren Sinne giebt dad Nitter: 
recht an: Eigen, Lehn und fahrendes Gut); das ſyl— 
vefter’fche Gnadenrecht nennt zur Erklärung des Ausdrudes, „alle 
Güter‘ ald einzelne Beftandtheile (jedoch, wie e8 fcheint, nur bei: 
fpielöweife): liegende Gründe, rede (d. i. baar) Geld, 
fahrende Habe und aud alle beweglide Güter). 


co) S. 5 B. RR. Cap. 14, 51,142 u. a. 

d) Sylo. Gnabenrecht v. 6. Februar 1457 8.1,2,3, 4. 

e) 3. B. RR. Cap. 18, 20, 153. Sylv. Gnade $. 6, 7. 

f) 3.8. RR. Cap. 1, 2,3,5,7, 8, und v, a. 

E) RR. Cap. 28, vergl. Gap. 32. 

h) Sylveſters Gnade $. 1. Der Ausdrud „bewegliche Güter“ 
kommt fonft in den angeftammten Rechtöquellen felten vor. Uebrigens 
mag bier „fahrende Habe und bewegliche Güter’ wohl cher pleonaftifch 
gebraucht fein, und es ift wohl fchmwerlich anzunehmen, daß darunter ne = 
ben einander beftehende, einander gegenfeitig ausfchließende, Begriffe 
haben bezeichnet werden follen. Auch ift eö mindeftens zweifelhaft, ob 
durch bie befondere Aufführung des baaren Geldes die Ausfcheidung beffel- 
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Zur fahrenden Habe oder dem fahrenden Gut werben bewegliche 
Sachen gerechnet, jedoch Fommt auch diefer Ausdrud in einem 
weiteren und engeren Sinne vor. Denn wiewohl nach manchen 
Stellen des Nitterrechtd alle bewegliche Sachen dazu zu gehören 
fcheinen'), fo wird doch an anderen Stellen, namentlich wo von 
dem Erbrecht der Wittwe an der fahrenden Habe die Rebe ift, da- 
von das Heergewaͤte, die Gerade und das Mußtheil unterfchieben, 
und diefe ausbrüdlich als nicht zur fahrenden Habe gehörig. be 
zeichnet*). Ebenfo trennt, wie es fcheint, die folvefter’fche Gnade 
Hausgeräth, Kleinodien. und Getreide, deögl. dad Heergewaͤte, 
von dem Begriff der fahrenden Habe"). Unter den verfchiedenen 
im angeflammten Rechte vorfommenden Benennungen für un: 
bewegliche Sachen ift nur der in der fylo. Gnade gebrauchte Aus: 
drud „liegender Grund”) allgemeiner, jedoch auch nicht. ers 
ſchoͤpfend; noch weniger allgemein die Ausdrüde des Ritterrechts: 
Gut, Eigen, Zehn, mit denen immer Nebenbegriffe verbunden 
find"). Auch der Ausdruck „Anfall” gehört hierher, fofern 
er der fahrenden Habe entgegengefegt wird‘). Ob mit dem 
Worte „Erbe” auch bewegliche Sachen bezeichnet werden ?), 


ben von ber fahrenden Habe oder dem beweglichen Gute beabfichtigt ift. 
Jedenfalls darf in dieſer Stelle keine Glaffification der verfchiedenen Sachen 
gefucht werden. Beral.v. Samfon a. a. D. ©. 425. 

i) RR. Cap. 15, 16, 28, 32, 45. Vergl. auch Gap. 56, wo nur Zin⸗ 
fen und Zehnten, und Alles, was erd- und nagelfeft ift, von ber fahren 
den Habe auögefchloffen wird, und Gap. 172: „perde edder kleder, edder 
andere varende have,‘ 

KIRR. Cap. 29 fag., 231. Vergl. auch Cap. 25. i 

1) Sylv. Gnade $.6,7. Anderer Meinung iftv. Samfon a.a. 
D. ©. 418 Anm, Vergl. übrigens oben Anm h, und unten $. 270. 

m) Sylveſters Gnadenrecht $. 1, 7. 

n) RR, Cap. 28, 32, 153. 

0) Daf. Cap. 16. 

p) Vergl. ebendaf. Gap. 107, 
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ift dunkel und flreitig: gewöhnlich wird damit der Gefammtnach: 
laß eines Menfchen bezeichnet 9) 5: zumeilen wirb es aber auch 
neben ven. Ausdrüden Gut, Eigen zc. gebraucht, wo nicht denſel⸗ 
. ben entgegengefeßt")..— Daraus, daß „verbriefte Gelder” 
von. der fahrenden Habe unterfchieben, und im Erbrecht zum 
Theil nach ähnlichen‘ (nicht gleichen). Grundfägen wie liegende 
Gründe beurtheilt werden‘), Darf. man nicht, wie mitunter in der 
Praris gefhehen ), ſchließen, daß ſie zum unbeweglichen Vermoͤ⸗ 
gen gehdten u 


. 74. (72.)' 
— * Eſthlandiſches Ritter⸗ und vandeeht DENE 
und vuffifches Recht. 


9) Das eſthlaͤndifche Ritter- und Landrecht er— 
waͤhnt ber Eintheilung der Sachen in bewegliche und unbeweg- 
liche Güter), liegende Gründe und fahrende Habe’), au) fahrend 
und liegend Gut *), auch nur beiläufig, ohne daß die Begriffe ge 
nauer feſtgeſtellt werden. In den meiſten Stellen erſcheint die 


M) Daf. Gap. 11, 12,28. 

r) Sylvefterd Gnabenreht $. 4. Vergl. RR. Cap. 12: „erve 
und. eigen.“, Gap. 15; „eigen edder erffgudt,‘“ Cap. 91: „„Spreken 
se överst er egendom unde erve daran.“ ©, überhaupt v, Helmer⸗ 
fen a.a. D. und kief. 2. ©..163 fgg.: Ä Ä 

) Sylv. Gnadentcht $.7. _ 
 .%). 3. B. in der Refolution des Reichsjuftizeollegiums vom 18, Octo⸗ 
ber 1770 in Sachen des Majors Baron Wolff wider.die Baronne Wolff, 
geb. v. d. Huben, bei v. Samfon a. a. O. S. 226 fag. 

u) ©. überhaupt v. Samfon, von verbrieften und‘ zum Aus⸗ 
leihen beſtimmten Geldern, in deſſen Erbſchaftsrecht S. 390 462 und 
lH merſein a. Di Lief. 1. ©. 53 fag. 186 fgg. — ' 

a) R.u.2R. B. II. Lit, 1l. Art.d, B. IV. Zit. 21 At.2, 08. 5. 

s DDR IM, 852.2 0. 9 ©, 

c) Daf. IV, 6, 2 

J. 10 


146 B. II. Rechte an Sachen. 


angegebene Eintheilung als erſchoͤpfend; wo dagegen von dem 
Erbrecht der Wittwe die Rede iſt, werden fahrende Habe und be⸗ 
wegliches Gut neben einander geftellt, ald wenn fie von ein- 
ander verfchieden wären, und außerdem noch das Eingebömbde, 
Kleinodien, Korn, Baarfchaft noch befonderd genannt *), daher 
man auch hier, wie im livlandifchen Landrecht, einen weiteren 
und engeren Begriff von fahrender Habe unterfcheiden muß. 


3) Inden fhwedifhen Rechtsquellen kommt bie 
Eintheilung der Sachen in bewegliche und unbewegliche Sachen, 
oder in bewegliche Sachen und liegende Gründe öfters vor), aber 
auch hier wird nicht genauer angegeben, was zu jenen und was 
zu biefen gehöre. Nur die Beftimmung findet fich, daß Pfand: 
güter zum beweglichen Vermögen zu rechnen feien, weil fie der 
Einlöfung unterworfen find, und der Pfandinhaber diefelben nur 
zur Sicherheit feiner Forderung befist"). Auf die in Liv- und 
Efthland häufig vorfommenden Pfandgüter 5) läßt fich indeß diefe 
Beftimmung nicht anwenden, und ift die entgegengefeßte Anficht 
einiger Practifer Livlands“) durchaus eine irrige‘). 





d) Daf. I, 17,7. 

e) Kol. Ereeutionsverorbnung vom 10. Juli 1669 8 6. Kal. 
Brief vom 15. Detober 1684. Kol. Refol, vom 28. Januar 1685. Teſta⸗ 
mentöftadga vom 3. Zuli 1686 $. 1. Not. c. pag. 367, Not. d. pag. 
369 28. 

f) Not. d. pag. 95, Not. e. pag. 100, Not. m. pag. 246 ®2. 
v. Samfon a. a. O. S. 419fgg. v. Helmerfen a. a. O. Lief. 1. S. 46. 

g) S. unten $. 152 fgg. | 

h) In Efthland ift die richtige Anficht auch von ber Praxis anerkannt. 
Riefentampff’s Marginalien zum R. und LR. B. J. Zit, 1. Art. 18, 
bei Ewers ©. 502. 

i) v. Helmerfen a. a. D. Lief. 2. S. 82 fgg. ©. 89, und 
unten $. 371. 
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4) Genauere Beftimmungen über die fragliche Eintheilung 
der Sachen ſtellt das ruffifche Recht feft®). Ä 


$. 75.73.) 
Kortfegung. 3) Stadt» und Bauerrechte. 


5) Auch in den Stadtrechten ift die in Rebe ftehende Ein- 
teilung der Sachen von großer Wichtigkeit. Das Iübifche 
Recht?) namentlich braucht zwar auch die Ausdruͤcke beweglich 

und unbeweglich Gut, jedoch nur felten?), und nennt ftatt deſſen 

in der Regel die einzelnen Arten beider Gattungen von Sachen. 
So werben namentlich Häufer zu dem unbeweglichen Gut ges 
rechnet“), und wenn ftatt des Ausdrudes unbemwegliched Gut in 
der Regel die Bezeichnung „liegende Gründe und ſtehend 
Erbe“ vorfommt *), fo find hier unter jenen ohne Zweifel eigent: 
liche Grundſtuͤcke, unter diefen Häufer und Gebäude überhaupt 
zu verſtehen. Für beweglich Gut findet ſich zuweilen auch der 
Ausdrud fahrende Habe*), gewöhnlich aber werden ſtatt beider 
einzelne Mobilien, insbefondere Waaren, genannt. 

6) Das rigifhe Stadtrecht umfaßt, wie das luͤbi⸗ 
fhe, und wie das angeftammte lioländifche Landrecht, unter dem 
Ausdruck Gut, Güter, das Gefammtvermögen eines Men- 
fhen‘), und unterfcheidet zwifchen beweglihen und un- 


k) ©. Swod der bürgerlichen Gefege Art. 352, 353, 369-372. 

a) Ueber das Ältere Recht vergl. Pauli’s Abhandlungen Bd. I. 
S. 16 fog. 32 fog. Bd. II. S. 30 fgg. 

b) Luͤb. Reht B. III. Zit. 4. Art. 1, * 5. Tit. 5. Art. 5. 

c) B. J. Tit. 10. Art. 2. 

d) B. J. Tit. 5. Art. 9, zit, 7. Kt, 7, &it.9. Art. q, zit. 10. 
Art.3. B. 11. Tit. 3. Art. I. 8. IIL Tit. 4. Art. 1, Zit. 5. Act. 5, 
Zit. 6. Art. 1,2, 3. a 

e) 8.1. Tit. 9. Art. 4, Zit. 10. Art. 3. 

f) Rig. StR. B. IL. Cap. 32. $. 1 und 2. 

= | 10% 
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beweglichen Gütern, daneben audftehende Schul: 
den ald Drittes aufftelend®). Bei den beweglichen Gütern, 
— welche aud fahrende Habe genannt werden"), — 
wird wieder zwifchen beweglichen (im engeren Sinne) und ſich be 
wegenden unterfchieben, ohne daß jedoch am dieſen Unterfchieb 
irgend rechtliche Folgen geknüpft werben‘). Zu den beweglichen 
Gütern werden Waaren, Vieh, zum Betriebe eines Gewerbes ers 
förberliche Werkzeuge, Kleiver ze. gerechnet") 5 zu den unbeweglis 
chen liegende Gründe und Häufer!). Aehnlich wie im Kübifchen 
Recht wird daher auch im rigifchen dad unbewegliche bezeichnet 
durch die Ausbrüde ftehendes Erbe*), Haus und Erbe EL erb> 
feftes Gut), erbfeft Eigen). 

7) Auch die Bauerredte ſtellen die ——— in bei 
wegliche und unbewegliche Sachen auf, ohne die Begriffe näher _ 
feftzuftellen; nur daß das livländifche Bauerrecht die ausſtehen⸗ 
den Geldforderungen ausbrüdlich mit zum beweglichen ——— 
rechnet 9). 


8. 76. (74 


1. Bon Hauptſachen und Pertinenzen. 


Aus dem Vorftehenden ergiebt fich, daß die Quellen det Pro, 
vincialrechte bei der Eintheilung der Sachen in und 





) Rig SR. B. II. Gap. 32. 6.12 und B. Iy. Tit. 7. 
h) Daf. III, 16, $.2. 
i) Daf. II, 32, $. 3,6. Vergl. auch In, 95 1. II, 17, 
k) Daf. II, 32, 5.3, 4. a 
1) Daf. 6. 6,7. ea | 
m) DI, 1,6, 
“ n) Daf. II, 32, 8. 8,10, 11. un — 
— * —— 
p) Daf. III, 16, | | | 
q) Eivt, BR, $. — Eſthl. BGB. F. 126. 
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unbemwegliche der Regel nach nur die natürliche Beichaffenheit 
der Sachen berücfichtigen, und res civiliter immobiles ober ci- 
viliter mobiles — mit Ausnahme etwa der angeführten Beſtim— 
mungen des fchwedifchen Rechts ($. 74) — nicht Fennen?). 
Allenfalls könnte man dahin noch die Fälle rechnen, in welchen 
bewegliche Sachen und Rechte ald ungertrennlihe Pertinen: 
zen von unbeweglichen Sachen, insbefondere von Landgütern, 
vorfommen, und dadurch bie Natur der Hauptfache annehmen. 
So finden wir im livlaͤndiſchen Nitterrecht den Satz aufgeſtellt, 
daß Alles, was erd⸗- und nagelfeſt iſt, nicht zur fahrenden Habe 
gehöre”), und daffelbe wird von Zinfen und Zehnten, die auf 
Dörfern laſten, gefagt*), und müß’ daher ebenfo von allen uͤbri⸗ 
gen Reallaften und Realrechten angenommen werden“). Die 
ein Grundftüc betreffenden Urkunden, Acten, Charten, Riffe ıc. 
werden gleichfalls ald von dem Grundftüd untrennbar ange: 
fehen®). Dagegen wird das fogenannte Gutsinventa- 
rium, d.i. dad zum Betriebe der Landwirthfchaft erforderliche 
Geraͤth, nebft ber Ausfaat, dem Biehftande ıc., nach der Praris 
nicht ald Pertinenz bes Landgutes angefehen, fondern zum be- 
weglichen Vermögen gerechnet‘). Im Uebrigen gilt in der Lehre 


a) Denn baburch, daß in Beziehung auf gewiſſe Rechtöverhättniffe 
einzelne Arten von beweglichen Sahen vom Begriffe der fahrenden Habe 
ausgefchloffen werben, werben fie noch keinesweges für civiliter immobiles 
erklärt. Vergl. oben $. 73. 

b) Livl. RR, Gap. 56. Ä 

c) Daſ. Gap, 56 und 231. » Helmerfen’s. Abhandlungen 
Lief. 2. S. 91 fgg. * 

d) Bergl.v, Samf on's Erbſchaftsrecht $. 36. 

e) Ebendaſ. Anm, h. a. E. $. 288, 860 Anm. c. —— s 
Erbfolgerecht 5.495. S. auch unten $: 414 a. E. 

f) v. Samfona.a,Dd..& 32 Anm. b, $. 36 Anm, h. Eine 
Ausnahme machte nach dem aͤlteren Recht das Inbenarium eines Bauer⸗ 
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von Pertinenzen durchaus das gemeine Recht, in welchem auch die 
näheren Beſtimmungen über dasjenige, was für erd⸗ und — 
feſt anzuſehen iſt, zu ſuchen ſind. 


$. 77.(75.) 
I. Theilbare und untheilbare Sachen. 


Der Natur nach theilbare Sachen koͤnnen theild Durch Pri⸗ 
vatwillkür der Interefjenten, theils durch das Gefeg für untheil- 
bar erflärt werden. Erſteres gefchieht namentlich durch fideicom⸗ 
miffarifche Dispofitionen, deren Gegenftand auch gefeglich für un: 
theilbar erklärt worden iſt). — Das rigifche Stadtrecht verbietet 
Häufer abzutheilen, abzuſchaͤuern oder abzuzäunen”). Auch die 
Theilung von Land» und Bauergütern ift Durch das Geſetz theils 
bis auf einen gewiffen Punkt beſchraͤnkt, theils find bei der Thei⸗ 
lung einzelne Rechte ausgefchloffen °). 


$. 78. (76.) 
IV. Befriedete Sachen. 


Sofern auch das liv- und efthländifche Recht Gemwaltthätig- 
keiten und Verbrechen überhaupt an beftimmten Sachen und an 


gutes (Livl. BB. 6.29 fgg. Tranfitorifches Gefeg für die efthländifchen 
Bauern vom 23. Mai 1816 $. 226 fag.), und auch noch gegenwärtig 
wirb in Efthland das fog. eiferne Inventar eines Bauergutes ald von letz⸗ 
term untrennbar angefehen, Vergl. auch die livländ. BB. $. 484. P. 5, 
. und die ergänzenden Beflimmungen v. 1845 $. 5 unb 35. 

a) Zeftamentöftadga vom 3. Juli 1686 $. 5. S. unten $. 401. 

b) Rig. SER, B. IU. Tit. 8. 8.1. 

c) Eſthl. R. u.2R. B. IV. Tit. 13. Art.8. Livl. BV. $. IX, 
X,X1,418. Eſthl. BGB. 5.155. S. unten $. 85. ©. auch über 
die Untheilbarkeit der in Arende verlichenen Domänen unten $. 377. 
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beftimmten Orten härter firaft, und diefen Sachen und Orten 
daher einen befonderen Schuß oder Frieden verleiht, ift auch un- 
ferem Rechte der Begriff der befrieveten Sachen nidt. 
fremd. Eines ſolchen befonderen Friedens genießen Burgen, 
Kirchen, Kirchhöfe, Badftuben, Mühlen, der Pflug‘), Landftra: 
gen’), Gerichtöorte und öffentliche Pläge überhaupt“); insbe- 
fondere gehört der Hausfriede hierher, derden Hausherren 
in feiner Behauſung ſchuͤtzt , und eines eben ſolchen Friedens 
genießt auch der Eigenthuͤmer eines Schiffes auf diefem °). 


Bweiter Titel, 


Bon den Landgütern. 


A. W. Dupel, von ben Rechten der lief = und eftbländifchen Landguͤ⸗ 
ter; in deſſen nordiſchen Mifcellaneen. Stüd 22und23, ©. 13—324. 


$. 79. (77.) 
I. Begriff und Arten ber Landgüter. 


Das ganze Arealder Provinzen Liv- und Efthland ift, fofern 
ed nicht zum Gebiete der Städte gehört, in eine große Zahl von 





a) Livl. RR. Cap. 131. Livl. Landesorbn. Tit. I. 9.9. Eſthl. 
R. u, ER. V, 20, 1. 

b) EHE. R. u. CR. V, 18, 1. 

) Vergl. vig. StR. VI, 8, 3 und luͤb. R. V, 15, 2, und überhaupt 
€. 8, Muͤthel' s livl. Criminalrechtslehre (Dorpat, 1827. 8.) $. 31. 

d) Livl. RR. Cap. 79. Rig. SR. B. VI. Tit. 4. $.8. Eſthl. 
R. u. ER. B. V. Tit. 31. Art.1. Müthela a. O. 28. 

e) Schwed. Seerecht vom 12. Juni 1667 Th. I. Cap. 27, Not. b. 
pag. 40182. — ueber den befonderen Schuß ber geftrandeten und vers 
unglüdten Fahrzeuge f. die ruffifche Handelsfchiffahrtsordnung vom Jahre 
1781 $. 275. 
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einander Durch genau bezeichnete Graͤnzen geſchiedener Grundftüde 
von verfchiedenem  Umfange vertheilt, welche im weiteren 
Sinne des Wortes Landgüter heißen. Imengeren und 
eigentlichen Sinne verfteht man jedoch unter Landgütern: nur 
diejenigen größeren Grundftüde, welche mit einem. Hofe und 
Aderländereien verfehen. find und gewiffe Vorrechte genießen. 
Inſofern werden ihnen bie kleineren, nicht privilegirten: Grund: 
ftüde, Landftellen, entgegengefeßt, welche urfprünglich, dem 
größten Theile nach wenigftend, Beftandtheile eigentlich foge: 
nannter Randgüter gemwefen, und von benfelben durch verſchie— 
dene Beranlaffungen und zu verfchiedenenen Zwecken abgetheilt 
worden find. 


Die wichtigfte Claſſification der Landguͤter im weiteren 
Sinne, durch weldhe zum Theil auch die Nechtöverhältniffe der- 
felben bedingt find, iftoon deren Eigenthümern®) hergenommen, 
und koͤnnen in diefer Hinficht drei Hauptelaffen von Gütern un: 
terfchieden werden: 


1) publife oder Kronsgüter, Domänen, welche der 
Krone gehören), und entweder zur Beſoldung von Kronsbe- 


a) Herrenfofe Grundſtuͤcke tommen, Obigem nach, in Liv» und Efth- 
land nicht wohl vor, es müßten denn von den Eigenthümern verlaffene 
Grundftüde, oder neu entftandene Infeln in Flüffen und dergl. fein, wovon 
in ber Lehre vom Eigenthum ($. 120.) bie Rebe fein wird. 

b) Die Beftimmungen des heutigen Rechts über die Kronsgüter in 
Liv- und Efthland find, in dem Swod ber Gefege über die Domänen 
(Bd, VII.) zufammengeftellt. _ Die wichtigften älteren, zum Theil auch ge 
genwaͤrtig noch anwendbaren Gefege über diefen, Gegenftand aus der ſchwe— 
difchen Regierungszeit find: das Fönigl. Decongmiereglement vom 21. März 
1696 und bie Deconomieftatthalter: Inſtruction vom 21. Auguft 1691. Sie 
finden fich abgedrudt ino, Gampenhaufen’s livländ, Magazin Th. J. 
S. 141: fgg. und in v. Bubdbenbrod’s Sammlung.ber . —* * 
©. 1204 fgg. 4 
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amten bienen, —Wibmen‘), — oder (in früherer Zeit?) 
verdienten Perfonen auf beftimmte Jahre oder auf "Lebenszeit 
zum: Niefbrauch verliehen worden. find, — Gratialgü: 
ter‘), — ober zum Beften der Kronscaffe an den ‚Meiftbieter 
verarendirt, d. i.verpachtet werden, — Arendegätert), — oder, 
wenn die Güter ſpeciell taxirt find), für die veranfchlagte Summe 
vorzugsweife werbientet Militärs und Civilbeammten") oder zu⸗ 
verläffigen Edelleuten in Adminiſtration gegeben), — oder endlich 


Ir 4 10%, pr IT E i 7 


e) Sie dürfen zu einem anderen Zwecke verwendet werben. Swod 
ber Gefege über die Domänen Art. 2, 3. Gewiffermafen gehören hierher 
auch die Kronspaſtorate. S. unten Anm. v. 

d) Nah dem NR. u. v. 9. Mai 1837 folten folche —— fuͤr 
die Zukunft nicht mehr ſtatthaben. Swod a. a. O. Art. 2 Anm.2 


e) Die Verleihung geſchah bis zum J. 1837 durch Auerhöcife Gna- 
denbriefe, welche die Rechte und Verbindlichkeiten des Beneficiars näher 
beftimmten. Die allgemeinen Grundfäge über die Rechtsverhältniffe der 
Beneficiare find zufammengeftellt in einer befonderen Beilage zum Art. 2 
Anm. 2. des Swod a.a.D. Auch milden Stiftungen, Lehranftalten ıc, 
wurben dergeftalt Kronsgüter verliehen, desgleichen Gefellfchaften Behufs 
landwirthſchaftlicher Unternehmungen ꝛc. S. die angef. Beilage Art. 9. 

f) Dies darf gegenwärtig nur nach Ermeffen des Minifteriums der 
Domänen. und nur mit folchen Kronsgütern gefchehen, welche noch nicht fpe= 
ciell tarirt und regulirt. find- Swod a. a.D. Art.2 P. 3. Art. 5. Die 
näheren. Beftimmungen über- die Rechtöverhältniffe der Arendatoren ent⸗ 
haͤlt eine beſondere Beilage zum angef. Art. 5. 

g) Swod a. a. O. Art. 59. Ausnahmsweiſe werden in gewiſſen 
Faͤllen auch noch nicht regulirte Domänen auf kurze Zeit in Admini— 
flration gegeben. Daf. Art. 60—65. | 

bh) Beamte der Domänenvermwaltung. werden „nicht zur. Adminiſtra⸗ 
tion von Guͤtern deſſelben Gouvernements, in welchem ſie angeſtellt ſind, 
Juſtiz- und Polizeibeamte nicht von Guͤtern des Kreiſes, in welchem ſie 
dienen, zugelaſſen; dies Verbot erſtreckt ſich auch auf die Ehefrauen und 
unabgetheilten Kinder dieſer wie jener Beamten. Swod a. a. O. Art. 49. 

i) ©. überhaupt den Swod a. a. O. Art. 46— 69. Mit dem Abs 
miniſtrator wird jedesmal nach dem in der Beilage zum Art. 64 nn 
Formular. ein ſchriftlicher Contract abgeſchloſſen. 
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von befoldeten Difponenten für Rechnung der Krondcaffe ver: 
waltet werden"). — Verſchieden von den Krondgütern find 
die im Privateigenthum von Gliedern der Kaiferlichen Familie 
ftehenden Apanagegüter!). 

2) Güter, welche im Eigenthume von Corporationen oder an: 
deren moralifchen Perfonen fiehen. Dahin gehören: 

) bie Ritterfhaftsgüter in Linland”) und Defel«) 
und die Landrathögüter (Tafelgüter der Landräthe) in Eſth⸗ 
land °), welche den refp. Gorporationen von der Krone verliehen 
worden find und von den Gorporationen verwaltet werbenP). 


k) Swod a. a. D. Art. 66— 74. Das Gehalt des Difponenten kann 
auch in dem Zehnten, d. i. in zehn Procent der Gutsreventen, beftehen und 
darf jedenfalls diefen Betrag nicht überfteigen. Daf. Art. 67. 

I) Swod der Givilgefege (Bd. X.) Art. 379 u. 380. Dahin gehört 
namentlich das Gut Groß-Roop in Livland; auch kann das Schloß Catha⸗ 
rinenthal bei Reval dahin gerechnet werben. 

m) Dahin gehören die im wenden’fchen Kreife belegenen Güter: Schloß 
Trikaten, Alt: Wrangelshof, Planhof, Lubbenhof, Lipskaln und Wizemhof. 
S. u. v. 22. Sptbr. 1725. N. U. v. 12. Sptbr. 1728, v. 31. März 1729, 
v. 29. San. 1797, und v, 7. Ian, 1810, Bgl. die koͤnigl. Refol. v. 31. 
Dctbr. 1662 Art. 3. und v. 10. Mai 1678 Art. 5. | 

n) Dahin gehören bie Güter Großenhof, Neu:komel, Magnushof und 
Holmhof auf der Infel Defel. N. u. v. 1. Juni 1839. Früher waren 
diefe Güter nebft Pühha der dfelfchen Ritterfchaft nur zum immerwaͤhren⸗ 
den Arendebefis verliehen, und mußte davon der Krone jährlich 6177 Rbl. 
39 Kp. Bco., 624 Tfchetwert 7 Tſchetwerik 7% Garnez Roggen und eben: 
ſoviel Gerfte entrichtet werden, N. U. v. 9. April 1798. 

0) Es find dies die Güter Kuimetz, Nappel und Kai in Harrien. 
Königl. Refol. v.7. San. 1651; Capitulation deriefthl. Ritterfchaft v.29. 
Sptbr. 1710 Art. 17. N. U,v.31. Mai 1725. 

p) In Livland ift zu diefem Zweck eine permanente Ritterfchaftsgä- 
tercommiffion niedergefest. Vergl. die Inftruction für die Ritterfchafts- 
beamten in Livland vom Jahre 1827 $.16—18. Die Güter werben in 
der Regel zur Arende vergeben, und ift die Vergebung in Livland ein 
Refervatrecht des Landtags, S. die angef. Inftruction $. 51. — In Eſth⸗ 
land befteht ein befonderes aus Landräthen gebildetes Gütercollegium, 
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Die Einkünfte der Ritterfchaftögüter fließen in die Ritterfchafts: 
caffen und werben zundchft zur Befoldung der Ritterfchaftsbeam: 
ten verwendet; aus den Revenuͤen der efthländifchen Landraths⸗ 
güter werben bie Unterhaltungsfoften der Ganzleien des Oberland» 
gerichtd und der Manngerichte beftritten, der Ueberſchuß wird 
als Tafelgeld unter die Landräthe vertheilt”). 


b) die Stadtgüter, bei weldhen man die Patrimo: 
nialgüter ber Städte von ben übrigen Stabtgütern unter: 
ſcheidet. Unter jenen werben diejenigen, dicht an das eigentliche 
Stadtgebiet granzenden Güter verftanden, welche den Städten 
gleich bei ihrer Gründung oder in der Folge der Zeit von dem Lan⸗ 
besheren zu Gemeindezweden verliehen worden und unverdußer: 
lich find”); die anderweitig durch Schenkung, Vermaͤchtniß, 
Kauf xc. von den Städten, als folchen, erworbenen Güter werden 
Stabtgüter im engeren Sinne genannt‘). Die Einkünfte aller 
diefer Güter, welche von den Stabtbehörben verwaltet werben, 
werben zur Befoldung ber flädtifchen Beamten und zu anderen 
Gemeindezweden verwendet. Die im Patrimonialgebiete der 
meiften Städte befindlihen Gemeindeländereien, inöbe- 


q) ©. die in ben Anm. m, n und o angeführten Geſetze. 

r) Die Patrimonialgüter genießen, in Beziehung auf Steuern, man: 
her Vorrechte vor den übrigen Stadtgütern. Uebrigens ift das Erforders 
niß des Angraͤnzens an das Stadtgebiet zum Begriff des Patrimonialgutes 
nicht gerade weſentlich. Vergl. dad Corpus privilegiorum der Stadt 
Dorpat vom 20. Yuguft 1646 Art, 36, 

s) Namentlich befist die Stadt Riga mehrere dergleichen Güter, 
z. B. Kirchholm, Uerküll, Schloß Lemfal ꝛc. (vergl. koͤnig. Refol. vom 16. 
Auguft 1653 und vom 13. März 1657), desgleichen Reval das Gut Koitjerw, 
und auch ben übrigen Städten Liv- und Efthlands fteht das Recht, Land: 
güter zu erwerben, unbeftritten zu. Wegen Revals f. die Eönigl, Refolu: 
tion vom 1. Auguft 1662 $.2. 
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ſondere Biehweiden*), welche zum Gemeingebrauch der Ge - 
meindeglieber beftimmt find, find in mehreren £leineren Städten 
von Alters her zum Theil in fog. Schnüre oder Schnur— 
Ländereien, welche einzelnen Gemeindegliebern zur Benutzung, 
meift gegen Entrichtung eines Grundzinfes, vergeben — zer⸗ 
fplittert”). | — ET 


0) Kirdhenländereien. - Zu dieſen gehören ſowohl 
die eigentlich fog. Kirhengüter, aus deren Einkünften Kir: 
chenbauten, Befoldungen der Kirchenbeamten 2. beftritten wer: 
den, als auch insbefondere die Paftoratsländereien ber 
Landkirchſpiele, welche gleich jenen meift eigentliche Landgüter find, 
und im dominium utile des jeweiligen Predigerd ſtehen, dem bie 
Einkünfte daraus an Stelle des Gehalts zugewieſen find”). Sie 
find theils publife oder Krons⸗, theild Privatpaftorate, je nad). 
dem fie. von der Krone oder von’ Privatperfonen fundirt find. 
Kirchenländereien dürfen ohne Allerhöchfte Genehmigung weder 
veräußert”), noch auf länger ald 12 Jahre verpachtet werden”). 


t) Die ruffifchen Gefege verordnen, daß jeder Stabt Viehweiden von 
den angrängenden Rändereien angewiefen werben follen. Swod ber Geſetze 
über bie Stände (Bd. IX.) Art. 539 u. a. 


‚ u) Manche der Heineren Städte haben übrigens gar kein Yatrimos 
monialgebiet, 3. B, Fellin, Werro, Baltifchport. 


v) Allerh. beftät. Reichsrathegutachten v. 26. Decbr, 1840 und vom 
26, Detbr. 1842. S. unten $. 96. Anm. i. Zu den Kirchenländereien 
fönnen auch gezählt werben bie fog. Predigerwittwenhaten, in 
Defel Gnadenhaken genannt, desgl. bie ben niederen Eiechendrenern, 
Kuͤſtern und dergl. angewieſenen Laͤndereien. 

w) Allerhoͤchſt beſtaͤt. evangel.⸗ luther. Kirchengeſetz vom 26. Des 
cember 1832 $, 461. 


x) Daf. $. 462. 
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d) Hofpitalgüter!), Stiftsgüter”) und andere 
dergleichen: bezeichnen fchon durch ihre — ihren — 
thuͤmer und. ihren Zweck. | 

3) Privatgüter,. welche im. Gigenthum — Dei 
—— —— und bei denen zunaͤchſt, wie zum Theil auch 
bei den übrigen Gütern, eigentliche Landguͤte — adelige 
Güter, Ritterguͤter — und ſonſtige Grundſtuͤcke, Land⸗ 
ſtellen, zu unterſcheiden ſind. Saͤmmtliche Privatlandguͤter wer⸗ 
den, ſeit der Aufhebung des Lehnrechts), entweder zu, vollem 
Eigenthum beſeſſen, und Erbguͤter genannt?”), ober fie fte: 
hen im ——— und ai dann Pf — ter *). 


5. 80.078). 


1. — der eigentlichen Landguͤter. Hofs ⸗und 
Bauerlaͤndereien. Re FJ 


Jedes eigentliche Landgut beſteht der Regel nach aus einem 
fog. Hofe, Edelhofe, mit den dazu gehörigen Hofeslände: 
reien, welche nach Beichaffenheit zu Adern, Gärten, Heu: 
ſchlaͤgen, Weideplägen, Waldungen ıc. vom Gutöbefißer unmit: 
telbar genugt werden — und aus Bauerländereien, welche 


y) So werden namentlich auch einige Stadtguͤter, desgl. andere 
Landgüter genannt, deren Einkünfte zunächft zu milden Stiftungen 
verwendet werben... S. z. B. den N. u. vom 13. Aug. 1783 und v. 9, 
April 1798, 5 | 

z) Dabin gehört das mitteiſt N. u, vom. 26. September. 1797 dem 
abeligen Fraͤuleinſtift zu Fellin verliehene Gut Waſtemois, desgleichen das 
dem adeligen Fraͤuleinſtift Johann Diebrichſtein in Eſthlaͤnd vermachte 
Gut Finn, ©, die Stiftungsurkunde des Generallieutenants — Diebr, 
dv, Rennenlampff vom 15. Auguft 1783. . ... 

aa) N. U. vom 3. Mai 1783. ©. unten $. 06. 

bb) Ebendaf. 

cc) ©. unten $. 152 fgg. 
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gleichfalls aus Aedern, Gärten und Heufchlägen, in Livland 
(außer Defel) auch aus fog. Bufchländereien beftehen, und an 
Bauern verpachtet find"). Indeſſen find die Bauerländereien 
nicht wefentlich zum Begriff des Landgutes erforderlich, indem 
fie manchen Heineren Landgütern fehlen”). Wo fie indeffen vor: 
handen find, werben fie infoweit al integrivende Theile des Land⸗ 
gutes. betrachtet, al8 dem Eigenthuͤmer des Hofes auch dad Eigen: 
thum an den Bauerländereien zufteht‘). Die gänzliche Tren⸗ 
nung ber Bauerländereien vom Hauptgute durch Veräußerung 
darf nur biß zu einem gewiffen : Grabe gefchehen *), und. der Er: 
werber eines dergeftalt veräußerten Bauergutes verbleibt in Liv 
land in Beziehung auf polizeiliche, gerichtliche, Firchliche und 
Gemeindeverhältniffe in dem bisherigen Nerus zum Hauptgute®), 
Auch hat hinfichtlich folcher vom Hauptgute getrennter Bauerlän: 
dereien, im Falle einer Wiederveräußerung biefer leßteren, der 
Eigenthümer des Hofes ein Näherrecht‘). — Sehr viele, befonders 
der größeren Landguͤter haben übrigens außer dem eigentlichen 
Hofe noch einen oder mehrere Beihöfe, Hoflagen ober Hof: 





a) Vergt. die libl. BB. vom Jahre 1819 Th. J. Cap. I. $. IX. 
S. auch Hupel a. a. D. ©. 246 fgg. 

b) Livl. BB. a. a.D. $. X. Namentlich — dahin auch 
mehrere Paſtorate, beſonders in Eſthland. 
) R. u. vom 23. Mai 1816 und von 26. März 1819. Eivt, BV. 


v, 1819 $. I. und ergäng. Beſtimmungen v. 1845 $.1. Eſthl. BGB. 
$. 16. Vergl. auch die livlaͤnd. BB. vom 20. Februar 1804 $. 32, 


d) Ergänzende Beft, der livl. BB. v. 1845 $. 52. Das Nähere 
unten $. 85, 


e) Ergänz. Bet. der BB. v. 1845 s 55, 


f) Livl. BB, v. 1819 $. 56. Für Stand ift biefer Grundſatz 
nicht ausdruͤcklich feſtgeſtellt. 
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lager genannt, auf denen gewöhnlich Zuchtvieh gehalten wird, 
daher fie auch wohl Vie h hoͤfe zu heißen pflegen). 


$. 81. (79.) 
II, ®ermeffung und Zaration der Landguͤter. Gefchichtliche 
Einleitung. 

Wiewohl fchon früher, befonders feit dem Anfange der ſchwe⸗ 
diſchen Beherrſchungszeit, viele einzelne Landgüter Liv⸗ und 
Efthlands theild Behufs der Befteuerung, theild zur Feftftellung 
ber Leiftungen ber leibeignen Bauern an die Erbherrn, vermeffen 
und bie meiften berfelben tarirt worben find, fo ift doch erft neuer: 
dings das Wermeffungs - und Taxationswerk nad) ‚einer zweck⸗ 
mäßigeren Methode gefördert worden. Gegenwärtig. find ſaͤmmt⸗ 
liche Privatgüter und Privatpaftorate im eigentlichen Livland fpe- 
ciell vermeffen und tarirt”), die Bermeffung der Kronsgüter ift 
im Werke’). Auf der Infel Defel ift die fpecielle Vermeſſung 





g) Vergl. liol. BB. Th. T. Cap. I. $. X). und Hupel’s topo- 
grapbifche Nachrichten von Lief> und Eſthiand Bd. I. S. 59; beögl. 
deffen Idioticon der deutfchen Sprache in Lief- und Efthland, in den 
neuen nord, Mifcellan. Stüd Il und 12 ©, 96, 


a) ©. das Patent der livländ. Gouvernementsregierung vom 1. Octo⸗ 
ber 1832, in welchem die Größe — Hakenzahl — der einzelnen Privat: 
guͤter und Paftorate nach dieſer Meffung angegeben iſt. Die Meſſung ift 
in ben Jahren 1804 — 1823 von ber livlaͤnd. Meflungsrevifionscommiffion 
nah den Grundfägen ausgeführt worden, welche die Livländ. Bauer 
berordnung vom 20. Februar 1804, die Inftruetion für die Commiſſion 
von demfelben Datum und bie Gegänzungen beider vom 28. Februar 1809 
aufftellen. | 

b) Vergl. den R. U. vom 9, April 1823 und bie Inſtruetionen der 
zu dem Zweck zu Walk niedergeſetzten Meſſungsregulirungscommiſſion, be⸗ 
kannt gemacht durch die Publicationen der livlaͤnd. Gouvernementsregierung 
vom 6. Mai 1825 und vom. 16. Detober 1830. S. auch den Swod der 
Geſetze über Domänen (Bd. VIIL) Art. 17—3. 
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und. Baration aller Güter, ſowohl der publifen-ald ‚privaten, voll 
endet‘). In Efthland dagegen ift erft bei wenigen Gütern eine 
genauere Bermeffung veranftaltet.. Das Maaß, nach welchem 
die Größe der Landgüter beftimmt wird, hat in Liv- und Efthland 
feit jeher die Benennung Hafen, uncus, geführt‘, der Haben je: 
doch in verfchiedenen Zeiten eine fehr verfchiedene Bedeutung ger 
habt, und ift auch noch-gegenmwärtig in Livland, Efthland und auf 
Defel nicht auf diefelbe Weife beftimmt *). Die fperiellere Taxation 
der Landguͤter hat übrigens nur. die Bauerländereien betroffen; 
— welche überhaupt bei der in Liv» und Eſthland üblichen Vers 
anſchlagungsmethode allein in Betracht fommen ; — und hat zus 
naͤchſt zum Zweck gehabt, das Werhältniß deö von ben Bauern 
benugten Grundes und Bodens zu dem fog. Gehotch und’ der 
Gerechtigkeit ($ 82):genau feſtzuſtellen, welche fie, während fie 
noch leibeigen waren, für jene Nutzungen dem ‚Hofe leiften muß: 
ten, Weil jedoch eineötheild auch nach Aufhebung der Leibeigen: 


c) 9. v. Buxhoͤwden's Bemerkungen über die Öfel’fche Lan- 
besregulitung, in der Be. Dad — — 4836 Ru6 6. 
Sp. 87 fag. 


d) ©. über das Geſchichtliche —— beſondets über die älteren 
Gütertarationen ober Regulirungen, auch Revifionen, Ha— 
fenrevifionen genannt: (9. v. Jannau) Genauefte Berechnung 
. eines Haaken in Livland, in deſſen Schrift: Gefchichte der Sklaverey, und 
Charakter der Bauern in Lief- und Efthland (s. 1. 1786: 8.) S. 207310. 
H. von Hagemeifter, über bie ehemalige und jenige Bedeutung eines 
livlaͤndiſchen Hatens, in den livkändifchen Jahrblichern der Landwirthſchaft 
Bb. 111. St. 1.&, 3—27, und J. Johnſon's Abhandlungen aus’ und 
zu der Veranfchlagung der Bauerländereien in Liv» und Gurland. Mitau, 
1835. 8. Vergl. nu Hupel's töpographifche. Nachrichten von Lief⸗ 
und Eſthland Bd. II. S. 194 — 211, v Buddenbrocks Sdmmlung 
der Geſetze Bd. II. S. 1243 1300, H. An v. Bock im Inland, Jahrg 
1839 Nr. 60. &p.787 fgg. und M. EG; Pauder?s: practiſches Rechen⸗ 
buch für inländifche Berhättniffe. Hft. 3. (Mitau 1837. 8.) &:89—- IM: 
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ſchaft, bei der Ueberlaffung ber, Bauerländereien zur Nutznießung 
auf Grundlage freier gegenfeitiger Pachtverträge *), die bisherige 
Taxation in der Regel die Grundlage abgiebt, anberntheils die 
öffentlichen Leiftungen, welche bloß auf den Bauerländereien laften, 
auch noch jegt nad) jener Taxation repartirt und präftirt werben”), 
fo iſt dieſe Vermeſſung und Taxation auch noch im heutigen Recht 
von practifcher Bedeutung. 


$. 82. (80.) 
Fortfegung. Der livlaͤndiſche Haken. 

In Livland ift nach der gegenwärtig beflehenden — 
nur das nutzbare Land zur Veranſchlagung der Bauerlaͤndereien 
gezogen, und zwar nach folgenden vier Gattungen unterſchieden: 
Bruftader: und Gartenland, fog. Buſchland, und Wiefen oder 
Heufchläge. Bei jeder dieſer Landgattungen werben wieberum, 
infid — der Qualitaͤt berfelben, vier Grade unterfopieben‘), 


e) Livl. BB. v.. 1819 gv VI. 479. Allgem. Beftimmungen über 
die Promulgation ber eſthl. BV. v. J. 1816 $. XII. Eſthi. BGB. 5. 19%, 
5 Livl. BV. 51%. Daß Leiftungen, zu melchen private umd 
publite Güter beitragen; diefer Beftimmung zufolge, nah ber Seelen 
zahl repartirt werden, kommt eben daher, weil die publiten Güter 
noch nicht fpeciell vermeffen worden find. Das Negierungspatent vom k 
October 1832 giebt zwar auch eine proviforifche Hakenzahl der Krondgüter 
an, welche aber nicht auf fpecieller Meſſung beruht, fondern nach ver See: 
lenzahl berechnet iſt. 
4) Die Bedeutung ber verſchiedenen Landgattungen, fo wie * ver⸗ 
ſchiedenen Grade iſt theils bexeits durch die koͤnigl. ſchwed. Inſtr. vom 
7. Februar 1687 und. das Memorial vom 30. Juni 1688 (bei v. Bud⸗ 
denbrod a,a.D.) feftgefest, und durch die fpäteren Gefege beftätigt, 
theils durch legtere ergänzt. S. die Bauerverorbn. dv. 20. Februar 1804 
6. 56 und 575 bie Ergänzungsparagraphen zur Bauerverordn. vom 28 
Sebruar 1809 $. 67 und die Inftruction für die Revifionscommiffionvom 28, 
Februar 18098. 41 fgg. Eine Befchreibung der Landgattungen und der 
Grabe nach den neueften Beftimmungen f. bi Johnſon a. a, O. S. 20 
99:57 fag. Vergl. auh C. Brefinsty’s Tabellen für Landmeffer 
I. 11 
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und jeder Grad hat feine beftimmte Taxe, welche den Werth der 
Zonnftelle, — d. i. einer Fläche, auf welcher eine Tonne (— zwei 
Lof) Wintergetreide auögefäet, und welche gefeglich zu 14,000 
ſchwediſchen Quadratellen angenommen wird?) — in Zhalern 
zu 90 Srofchen‘) beftimmt. Namentlich ift eine Zonnftelle 
Garten: und Aderland erften Grades zu 1 Thlr., Bufchland zu 
30 Gr., Heufhlag zu 16% Gr. gerechnet, und die Grade verhal⸗ 
ten fich beim Garten, Ader: und Bufchland vom legten zum ers 
ſten wie 3: 4: 5: 6, bei den Heufchlägen wie 2: 3: 4: 6%. Hof: 
räume, Viehweiden, bewachfene Niederungen, Moräfte und Hai: 
ben fiehen in feinem Anfchlage‘). Ein Stud Bauerland, wels 
ches an den genannten vier Gattungen Landes nach jener Taxe 


in Livland, zur Berechnung ber Bauerländer nah Thalern ꝛc. Dorpgt 
1823. 4, 

b) Königl. ſchwed. Brief vom 10. März 1690, BB. vom 3. 1804 
6.55. Fruͤher wurbe eine Zonnftelle zu 18,000 ſchwed. Quadratellen ans 
genommen. Memorial vom 30. Juni 1688 $. 20. Weber bie ſchwediſche 
Ele (-— 271,297112832 Parifer Linien) vergl. A. v. Löwis tabellas 
rifche Ueberficht der Maaße und Gewichte verfchiedener Länder ıc. (Dor⸗ 
pat, 1829. 4.) ©. 14—23. Die Inftruction für Landmeffer zur Vers 
meffung der Landgüter v. 11. April 1825 Cap. 1 und 3 fest bie Zonnftelle 
auf 56,000 und bie fpäter zu ermähnende reſſtene auf 40,000 engliſche 
Quabratfuß. 

0) Memorial von 1688 a. a. D. Der Thaler bedeutete urfprüng- 
lich den fchwebifchen Reichäthaler, und wurbe im angef. Memorial einer 
ſchwed. Tonne (ober zwei Löfen) Roggen gleich gerechnet; bei ber gegen⸗ 
wärtigen Vermeſſung iſt er jeboch nur ald Ausgleichungsmaßftab zwifchen 
den Bauerländereien und ben 2eiftungen von benfelben - angewendet wor: 
ben. BB. von 1804 $. 55 Anm, a. E. 

d) BW. von 1804 $. 55 und 56, und die Beilage B., Inſtruction 
für die Revifionsceommiffion vom 20. Februar 1804 $. 22, und befonders 
bie Ergänzungsparagraphen zur BB. von 1809 $. 13, Vergl. auch das 
Memorial von 1688 $. 20 fgg. und Johnſon a. a. O. ©.21fgg, 

e) Vergl. die Infte, für die Revifionscommiffton vom Jahre 1809 
6.39, v. Hagemeifter a. a. O. S. 19 u. 26. Johnſon S. 28. 
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für den Werth von zufammen 80 Thalern umfaßt, heißt ein Ha » 
fen). Hinfichtlich des Verhältniffes der verfchiedenen Gattun: 
gen Landes, die einen Hafen ausmachen, zu einander ift nur be- 
ftimmt, daß auf 60 Thaler Bruftader und Bufchland 20 Thaler 
Gartenland und Wiefen fommen follen®). Auf diefelbe Weife 
waren nun auch andererfeitd vor der Freilaffung der Bauern die 
von einem Hafen Landes zu präftirenden Zeiftungen veranfchlagt. 
Acht Procent vom Landeöwerthe, d. i. 6 Thlr. 36 Gr., wurden 
dem Bauer zur Erzielung der Öffentlichen Abgaben zindfrei ge: 
laffen®) ; von dem übrigen hatte der Grundherr für ein Achttheil 
(9 Thlr. 18 Gr.) Landeswerth Naturalabgaben (fogenannte Ge: 
rechtigkeit), für die Halfte (36 Thlr. 72 Gr.) der Zeit nach 
regelmäßige und genau beflimmte Dienfte (orbinären Ge: 
horch), und für drei Achttheile (27 Thlr. 54 Gr.) der Zeit nach 
unbeftimmte Dienfte (Hülfsgehord) zu erhalten‘). Jeder 


\ f) BB. von 1804 $. 57 und 58. Vergl. die Inftruction von 
1804 $. 25 a. E. — Das Areal eines Hafens ift mithin, je nach der Be⸗ 
fchaffenheit des Bodens, dem Verhältniß der verfchiedenen Bodengattungen 
zu einander, ber Maffe des nicht nusbaren Landes ꝛc. ſehr verfchieden. 
Einen Berfuch den Flaͤchenraum durchfchnittlich (auf zwei Quabratwerft) 
zu tariren f. bei v. Hagemeifter a.a.D. ©. fgg. 

g) BB. von 1804 $. 57. Inftruction von 1804 6.23. Vergl. 
aud die Ergänzungsparagraphen vou 1809 $. 12 und die Inftruction von 
1809 $. 30. or dem Jahre 1804 waren einerfeits Gartenland und Heu: 
fhläge, anbererfeits der fog. Huͤlfsgehorch nicht in Anfchlag gebracht, daher 
bis dahin der Haken zu 60 Thlr. Land gerechnet wurbe, 

h) Vergl. darüber die BV. von 1804 $. 48, die Ergänzungspara- 
graphen von 1809 $. 21— 23, die Inftruction von 1809 6. 295 v. Hage⸗— 
meifter ©. 21 und Johnſon ©. 27 fog. 

i) BB. von 1804 $. 63 und 64. Ergänzungsparagr. von 1809 
6.20. Das Berhältnif des Huͤlfsgehorchs und der Naturalabgaben ift 
übrigens nicht überall daffelbe, weil,nur beſtimmt ift, daß die Naturalab- 
gaben wenigftens J, der Hülfsgehorch hoͤchſtens J des Thaler—⸗ 
werthes betragen fol, Daß bie in ber BB. a. a. D. angegebenen Sums 

s il * 
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Arbeitstag zu Pferde (Pferdetag, Spanndienſt) wurde zu 4 Gr., 
jeder Arbeitötag zu Fuß (Fußtag, Handdienft) zu 3 Gr. beredh: 
net, 1 Lof Winterweizen zu 1 Zhlr., ein of Roggen, deögleichen 
Sommerweizen, Gerfte, zu 45 Gr., und nach demfelben Verhält- 
niß die übrigen Feldfruͤchte und fonftigen Gegenftande der Natus 
ralabgaben"). Auf jeden Hafen wurden übrigens 20 arbeits⸗ 
fähige Menfchen beiderlei Geſchlechts gerechnet; wo dieſe Zahl 
nicht vollftändig war, wurde der Gehorch auf Die wirklich vorhan⸗ 
denen in der Art repartirt, daß nicht mehr ald 4 Thlr. Land auf 
jeden arbeitsfähigen Menfchen am). Ein Bauerwirth ($. 68), 
welcher einen Haken Landes benußt, heißt ein Hafner oder 
Zwoͤlftagsbauer, weil er, auf Grundlage der angeführten 
Zaration, an fog. ordinaͤrem Gehorch Dem Hofe wöchentlich zwoͤlf 
Pferdetage zu leiften, d. b. an jedem Wochentage zwei Arbeiter 
zu Pferde zu ftellen hat”). Die wenigften Bauern haben jedoch 





men in Zhalern mit den im Text angeführten nicht ftimmen, kommt daher, 
weil bort der Abzug für die öffentlichen Leiftungen (f. Anm. h.) nicht bes 
rücfihtigtift. Vergl. auch noch Johnfon a. a. D. ©.30 und v. Das 
gemeifter ©. 21fg. Auch in deren Angaben ift feine völlige Mebers 
einflimmung wegen der verfchiedenen Berüdfichtiguug des Abzugs für 
die Öffentlichen Reiftungen. — Ueber das befondere Berhältniß der Leiftuns 
gen ber Strandbauern vergl. die Ergaͤnzungsparagraphen von 1809 
$.35—37. 


k) Die fpecielle Tare aller Leiftungen ſ. in den Beilagen B. und E, 
zur BU. von 1804, auch bei John ſon a.a.D. ©, 23 fgg. Bergl. au 
noch bie BB, felbft $. 55 und 56, bie Inftruction von 1804 6. 22, unb bie 
Inſtruction von 1809 $. 29—32. 

1) BW. von 1804 $. 58, 67, 69. Inſtr. von 1804 $. 24, 29, 30, 
Ergänzungsparagraphen von 1809 $.18,33 (und $. 34 über bie befons 
beren Berhältniffe bei den Strandbauern). Inſtr. von 1809 5.28, 29. 

m) Weil übrigens bei Häfnern und Halbhäfnern der erfte und legte 
Wochentag jeder nur für einen halben Tag gerechnet zu werben pflegt, fo 
müßte ein Häfner richtiger Behntags» und ein Halbhäfner Fuͤnftagsbauer 
beißen. S. v. Samfon’s Inftitutionen des livlaͤnd. Proceſſes 
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einen vollen Haken zum Nießbrauch, und werden daher, nach der 
Größe des von ihnen genutzten Landes, Hälftner (Halbhaͤkner, 
Sechstagsbauer), Viertler (Dreitagsbauer), Sechstler 
(3weitagäbauer 2c.) genanrit”). Das im Nießbrauch eines Wir⸗ 
thes befindliche Land — die Wirthe mögen mit ihren Angehöri- 
gen zerftreut in Einzelhoͤfen, ober vereinigt in Dörfern wohnen®) 
— heißt ein Gefinde, Bauergefinde, Bauerftelle, 
Landftelle Alle einzelnen Gefinde, die zu einem Gute ger 
hören, find in Beziehung auf den Umfang und die Güte des Lan: 
bes fowohl, als auf bie Reiftungen, genau tarirt, und diefe Ta— 
ration in eigenen Büchern, ven fog. Wadenbüdern, verzeich: 
net?), welche zugleich eine Befchreibung der Hofsländereien und 
des ganzen Gutes überhaupt und deſſen Pertinenzen enthalten, 
und nebft der über das Gut geometrifch aufgenommenen G ut3: 


$. 1065 Anm, a, und vergl, überhaupt Johnſon a. a. O. S. 8 
und 30 fgg. 

n) Bergl, die Inftruction vom Jahre 1804 $. 25, 

0) Die Leiten wohnen ſaͤmmtlich in Streugefinden, fo daß es nur 
ein einziges lettifhed Dorf in Livland giebt, Im efthnifchen Diftricte 
Livlands dagegen wechfeln Dörfer mit Streugefinden ab, wiewohl erftere 
in der Regel Klein, und legtere immer vorherrfchend find. Im Gouverne: 
ment Efthland ift die Zahl der Dörfer verhältnifmäßig viel größer. Vergl 
H upel’s topograpbifche Nachrichten Bd. J. S. 88. 

p) Ein Formular der Wadenbücher enthält die Beilage C zur BB. 
von 1804. BVergl. auch die Anftruction von 1804 6. 16, 21, 28,31, 38 
und bie Inftruction von 1809 8.35. Die in Folge der legten Bermeffung 
und Zaration angefertigten Wadenbücher werden insbefondere perpes 
tuelle ober allendlihe Wadenbüher genannt (ſ. 4. B. bie 
Ergänzungsparagraphen von 1809 $. 3.), im Gegenfas zu den Älteren, 
welche zur Zeit der neueften Wermeffung proviforifche Wadenbücher hießen ; 
Kronswacenbücher wurden fie genannt, wenn fie von ben älteren Haken⸗ 
revifionscommiffionen angefertigt waren. — Die durch bie letzte Vers 
meffung und Zaration ausgemittelte Hakenzahl der Güter fol, befonders in 
Beziehung auf die oͤffentlichen Leiftungen, eine underänderliche fein. 
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harte den Maaßſtab zur Werthbeftimmung des Landgutes abs 
geben 9), 

Nach dem Umfange (Hakenzahl) der Bauerländereien mußte 
ſich, zufolge der neueften Vermeſſung und Zaration ($. 81), auch 
die Größe der Hofesfelder richten, und zwar war bad Verhältniß 
in der Art feftgefest, daß bei der dazumal faft allgemein noch üb: 
lichen Dreifelderwirthfchaft für jeden wöchentlichen Pferde- oder 
Anfpanntag in jedem ber drei Felder (Feldſchlaͤge, Lotten) 
2 Lofſtellen, jede zu 10,000 fehwebifchen Quadratellen, — mit: 
hin auf einen Hafen 20) Zofftellen in jeder Lotte, in Allem alfo 
60 Lofftellen Hofeöfeld — gerechnet wurden“). Um dieſes Ver: 


gq) ©. das in ber Anm, p.. angeführte Wadenbuchformular und die 
Snftruction von 1804 $. 22, und vergl, Hu pel's neue norbifche Mifeel- 
lancen Stuͤck 11 und 12 ©. 255 fg. 

r) Richt, wie es eigentlich fein müßte, 24, weil ber tägliche Ges 
borch in der Woche nur für 5, nicht für 6 Tage gerechnet wird, ©. 
Anm.-m, 

s) BB. von 1804 6,65. Ergänzungsparagraphen von 1809 $. 9. 
Man pflegt daher auch wohl den Haken fo zu beftimmen, daß man dazu 80 
Zhaler Bauerland und 60 Lofftellen Hofesaderland rechnet. Vergl. 
bie livländ. BB. vom Jahre 1819 6. XI. und Johnſon a. a. O. 
S. 40 fg. — Die livlaͤndiſche Creditſocietaͤt ſchaͤtzt einen livlaͤndiſchen Ha⸗ 
fen auf 3000 Thaler Alb. oder 4050 Rubel S. M. (Allerh. beſtaͤt. Credit— 
teglement vom 24. November 1802 $. 75), verlangt aber in Beziehung 
auf die dazu gehörigen Hofslaͤndereien noch genauer beftimmte Beftand: 
theile, nämlich: 45 Lofftellen im Gebrauch ftehenden Bruftader, 30 Lof⸗ 
ftellen Bufchland, 30 Fuder Heu, an Wald fo viel, als zur Gewinnung von 
40 Quadratfaden (A 6 Fuß) Brennholz erforderlich if, 15 Stüd Horn: 
vieh, die nöthige Hoföfaat an Sommer » und Winterkorn, nebft dem bis 
zur nächften Erndte erforderlichen Gonfumtionsgetreide, den zur Krügerei- 
nöthigen Branntwein, endlih das Brau- und Brenngeräthe, wenn bie 
Wirthfchaft auf Branntweinsbrand bafirt ift (Befchluß der Generalver: 
fammlung der Greditfocietät vom 17. März 1827, R,I.2. Samfon 
v. Himmelftiern, das livländifche Grebitfyftem (Riga, 1838. 8,) 
$. 180 fag. und G. v. Rennenktampff’s Darftellung ber Merfaf: 
fung des Grebitvereins (Dorpat, 1837. 8.) ©. 43 fag.,. — Das hofge⸗ 
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haͤltniß herbeizuführen, mußten mitunter bei der Vermeſſung, 
einestheild zur Ergänzung ber gefeglichen Ausfaat Bauerlände: 
reien zu Hofsländereien gezogen, anberntheild die Bauerlände- 
reien erweitert werben‘). Die Hofsheufchläge, Waldungen und 
anderweitige Pertinenzen kommen bei der Hakenberechnung in 
gar Beinen Betracht"). Ze 


$. 83. (81.) 
Bortfegung. Der oͤſel'ſche Haken. 


Die öfel’fche Hafenberechnung beruht im Wefentlichen auf 
denfelben Grundfägen, wie die livlaͤndiſche, nämlich auch auf 
einer VBermeflung des ganzen Gutes und einer fpeciellen Tara: 
tion der Bauerländereien, wie der Leiftungen*), jedoch finden fo- 
wohl hinfichtlich ver Größe des Hafens, ald auch der zur Ber: 
anfchlagung gezogenen Nußungen ıc. bedeutende Berfchiedenhei- 
ten flat. Zur Veranfchlagung find gezogen: das Aderland, 
die Wiefen und Weiden’), bei denen vier Grade angenommen 


richtliche Nefeript vom 10. Februar 1820 nimmt (bei Immiffionen) für 
jeden vollftändigen Haken einen reinen Zahresertrag von 243 Rbl. S. M. 
an(v. Samſon's Inftitutionen des livl. Proceffes 6.1056.) 

t) BB. von 1804 $. 33 fgg., 54, 60—62. * Inftruction von 
1804 $. 23. Ergänzungsparagraphen von 1809 $. 64. BR. von 1819 
$. IX. | T 

u) Vergl. die Infte. v. 1809 $. 39 und Johnſon a. a. D. 

40. . 


a) Die näheren Beftimmungen darüber enthalten bie Allechöchft be— 
ftätigten Revifionsregeln für die Güter auf Defel vom 24. Mai 1765, welche 
übrigens durch mehrere fpätere Verorbnungen (f. befonders das Reglement 
für private Bauern der Infel Defel vom 2, Juni 1803) ergänzt und theil- 
weife mobificirt worden find. 

b) Die Revifionsregeln vom Zahre 1766 berücfichtigen in $ 1 fgg. 
zunächft nur das Aderland 5; Bufchländereien eriftiren in Defel nicht; Wie: 
fen und Weiden find erft in Folge fpäterer Anordnungen fpeciell nach Gra⸗ 


168 B.1. Rechte an Säshen. 


werden‘). Eine Tonnſtelle wird zu. 16,000 fchwebifchen Qua⸗ 
dratellen berechnet ), und beim erſten Grade des Aderlandes zu 
2 Mbl.°), beim zweiten zu 14, beim dritten zu 1 und beim vier: 
ten zu & Rbl. taxirt). Außerdem wird das Land, worauf fich 
Gebäude, Hof und Garten befinden, und zwar zu 14 Rbl. Grund⸗ 
geld für Die Zonnftelle, veranfchlagt 5), deögleichen alle übrigen 
Nugungen des Bauerd, als — Mühlen, Stein⸗ und 


den tarirt worden. Berge, Qupel’s Berfaffung ber rigifchen und reval- 
[chen Statthalterfchaft (Riga, 1789. 8.) S. 773 fg. 

0) Revifionsregeln von 1766 $. 1, 2. Bier werben bie vier Grabe 
unterfchieben, je nachdem ber Ader in mittelmäßigen Jahren das 6te, 5te, 
4te oder Zte Korn trägt; fchlechterer Boden foll nicht zum Ackerland gerech- 
net, befferer höher taxirt werden. Ebenbaf, 6.5. Daher nahm man 
wohl fpäter, mo auch nicht nur auf den Ertrag, ſondern auch auf bie durch 
Bonitirung ermittelten Beftandtheile des Bodens Rüdficht genommen wurde, 
mehrere Grade, von O bis 6, an. P. v. Buxhoͤwden im Inland, 
Sahrgang 1836 Nr. 6; Sp, 90. Vergl. auch bie Allerh. beftät, In: 
ftruction für die dſel'ſchen Taratoren vom 8. April 1769. 

q) Revifionsregeln von 1766 $. 7 und 22. 

ey). Der, Rubel ift hier ganz baffelbe, wag ber Thaler in elbland iſt, 
wie fi auch aus der Zure ber 2eiftungen ergiebt (Anm. o, vergl, mit 
$. 82 Anm.k). Daher fchäst auch bie Livländ. Erebitfocietät 80 Rbl. S. M. 
Land in Defel einem livländifchen Haken (80 Thlr.) gleich. G. v. Ren: 

nentampff’s Verfaſſung des Livländifchen Creditvereins S. 99, v. 
Samfon, bas livländ. Erebitfyftem $. 360, 

HO Reviſionsvegeln von 1766 $. 12, Diefe Zare gründet fich auf 
folgende Berechnung ; von einer Zonne ausgefästen Getreides rechnet man 
in allen Graben 1 Korn zur Ausfaat, 1 Korn zu ben dffentlichen Leiſtun⸗ 
gen; von dem Reft (beim erften Grade 4 Korn, alfo von ber Zonnftelle 
4 Zonnen, beim zweiten 3 Zonnen ꝛc.) wird dem Bauer bie Hälfte zu 
feinem Unterhalt gelaffen, für bie andere muß er dem Hofe fröhnen und 
Abgaben zahlen, mithin von einer Zonnftelle erften Grades für zwei Tonnen 
- Getreide (Roggen) — zwei Rubel (ſ. Anm, 0.) u, f. w. Weil jedoch die 
Grabe in allen drei Feldern zufammen beftimmt find, alfo auch im Brach—⸗ 
feid, jo wird jede Zonnftelle Aderlandes im erften Grade nur zu 14, im 
zweiten I, im dritten & und im vierten & Rubel angefchlagen. Reviſions⸗ 
regeln von 1766 $. 13, | 

e) Mevifionsregeln von 1766 $. 14, 
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Kalkbruͤche ꝛc.). Die Summe dieſer Nusungen durch 24 dis 
vidirt, giebt einen oͤſel'ſchen Haken, welcher zum Maßftabe 
für öffentliche Leiftungen vom Gute dient‘), während das Hofes: 
‚land, welches übrigens in fein fo beflimmtes Verhältniß zum 
Bauerland gefegt ift, wie in Livland, auch hier in keinem. Haken⸗ 
anfchlage fteht*).. Der Regel nach muß ein Öfelfcher Hafen ent- 
halten: 24,000 Quabratellen Land zum Gehöft und Garten, 18 
Zonnftellen Aderland mittlern Grades in allen drei Feldern, 60 
Fuder Heu, a 80 Liespfund, welche etwa 120 Tonnftellen Heus 
flag mittlern Werthes erfordern, und 45 Zonnftellen Weide 
mittlern Grades, deögl. eine beflimmte Anzahl Pferde und Vieh"); 
zur Befegung eines Hafens gehören vier arbeitsfähige Bauern 
männlihen Geſchlechts ). Für den Werth von 24 Rbl. hatte 
mithin zur Zeit der Leibeigenfchaft der Bauer, der einen Hafen 
Landes befaß, dem Hofe Dienfte und Abgaben zu leiften; die 
Öffentlichen Leiftungen mußte er zum Theil noch überdies bes 





bh) Daf. $. 16—19. 

i) Daf. $. 31. Vergl. au $. 19. Die durch dieſe Reviſi on aus⸗ 
gemittelte Hakenzahl ſoll, in Beziehung auf oͤffentliche Leiſtungen, wie die 
neuefte livlaͤndiſche, eine allendliche fein (daf. F. 33), fo daß ſpaͤtere Me— 
liorationen unberüdfichtigt bleiben. Daſ. F. 9. Vergl. auch bie Aller: 
höchft beftätigte Unterlegung vom 8, April 1769, und die Inſtruction für 
bie Zaratoren von demf, Datum Art. 5. 

k) Revifionsregeln von 1766 $.32, Demnah kann man bas Ver⸗ 
bältniß des oͤſel'ſchen Hakens zum livländifchen ungefähre wie 3 zu 10 ans 
nehmen; jedoch ift dies Verhaͤltniß kein ganz genaues, befonders weil bei 
dem Öfel’fchen Haken Nusgungen veranfchlagt find, welche bei dem livlaͤndi⸗ 
ſchen nicht beruͤckſichtigt werden. Vergl. v. Samſon a. a. O. 

I) Vergl. die Reviſionsregeln von 1766 $.22-—25. Die im Text 
angegebenen Beranfchlagungen für Heufchläge und Weiden beruhen zum 
Theil auf fpäteren Anordnungen, Vergl. dad Reglement von 1803 und 
Hupel a. a. O. ©, 774. J 

m) Reviſionsregeln von 1766 6. 27. 


170 3.11. Rechte an Sachen. 


freiten”). Nach der Tare der. Leiflungen wurde jeder Arbeits⸗ 
tag zu Pferde 43, jeder Fußtag 34 Kop., ein Lof MWinterweizen 
1 Rbl., ein Lof Roggen, Sommerweizen, Gerfte 50 Kop. ge 
rechnet ꝛc.). Bon jedem Haken mußten fechd wöchentliche 
Pferdetage durch das ganze Zahr (14 Rbl. 4 Kop), und ebenfo: 
viel Fußtage während neun Sommerwochen (von Jacobi bis Mi- 
chaelis, 189 Kop.), der Reft (S Rbl. 7 Kop.) in Naturalabgaben 
geleiftet werden ?). Ein Bauergefinde follte der Regel nach einen 
Haken begreifen, und Hleinere Bauerhöfe ald zu 9 Tonnen Ader- 
land in allen drei Feldern (Halbhäfner) ohne Noth nicht zuläf- 
fig ſein ). Ueber alle Landgüter find übrigens auch hier genaue 
geometrifche Charten aufgenommen") , und fomohl die Nutzun⸗ 
gen als die Keiftungen der Bauern in Wadenbüchern genau 
beftimmt *). 


$. 84. (82.) 
Fortfegung. Der efthländifhe Haken. 


In Efthland wurde während der ſchwediſchen Beherrſchungs⸗ 
zeit, am Ende des 17. Jahrhunderts, die Hafenzahl aller Land: 
güter nach ähnlichen Grundfägen, wie in Livland, feftgeftelt, 
ohne daß jedoch dabei eine fpecielle Taxation des Bodens zu 
Grunde gelegt wurde. Eine folche wurde auch fpäter nicht aus: 


n) ©. oben Anm. f. Zum Theil find jedoch bie öffentlichen Leiſtun⸗ 
gen auch in den 24 Rbl. mit begriffen. Reviſionsregeln $. 19. 

0) Revifionsregeln $. 19. und Beilage dazu. 

p) Ebendaſ. 

q) Daſ. $. 22, 23. 

r) &. bie Inſtruction für bie Reviforen auf Defel vom 8. 
April 1769, 

5) Reviſionsregeln von 1766 $. 19, 311. 
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geführt, vielmehr wurbe feit dem 18.-Sahrhundert die Hafen: 
zahl der Güter nur nach der Zahl der zu dem Gute gehörigen ar: 
beitöfähigen aderbauenden Individuen männlihen Geſchlechts, 
zwifhen 15 und. 60 Sahren, beflimmt, und dabei zwifchen 
Land- und Strandhaken unterfchieden. Fünf arbeits: 
fähige Bauern gaben einen Landhaken; am Seeftrande, wo bie 
Felder Elein und fchlecht find, und die Bauern vorzugsmeife 
vom Fifchfange leben, wurden 10 arbeitöfähige Menfchen auf 
einen Haken gerechnet”). Im Anfange ded 19. Jahrhunderts 
wurden die Leitungen der Bauern zu dem von ihnen benußten 
Lande in ein genaueres Verhältniß geſetzte). Darnach wurde 


a) Diefe Berechnungsmethode wurde durch ben S. U. vom 28, Juni 
1739 beftätigt. Nach dem RN. U. vom 29. Mai 1719 (Gefegfammlung 
3b. V. ©. 702) wurden auf den efthländifchen Haken (ohne weitere Un- 
terfcheidung) zehn männliche Seelen zwifchen 15 und 60 Sahren gerechnet. 
Vergl. überhaupt Hupel's topographifche Nachrichten Bd, II. ©. 196 
fog. und deſſen Werfaffung der rigifchen und reval’fchen Statthalter: 
fhaft S. 774. An ber zuerft angeführten Stelle heißt es: „Bei publiten 
Gütern (in Efthland) rechnet man 4 Tonnen Ausfaat von jeglihem Korn 
auf einen Pflug, und bas dritte Korn über die Ausfaat wird angefchlagen. 
Da nun in Efthland ein mwöchentlicher Pflug ungefähr einen Halten aus» 
macht, fo berechnet man davon 12 Tonnen Roggen und ebenfoviel Gerfte, 
jede Tonne zu 1 Rubel; eben fo hoch die Bauergerechtigkeit, nämlich 4 Ton⸗ 
nen Roggen und ebenfoviel Gerfte : als wodurch auf den Halten 32 Rbl. 
kommen.” — Indem N. u, vom 22. März 1756 wird ber efthländifche 
Haken auf 24— 28 Rbl. gefhägt. — Im gemeinen Leben nimmt man 
an, daß zwei efthländifche Haken einem livländifchen gleichlommen, 

b) Dies geſchah hauptfächlich durch das fog. Regulativ oder bie 
efthländifche Bauerverordnung vom J. 1804, welche mit mehreren anderen, 
bie Berbefferung der Bauerverhältniffe in Efthland betreffenden Actenſtuͤcken 
fich abgedruckt findet in der Schrift: Proviforifche Verfaſſung des Bauern: 
ftandes in Efthland (von J. V. G. Emwers). Gt. Prtersburg, 1806. 8., 
auh in H. Storkh’s Rußland unter Alerander dem Erften, Bb. II. 
S. 114— 140, Bd. VII. ©. 287—364. (Die von Ewers geführte Ver: 
gleichung -diefer Actenftüce mit der tioländifchen Bauerverorbnung vom 
Sahre 1804 beruht häufig auf unrichtigen Prämiffen, und ift in ihrer pars 
teiifchen Richtung gegen die eſthlaͤndiſche NRitterfchaft viel zu hart.) 
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für einen Sechſtagsbauer ober Halbhälner ein folder 
angefehen, welcher dem Hofe wöchentlich ſechs Spann: oder 
Pferdetage und fechs Fuß: oder Handtage dad ganze Jahr, mit: 
hin 300 Spanntage und 300 Fußtage, fröhnt, mit ſechs arbeits: 
fähigen Menfchen befest ift, an Land 6 Tonnen Ausſaat in jedem 
der drei Felder und von feinen Wiefen einen Heuertrag von 30 
Fuder oder 45 Schiffpfund hat. Die zu einem Haken erforder: 
lichen Bauerländereien müffen alfo 12 Tonnen in jeder der drei 
Lotten Ausfaat, nebft einem Heuertrage von 90 Schiffpfund 
Heu, dazu eine Anzahl von 12 arbeitöfähigen Menfchen beiderlei 
Geſchlechts haben‘). — Nach einer neueren Beftimmung *) wird 
zu einem Haken an Hofes: und Bauerland erfordert: entweder 
24 Zonnen Ader in jedem Felde mit 100 Schiffpfund Heu, oder 
20 Tonnen Ader mit 125 Schiffpfund Heu ober 16 Zonnen 
Ader mit 150 Schiffpfund Heu“ * 


c) Die näheren ſehr complicirten Beſtimmungen f. in dem in ber 
Anm, b. angeführten Regulativ. Vergl. auh Pauder’s Rechenbuch 
a. a. O. Heft3 ©. 109 fgg. 

d) Beſchluß des efthl. Ritterfchaftsausfchuffes vom 6. Dechr. 1822, 

e) Diefe Beftimmung wurbe zunächft Behufs der Ertheilung von 
Darlehen aus der efthiändifchen Greditcaffe getroffen. Urfprünglich follte 
zu diefem Zweck, nad) dem Allerhoͤchſt beftät. Reglement derfelben vom 14. 
November 1802 Eap. IV. $. 2, der efthländifche Landhaken für 2000 Rbl. 
S. M. oder 2000 Rbl. Bceo. (Banco und Silber ftanden zu jener 3eit faft 
al pari) und der Strandbhaten zu 1000 Rbl. S. M. ober 1000 Rbl. Deo. 
zur Hypothek angenommen werben. Später wurde, wegen des veränber- 
ten Gourfes von Banco gegen Silber und der Unbeftimmtheit beffelben, von 
der garantirenden Gefellfchaft befchloffen, die aus der Greditcaffe zu erthei— 
lenden Darlehen auf 700 Rbl. S. M. und 2100 Rbl, Bco., oder 300 Rbl. 
S. M. und 3600 Rbl. Bco. per Landhaken zu ermäßigen, welches beim das 
maligen Stande des Sitberrubels zu dem Beo. Aſſ. Rbl. (10 : 36) einem 
Darlehn von 1300 Rbl. S. M. gleichkam. Zufäsge zum Grebitreglement 
(Reval, 1836.8,) ©. 8 fgg. Ueber die gegentoärtig von der Erebiteaffe 
angenommenen Zarationsgrundfäße f. unten $. 173. 
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$. 85. (83.) 
IV. Zheilung beftehender und Gründung neuer Landgüter. 


Sofern der Eigenthümer eines Landgutes daffelbe überhaupt 
veräußern barf?), ſteht ihm auch das Recht zu, einzelne Theile, 
fowohl Bauerland, als Hofäländereien, als auch beide zufam: 
men®), davon zu trennen, und abgefondert zu veräußern, ober 
auch ein Landgut in mehrere zu zerlegen, und fo neue Landguͤ— 
ter zu gründen. Ebenfowenig kann es dem Eigenthümer eines 
Landguted gegenwärtig verwehrt fein, auf Hofedlänbereien 
Bauern anzufiedeln, und Bauerland zu den Hofesländereien zu 
ziehen“), fo wie den Hof beliebig zu verlegen. Die Gründung 
neuer Landgüter barf indeffen in Livland nur mit Genehmigung 
des Landtags gefchehen, muß der Gouvermentdobrigfeit angezeigt 
und beim Hofgericht corroborirt werben %), In Efihland wird, 


a) S. unten $. 90 fag. 

b) Livländ. BB, von 1819 $. X. und 56. 

c) Die mannigfachen Befchränkungen, welche die früheren Erbgehd⸗ 
rigkeitsverhaͤltniſſe in dieſer Beziehung herbeifuͤhrten (vergl. die livlaͤnd. 
Bauerverordnung v. 1804 6. 33 fgg. und. überhaupt oben $. 82 a. E., 
$. 83), fallen gegenwärtig weg, indem einestheils nach der Freilaffung. ber 
Bauern die Nutzung der Bauerländereien durch Vertrag überlaffen wird, 
anberntheils durch dergleichen Veränderungen auch die zulest feſtgeſtellte 
Hakenzahl der Güter, da fie eine allendliche fein fol ($. 82 Anm. p, $: 83 
Anm. i.), nicht alterirt wird, Vergl. die livlaͤnd. BB. vom J. 
1819 $.43. und unten $. 86. In Lioland ift übrigens die Hinzuzie— 
bung ber Bauerländereien zum Hofslande oder das fog. Sprengen ber 
Bauergefinde in fo weit befchräntt, als dazu bei Sandgütern, auf welchen 
Pfandbriefsfchulden ruhen (ſ. unten $..173 fag.), die Einwilligung der Gre- 
ditfocietät erforderlich if. Beſchluß der. Generalverfammlung ber liol. 
Greditfocietät, angeführt in den ergänzenden OCRRRINENGEN der livl. BB. 
v.1845 $. 1 Anm. 


d) Vergl. z. B. das livlaͤnd. ‚Geuoesnementsregirrungspatent vom 
27. Sebruar 1819. &. aud) unten:$ 121. r 
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nad) erfolgter Eintragung ded neu gegründeten Gutes in bie 
Hypothekenbücher des Oberlandgerichtö‘), der Gouvernements- 
regierung , Behufs der erforderlichen Bekanntmachung, von dem 
Gründer Anzeige gemacht‘). 

Die nah dem 26. März 1819 gemachten Abthei: 
lungen livlaͤndiſcher Landgüter genießen übrigens keines— 
wegs alle Rechte der Landgüter im engeren Sinne®), fon: 
dern ed ift in diefer Beziehung zwifchen großen und kleinen 
abgetheilten Landgütern zu unterfcheiden. Zu jenen werden 
diejenigen gerechnet, welche wenigftens zwei livlaͤndiſche Hafen 
betragen, d. i. für 160 Thlr. Bauerland und 120 Lofftellen 
Bruftader in allen Hofeöfeldern enthalten”), auf Defel aber 
vier öfel’fche Haken Bauerland und 120 Lofftellen Bruftader beim 
Hofe. Kleinere Abtheilungen genießen nicht einmal die biefen 
größeren abgetheilten Gütern bewilligten befchränkten Rechte), - 
Das Stammgut endlich darf durch Trennung und Veräuße- 
rung einzelner Stüde, namentlich auch von Bauerländereien, 
nicht unter den angegebenen Betrag von zwei und refp. vier 
Haken verringert werden). 

In Eſthland war nach dem aͤlteren Recht die Thei— 
lung eines Landgutes, welches auf ein Pferd Roßdienſt 
gefeßt, d. i. 15 Hafen. groß war, unterſagt). Nach einem 
neueren Gefege müffen, wenn von einem Stammgute Ab: 
theilungen gemacht werben, demfelben mindeftens 30 Tſchetwert 


e) ©. unten $. 122. 

f) Efthländ. Regierungspublicat v. 1. Februar 1817, 

g) Mvländ. BB. v. 1819 $.X. und XL, und unten $. 86. 
h) £ioländ. BV. $. XI. 

i) Ebendaf. ©. überhaupt unten $. 86. 
k) Ergänzende Beftimmungen der livl. BB. v. 1845 $. * 
I) Eſthl. R. u. LR. B. III. Tit. 13. Art. 8. 
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an Hofesausfaat in jedem Felde, mithin in Allem 90 Tſchetwert 
Ausfaat, nachbleiben”). | 
Bauerländereien dürfen insbefondere — — bei Erb⸗ 

ſchichtungen — keiner kleineren Theilung unterworfen werden, 
als daß in Livland jedem Theilnehmer mindeſtens eine Landſtelle 
von zwoͤlf reviſoriſchen Lofſtellen Bruſtacker in allen Feldern zu⸗ 
ſammen zufalle”), in Eſthland aber jedem Participienten ein 
Stuͤck Land von wenigſtens zwei Tonnen Winterausſaat in einem 
jeden ber drei Felder zufomme°). . 


$. 86. (84.) 
V. Rechte ber Landgüter 1) überhaupt. 


Wenn von Rechten der Landgüter die Rebe ift, fo muß vor 
Allem zwifchen den Rechten unterfchieden werben, welche jedem 
Eigenthümer eined Grundftüdes an dem Grund und Boden zu- 
ſtehen“), und denjenigen, welche ben beſonders privilegirten, 
eigentlich fogenannten Landgütern ($. 79), als foldhen, und ohne 
Rüdficht auf den Eigenthümer oder Zeitbefiger derfelben, ankle— 
ben. Namentlich ftehen in diefer Beziehung den Privatgütern 
(adeligen oder Ritterguͤtern) in ber Regel die Krondgüter, wie 
nicht minder die anderweiten moralifchen Perfonen gehörenden 
Güter (Ritterfchafts-, Stadt, Kirchengüter zc.) gleich”). Wer 


m) Allerh. beftät. Reichsrathsgutachten v. 2. Auguft 1829, 

'n) Livlaͤnd. BB, 5.418, Hinſichtlich Defeld vergl, 8.83 Anm. q. 

0) Eſthl. BGB. v. 1816 $. 155. 

a) Von ‚diefen wird in ber Lehre vom Gigenthum $. 98 fgg. ge: 
banbelt, 

b) Vergl. bie tiol, BB. von 1819 $. 71. und. Hupel von den 
Rechten ber Landguͤter ©, 235 fgg. Die wenigen Ausnahmen werben im 
$. 87 angegeben‘ werben, f. auch unten Anm. h. Der Begriff der privi- 
legirten Sandgüter im Liv = und efthländifchen Recht ift.alfo ein weiterer 
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aber auf ben Kronsguͤtern die denfelben anklebenden Rechte ans: 
üben darf, und in wie weit der zeitherige Befiger dazu: befugt ifl, 
hängt von der Beflimmung des Domänenhofes: ab"), fofern nicht 
bei einer fpeciellen Verleihung eines Krongutes daruͤber etwas 
Beſonderes feftgefegt if). Bei den Gütern moraliſcher Perfor 
nen fommt eö.barauf an, wem biefe die Ausuͤbung der Rechte 
übertragen haben, und in wie weit dieſes gefchehen‘). - — 

Die privilegirte Natur eines Landgutes muß übrigens erwie⸗ 
fen fein und liegt der Beweis dem Eigenthümer ob. Als Ber 
weismittel dienen die öffentlichen Berzeichniffe der Landgüter oder“ 
Landrolfen‘), die Wadenbücher®) x. Auf den Stand 
des Beſitzers kommt es gegenwärtig nicht an”). Auögefchloffen 


als der der Rittergüter im deutfchen Recht, S. Eihhorn?’s deutſches 
Privatrecht $. 287,289. 

ec) Livl. BV. $. 71., vergl. auch daſ. $. 134 und 152. 

d) ©. überhaupt die näheren Beftimmungen über die Rechte der Zeit- 
befiger von Kronsguͤtern in bem Swod der Geſetze über Domänen (Bb. VIII.) 
Art. 98 fgg. 

e) Ueberhaupt darf jeder Gutseigenthuͤmer, auch‘ der Privatmannı, 
fein Landgut einem Dritten zur Verwaltung, zum Nießbrauch ic. über 
tragen, und die Grängen beftimmen, in welchen dieſer die aus dem Eigens 
thum fließenden Berechtigungen ausuͤben darf. Vergl. übrigens bie livl. 
BR. 6. 134, das livlaͤnd. RegierungSpatent vom 6, Detober 1842 und un- 
ten $. 87 Anm. . 

f) Die aͤlteren finden ſich in Hupel's topograpbifchen Hadrich- 
ten Bd. III, Weber die Mängel derfelben f, ebendaf. die Worerinneruns 
gen ©. 11 fgg. Won der neueften Landrolle bes Gouvernements Efthland 
vom 3, 1840 .ift. eine officielle id erſchienen: Reval 1841. 4. 

.g) ©. oben $. 82—84. 

h) Bergl. bie livlaͤndiſche BB. 8. IX. und x. Rurn weni ein Bauer 
Landeigenthum acquirirt, fo find adelige Grund= und Perſonenrechte alle- 
mal ausgefchloffen. Ergaͤnz. Beftimmungen ber BV. v. 1846 $. 53, 
Die übrigen Ausnahmen, wo Rechte bloß von adeligen. Gutseigenthä- 
mern ausgelibt werben dürfen, ſ. im $. 8. Versl. auch $. 115 und EIG, 
imd unten Anm, m. En 2er 
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von dem Begriff der privilegirten Landgüter find: 1) Bauer: 
güter , welche als folche durch die letzten Meffungen veranfchlagt 
worden find, fie mögen zu eigentlichen Landgütern gehören, oder, 
davon abgefondert, für fich beftehen; denn bloß dem Hauptgute 
— dem Hofe und den Hofeslandereien — Eleben die befonderen 
Vorrechte an!). 2) Kleine Landftellen, die von Bauer: oder 
felbft von Hofesländereien abgetheilt find"). 3) Im ivland bie 
feit dem Jahre 1819 gemachten Eleineren Abtheilungen von Land» 
gütern (unter zwei Hafen, f. $.85), wenn fie auch aus Hofs- 
und Bauerland beftehen. Auch größere feit jener Zeit abgetheilte 
Güter haben von den im $. 87 zu erwähnenden Vorrechten nur 
das Recht, auf Kirchfpieldconventen zu flimmen, Branntwein 
zu brennen, eine Hofsſchenke zu halten (falls die gefesliche Ent: 
fernung von privilegirten Krügen ftattfindet), Mühlen anzulegen, 
und Zagd zu treiben"). — Pafloraten, zumal wenn fie mit 
Hofes: und Bauerländereien verfehen find, kann die privilegirte 


‘ 


i) Ebendaf. $. IX. Vergl. auch bie Revifiondregeln für Defel vom 
24. Mai 1766 $.32. Namentlich geniegen auch diejenigen Ländereien, 
welche vor der legten Wermeffung oder Regulirung zu Bauerlänbereien ge: 
hörten, jedoch bei Gelegenheit derfelben zur Ergänzung der gefeglichen 
Ausfaat, Hofsländer wurden ($. 82 a. E,), der Vorrechte diefer letzteren; 
und eben fo wenig verliert das Hofsland, auf welchem nachmals Bauern 
angefiedelt werben, feine Vorrehte. Dagegen behalten Bauerländereien 
ihre Natur, wenn fie auch — nach der Regulirung — zum Hofsland 
gezogen worden wären. Livländ. BB. F. IX. 


k) Hierher gehören die Eleinen, befonders in ber Nähe ber Städte, 
auf dem Grunde von Landgütern belegenen fog. Höfchen, bdesgleichen die 
Küfter» und Schufmeifter: Ländereien und bergl. Wenigſtens haben fie 
in ber Regel nie die Vorrechte von Landgütern genoſſen, und jedenfalls 
flreitet in diefer Beziehung die Präfumtion wider fie. Vergl. die livlaͤnd. 
BV.$.X. | a 


1) Eioländ. BB. F. xJ. | 
1... 12 


1 
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Natur der Landgüter im eigentlichen Sinne nicht wohl abgefpro- 
hen werden ”). 


$. 87. (85.) 


2) Vorrechte der eigentlichen oder privilegirten Randgüter. 


Zu den einzelnen Vorrechten der privilegirten Landguͤter 
gehört: 

1) in Livland die Shatungsfreiheit der Hofeslände: 
reien ®), indem alle öffentlichen Zaften und Abgaben nur auf den 
Bauerländereien ruhen, und von diefen, wenn fie auch im Beſitz 
von fleuerfreien Perfonen fich befinden, und wenn fie auch durch 
Veräußerung gänzlic) vom Hauptgute getrennt find), ald Real- 
laften entrichtet werden müffen“), ohne daß die Gutsherrfchaft 
irgend daflır verantwortlich ift). Hieher gehört auch die Be: 
freiung der Häufer der Adeligen auf ihren Gütern von ber Ein- 
quartirung®). 


m) Berge Hupel, von den Rechten ber Landguͤter. S. 29 fgg. 
Mindeftens haben die Paftorate, namentlich die mit Hofs- und Bauerlän- 
dereien verfehenen, meift gleiche Rechte mit den Landgütern im engeren 
Sinne ausgeuͤbt, folche etwa ausgenommen, welche mit dem Stande ber 
Prediger unvereinbar find (vergl, den N. U, vom 30. Zuli 1836 und 
unten $. 87 Anm.u.). Auf jeden Fall möchte die Vermuthung dafür fein. 
Eine Ausnahme erleiden übrigens natürlich, wie andere feit dem Jahre 
1819 abgetheilte Landgüter, fo auch die Paftorate, welche nach jener Zeit 
in Moland gegründet find. &. den Tert zur Anm. J. 

a) ©. überhaupt die in g. 56 Anm. t angeführten Privilegien, welche 
auch die Schagungsfreiheit der Güter betreffen, S. auch die livl. BB. 
von 1819 $. IX, die Revifionsregeln für Defel vom 24. Mai 1766 $. 32, 
und oben $. 86 Anm, i.5 vergl. auch den N, U, vom 14. December 1816 und 
Überhaupt Hupel a.a. D. ©. 248 fgg. 

b) Ergänzende Beftimmungen zur livl. BB, v. 1845 6, 54. 

ce) Livlaͤnd. BV. q. IX. Revifionsregeln von 1766 $. 22, 

d) Lidl. BV. $. VIII, 51, 1189. 7. - 

e) Abelsorbnung vom 21. April 1785 $. 35. 
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2) Die Befiger der Landgüter haben in Efthland und auf 
Defel, wenn fie zur Ritterfchaft gehören, Sig und Stimme 
auf dem Landtage'); in Livland dürfen alle Guͤterbeſitzer, 
ohne Ruͤckſicht auf ihren Stand, auf dem Landtage erſcheinen, 
und uͤber ſog. Bewilligungen von privaten Haken ſtimmen 6), 
Beſitzer von Abtheilungen, welche ſeit dem Jahre 1819 bloß vom 
Hofesland gemacht ſind, haben auch fuͤr Bewilligungen keine 
Stimme; der Beſitzer eines Gutes, welches aus Hofes- und 
Bauerländereien befteht, und feit 1819 abgetheilt ift, kann, wenn 
er nicht zum livlaͤndiſchen immatriculirten Adel gehört, nur 
- Stimme auf den Landtagen und Kreisconventen haben, wenn 
ihm für die Zeit feines Befiges diefes Necht vom Landtage aus: 
druͤcklich zugeftanden worden ift"). — Sämmtliche Gutöbefißer 
eined Kirchfpield haben Sitz und Stimme auf den Kird- 
fpiels: oder Kirhenconventen!), desgleihen auf den 
Schulconventen*), und nehmen an der Wahl des Kirch- 
fpielöpredigerd Antheil, wo nicht das Patronatrecht auf einem 
einzelnen Gute haftet, oder der Krone gebührt, oder einzelnen 
Perſonen zufteht'). 


f) Eſthl. Landtagsorbn. Tit. 2. Art. 1. Defel’fche Landtagsordn. 

g) Nefolution des Generalgouvernements vom 5. März 1774 Art. 2, 
Livl. Landtagsordn. $. 44. Livl. BB. $. IX. Es können keine Bewillis 
gungen vorgefchlagen werden, als nur folche, bie zum allgemeinen Beften 
deö Landes gereichen. Landtagsorbn..a. a. O. 

h) Livl. 88. $. 1X. 

i) Livl. BB. 8. XI. Oberkirchenvorfteher-Infteuction vom Zahre 
1774, Kicchen-Bifitationsordnung vom 8. Juni 1812, Efthländ, Regie; 
rungspublicat vom 11, Dechr, 1834, Vergl.v, Buddenbrod’s Samm- 
lung der Gefege Bd, II, ©. 604 und Hupel a.a. O. ©. 2381, 

xk) tivl, BB. 6. 517 9. 18, 19. 

) ©. überhaupt das evangelifch = lutherifche Kirchengefeg vom 28. 
December 1832 $. 502 fgg. und Hupel, über das liv- und efthländifche 
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3) Der Gutsherr hat die polizeiliche Gewalt im Guts— 
gebiete, insbefondere über die Gemeinde des Gutes und beren ein- 
zelne Glieder”), und in Folge deffen das Necht, Verbrecher jeden 
Standes zu verhaften”), ebenfo Perfonen niederen ‚Standes, 
welche fich ein Polizeivergehen zu Schulden kommen laffen, wenn 
fie auch nicht zur Gemeinde gehören, zu ergreifen‘), in Livland 
auch gegen die Gemeindeglieder eine in Beziehung auf die ver- 
anlaffenden Fälle und da3 Maaß genau begranzte Hauszucht zu 
üben’). Ohne feine Genehmigung können weder Gemeindever: 
‚Sammlungen gehalten, noch deren Befchlüffe vollzogen werden ®). 

4) Die volftändige Nutzung der Oberfläde bes 
Grundes und Bodens und aller Erzeugniffe deffelben ober: 
halb und im Schoße der Erde, fo wie der Erzeugniffe in den Ge- 
wäflern, fleht dem Gutsherrn wie jedem anderen Grunbeigen- 
thümer zu”), und bildet demnach im Allgemeinen Bein Vorrecht 


Kirchenpatronat, in den norbifchen Mifcellaneen Stüd2 ©. 7— 160, bef. 
©. 61 fag. 

m) Livl. BB. $. 63, 134. Eſthl. BGB, $. 16, 238. Wenn der 
Gutöbefiger feine polizeiliche Gewalt einem Andern überträgt, muß er es in 
Livland dem Kirchfpielögericht, in Ejthland dem Hakenrichter anzeigen. 
Livl. BV. 5.134. Livländ, Regierungspatent v. 6, Octbr. 1842, Eſthl. 
BGB. 8.239. Die polizeilihe Gewalt Tann einem Gutsbefiger nur in 
Folge einer Entfcheidung des Bauerbepartements des Hofgerichts in Liv- 
land (livl. BV. 6.154), des Oberlandgerichts in Efthland (efthl. BGB. 
$. 244) genommen werben. 

n) Livl. VV. 5. 140. 

0) Daf. $. 139, Eſthl. BGB. $. 242, 337. Die lehtere Gefegeö- 
ftelle verlangt übrigens babei die Zuziehung von zwei Gemeinbeälteften. 

p) Livl. BB. 8.151. In Efthland fteht das Züchtigungsrecht nicht 
dem Gutsheren, fondern der Gemeindepoligei zu, welche dem Gemeindeäl- 
teften und zweien Gemeindebevollmächtigten übertragen if. Eſthl. 
BGB. $. 336. 

q) Livl. BB, $. 72, 73, 78—80. Eſthl. BGB. $. 48, 49, 53, 54, 
55 und 85. | 

r) ©, unten $. 98. 
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der Landgüter‘). Als ausfchließliches Recht der eigentlichen Land: 
güter, welches nämlich feinem anderen Grundeigenthümer zufteht, 
kann gegenwärtig nur etwa in Livland die Jagd angenommen 
werden‘). 


s) Das Ältere Tivländifhe Recht und namentlich das Privilegium 
Sigismund Augufts vom 28, November 1561 Art. 13 und 21, fprach vers 
fihiebene Nusungsrechte zunächft nur dem Adel auf beffen Gütern zu, 
So heißt es im Art. 21: „Quemadmodum antiquitus omnibus Livoniae 
Proceribus, Nobilibus, Equitibus, Vasallisque libera in universum huc- 
usque ferarum lustra atque meatus fuerunt, ipsaque venatio liberri- 
ma, ita sylvarüm, nemorum, pascuorum, pratorum, actuumgue liber- 
rimum habuerunt usumfructum, quod ex feris, bestiolisque sylvestri- 
bus pelles, quas vulgo Wildwerk nominant, ex nemoribus, sylvisque 
omnium lignorum usum, qualemcunque meliore fructu habere, obtine- 
reque potuerunt, quod Waldwerk dicimus, in omnibus speciebus eius- 
dem in cinerum sive liquoris picei extractione, sive aliis lignorum di- 
versis sectionibus is comparari unquam poterat; ita quoque mutua at- 
que transitoria fuit et est adhuc hodie servitus, qua ultro citroque al- 
ter in alterius fundo liberrimahabet apum pascua et mellifluas arbores, 
— — Ne vero in posterum — — — in talibus libertatibus quoquo 
modo graventur, petunt Nobiles et Proceres Livoniae, ut haec spe- 
ciali privilegio Regio explicentur etc.“ Die Eönigliche Beftätigung 
erfolgte burch die allgemeine Genehmigung aller Bitten des Adels. — Diefe 
Rechte werden aber, wie in Deutfchland (f. Eichhorn's bdeutfches Pri- 
vatrecht $. 287.), fo auch in Livland ſchon Längft nicht mehr ala dem Abel," 
als folchem, zuftehend, fondern ald mit dem Grundftüd felbft ver: 
bundene Gerechtfame angefehen. ©, die livl. BB. $. XI. und 484 
P. 4, vergl. auh v. Buddenbrock's Beitrag zur Kenntniß der Pros 
vincialverfaffung Livlands. Hauptftüd V., bef. $. 32, und überhaupt 
Hupel u.a, O. ©. 242 fgg. 274 fgg. Wenn daher ih der livländ, BB. 
$. 484 P. 4 der Bauer in biefer Beziehung befchränft wird, fo gefchieht 
dies nur, weilin diefer Stelle der Bauer als Pächter und Nutz— 
nießer vorausgefegt wird; als Eigenthümer oder Pfandbefiger dagegen 
treffen ihn diefe Beſchraͤnkungen nicht. 


| t) Livl. BB. $. XI. und unten $. 107 fgg. Ueber die Befchränkun: 
gen der Zeitbefiger von Kronsguͤtern hinfichtlich der Jagdberechtigung ſ. 
den Swod der Gefege über Domänen (Bd, VIII.) Art. 124 P, 1. 
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Die privilegirten Landguͤter haben das ausſchließliche Recht 
des Branntweinsbrandes und der Bier- und Meth— 
brauerei“), fo wie des freien Verkaufes der dadurch gewonne⸗ 
nen $abricate in größeren und Fleineren Quantitäten”), und ind» 
befondere des Verſchaͤnkens derfelben in Wirthöhäufern, Schänfen 
oder Krügen”). Uebrigens werden in Livland bloß diejenigen 


u) Privilegium Sigismund Augufts von 1561 Art. 21. Livl. BB. 
$.XI. und befonders. Swod der Geſetze über die Getränkefteuer (Bd. V.) 
Art. 113, 119, 150 und Lö4. Den evangelifchen Predigern ift, auf Krons⸗ 
wie auf Privatpaftoraten, der Branntweinsbrand, fo wie der Verkauf von 
Bier und Branntwein, als mit ihrem Stande unverträglich, verboten. 
Eſthl. R. u. LR. B. VI, it. 3, Art. 1, N.U. vom 30. Zuli 1836, vergl. 
mit dem Allerhoͤchſt beftät. Beſchluß des Miniftercom. vom 15. November 
1832. Swob a.a, D. Art. 531. Val. das Provincialblatt Jahrg. 1838. 
Nr. 1,3 und 6, 

v) Swod a. a, D. Art. 117 und 526. Darnach darf der Brannt- 
wein im Bereiche des Gutes, an Branntweinspächter im Innern des Reiche, 
und an bie Krone verfauft und geliefert werden, Der Tauſch des Brannt- 
weing gegen Korn ift ganz verboten (livl. Landtagsfchluß vom Jahre 1836, 
Eſthl. Landtagsſchluß von demfelden Jahre, Eſthl. Regierungspublicat 
vom 26. Aprif 1830 und vom J. Juni 1836). Auf den Gütern, welche 150 
Werft von der Gränge derjenigen Gouvernements liegen, in welchen der 
Getränkeverfauf Kronspächtern überlaffen ift, ift ver Verkauf des Brannt⸗ 
weins in größeren Quantitäten an die Bewohner Teptgebachter Gouverne⸗ 
ments unterfagt (Swod a. a. D, Art. 655 P.8). Für das Recht bes 
Branntweinsverfaufs müffen übrigens die Gutsbefiger eine Steuer von 
58 Kop. S. M. von jeder Revifionsfeele in bie Kronscaffe entrichten (daſ. 
Art 528 fgg.). Wegen der Prediger ſ. Anm. u. 

w) Privitegium Sigismund Augufts a. a.D. Mvl.2D, v. 3. 1671 
Abſchn. III. Gap. 5. Eſthl. R. u, ER. VI, 3, 1. Biol, BB. 5. XI 
und 484 P. 4. Swod a.a. O. Art. 539. Hoflagen, welche ſchon 1819 
in Eivland das Schäntrecht hatten, behalten baffelbe, wenn fie auch abge: 
theilt werden, und nicht die dazu erforderliche Hakenzahl (1. $.85 u. 86.) 
haben. BB. $. XI. Vergl. auch die livl. Regierungspatente vom 30. Zuli 
1766 und vom 3. Zuni 1774. Der Detailverfauf des Branntweins aus 
den Hofskellern ift in Livland — bei Strafe von 150 Rbl. S. M. und 
Berluft der Schänkberechtigung auf 3 Jahre — verboten (livl. Landtags: 
ſchluß vom Februar, Regierungspatent vom 5. Detbr. 1842). In Eiths 
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Krüge für geſetzlich Cprivilegirt) angefehen, welche bereit in den 
ſchwediſchen Wadenbüchern aufgeführt find, und bei der Anle- 
gung neuer ift. eine Entfernung von drei Werft von den fchon be: 
ftehenden (fremden) Krügen zu beobachten”). In Mühlen, 
welche tiber eine Werft von privilegirten Krügen entfernt find, 
Fönnen, während die Mühle im Gange ift, Getränfe für bie 
Mahigäfte gehalten werden’). — In Efthland dürfen feit dem 
Jahre 1809 feine neuen Krüge angelegt werben, es fei denn, 
daß die Verlegung von großen Straßen oder die Anlegung neuer 
Straßen und Eandle die Erbauung von Krügen zur Bequemlic): 
feit der Reifenden nothmwendig machen”). Das Verlegen bereits 
beftehender Krüge von einer Stelle zu einer andern, ift nur mit 
Genehmigung der betheiligten Gutsnachbarn geftattet "*). 


6) Auch das Recht Mühlen anzulegen wird in Livland 
für ein Vorrecht der Landgüter angefehen'®). 


land ift der Verkauf des Branntweins in Bauergefinden unterfagt. Re: 
gierungspublicat v. 11. Suni 1809, v. 28. April 1830 und v. 1. Juni 
1836. Ueber den Zaufch von Korn gegen Branntwein f. oben Anm. v. 

x) Livl. Regierungspatent vom 25. März 1762. Ueber die Bauart 
und bie Einrichtung der Krüge [, das Gouvernementspatent vom 6. Dctos 
ber 1697 und bie livl. Regierungspatente vom 5. April 1745 und vom 3. 
Zuni 1774. Inftruction für die Hakenrichter v. 23. April 1845 $. 101, 
| y) Livl. Regierungspatent vom 3. Zuni 1774. Vergl. überh. Niel- 
fen’s Handbuch der Polizeigefige Bd. I, S 110 fag. und v, Budden— 
brod’s Sammlung ber Geſetze Bd. II. ©, 667 fo. | 

2) Eſthl. Regierungspubl. v. 11. Zuni 1809 und v. 1. Juni 1836, 
auf Grundlage der Landtagsfchlüffe von denf. Jahren. Wal. auch bas eftht. 
R.u, ER. B. VI. Tit. 3. und Riefentampff’s Marginalien dazu, 

aa) Efthl. Regierungspubticat v. 1. Zuni 1836. 

bb) Livl. BVB.$.484 9.4. Vergl. Hupel a. a. O. ©. 271 fgg., 
v. Buddenbrock's Beitrag a. a. D. $. 32,, und unten $. 101. — 
Ueber die Mühlen der Bauern auf Kronsgütern f, den Swod ber Geſetze 
über Domänen (Bd. VIII.) Art. 122 Anm. 


184 2.1. Rechte an Sachen. 


7) Erbliche Edelleute dürfen, ohne daß fie in eine Handels: 
gilde zu treten brauchen, aufihren Landgütern Fabriken aller 
Art anlegen °°), und ſowohl die Fabricate, als die Naturerzeug: 
niffe der Güter im Großen, auch ind Ausland, verhandeln **). 
Der liv: und efthländifche immatriculirte Adel hat das Necht, 
fein Getreide in den Städten auf Speculatjon aufzufchlitten und 
fih mit feinen Haufes: und Hofesbebürfniffen durch directen 
Einfauf von Fremden in den Hafenftäbten zu verforgen °°). End- 
lich find 

8) erbliche Edelleute berechtigt, auf ihren Gütern Flecken 
oder fog. Hafelwerke anzulegen, und Sahrmärfte zu er- 
richten, jedoch darf legteres nur mit Vorwiſſen der Gouverne- 
mentsobrigkeit gefchehen, und dürfen in Beziehung auf die Zeit: 
beftimmung feine Gollifionen mit ſchon beftehenden benachbarten 
Sahrmärkten ftattfinden ") 


ec) Swod der Gefege über die Stände (Bd. IX.) Art. 201. 

dd) Daf. Art, 202, Nigifche Handelsordnung vom December 1765 
6.56. Vertrag ber efthl. Ritterfchaft mit der Stadt Reval vom 23, Juni 
1543. EfÜH,.R.u,CR, VI, 5,1. Königl. Refol. vom 30. Juli 1663. 
Das Recht des fteuerfreien Verkaufs der Naturproducte fteht übrigens 
auch nichtabeligen Gutsbefigern zu. Swod ber Hanbelögefege (Bd. XI.) 
Art. 266. Vergl. überhaupt v. Bunge's ruffifches Handelsrecht 
$. 20 und 61. 

ee) Vergleich zwifchen der Nitterfchaft und den Städten Livlands vom 
15. Sanuar 1598. Königl. Decret vom 31. October 1662 $.4. Königl. 
Refolution vom 10. Mai 1678 $. 17. Rigiſche Dandelorbnung a. a. O. 
Vertrag der eſthl. Ritterfchaft mit Reval vom Jahre 1543 und efthl. R. 
u.eR.a.a.D. ©. überhaupt v. Bunge a. a. O. $. 64. 

ff) Swod der Gefege über die Stände Art. 212, Swod ber Hans 
belögefege Art. 2519. er das livländ. Regierungspatent vom 4. Des 
cember 1784. 
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Dritter Titel. 


Bon der Gewere und dem Beſitze. 


$. 88. (86.) 
I. Aelteres Recht. 


Das ganze Sachenrecht beruhte in dem älteren liv- und 
efthländifchen Recht auf der Were oder Gewere. Diefes 
Mort hatte, wie ineden beutfchen Nechtöquellen des Mittel: 
alters), fo auch in den liv- und efthländifchen,, mehrere Bedeu: 
tungen, welchen aber insgefammt der Begriff des Schußed, der 
Sicherung oder Vertheidigung, zum Grunde liegt. Hauptſaͤch— 
lich find es drei Bedeutungen, welche in unferen Rechtsquellen 
vorkommen: 

1) heißt Were oder Gewere fo viel, ald Behaufung, Haus 
und Hof Semandes®). 

2) bedeutet es das factifche Innehaben, Detention (Befis) 
einer beweglichen oder unbeweglichen Sache, wobei es nicht bar: 
auf antommt , ob derjenige, der eine Sache in feiner Gewere hat, 
fie al Eigentümer“), oder aus einem anderen Rechtsgrunde 2. 


a) ©. überhaupt W. E. Albrecht, bie Gewere, als Grund: 
lage des beutfchen Sachenrechts. Königsberg, 1828, 8. 

b) Liv. RR. Cap. 28, 29, 144, 151. et. rig. StR. Th. I. 
Gap. 16, befonderd Th. II. Gap. 15: „De Vogt und Radt sollen tho 
sinen wehren gaen vndrichten en tho Huisse und Houe.“ 
S. auch Th. V. Gap. 10,13. Th. IX. Gap. 8, 11. 

ec) ©. z. B. RR. Cap. 15, 91, 91. Eine Sache aus der Were 
lafien: RR. Gap. 61, 172. — Waldemar » Erich’fches Lehnrecht Art. 19. 

d) 3. B. Gewere am Lehngut: RR. Cap. 7,118, 248. Wald. = 
Erich'ſches Recht Art. 2. Gemwere am Depofitum: dAlteres rig. SLR. 
Th. J. Cap. 16. 
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ob er fie rechtmäßig oder unrechtmäßig °) inne habe‘). Wer eine 
folche Were an einer Sache hat, gleichviel aus welchem Grunde, 
wird darin von dem Richter in fo fern geſchuͤtzt, ald er jedem An- 
dern, deffen Recht er nicht anerkennen will, nur nad) Urtheil und 
Recht zu weichen braucht 8). Hat aber jemand eine foldhe Ge- 
were an einer unbeweglichen Sache rechtmäßig erworben und 
Jahr und ag, d.i. ein Jahr und ſechs Wochen®), behalten, 
ohne von jemanden deshalb angefprochen zu werben, fo erlangt 
er dadurch die rechte Gewere an der Sache’) , welche die Wir- 
fung hat, daß fie den Inhaber derfelben „gegen jede Dingliche 
Klage fichert, welche die Beſtreitung des der rechten Gewere zum 
Grunde liegenden Rechtes bezweckt). Ä 

3) Auch demjenigen wird eine Gewere an einer Sache zu: 
gefchrieben, der, ohne diefelbe factifch zu beſitzen, eine dingliche 
Klage hinfichtlich derfelben hat"). | 


$. 89. (87.) 
II. Heutiges Recht. 


Die Lehre von der Gewere ift zwar gegenwärtig an ſich un: 
practiſch, allein hinfichtlich der Wirkungen der Were auf gewiffe 





e) Vergl. AR. Cap. 144. Rig. StR. Th. IX. Gap. 17. 

f) In Urkunden des Fäten Jahrhunderts finden wir für dieſe Art 
der Gewere die Ausbrüde: habende Were, Befig und Were (Urkunden 
vom 27. Zuli 1508, vom 3. Februar 1529, vom 21. October 1544, vom 
10. Juli 1550). ©. auch die Ueberfchrift von Tit. 22 B. IV, des efthl. 
R. u. ER, 

g) RR. Cap. 182. 

h) Daf. Cap. 53. Waldemar » Erich’fches Recht Art. 7. 

i) RR. Cap. 154. | 

k) ©. überhaupt RR. Gap. 4, 7, 92, 118, 154, 248. Rig. 
StR. IV, 1. 

1) Vergl. RR. Cap. 169, 206, 249 und überhaupt v. Helmer⸗ 
ſen's Gefchichte des Adelsrechts $. 64. 
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Rechtöinftitute, namentlich auf die Lehre von ver Berjährung, 
ift fie auch noch jest von Wichtigkeit. — Im Uebrigen find ge: 
genwärtig die Beftimmungen des römifchen und des gemeinen 
Rechts überhaupt über den Beſitz in ihrem ganzen Umfange reci- 
pirt, und auch dad Wenige, was darlıber in -den liv⸗ und efth- 
laͤndiſchen Rechtsquellen vorfommt*), ſtimmt mit jenen gemein: 
rechtlichen Grundfägen vollfommen überein. Das Meifte von 
dieſen Beftimmungen der Provincialrechte gehört überdies in ben 
Proceß®), und zum Theil in das Polizei und Criminalrecht, 
und bedarf baher hier Feiner weiteren Erörterung. 


Pierter Titel. 
Dom Eigenthum. 


nn — —* 


Erſter Artikel. 
Vom Eigenthum an unbeweglichen Sachen. 


$. 90. (88.) 
J. Befchräntung des Eigentbums an Immobilien: 
1) im Allgemeinen, 
Das Eigenthum an unbeweglichen Sachen ift nach den Pro: 
vincialrechten, wie nach deutſchem Recht, mannigfachen Belchrän: 





a) Eſthl. R. und ER. B. IV, Tit. 22. Inftruction für die Haken: 
richter v. 23. April 1845 $.210—15. Livl. Srängplacat vom 17. Mai 1670. 

b) ©. befondersöv. Samfon?’s Inftitutionen des livlaͤnd. Procefles 
$. 1137—1168 und Nielfen’s Procefform 6. 397 fg. 
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kungen unterworfen, welche theils die Befugniß des Eigenthü- 
mers zur Veräußerung ber Subſtanz der Sache ($. 91 fgg.), theils 
deffen -Nugungsrecht betreffen ($. 98 fgg.). Sowohl jene als 
diefe können theils durch Difpofition des Geſetzes, theils durch 
Privatwillür entftehen, aber nur von erfteren ift hier die Rede*). 
Auf die Befchränfungen der Veräußerungsbefugniß des Eigen: 
thümerd gründen fich die Eintheilungen des Eigenthums an Im⸗ 
mobilien: 

1) in ererbte8 und wohlerworbenes Eigenthum, 

2) in getheiltes und ungetheiltes Eigenthum, 

3) in Alleineigenthum und Gefammteigenthum. 


$. 91. (89.) 


2) Beichränkungen der Veraͤußerungsbefugniß: a) hinfichtlich des 
ererbten Eigenthums, nad) livländifchem Landrecht. 


Schon die älteften Quellen des livlaͤndiſchen Landrechts un: 
tericheiden zwifchen Erbgut und wohlgewonnen Gut**), 


a) Ueber die durch Privatwillkuͤr entftehenden Befchränkungen (bei 
Samilienfiveicommiffen) f. im fünften Buch das Erbrecht: $. 401 fg. 

ar) Mittl. livl. AR. Gap. 43: „Sunder Erven vorlöff ane nodt, 
en mach ein man syn erffgudt nicht vorgeven. Gifft he dat einem 
hinwech, de erven mögen ydt wol antasten mit rechte, unde anspre- 
ken, were he ock all dodt, de ydt uthgegeven hedde. All gewunnen 
gudt, unde varende have mach ein man vorgeven, sünder syner erven 
vorlöff etc.“ Ebendaſ. Gap. 66 (gefchöpft aus dem älteften RR. Art. 
34 und 35): „Ein man de dar erven hefft, de en mach sodan gudt 
nicht verköpen, als em syn vader geervet hadde, edder uthsetten 
ane syner erven vullwort, he möge denn bewisen echte nodt, dat ys 
vencknisse, besettinge, edder armut. Oeverst de erven mögen sick 
wol vorsümen, wedderspreken se ydt nicht binnen iar und dach, wenn 
se tho eren iaren kamen syn, Bespreken se ydt denne, so beholden se 
or erve, unde geven den yennen er gelt, dat er vader hefft upge- 
haven.“ 
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eine Unterfcheidung, welche fih ohne Zweifel bloß auf Immobi- 
lien bezieht, auf die fahrende Habe aber von feinem Einfluß ift?). 
Unter dem Erbgut verftehen diefe Rechtsquellen, weil fie bloß 
Mannlehnrecht enthalten, und daher nur eine Lehnsfolge in nie- 
derſteigender Linie Tennen, das vom Vater — auf dem Wege 
ber gefeglichen Erbfolge — ererbte Gut‘). Bei der Erweite- 
rung ber gefeglichen Erbfolge veränderte fich auch der Begriff des 


b) Livl. RR. a. a. D. Anderer Meinung ift v. Helmerfen (Ab⸗ 
handlungen aus dem Gebiete bes Lioländifchen Adelsrechts Lief. I. ©. 31 fag. 
und Geſchichte des livl. Adelsrechts $. 56), befonders hinfichtlich der Ver— 
gabung, indem er die Erbgutseigenfchaft auch bei der fahrenden Habe an 
nimmt, weil 1) das Wort „gewunnen‘“ im Gap. 45 des mittl. livl. RR, 
(Anm. a) fich angeblich auch auf bas nachfolgende „„varende have‘* beziehe, 
da es fonft heißen müßte: „All gewunnen gudt unde alle varende 
have,‘ und 2) weil im Cap. 15 des mittl, AR, (und auch fonft) unter 
„erfigudt** alles ererbte Vermögen (bewegliches und unbewegliches) ver- 
ftanden werde. Allein in der erftgebachten Stelle ift die Wiederholung bes 
Wörtchens „all“ — wenn man barunter das. Fuͤrwort verfteht — vor 
„varende have‘ feinesweges nöthig, um das „gewunnen“ bloß auf 
„gudt‘ zu beziehen; ja es möchte vielleicht „all“ bier die Partikel fein, 
welche das hochdeutiche „‚gleichwohl“ bedeutet (vergl. 3. Grimm’s 
deutfche Grammatik Th. II. &.286), dann aber wohl auch zur Bezeich— 
nung des Gegenfages gebraucht werben mochte. Daß aber in ber zweiten 
Stelle, in welcher nur vom Bemweife bed Eigenthumsrechts 
‚die Rebe ift, auch bewegliche Sachen, wenn fie ererbt find, Erbgut genannt 
werben, beweift noch nicht, daß das Eigentbum an ererbten Mobilien, in 
Beziehung auf die VBeräußerungsbefugniß des Eigenthü- 
mers, auf gleiche Weife befchränft fei, wie bei Immobilien. Dazu fommt, 
dag auch alle deutfchen Rechtsquellen der älteren Zeit und bes Mittelalters 
darin lbereinftimmen, daß fie die Veräußerungsbefugniß bloß bei Immobi- 
lien befchränten, worüber auch unter ben Germaniften fein Streit ift, fo 
controvers im Uebrigen biefe Lehre ift (vergl, Eihhorn’s deut: 
ches Privatrecht $. 99, 157, 367, Mittermaier’s Privatrecht $. 157, 
Maurenbreher’s Privatrecht $. 214 fgg., und die daſelbſt angef. 
Eitteratur). Ohne triftigere Gründe Tann alfo eine Abweichung des Alte: 
ren liv» und efthländifchen Rechts nicht wohl angenommen werden. 


c) Livländ. RR. Cap. 66. 
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Erbgutes dahin, daß darunter jedes auf dem Wiege der gefeßlichen 
Erbfolge erworbene Gut, — der Erblaffer mochte mit dem Erben 
noch fo entfernt verwandt fein — verflanden wurde ®), und die: 
fen Begriff von Erbgut, praedium avitum seu hereditarium, ſtellt 
auch das fchwedifche Recht auf, indem ed zugleich die Unterfchei- 
dung des Erbgutes und mohlgewonnenen Gutes ausdrüdlich auf 
Smmobilien beſchraͤnkt). In feiner Befugniß, über die Sub: 
ftanz eines folchen Erbgutes zu verfügen, ift der Eigenthümer in⸗ 
fofern befchränft, als er daffelbe zum Nachtheil feiner gefeßlichen 
Erben und ohne deren Einwilligung nicht veräußern darf, es fei 
denn Achte Noth vorhanden, ald welche Gefängnig, Sequefter 
und Armuth (Concurd) angefehen wird, und welche bewiefen 
werben muß. Das Verbot der Veraͤußerung bezieht fich nicht 
bloß auf Vergabung (d. i. unentgeltliche Uebertragung bed Eigen: 
thums), fie mag nun unter Lebenden oder auf den Todesfall ge: 
fchehen, fondern auch auf Verkauf und Verpfändung‘). Das 
ſchwediſche Recht fcheint übrigens die Veräußerung eines Erb: 
guted durch Vertauſchung, ja fogar den Verkauf beffelben 
zu geftatten, es fol jedoch in diefem Falle an die Stelle 
des veräußerten Erbguted dad eingetaufchte Grundftüd, oder 





d) Vergl. das Privilegium des Ordensmeiſters Hermann von Bruͤg⸗ 
genei vom Donnerftage nach Luciä 1546 $. 5 und v. Helmerfen’s 
Rechtsgeſchichte $. 143. | 

e) Zeftamentsftabga vom 3, Zuli 1686 $. 1: „— — — Dage: 
gen aber wird verboten, ohne rechtmäßige Urfache der Exheredirung 
zu teftiren und biöponiren über praedia avita, nah wem ſel— 
bige auhb möchten erbfällig worden ſeyn.“ Vergl. aud) 
Not. c. pag. 155 £k. 

f) Livl. RR. Cap. 45, 66. Teſtamentsſtadga a.a.D. Die im 
lesteren Gefege gemachte Ausnahme von diefen Befchränfungen des Eigen: 
thümers zum Beften milder Stiftungen gehört ins Erbredt. S. unten 
$. 386. 
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der Kaufſchilling treten®); ob. aber letztere bie Natur des 
Erbgutes annehmen"), ift ebenfo beftritten und zweifelhaft, als 
überhaupt die Reception und Anwendbarkeit diefer zulegt ange: 
führten Beftimmungen des ſchwediſchen Rechts‘). Auch fonft 
ift hier die Praxis fehr ſchwankend, und hat hin und wieder, ganz 
im Widerfpruch mit den Grundfägen des älteren Rechts, auch 
den durch gefeßliche Erbfolge erworbenen Gapitalien bie 
Erbgutseigenfchaft beigelegt"). — Weil übrigens die Befugniß 
zur Veräußerung von Erbgütern bloß zum Beften der gefeßlichen 
Erben befchränkt ift, fo faͤllt dieſe Beichranfung weg, fobald der 
Eigenthümer Feine gefeßlichen Erben hat, alfo der lebte feines 
Stammes ift'). Ebendaher ift auch beim Vorhandenfein von 
geſetzlichen Erben die Veräußerung eines Erbgutes nit an ſich 
ungültig, fondern kann nur von den Erben angefochten werden, 
in welcher Beziehung ihnen beim Verkauf das Näherrecht,, bei 
Vergabungen eine Klage auf deren Nichtigkeitserflärung zu: 


ge) Teftamentöftadga &1. 

h) Die Vertheibiger biefer Anficht, namentlih auh € 9. Zim: 
merberg in den Erdrterungen Bd. 1. S. 88 fog., berufen fich auf den 
Sag: Pretium succedit in locum rei, der aber in bdiefer Bedeutung we- 
der in der angeführten Beftimmung der Zeftamentsftadga, noch im gemei: 
nen Recht (ſ. beſ. &.F. Muͤhl enbruch im Archiv für die civitiftifche 
Prarid Bd. XVII. Nr. XI. S. 326 fag. u. 336 fag.) begrfinbet ift. 

i) Vergl. v. Helmerfen’s Abhandlungen Lief. I: ©. 45 fgg., 
und v. Samfon’s Erbfchaftsrecht 8.26 und 39. Unanwendbar find 
aber jedenfalls die Beftimmungen des ruffifchen Reichsrechts Uber die Ge- 
ſchlechtsguͤter (Swod ber bürgerlichen Gefege [Bd. X.] Art. 364—367.), 
zumal fie von gang anderen Principien ausgehen. Vergl. v. Helmer— 
fen a. a. O. ©.47 fog. und v. Samfon a. a. O. S. 436 Anm. u, 

k) Bergl. v. Samfon’s Erbfchaftsrecht ©. 440 fgg., v. Del: 
merfen’s Abhandlungen Lief. J. ©. 49 fgg. 

I) Not, c. a. €. pag.156 2. Vergl. auch noch unten $. 386. 
‚Die Befchräntungen des älteren Rechts (mittt. livländ, RR. Cap. 60 und 
61) bezogen ſich auf Eehngüter und find daher antiquirt. 
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fteht”). Ein in Folge deffen von dem Erben wieder erworbenes 
Erbgut behält feine Natur als folches bei”). 


$. 92. (90) 
Fortfegung. Wohlerworbenes Eigentum nach Livländifchem Landrecht. 


Unter wohlerworbenem oder wohlgewonnenem Gut, bona 
acquisita, wird dasjenige verftanden, welched jemand nicht auf 
dem Wege der gefeglichen Erbfolge erlangt, fondern gefauft, ver: 
dient oder fonft erworben hat”); wohin namentlich auch die 
Früchte des Erbgutes gehören”), deögleichen dasjenige gerechnet 
werben muß, was man durch Geſchenk, Vermaͤchtniß oder fon- 
flige Difpofition auf den Todesfall, — fei es auch von dem näch» 
ften Verwandten, deffen gefeßlicher Erbe man ift“), — erhalten 
hat. Hinfichtlich dieſes wohlerworbenen Gutes hat der erfte 
Erwerber die unbefchränktefte Veräußerungsbefugniß, indem er 
ed, ohne feiner Erben Genehmigung, verfaufen, vergeben, vertes 
fliren und fonft veräußern darf, an wen er will‘). Die Be- 
ſchraͤnkungen, welche in diefer Beziehung das ältere Necht auf: 


m) Lidl. RR. Cap. 45 und 66. Teftamentöftadga $. 1. Die fpes 
cielleren Beftimmungen hierüber gehören in das Erbrecht und Näherrecht. 

n) Zeftamentöftadga $. 3. Zwar wird hier verftattet, über den 
Werth eines folhen „erb- ober näherrechtlich gekauften Grundes ” 
auf den Todesfall willkürlich zu verfügen, was aber von der Praxis nicht 
reeipirt ift. | 

a) Livl. RR. Cap. 67. Bergl. Cap. 45. Teſtamentsſtadga $. 1. 

b) Zeftamentöftadga a. a. O. 

ec) Die damit zum Theil nicht uͤbereinſtimmenden Vorſchriften des 
ruffifchen Rechts ($. 91 Anm, i) find unanwendbar, 

d) Livl. AR. Cap. 45. Daf. Gap. 67: „Wat gudes överst ein 
man kofft, edder vordenet, edder vorworven hefft, dat mach. he vor- 
köpen, edder vorsetten, sünder syner erven vullworde.“ Teſt. St. 
$.1: Esift zuläffig, an wen man will, zu teflamentiren — — alle wohl: 
gewonnene Gründe.“ Not. c. pag. 156 ££, 
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ftellt*), find antiquirt); von einer noch practifchen Ausnahme 
binfichtlich der Difpofition auf den Todesfall zum Beften un- 
mündiger Kinder des erfien Erwerbers®), wird in dem Erbrechte 
die Rebe fein. 


$. 93. (91.) 
Fortſetzung. Nigifches Stadtrecht *). 


Wiewohl das rigifche Stadtrecht nicht geradezu zwifchen er- 
erbtem und wohlerworbenem Vermögen unterfcheidet, fo ift ihm 
doch weber der Begriff des Erbgutes, noch die Beſchraͤnkung des 
Rechts zur Veräußerung deffelben fremd. Zwar Fönnte namlich 
aus einigen Beftimmungen des rigifchen Stadtrechts gefchloffen 
werben, ald wenn es in biefer Beziehung nur zwifchen bewegli- 
hen und unbeweglichen Sachen unterfcheide, und, wie es bei 
erfteren dem Eigenthümer die freie Difpofition, namentlich durch 
Schenkung und Zeftament, verftattet, fo bei den liegenden Grün: 
den und dem erbfeften Eigen ſolches, ohne der nächften Erben 
Bewilligung, unterfagt). Allein an einer anderen, beflimm:- 
ter lautenden Stelle ®) wird diefe Beſchraͤnkung des Eigenthümers, 


e) Livl. RR. Cap. 45. Vergl. auch Cap. 33 und 61. 

f) ©, oben $. 40 und vergl, v. ——— s Anmerkungen zu 
ben angef. Capiteln DEERR: 

g) Teflamentöftadga $. 2, e. unten 6 387. 

a) ©. überhaupt ©. 9. Bimmerberg, Bemerkungen über bie 
Erbgutseigenfchaft und die eheliche Gütergemeinfchaft nach rigifchem 
Stadtrecht, in ben Erörterungen Bd, I. S. 78-96. 

- ‚b) Rig. SER. B. 111, Tit.4 9.4, Tit. 16 5.2. B. IV. Zit.1 9.2. 
ec) B.IH. Tit. 11 $.4: „Was beyde annoch lebende Eheleute an 
unbeweglichem Erbe kaufen, folches find fie wieder zu verkaufen, zu vertau- 
ſchen, zu verpfänden und zu vergeben, ohne Semandes Einrede, mächtig, fo 
lange fie beyde leben: Stuͤrbet aber einer ihrer, ſo heißet es Erbguth, 
und mag weder von dem Maunne, noch der Frauen, keinerley Weiſe ver- 
J. 
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und zwar nicht nur in Beziehung auf Schenfung und Verteftis 
rung, fondern auch auf jede andere Veräußerung, namentlich 
durch Verkauf, Vertaufhung, Verpfändung, nur auf Er b guͤ⸗ 
ter ©) bezogen, fo daß dem erften Erwerber auch von Immobis 
lien die freie Difpofition und Veräußerung derſelben geftattet 
wird‘). Zugleich wird aber an demfelben Drte der Begriff von 
Erbgut erweitert. Es wirb namlich ein von zwei Ehegatten in 
der Ehe durch Kauf erworbene Immobil, fobald einer der Ehe: 
gatten flirbt, für Erbgut erklärt, fo daß der überlebende Ehegatte 
die freie Beräußerungsbefugniß verliert, und an die Einwilligung 
der Erben gebunden wird). Uebrigens wird auch hier der Fall 
der „hohen Noth“ ausgenommen, welche jedoch bewiefen wers 
den muß?®). 


$. 94. (92.) 
Fortſetzung. Efthländifches Landrecht und Lübifch = reval’fches Stadtrecht. 


Das ältere efthländifche Landrecht ging von denfelben Grund: 
fägen aus, wie das livlaͤndiſche; es unterfchied auch nur bei Im⸗ 





äußert werben, ohne ber Erben Urlaub; es wäre dann die hohe Noht, welche 
man zu beweifen fchuldig iſt.“ 

d) Ohne Grund befchräntt Zimmerberg a. a. D. ©. 83 fg. bie 
Erbgutseigenfchaft bloß auf die in gerader Linie vererbten Immo: 
bilien. 

—) Zimmerberg a. a. O. S. 84 fgg. weiſt nad, daß ein Immo⸗ 
bil theils Erbgut, theils wohlerworben Gut ſein kann. 

f) Die Frage, ob ein dem erſten Erwerber noch nicht gerichtlich auf: 
getragenes Immobil nach deffen Zode Erbgut werde, wird von Jim: 
merberg a. a. O. S. 90 fgg. bejaht. Wgl. unten $. 126. 

g) Von der Verpflichtung zum Anbot der zu veräußernden Erbguͤ⸗ 
ter an die nächften Erben (rig. SER. B. III. Tit. 11 $. 5) wird ne 
Lehre vom Naͤherrecht ($. 185) die Rebe fein. 
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mobilien ererbte und wohlerworbene, und unterfagte dem Eigen— 
thümer jede Veräußerung ber erfteren ohne der nächften Erben 
Urlaub °). _ Diefe Grundfäge finden fich auch noch im Ritter; 
und Landrecht") feftgehalten, welches überdies auch dasjenige, 
„was ein Mann an liegenden Gründen mit feiner Frau freiet”, 
alſo die als Mitgabe eingebrachten Immobilien, zum. Erbgut 
rechnet‘). — Im MWefentlichen damit übereinftimmend war 
auch das ältere Lübifche Recht‘), deſſen Grundfäge auch noch in 
ben revibirten lübifchen Statuten vom 3, 1586 fich erhalten ha; 
ben) und auch in Reval mindeftens bis in die Mitte des acht: 


. a) Waldemar» Erich’fches Lehnrecht Art. 23, wörtlich uͤbereinſtim⸗ 
mend mit dem oben $. 91 Anm, a. angeführten Gap. 66 des mittleren 
livl. Ritterrechts. 

b) 8. II. Zit. 11. Art. I. S. auch Tit. 2. Art. 1. Daß au 
das R, und ER. nur bei Immobilien zwifihen Erbgütern und wohlers 
worbenen Gütern unterfcheibet, ergiebt fich deutlich aus B. IV. Zit. 14, 
Art, 1: „Willjemand unbeweglidhe Erbgüter und Gründe, 
die durch Erbgang von der Schwerts oder Spillfeite auf ihn verſtammt 
feyn, verkaufen, der fol fie vor allen Dingen anbieten feinen naͤheſten 
Erben.” A. M. iſt v. Helmerſen inf. Abhandil. Lief. I. ©. 56 fgg. 

ec) R. u. KR. B. III. Tit. 11. Art. 1. In der aͤlteren Praxis 
(1679, 1687) finden ſich Spuren der Anwendung des Grundſatzes des 
fächfifchen Rechts, daß zum Begriff des Erbgutes nicht eine einzelne Wer: 
erbung genüge, vielmehr erfordert werde, daß das Gut bereits vom Groß: 
vater erworben ſei. Vergl. Riefenfampff’s Mearginalien bei 
Ewers ©. 528, 537, 557. 

d) Statt alles Anderen genüge es, bier auf die £reffliche „Darſtel— 
lung des Rechts der Erbgüter nach Alterem luͤbiſchen Rechte, von C. W. 
Pauli" (Abhandll. Th. 1. Lübel 1837. 8.) zu vermeifen. 

" e)B.I. Tit. 10. Art.2undd, S. auch Tit. 5. Art.8 und 9, 
und. 111. Zit. 7. Art. Lund 2, Mevius, eomment, in ius Lube- 
cense ad Art. 6. Tit. 10.1.1. 8war fcheinen einige Stellen dafür zu 
fpeeihen, daß auch bei beweglichen Sachen zwifchen ererbten und wohlerr 
worbenen zu unterfcheiben fei, namentlih B. I. Tit. 9. Art. 4; wornach 
einer Wirtwe die Donation, von fahrender «Habe, fofern fie. erworben, 
geftattet, die Verſchenkung von ‚‚Erbgut’’ aber verboten iſt. Der Grund 

e 13 * 
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zehnten Jahrhunderts practifch waren”). Seit diefer Zeit — 
und im Landrecht wohl fchon früher 8) — fing aber der Begriff 
des Erbgutes an, ſich zu verändern. Die nächfte Veranlaffung 
dazu) möchte die Anficht gegeben haben, daß das für ein ver: 
aͤußertes unbewegliches Erbgut gelöfte Gapital auch die Erbguts- 
eigenfchaft behalte). Dies führte bald zu der weiteren Folge- 
rung, daß das Recht der nächften Erben überhaupt auf alles 
durch gefegliche Erbfolge erworbene Vermögen, ohne Unterfchied 
ded beweglichen und unbeweglichen, gehe. Auf diefen Grund: 
faß geftügt, hat — durch eine feit Länger denn einem halben 
Zahrhundert conftante und unbeftrittene Praris, und zwar voll; 
fommen übereinftimmend im Landrecht und im Stadtrecht — 


der Befchränkung liegt hier aber nicht in der Erbgutseigenfchaft, fondern 
in der befchränften Difpofitionsfähigkeit des weiblichen Gefchlechts, als 
ſolchen; denn nach derfelben Stelle darf eine Frau felbft Wohlgewonnenes 
nur mit der Erben Einwilligung gültig veräußern. Damit ftimmt über 
ein B. IT. Tit. 1.Art. 14, Daß im B. J. Zit. 10. Art. 6. das Erbgut 
buch „allerhand Gut, welches einem Manne anfallen mag von feis 
nen Eltern 26.’ befinirt wird, — worauf Stein (Abhandlung des Lüb. 
Rechts Eh. II. 6. 59—67 ©. 82—97) bei Vertheidigung ber entgegen= 
gefegten Anficht fo viel Gewicht legt, — beweiſt mithin keinesweges, daß 
unter dem „allerhand Gut nothwendig auch Mobilien mit verftanden 
werben. Vergl. überhaupt Pauli a. a. D. S. 183 fgg. 


f) Dafür fprechen eine Reihe von Präjubicaten des Revaler Rathes 
bis zum Jahre 1759. ©, Har pe's Repertorium s. v. Erbftüd und Zefta- 
ment. 3b. IV. S. 483 fgg. u. Bd. XIII. ©. 171. ©. auch unten. 188 fg. 

g) S. unten Anm, i. 


h) Als entferntere veranlaffende Gründe mögen auch bier diefelben 
Umftände mitgewirkt haben, welhe Pauli a. a. O. S. 193 fgg. ale Mo: 
tive der gleichen Veränderung des Erbgüterrechts in Luͤbeck annimmt. 

i) ‚Herbeigeführt wurde dieſe Anficht hoͤchſt wahrfcheintich durch bie 
fchwebifche ZTeftamentsftadga v. 3. 1686 $. 1. ©. oben$. 91. Spu: 
ven davon finden fich in der efthländifchen Iandrechtlichen Praxis ſchon zu 
Ende des 17. und im Anfange des 18, Jahrhunderts. Riefen- 
tampff’s Marginalien &, 526 fg. 
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die Lehre vom Erbgute fih vollkommen neu geftaltet!). Die 
Erbgutseigenſchaft haftet nämlich darnach nicht mehr an einzel: 
nen, beftimmten Gegenftänden, die dadurch ihrer Subſtanz nad) 
der Difpofition des zeitigen Eigenthümers entzogen wären, fon- 
dern die Befchränfung des Eigenthümers betrifft nur. den Werth 
ſeines ab intestato') ererbten Vermögens, und wird. zunächft 
nur bei Difpofitionen auf den Todesfall wirkſam: durch fold, 
darf nämlich der Erblaffer den Werth des ererbten Vermögens ſei⸗ 
nen nächften gefeßlichen Erben weder entziehen, noch fchmälern. 
Veräußerungen unter Lebenden dagegen find unbefchränft, fie 
mögen durch Schenkung”), Vertauſchung, Verkauf oder Ver: 
pfändung geſchehen; nur bag beim Verkaufe von ererbten Smmo: 
bilien noch ein Retract dernächften Erben vorkommen kann"). 


$. 95. (93.) 

Fortfegung. Bauerrechte. 
Das liv- und efthländifche Bauerrecht Fennt gleichfalld die 
Eintheilung des Vermögens in rechtmäßig erworbenes und er: 


k) Es tft eine böchft intereffante Erfcheinung, daß fich diefe Um— 
geftaltung in ihren Refultaten in Reval und Efthland ganz in berfelben 
Weiſe gemacht hat, wie in Lübel (Pauli a.a.D. S. 181 fg.), fo daß 
man einen bireeten Einfluß der lübifchen Praris auf die reval'ſche — 
trog der entgegenftehenden Anficht des Mevius (f. oben Anm. e.) — 
noch im 18, Sahrhundert anzunehmen fich verfucht fühlen möchte, 

I) Die Praris neigt fich übrigens zu der Anficht, daß auch das dem 
nähften gefeglihen Erben durch Zeftament hinterlaffene wohl 
erworbene Gut Erbgut werde, wenn ber Zeftator nicht ausdruͤcklich dem 
Erben unbefchräntte Difpofitionsfähigkeit über daſſelbe eingeräumt. 

m) Wenigfteng iſt dies noch im 3. 1844 in einem Urtheile des efth- 
ländifchen Oderlandgerichts ausgefprochen worden, obfchon die Anficht die= 
fer Behörde nicht Lange vorher (1839) in Betreff diefer Frage abweichend 
war. Die ftadtrechtliche Praris räumt bei der Schenkung ererbter Im— 
mobilien und Gapitalien unter Zebenden den nächften gefeglichen Erben ein 
Widerfpruchsrecht ein. 

n) S. unten $. 179 fgg., 188 fo. 
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erbtes oder angeerbted. Das livländifche legt die Erbgutseigen- 
fchaft bloß Immobilien bei, und verbietet die Vergabung bes 
Erbgutes (unter Lebenden, wie auf den Todesfall) zum Nadh- 
theil der Verwandten”). ine Beſchraͤnkung der Veräußerung 
durch Verkauf oder fonft einen Iucrativen Titel findet fich nicht ; 
auch kennt das livlaͤndiſche Bauerrecht Fein Näherrecht der ge- 
feßlichen Erben’). — Das efthländifche Bauerrecht fcheint der 
Regel nach) gar Feine Befchränfung der Difpofitionsfähigkeit 
über ererbted Vermögen ‚als folches, zu Gunften der gefeßlichen 
Erben anzunehmen ®), 


$. 96. (94.) 
b) Getheiltes und ungetheiltes Eigenthum. 


Die Eintheilung des Eigenthums in getheilted und ungetheil: 
tes, und des erfteren in Ober» und Nugungdeigenthum 


a) Wenigftens kann $. 389 der livl. BB. in Verbindung mit dem 
6. 422 ebendaf. nicht wohl anders verftanden werden, In ber erfteren 
Stelle heißt es: „Der Livländifche Bauer hat das Recht, über fein rechts 
mäßig erworbenes bewegliches (jedoch nicht über fein ererbtes unbeweglis 
ches) Vermögen zum Nachtheil feiner nächften Anverwandten — — zu 
diſponiren,“ in der lesteren: „Wenn ein livländifcher Bauer ober Bäuerin 
auf ihren Zodesfall über ihr erworbenes oder ererbted bewegliches Vermoͤ⸗ 
gen verfügen will: fo müffen fie ihren Kindern ꝛc. einen Pflichttheil hin⸗ 
terlaffen.” In wie weit über wohlerworbenes unbewegliches Vermögen 
verfügt werden darf, ift bier demnach unbeftimmt gelaffen. Indeß muß 
wohl angenommen werben, daß hier die Grundfäge bes Livländifchen Land» 
rechts fubfidiarifch entfcheiden. Livl. BB, $. 351 und f. überhaupt un: 
ten $. 443. 


b) ®Bergl. livl. BB. $. XII. 


e) Eine anderweitig betingte Ausnahme enthält das efthl. BEB. 
6. 161. ©. unten $. 443, E 


d) Eſthi. BER. $. 134. 
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(dominium directum et utile) ift im heutigen Recht von geringe: 
rer Bedeutung, ald ehedem, wo in Liv: und Efthland alles Pri- 
vateigenthum an Landgütern nur Nugungseigenthbum, naͤmlich 
Lehnseigenthum, war, und das Obereigenthum dem Bandes: 
herrn zuftand®). Erſt in der Folge, wiewohl ſchon während. 
der bifchöflichen und Ordensherrſchaft, wurden einzelne Lehnguͤ— 
ter allodifieirt®). Die Kaiferin Gatharina I. aber hob alles 
Lehnrecht völlig und für immer auf, und verwandelte, durch Ver: 
zichtung auf das landesherrliche Obereigenthum, alle Lehngüter 
in allodiale Erbgüter‘), über welche fie den Eigenthü- 
‚mern bie freiefte Difpofition verftattete®), ohne übrigens dadurch 


a) v. Helmerfen’s Abhandlungen, Lief. I. ©. 65 fgg. Deffen 
Gefchichte des livländ. Adelsrechts, bef. 5.4,16,28. C. Neumann in 
den Erdrterungen Bd. III. &. 301 fgg. 

b) Bergl. v. Helmerfen’s Geſchichte des Adelsrechts F. 29, 
127, 152. \ | 

ec) Es bedarf Faum der Bemerkung, baß hier das Wort Erbgut 
in einem anderen Sinne genommen wird, als in den $$. 91 fgg., und bloß 
ben Gegenfas zum Lehngut bezeichnen fol. Vergl. Übrigens auch 
noch oben $. 79a. €, 

d) N. u. vom 3. Mai 1783: „Es ift bekannt, daß nach den aͤl— 
teren ruffifchen Gefegen in Unferem Reiche zwei Arten von unbeweglichen 
Gütern unter dem Namen ber Dienftgüter (mombemsa) und Erbgüter 
(Bomunubl) beftanden. Die Schwierigkeiten und Mißverſtaͤndniſſe, wel— 
che aus der Verfchiedenheit diefer Güter und der Erbfolge in diefelben ent: 
ftanden, find mittelft ukaſes der wohlfeligen Kaiferin Anna Joannowna 
vom 17. März 1731 aufgehoben, indem diefe beiden Arten von unbemweg- 
lichen Gütern unter die eine Benennung Erbgüter geftellt, die Dienftgüs 
ter abgefchafft, und fo das Eigenthumsrecht und die freie Verfügung über 
das Vermögen, zum Beften Unferer Unterthanen, erweitert wurde, Von 
allen Unferem Scepter unterworfenen Provinzen nahmen nur das rigifche 
und reval’jche Souvernement, wegen ihrer befonderen Verfaffung, an dies 
fer landesherrlichen Gnade keinen Theil; und das Dienftgüterrecht, wel: 
ches dort unter bem Namen des Mannlehnrechts bekannt ift, befteht dort bis 
zu diefer Zeit in feiner Kraft, Indem Wir barin willigen, baß Unfere 
treuen Unterthanen, welche diefe Gouvernements bewohnen, in vollem 


& 
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die Rechte der nächften Erben ($. 91) zu fchmälern®). Gegen: 
wärtig kommt, — da auch die römifchsrechtlichen Inftitute der 
Emphyteufe und Superficies faft gar nicht practifch find, und 
bie VBerhältniffe zwifchen Gutsherrn und Bauern in Betreff der 
Bauerländereien auf Pachtverträgen beruhen‘), — die Lehre 
vom getheilten Eigenthum faft nur noch bei dem ftäbtifchen 
Grundzins®), bei der Leibzucht der Ehegatten"), und bei den 
Paftoratöländereien in Betracht, an welchen leßteren ein neueres 
Geſetz') den Predigern ein domiaium utile ausdrüdlich zuer⸗ 
Fannt hat"). 


Maße gleiche Vorteile und Vorzüge mit den übrigen genießen, befehlen 
Wir, daß von jegt an in dem rigifcehen und reval’fchen Gouvernement nur 
eine Art von Gütern, unter bem Namen Erbgüter, beftehen ſollz und fols 
len demzufolge alle Manntehngüter in einfache Erbgüter (mpamsıa 
HacabAacmBeHHpIA) verwandelt werden, und Jeder diefelben benugen und 
darüber verfügen dürfen, wie bie dortigen, von Unferen Vorfahren und 
von Uns beftätigten Geſetze es geftatten,” 


e) Zu weit dehnt wohl bie Wirkungen der Allodification aus A. 
Schwartz im Inland Jahrg. 1839 Sp. 275 fgg. Vergl. überhaupt 
noch unten $. 366. 


f) Livl. BB. $. VI. und 479. i Eſthl. BGB. F. 194. 
g) Rig. StR. B. IN. Tit. 13. S. unten $. 143 fg. 
h) S. unten das Familienrecht, beſonders $.267 und 271 fg. 


i) Zunaͤchſt gefchah dies in Beziehung auf die fog. Paftoratswidmen 
in Curland durch das Allerhöchft beftät, Reichsrathsgutachten vom 26. 
Dechr. 1840, welches Gefes durch ein gleiches Gutachten vom 26. Dcto- 
ber 1842 auch auf Livland ausgedehnt wurde. Da übrigens dadurch nur 
das gemeine Recht beftätigt wird, fo muß auch für Efthland daffelbe an: 
genommen werden, 


k) Ueber das dominium utile, welches der Stadt Riga im Corpus 
privilegiorum fowohl Stephans Bathori v. 3. 1581, ald Guftau Abolphs 
v. 3.1621 an der Düna zugefprochen wird, vergl, unten $. 102 Anm. b. 


Fri 
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$. 97. (95.) 
ce) Allein⸗ und Gefammteigenthum. 


In einer anderen , alö der im vorhergehenden $. angegebenen 
Bedeutung fommen die Ausdrüde getheiltes und unge: 
theiltes Gut in den ſchwediſchen Rechtöquellen vor, indem 
fie auf die Güterrechte der Ehegatten und die im ſchwediſchen 
Rechte begründete particuläre Gütergemeinfchaft *), welche jedoch 
in Liv⸗ und Efthland nicht practifch ift?), bezogen werden. Un: 
ter getheiltem Gute wird nämlich das jedem Ehegatten befonders 
gehörige, unter ungetheiltem das in ber Gütergemeinfchaft be» 
griffene Gut verftanden. Daß übrigend das Inſtitut der ehe: 
lichen Gütergemeinfchaft ſowohl hier, als in dem rigifchen und 
lübifchen Stadtrechte") auf der Kehre der Germaniften von einem 
Gefammteigenthum beruhe, laßt fich nicht nachweifen, 
und fcheint diefe Lehre unferen Privatrechten überhaupt fremd zu 
fein. Denn was etwa dahin Deutendes in den ſchwediſchen 
Fotſtgeſetzen 9) vorkommt, iſt in Liv- und Eſthland nicht reci— 
pirt®), und zur Erklärung der NRechtöverhältniffe bei Gemeinde: 


a) &. unten das Familienrecht. 
b) v. Samfon’ 8 Erbfchaftsrecht $. 197 Anm, a. und unten $. 263. 
c) ©. das Familtenrecht im vierten Bud, 


d) König. Wald » und Bufchorbnung vom 20. Auguſt 1664. 

e) Wenn auch in.früheren Zeiten in bdiefen Provinzen Marten 
beftanden haben mögen, fo find fie doch jest, bis auf die wenigen Ges 
meindegüter der Städte ($. 79), gefchwunden. Zulegt beftanden nod) 
mehreren Gütern gemeinfchaftlich gehörige Waldungen, Weiden, Sümpfe 
ac. auf der Infel Defel; binfichtlich ihrer ward aber in den Allerhöchft 
beftätigten Revifionsregeln vom 24. Mai 1766 $. 29 verordnet, daß fie 
bei der Vermeſſung der Provinz (f. oben $. 83) unter die Intereffenten 
nach Verhaͤltniß vertheilt werden follten, wodurch jede Gemeinfchaft ber 
Art auch dort aufgehoben wurde. 
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gütern?) bedarf es gerade ber Theorie von einem Gefammteigen- 
thum nicht ®). 


$. 98. (96.) 
3) Das Nugungsreht an Immobilien und beffen RER 
a) überhaupt. 

Das im Gigenthum am Grund und Boden liegende Nutzungs⸗ 
recht bezieht fich nicht bloß auf die Oberfläche deſſelben, fondern 
erſtreckt ſich auch auf alle im Schooß der Erde und oberhalb des 
Bodens befindliche Sachen. Namentlich wird fehon durch das 
Privilegium Sigismund” Auguft3*) dem livländifchen Adel das 
Eigenthumsrecht an den auf dem Grunde und Boden befindlichen 
Waldungen und deren Nutzung zugefprochen. Die ruffiichen 
Geſetze beftätigten dies nicht nur dem Adel überhaupt), fondern 
behnten deſſen Eigenthumsrecht auch auf alle im Innern der 
Erde und in den Gewaͤſſern enthalfenen Sachen, namentlich alle 
Mineralien, aus‘). In der Folge wurde das Eigenthumsrecht 
an Srundftüden in dieſem Umfange auch allen übrigen freien 
Unterthanen des Reichs verliehen), was jedoch in unfern Pro- 
vinzen hinfichtlich derjenigen Nußungsrechte Ausnahmen erleidet, 

welche insbeſondere und ausfchließlich den Landguͤtern, oder nur 


f) ©. oben $. 79. 

g) Vergl. Eihhorn?’s Einleitung in das deutfche Privatrecht 
$. 168, 169, befonders aber: L. Dunder, das Gefammteigenthum. 
Marburg 1843. 8. 

a) Art. 13 und 21. 

b) Man. vom 22, September 1782. Adelsordnung vom 21. April 
1785 $. 34. 

c) Man, vom 28. Juni 1782. Adelsordn. $. 33. 

d) Man. vom 12. December 1801, S. überhaupt Swod ber bürs 
gerlichen Gefege Art. 391—33. ' 
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Grundftüden von gewiſſem Umfange zuftehen‘). Eine Befchrän- 

‚tung der Nusungsrechte am Privateigenthum durch Regalien if 
dem liv- und effhländifchen Rechte fremd. Wohl aber finden 
manche Befchränfungen deſſelben aus Gründen ded Gemein: 
wohls und aus Rüdficht auf die Rechte der Nachbarn ftatt, und 
von biefen muß hier gehandelt werben. 


$. 99. (97.) 


b) Befchränkungen der Nutzungsrechte aus Gründen des Gemeinwohls : 
a) Abtretung des Grundeigenthums, insbefondere zu ARE | 
und Wegen. 


Der Grundeigenthiümer muß bisweilen, wo das Gemein: 
wohl?) es erfordert, Die Nutzung feined Grundeigenthums aufges 
ben, ja daffelbe zu öffentlichen Zwecken, gegen einen vom Eigen: 
thümer felbft beftimmten, bei übermäßigen Forderungen durch 
Schiedsrichter abzufchägenden Erſatz, ganz abtreten®), — Er: 


e) ©. oben $. 86 fg. 


a) In den ergänzenden Beftimmungen zur livl. BB. b. 1846 $. 56 
beißt es: „Will der Eigenthümer des Hauptgutes eine dem gangen Grunds 
befig zu gute kommende Verbeſſerung, z. B. duch Entwäfferung, Ans 
legung von Wegen, Erbauung einer Mühle u. f. w. unternehmen, fo 
muß er, wenn er zu biefem Behufe eines Theiles des dem Bauern ver⸗ 
kauften Landftücdes bedarf, mit dem Beſitzer dieſes Grundftädes fich über 
eine Erpropriation gütlih vereinbaren.” Bier findet demnach 
fein Zwang zur Erpropriation flatt, weil bloß Privatintereffe — nicht 
Gemeinwohl oder Staatsintereffe — im Spiel ift. 

b) Livländifche Landtagsordnung vom 3.1827 8.15: „— — fol 
ſich auch ein jeder Abwefende das gefallen laffen, und fich dem unter: 
werfen, was die Gegenwärtigen als einen Landtagsfchluß feſtgeſetzt haben, 
— — Nur muß ein folcher Landtagsfchluß nicht die Aufopferung ber 
Wohlfahrt oder der Rechte eines Individui, zum Beſten der ganzen Rits 
terfchaft, betreffen; als auf welchen etwaigen Kal das Individuum das 
Recht hat, zu verlangen, daß es, — nach gütlicher Vereinbarung, oder, 
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propriation — was namentlich bei öffentlichen Bauten, und 
insbefondere bei der Anlegung von öffentlichen Plägen (in den 
Städten), fo wie von Landfiraßen und Wegen geſche— 
hen kann °). 


Man unterfcheidet in Liv» und Efthland hauptfächlich drei 
Gattungen von Wegen: 1) die großen Heer: ober Poft: 
firaßen®), 2) die Communications: und Kirchen: 
wege, zu welchen alle übrigen, nicht auf das Gebiet eines ein« 


in Ermangelung berfelben, nach bem Erfenntniß inappellabler Schieds⸗ 
richter, — binlänglih von ber Nitterfchaft entfchädigt werde.” Im 
Uebrigen müflen bier wohl die Beftimmungen des neueren ruffifchen Rechts 
über Erpropriation und Entfchädigung für diefelbe in Anwendung tre= 
ten, namentlich wenn die Abtretung zum Beſten des Staates geſchieht. 
Swod ber bürgerlichen Geſetze (Bd. X.) Art, 488 -65605. 

c) ©, über Landſtraßen und Wege überhaupt die livlaͤndiſchen Lan⸗ 
desordnungen v. 22. September 1671 Abfchn. VII.5 das Memorial der 
liolaͤnd. Gouvernementsregierung, welches auf Veranlaffung des N. U. vom 
vom 23. (S.U. vom 29.) Mai 1797, welcher die Einrichtung der Wege 
im ganzen Reiche nah dem Mufter der Livländifchen (curländifchen und 
litthauifchen) anorbnete, verfaßt ward, und dem ©. U. vom 31. Auguft 
1797 beigelegt ift; efthländ, R. und ER. B. VI. Zit. 6, efthländifches 
gouvernementliches Brüdenplacat vom 12. Auguft 1671, Inftruction für 
die Hakenrichter v. 23. April 1845 8. 111 fgg. und Nielfen’s Hands 
buch der Polizeigefege Th. I. S. 54—62. 

d) Diefe find: 1) die ft, peteröburgifche Poftftraße, von ber curs 
ländifchen Gränge an über Riga, Wolmar, Walt, Dorpat, bis Narwa; 
2) die mostau’fche oder Dünaftraße, von Riga an, längs der Düna, bis 
zur Emftfchanze an der Gränze des Livländifchen und mwitebskifchen Gou—⸗ 
vernements; 3) die pernau’iche Strafe von Riga über Wolmar nad 
Pernau, und als deren FKortfegung 4) die reval’fche über Hallik ꝛc. 
bis Reval, und von dba weiter bis zur Wereinigung mit der ft. peteröbur- 
gifhen Straße bei Jewe; 5) bie pleskau'ſche Straße, von Riga bis 
Gulben auf ber fl. petersburgifchen Poftftraße und von da bis Neuhaus 
fen, an ber Gränge des livländifchen und pleskau'ſchen Gouvernements; 
6) bie doͤrpt⸗ reval’fche, von Dorpat über Wefenberg bis zur Station 
Pobdrus auf der reval'ſchen Poftftraße. Vergl. das Livländ. Regierungss 
patent vom 2. September 1810. 
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zelnen Grundeigenthuͤmers befchränkten Wege gehören, und zwar 
a) diejenigen, durch welche die einzelnen Städte in den Provinzen 
unter einander, fo wie mit denen der benachbarten Gouverne- 
mentd verbunden werben Gandſtraßen), b) diejenigen, die 
von den Gütern, Dörfern und Gefinden eines Kirchfpiels zu der 
Kirchſpielskirche führen (Kirchenwege), c) die die einzelnen 
Kirchen, fo wie die einzelner Güter "unter einander verbindenden 
Wege, und ſolche, welche die ebengebachten, desgl. die Kirchen: 
wege mit den Poft: und Landftraßen in Verbindung feßen (Com: 
municationdsmwege im engeren Sinne)®); 3) die in dem Be: 
reiche eines einzelnen Grundeigenthümers liegenden Wege (Pri: 
vatwege)‘). Nur die legteren dürfen nach Belieben des Grund: 


Pr 


e) Vergl. das Memorial vom Jahre 1797 8.1. und v. Bubben= 
brod’s8 Sammlung der Gefege Bd. II. S. 609 und 653 fg. Eſthl. 
R. und LR. V1,6,1.3. Eſthl. BGB. $. 216. 

f) Daß die Eintheilung der Wege in diefe drei Hauptgattungen er= 
fchöpfend ift, und daß namentlich alle Lantftraßen, auch die größeren, wenn 
fie nie Poftftragen find, keine befondere Gattung von Wegen bilden, 
fonbern zu den Sommunicationewegen gehören, ergiebt fich aus ben Pas 
tenten der livländ. Gouvernementäregierung vom 20. Zuli 1787, vom 14. 
Auguft 1797, vom 7. Aprit 1799 (bier wird namentlich, nach Anlegung 
der neuen pernau’fchen Poftftraße Uber Wolmar, die bisherige alte per- 
nau’fche Poftftraße längs dem Strande für einen Gommunicationsweg er- 
lärt), vom 21. März 1800 u.a. m. Als eine neue, vierte Gattung 
kann man übrigens die Ghauffeen betrachten, deren Bau in Livland 
feit Kurzem begonnen hat, und welche nach den in dem Swod ber Gefese 
über Wegecommunicationen enthaltenen Beftimmungen zu beurtheilen find. 
— Durd ben namentl, Ukas vom 24. März 1833 wurden fämmtliche 
Wege im ruffifhen Reiche in fünf Glaffen getheilt: 1) Hauptcommunica⸗ 
tionsftraßen, 2) große Gommunicationsftraßen, 3) gemöhnliche Poſtſtra⸗ 
Ben aus. einem Gouvernement in das andere, 4) Pot: und Lanpdftraßen 
gur Verbindung von Kreifen und 5) Dorf» und Feldwege (Swod ber 
Gefege über Waſſer- und Wegecommunicationen Bb. XII. Art. 10). Diefe 
Eintheilung hat indeß auf bie Sommunicationen in Liv- und Efthland 
keinen wefentlichen Einfluß; denn mwiewohl die oben in der Anm. d un, 
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eigenthuͤmers in ihrer Richtung und ihrer Anlage uͤberhaupt ver⸗ 
aͤndert, ſo wie auch ganz geſchloſſen werden, die Kirchenwege 
nur mit Genehmigung des ganzen Kirchſpiels auf Kirchencon⸗ 
venten, die Gommunicationdiwege nur mit Genehmigung ſaͤmmt⸗ 
licher Sntereffenten und unter Betätigung der Gouvernements⸗ 
obrigkeit, die Land = und Heerftraßen zum Theil nur auf Anord⸗ 
nung noch höherer Autorifäten®). | 


$. 100. (98.) 
Fortfegung. Bau und Unterhaltung der Wege. 


Die Verpflichtung zum Bau und zur Unterhaltung der Wege 
im gehörigen Stande*) ift eine Neallaft, welche auf den Bauer: 


— 





ter Nr. 2. angegebene moskau'ſche oder Duͤnaſtraße und die Straße von 
Riga bis zur curlaͤndiſchen Graͤnze zu den Wegen zweiter Glaffe gerech⸗ 
net werden (Swod a. a. O. Art. 14), ſo iſt dadurch in Betreff des Baues 
und der Benutzung dieſer Wege in rechtlicher Beziehung nichts geaͤndert 
worden. 

g) Livland. Regierungspatent vom 20. Juli 1787 $. 4. Vergl. auch 
das efthländ. Brüdenplacat von 1671 $. 11 und den Swod ber Gefege 
über Waffers und Wegecommunicationen (Bd. XIL) an mehreren 
Stellen. 

a) Ueber bie Art und Weife, wie in Beziehung auf das Zechnifche bie 
Wege zu bauen und zu repariren find, vergl. die Livländ. LD. von 1671 
a. a. D., das efthländifche Brücdenplacat vom 12. Auguft 1671, die Inftr, 
f. d. Hafenmeifter v. 1845 $. ILL fgg. und verfchiedene Regierungspatente 
(die livl. |. bei Nielfen a.a.D.), befonders aber das Allerhoͤchſt be= 
ftät. Memorial vom 13. December 1817 und den Swod ber Gefege über 
Wegecommunicationen (Bd, XII.) Art. 575 fgg., vergl. mit dem livl, Res 
gierungspatent vom 27. Februar 1818. Dinfichtlich der Breite der Stra- 
Ben fchrieb das Altere Provincialrecht überhaupt vor, daß fie fo weit fein 
müßten, daß zwei Wagen einander bequem vorbeifahren könnten, für die 
größeren Landſtraßen war eine Weite von 1% ſchwediſchen Ellen ober 6 
zuffifchen Faden beftimmt (livländ. RR. Cap. 170, efthländ, R. und EM, 
VI, 6,3. Livl. 2D. Abſchn. IV. $. 5, 6. Memorial vom 29. Mai 
1797 6. 2. Patent vom 7. April 1799 a. E.). Die in den neueren 


Tit. 4. Art. 1. Eigenthum an unbewegl. Sachen. $. 100. 207 


länbereien ruht, und nad) Berfchiedenartigkeit der Wege verfchie- 
den vertheilt ift?). Namentlich find 

1) die. Poſtſtraßen, ſowohl in Beziehung auf ihre Ausdeh: 
nung, ald auf ihre natürliche Befchaffenheit genau vermeffen und 
taxirt), und deren Bau und Unterhaltung nach der Hakenzahl 
des ganzen Landes verhältnigmäßig auf fämmtliche Güter der 
Propinz repartirt, und zwar dergeftalt, daß jedem Gute fein Ans 
theil, Contingent, wo möglich in beffen eignen Gränzen, 
oder möglichft nahe, zugemeffen ift; jedes Gontingent ift am Ans 
fange, wie am Ende, durch fogenannte Eontingentpfoften bezeich- 
net, : welche den Namen des verpflichteten Gutes angeben ®). 


euffifhen Gefegen für die Poft » und Landftraßen vorgefchriebene Breite 
von 30. Faden bezieht fich nicht auf den eigentlichen Weg, fondern auf den 
ganzen zu beiden Seiten des Weges (diefen mit eingefchloffen) unbebaut zu 
laffenden Raum (Swod a.a. D. Art. 576 fgg.). Die vorfchriftmäßige Breite 
der Kicchenmwege in Efthland ift 3 Faden. Hakenr.=Inftr. $. 119 a. €. Ueberalle 
die Wege burchfchneidenden Flüffe muͤſſen Bruͤcken angelegt werden, und nur, 
wo deren Erbauung unüberwindliche Hinderniſſe entgegenftehen, duͤrfen F ͤ h⸗ 
ren oder Prahme beren Stelle vertreten. (Biol. ED. Abfchn. I. $. 3, 
Abfchn. IV. im Eingang und 8.7. Efthländ. Brüdenplacat v. 3, 1671 
8,9 
— b) Livt. BB. $. IX. und 118 P. 2. Eſthl. BGB. $.7 u. 216, 
ce) Für Livland fehrieben dies fchon bie Landesorbnungen a. a. O. 
vor; vollftändig ausgeführt warb es aber erft in Folge ber Anordnun⸗ 
gen des livländ. Landtags vom Jahre 1768, Der Boben ift nach feiner 
verfchiedenen Befchaffenheit in fechs Claſſen getheitt und die verfchiedenen 
Claſſen .in ein beftimmtes Verhaͤltniß zu einander gefeät, fo daß 4. 8. 
eine Elle mit Kafchinen zu bauenden Weges gleichgeftellt ift fünf Ellen 
harten Weges ꝛc. S. das Memorial v, Jahre 1797 5.4. Patent vom 
20. Zuli 1787. 
d) Livlaͤnd. EO. a, a. D. Negierungspatent vom 24. März 176 
und 8, Februar 1770. Memorial vom Jahre 1797 8.5. — Auf dies 
felbe Weife find auch die Wege in Efthland zum Bau vertheilt. Vergl. das 
NR. und ER. I, 6,4 und VI, 6, 1, und Brüdenplacat v. 12. Auguſt 
1671 F. 1—3. — Die Wege müffen zweimal jährlich, im Fruͤhjahre und 
Herbft, gebeffert werben (livl. Regierungspatent vom 24. September 1767. 
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Die zum Bau der Wege und Brücken erforderlichen Materialien, 
an Holz, Strauch, Steinen, Grand ıc. müffen in Livland von 
dem Eigenthümer des dem Wege zundchft liegenden Waldes und 
Feldes unentgeltlich hergegeben, jedoch dabei Aeder und Wiefen 
gefchont werden‘). In Efthland find die Eigenthlimer der Guͤ⸗ 
ter, durch welch e der Weg geht, gleichfalls verpflichtet, Strauch 
Gruus und Sand an den dem Wege zunächft belegenen Stellen 
unentgeltlich anzuweifen; das erforderliche Holz aber muß das 
baupflichtige Landgut für eigene Koften herbeifchaffen‘). 

2) der Bau und die Unterhaltung der Communications: und 
Kirchenwegeiift in beiden Provinzen auf diefelbeWeife, jedoch in je 
dem Kirchſpiele befonders, auf die zudem Kirchfpiele gehörigen Guͤ⸗ 
ter nach deren Hakenzahl repartirt, wo nicht ausnahmsweiſe die 
Kirchfpieldeingepfarrten fich Darüber vereinigt haben, daß jedes 
Gut die in feinen Gränzen laufenden Wege baut®). 


Memorialv. 1797 $.8. Hakenr.=Inftr. v.1845$. 112.), und bei bebdeutenderen 
Beſchaͤdigungen in der Zwifchenzeit auf der Stelle; für welchen Fall die von 
ihrem Gontingent entfernter liegenden Güter durch die angrängenden von der 
Nothwendigkeit der Befferung ungefäumt in Kenntniß gefegt werden müffen 
(livlaͤnd. Regierungspatent vom 29, September 1799). Bei einer neuen Ber: 
theilung ber Contingente hat jedes Gut fein bisheriges im beften Stande 
abzugeben (Regierungspatent vom 12, December 1747). 

e) Livl. ED. a.a. D. 8.10. Regierungspatente vom 13. Decems 
ber 1692, vom 18. November 1708, vom 2. Rovember 1777, vom 27. 
Februar 1818 P.3. Bauholz darf nur nach vorgängiger Anmeifung des 
Grundeigenthümers gefällt werben. Negierungspatent vom 26. October 
1780. Memorial vom Jahre 1797 9.7. 

f) Efthländ. Brücdenplacat v. 1671 6. 63 vergl. auch das Publicat 
bes Generalgouvernements vom 2. Sptbr. 1686 und das efthl. BGB. $.7. 

g) S. befonders die livländ, Redierungspatente vom 8. September 
1770, vom 20, Juli 1787 und vom 12. Juni 1823. Memorial von 1797 
6.10. Vergl. noh v. Bubdbenbrod’s Sammlung der Gefege Bd, II, 
S. 609 und 642 fgg. 


& 


- 
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3) Die auf den Umfang eines einzelnen Gutes beſchraͤnkten 
Privatwege hat dad Gut felbft zu unterhalten®). 


$. 101. (99.) | 
Kortfegung. Benugung der Wege: Fähren, 


Die öffentlichen Wege ftehen Jedem zur Benutzung offen ?). 
Bei Collifionen unter zwei oder mehreren Reifenden, und 
namentlich wenn fie fich begegnen , müffen Wagen und Schlitten 
einander ausweichen: der leere dem beladenen, der minderbela- 
bene bem fchwereren, ber Reiter dem Wagen, und beiden der Fuß: 
gänger®). Weberhaupt aber muß jeder Fahrende auf Wegen und 
Brüden fich rechter Hand halten‘). Kommt auf einem fo engen 


‚Wege oder Brüde, daß Fein Ausweichen möglich ift, ein Wagen 


mit Reitern oder FZußgangern in Collifion, fie mögen ihm begeg: 
nen oder ihn einholen, fo muß der Wagen fo lange ftillhalten, 
bis der Reiter oder Fußgänger vorbeipaffirt find). Won zwei 
Wagen, die, fich begegnend , zugleich über eine Brüde fahren 
wollen, fol derjenige, der fie zuerft berührt, auch zuerft allein 
hinüberfahren, er fei leer oder beladen®). Ohne Rüdficht auf 


h) Livl. Regierungspatent vom 20. Juli 1787 6. 7 und nom 14. 
Auguft 1797. 
a) Vergl. ben Swod der Geſetze über Begecommunicationen (Bd. 
XII.) Art. 575. 
b) Livl, RR. Cap. 170, Livl. Regierungapatent vom 8. März 
1807 und 11. April 1814. Eſthl. R. und. L2R. VI, 6, 3. Uebrigens 


iſt hier, bloß von eingelmen Reitern oder. Fußgängern die Rebe; ganzen 


Trupps, namentlih Militär, desgleichen Proceffionen, muß auch von Wa: 


‚gen ausgewichen werben. Vergl. das koͤnigl. fchmwedifche Verbot vom 4. Mai 


1664 Art. 9. 
c) Vergl. bie willkuͤrl. Geſetze Riga's Tit. 2. Art, 2. 
d) Livl. RR. und eſthl. R. und ER. a. a. O. 
e) Livl. RR. Cap, 171. Eſthl. R. und ER. a. ud. 
J. 14 
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alle diefe Unterfeheidungen haben die mit Poftpferden befpannten 
Equipagen dad Privilegium, daß ihnen Jeder ausweichen muß‘). 
Die auf den Poft: und Heerftraßen in Reihen fahrenden Fracht: 
fuhren (Obofen) müffen fich immer rechter Hand halten, und die 
linfe Seite, fo wie die Mitte ded Weges für die mit Poftpferden 
Reifenden frei laffen?). In Efthland follen die Bauern, welche 
mit unbeladenen Wagen oder Schlitten fahren, den Edelleuten 
ausweichen; find aber die Wagen ober Schlitten der Bauern 
ſchwer beladen, fo follen fie ftilhalten, bid der Edelmann vor- 
übergefahren ®). 

Wege⸗ und Brüdengeld wird von ben Reifenden nicht ent: 
richtet?) ; wohl aber für das Ueberfegen auf Fähren oder Prah— 
men ein tarmäßiger Faͤhrlohn“), von deffen Entrichtung jedoch 
die in Krondangelegenheiten Reifenden befreit find). 


$. 102. (100.) 
6) Nugung der Gewäffer. Schiffahrt. 


Bei den Gewäffern muß man diejenigen unterfcheiden, 
welche fich in den Grängen eines Grundeigenthümers befinden, 


f) Livl. Regierungspatent vom 14. Juni 1804, vom 11. April 
1819 u.a. Auch dürfen bloß die mit Poftpferben Reifenden, fo wie Be- 
amte ber Landpolizei auf amtlichen Kahrten, fich der Glocken oder Schellen 
bedienen, Swod a.a. D. Art. 6089. 2. 

g) Swod a. a. D. Art. 608 9. 1. Vergl. auch das efthländ. 
Regierungspublicat vom 31. März 1844. Zu 

h) Eſthl. R. u. ER. a. a. O. und Reg.⸗Publ. v. 25. April 1800 $. 4. 

i) Eine Ausnahme bildet nur die Dünabrüde in Riga. 

. k) Der Fährlohn ift an den einzelnen Orten fehr verfchieben beftimmt. 
Die livländifchen Fährtaren f. in v. Buddenbrod’s Sammlung der 
Gefege Bd. II, S. 891 - 900. 

I) Livl. Regierungspatent vom 30. Juni 1727, vom 27. Maͤrz 
1734, v. 10, April 1745 und vom 9. Mai. 1762. 
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von folchen ‚ melche die Grunbftüde verfchiedener Grundeigenthü- 
mer durchſchneiden : ober beſpuͤlen. Jene, fie mögen flehende 
ober fließende Gewäfler fein (Zandfeen, Zeiche, Flüffe, Bäche, 
Siepen) , gehören dem Grundeigenthümer, und koͤnnen von bem- 
felben ausfchließlich und nach Belieben genutzt werben"); biefe 
befinden fich entweder im gemeinfchaftlichen Eigenthum ber an- 
geänzenden Grundherrn, fo daß der Regel nach jedem die Be 
nutzung des fein Gebiet Durchfchneidenden oder befpülenden Theils 
zufteht®), — oder, wenn e8 größere. Gewaͤſſer find, bie fich in 
Niemandes Privateigenthum befinden, wie namentlich das Meer 
und die größeren Landfeen, fteht die Benugung Jedermann 
frei‘). Insbeſondere koͤnnen die legtgenannten Gemäfler, fo wie 
bie [hiffbaren Ströme, von Jedem zur Schiffahrt, fo 
wie zum Holzflößen ungehindert benußt werden‘). Ueber 
Flüffe, welche nicht im Bereiche eines Grundeigenthlimers fich 
befinden, dürfen daher keine Mühlendämme, noch Fiſchwehren 
geichlagen werben, fondern ed foll derjenige, dem beide Ufer ge- 
hören, bei fchiffbaren Klüffen in der Mitte einen Raum (Uagang, 

a) Bergl. libländ. SO. vom Zahre 1671 Abſchn. VIT. a. €. 

b) Ebendaf. a, A. Eſthl. R. u. ER. VI,7,3. Inſofern ben 
angrängenden Grundheren zunächft eben’ nur die Nugung ber größe: 
ren Stroͤme zufteht, kann ihr Recht ein deminium utile genannt werben, 
mie folches namentlich der Stadt Riga an bee Düna zugeftanden wird 
in dem Corpus privil. Stephaneum vd, 1581 und Gustavianum dv, 1621. 
&. auch den Vertrag zwifchen der Stadt Riga und dem Herzoͤgen von 
Curland v, 22, Dectbr, 1615. 

0) Bergl. den Swod der land⸗ und fabtnirtäfünftihen Srfete 

(85. XII.) Art. 493 und 495: ' &, indeß unten $. 108. Ä 

M Livl. ED, und efthländ. R. u, ER. a. a. D.. Livl. Regie: 
rungspatent vom 21. Mai 1762. Swod ber —— (Bd. XI.) 
Art, 721. fag: Swod der Geſetze über Wafler- und. — 
tionen (Bd, XII.) Art. 109 fgg. 
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Königsader) von wenigftend zwölf fchwebifchen Ellen, bei anz 
deren Flüffen und Bächen von ſechs Ellen offen laffen. Wer 
aber nur ein Ufer befist, fol nicht weiter als auf die Hälfte fei- 
ned Antheild eine Wehre fehlagen bürfen®). Längs dem Ufer 
großer, nicht im Privateigenthum ftehender Landſeen, deögleichen 
zu beiden Seiten fhiffbarer Ströme fowohl, ald auch folcher, auf 
denen Holz geflößt wird, muß ein Raum von 10 Faden (Lein- 
pfad, Betſchewnik) zur Benutzung für die Schiffahrer und 
Holzflößenden frei und umbebaut gehalten werden‘). Daffelbe 
gilt auch vom Meeresſtrandes). Wo indeg, namentlich in 
Städten und Dörfern, wegen der bereits in der Nähe des Ge: 
wäfjers fiehenden Gebäude, die Herftellung eines fo breiten. Lein- 
pfades nicht ausführbar ift, ift längs des Gewaͤſſers mindeſtens 
ein Raum von ber Breite offen zu laffen, daß er von Fuhrwer⸗ 
ten , fo wie von den mit dem Leiten der Fahrzeuge befchäftigten 
Perfonen,. bequem paffirt werden fann®); außerdem ift aber an 
ſolchen Orten die Anlegung von geräumigeren Anfahrten (an: 
dungsplaͤtzen) für die Fahrzeuge unerlaͤßlich). — Hinfichtlich 
der Wehren in der Düna ift noch befonderd verordnet, daß dies 
felben nur nach vorgängiger Anzeige and Ordnungsgericht, und 


e) Livl. Regierungspatent vom 21. Mai 1762. Livl. &D, und 
eſthl. R. u. ER. a. a. O 

f) Inſtruction für die Duͤnaaufſeher vom 25. Juli 1801 und livl. 
Regierungspatent vom 22. April 1809, vergl. mit dem Swod ber Ge 
fege über Waſſer- und MWegecommunicationen Art. 391 fgg. und dem 
Swod der land» und ftabtwirtbfchaftl. Geſetze Art. 497. Vergl. übris 
gend auch fchon das livl, RR. Cap. 140 a. E. unten $. 103 Anm. a. 

8) Bergl. das Privilegium Sigismunds III. für Riga v. 31. Mai 
1583 a, €, 

h) Swob ber Gef. über Waſſer⸗ und Begecommunicat, Art. 409, 

i) Daf. Art. 410. 
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nicht eher gefchlagen werben dürfen, als bis das Waffer fo weit 
gefallen, daß die Strufen und Flöße gewöhnlich nicht mehr her- 
abzufommen pflegen. Die Wehren bürfen nicht an Stellen ge- 
Schlagen werben, wo das Fahrwaſſer dadurch verengt oder auf: 
gebammt werben fönnte, und ift überhaupt da, wo das Fahr- 
waſſer geht, oder. der Strom den meiften Zug hat, wenigſtens 
ein Raum von 14 fchwedifchen Ellen offen zu Iaflen. Auch 
dürfen Wehren nicht an den Infeln der Düna, fondern wenig: 
ſtens 50 Faden davon entfernt angelegt, und nicht mit Steinen, 
noch mit Balken und Pfählen, fondern nur mit bünnen Hölzern 
befeftigt werben, welche im Herbſt herausgenommen werben 
müffen*).. 


$. 103. (101.) 
Fortfegung. Fiſcherei. 


Nach dem älteren Recht war das Fifchen in ftrommeife fließen- 
den Gewäffern Jedermann geftattet; und nur die Fifcherei in 
gegrabenen Teichen und in anderen ftehenden Gewäffern (Waffer 
an wilder Woge), welche fich im Gebiete eines Grunbeigenthü- 
mers befanden, diefem ausfchlieglich vorbehalten‘). Gegenwär: 
tig ift die Fifcherei in jedem ftehenden und fließenden Waffer, auch 


k) Livl. Regierungspatente vom 24. März 1787, vom 22, April 
1809 und vom 26 Juli 1817. 

a) Livl. AR. Cap. 140: „We — vischet in eines andern man- 
nes water.an wilder wage, syne bröcke ys eine marck landes, 
den schaden gilt he up ein recht, vischet he dyke de gegraven syn, 
— — be moth IX. mek. I, geven, den schaden g. h. u. er. 
Welckere waters ströme de dar flöth, dar ys gemeine yn tho varende 
unde yn tho vischende, de vischer mach ock wol nütten dat erdtrik, 
so verne he eins schriden kan uth dem schepe.“ Ueber die Quelle, 
Sachſenſp. II, 28, vergl. Eihhorn’s Rechtögefchichte $. 362. Anm, o. 
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die größeren Ströme nicht ausgenommen, ber Regel nach ein 
Recht der angränzenden Gutdeigenthümer”). Im Meere bage- 
gen und in andfeen, die in Niemandes Privateigenthum ftehen, 
darf zwar Jeder frei fifchen®), indeffen. befteht in Liv: und Efth- 
land dad Herkommen, daß den am Meereöftrande belegenen Gü- 
tern, längs ihrer Graͤnze bis auf eine gewiffe Strede — in der 

Regel auf drei Werft — ins Meer hinein, die Fifchereigereihtig- 
keit ausfchlieglich zufteht *), und, gewöhnlich, den angränzen- 
den Bauergefinden verpachtet wird), und erft-weiter hinaus die 
freie Fifcherei beginnt. Hinfichtlich der Fiſcherei in bem Peipus⸗ 
fee gilt in beiden Provinzen daffelbe Herfommen‘). In gemein: 
fchaftlichen Gewäffern darf jeder den Fifchfang in fo weit treiben, 
als er, ohne Zuziehung fremder Hülfe, mit den Seinigen zu thun 
vermag®), und in einem die Gränze zwifchen zwei Gütern bilden: 
den Gewäfler übt jeder anwohnende Gutseigenthuͤmer bie Fifche: 
veigerechtigkeit auf feiner Hälfte aus"). Im Beziehung auf 
die Zeit ift die Fifcherei nicht beſchraͤnkt); nur im Peipus ift vom 


b) 2ioländ. EO. Abfchn, VIII. Efthländ, R. und ER. 8. VI. 
zit. 7, Urt, 3. Livl. BB. 6. XI, und 484 P. 4, und alle Verord⸗ 
nungen, welche die Anlegung von Fifchwehren, namentlich auch in der 
Düna, ben angrängenden Gütern geftatten. S. oben $. 102, 

e) Swod der lands und flabtwirthfchaftlichen Gefege (Bd. XIL.) 
Art. 493 und 495. 

d) Diefes Herkommen ift noch neuerbings anerkannt und beftätigt 
in dem Ukas aus dem dritten Senatsbepartement vom 28, Nopbr, 1830, 
Eſthl. Regierungspublicat v. 13. Decbr. 1830. 

e) Bergl, die Ergänzungsparagraphen der Liv, BB. vom 28. 
Bebruar 1809 $.34—37 und oben $. 83. 

H Auch diefes Herkomwen ift in dem oben Anm. d. angeführten 
Senatsukas anerkannt. 

g) Livländ, AR. Cap, 9. 

bh) 8. a. a. O. 

i) Not, b. pag. 230 28. 


* 
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25, Juli bis zum 1. September alles Fiſchen, ſei es mit Neben 
oder Sieben ꝛc., an ben feichten Ufern verboten, damit die junge 
Fiſchbrut nicht vertilgt werde‘). Im jerwekül’fchen (obern) 
See bei Reval darf nicht mit dichten Negen gefifcht werden"). — 
Insbeſondere ift noch den Bauern verboten, des Nachts bei an- 
gezuͤndetem Feuer mit Stecheifen Fifche zu fangen”). — Im 
fifchbaren Gewäffern fol bei Strafe Fein Flachs und Fein Hanf 
geweicht werben, fondern es foll dies, da ed ben Fiſchen nachthei- 
lig ift, in Gruben und Sümpfen gefchehen, oder das zum Weis 
chen erforderliche Waſſer aus den Seen und Flüffen fo abgeleitet 
werden, daß ed aus der Weiche nicht wieder in ben See ober 
Fluß zurücktreten fan”). 


$. 104. (102.) ° 
Fortſetzung. Berlenfifcherei. 


Auf die-Perlenfifcherei in Livland wurde die ruffifche Regie: 
rung bald nach der Eroberung Livlands aufmerkfam, und ed er- 
ging der Befehl, daß ſich Jedermann derfelben, ald eines ſchon 
zu fchwebifcher Regierungszeit anerkannten landeöherrlihen Re: 
gals?), durchaus enthalten, und auch Privateigenthümer in Pri⸗ 
vatflüffen weder felbft Perlen fiihen, noch den Bauern beren 





k) Refeript der livlaͤnd. Gouvernementsregierung vom 4. Febr. 
1825. Auf Veranlaffung der. livlaͤnd. Gouvernementsregierung wird am 
efthländifchen Peipusftrande daſſelbe beobachtet. | 

1) Generalgouvernements = Placat v. 1. Detbr. 1773. 

m) Lioländ. Regierungspatent vom 5. Juni 1766. In Efthland 
ift die auf folche Weife betriebene Lachsfiſcherei unverboten. 

n) Livl. Reg.-Pat. v. 17. Auguft 1777 und vom 30. Juli 1804. 
Eſthl. Regierungspubl. vom 3. Zuli 1804. Hakenrichterinſtr. v. 1845 6. 82. 

a) Geſetzliche Beſtimmungen daruͤber aus der ſchwediſchen Zeit 
find nicht aufzufinden. 
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Fang geftatten ſollten). Es warb fpäter ein Infpector über 
den Perlenfang auf den Kronsgütern und Strömen beftellt, 
ohne beffen Wiſſen und Anordnung Niemand auf den Kronsguͤ⸗ 
tern Perlen fiſchen durfte; die bereits gefiſchten Perlen aber ſollten 
an ihn verkauft werden. Den Privatgutsherrn wurde nur 
empfohlen, ihren etwanigen Perlenfang nicht durch unzeitiges 
Fiſchen zu ruiniren, ſondern ſich dabei der Anleitung des Perlen⸗ 
inſpectors zu bedienen, und die von ihnen gefifchten Perlen, ehe 
fie fie anderweitig verkauften, ihm, dem Infpector, zum Kauf 
anzubieten; im Webrigen follte diefer den Privatgutöbefigern 
feinen Eindrang thun, noch etwas anmuthen“).- Die von bem 
Snfpector-gefifchten Perlen follten in dem Gouvernement tarirt, 
und ihm der vierte Theil des Werthes flatt der Befoldung ge: 
zahlt werden‘). In der Folge ward auch Privatglitern der Per- 
lenfang bis zur Erlaffung eines eigenen Reglements wieberum 
verboten, und auf den Kronsgütern nur unter der Aufficht des 
Perleninfpectors verſtattet). in folched Reglement erfchien 
zwar nicht fpeciel für Livland, wohl aber am 9. October 1766 
eine allgemeine Inftruction für die Perlenfifcherei im Reiche. Zu: 
gleich warb der Perlenfang in Privatgewäflern den Grundeigen- 
thümern als ausfchließliches Recht zugeeignet, im Meere aber 
und in Landfeen, die in Niemandes Privateigenthum ftehen, ganz 
freigegeben‘). Nur fol, wenn Perlen von befonderer Reinheit 





b) Livlaͤnd. Generalgouvernementspatent vom 2. April 1720. 

c) S.U, vom 31. Mai, Patent vom 26. Juli 1746. Als Per: 
leninfpector wurde der ehemalige Poftcommiffar Fr. Hedenberg angeftellt, 
der Übrigens Beinen Nachfolger gehabt zu haben feheint. 

d) Generalgouvernementspatent vom 12. Mai 1749. 

e) Generalgouvernementspatent vom 7. Auguft 1751. 

f) N. u. vom 4. Februar 1764. Swod der land und ſtadtwirth⸗ 
ſchaftlichen Gefege (Bd. XII.) Art. 641. 642. 
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und Größe gefunden werben, der Ortöobrigkeit davon Anzeige 
gemacht, und die Entfcheidung darüber abgewartet werben ®). 


$.105. (103.) 
Fortſetzung. Mühlen. 


Dad Recht, Mühlen auf feinem Grund und Boden anzu⸗ 
legen ($. 87), iſt nur dann nicht beſchraͤnkt, wenn der Fluß oder 
Bach innerhalb der Gränge des Eigenthümers "entfpringt, und 
oberhalb an demfelben Feine Nachbarn wohnen; denn folche Ge: 
wäffer können nach Gefallen geftaut und gedämmt werben ®). 
Durchfchneiden aber dergleichen Gewäffer die Grundftüde mehres 
rer Eigenthümer, fo dürfen von den Einzelnen nur dann neue 
Mühlen gebaut werben, wenn durch die Stauung den Nachbarn 
Fein Nachtheil erwächft ). Es darf insbefondere durch das Daͤm⸗ 
men und Stauen eines folchen gemeinen Fluffes nicht die Be; 
nugung einer fchon vorhandenen Mühle (Erbmühle) des Nach— 
barn gehindert werben‘). Damit durch die Mühlendämme bie 
Nachbarn nicht an ihren Heufchlägen Schaden erleiden, fo follen 
in Efthland überall, wo es nöthig ift, die Mühlenfchleufen vier 
Wochen vor und vier Wochen nach Johannis offen gehalten werden, 


g) Swod a. a. O. Art. 649, Vergl. Hupel’s topographifche 
Nachrichten Th. 1. ©. 461, 

a) Livländ. EO. Abſchn. VII. ©. oben $. 102. 

b) Ebendaſ. und livländ. Regierungspatent vom 3. Juni 1774. 
Vergl. eſthl. R. und ER. B. VI, Tit. 7. Art. 4, wonach derjenige, 
der eine Stauung angelegt, wenn der Nachbar über ihm dadurch zuges 
fügten Schaden klagt , verbunden fein fol, die Stauung auf X und 
Tag aufzuheben, und dem Waſſer ſeinen freien Lauf zu laſſen, damit 
unterfucht werben koͤnne, ob in der That durch bie Stauung ber ans 
gebliche Schaden verurfacht wird, 


c) R. und ER. 8. VI. Zit. 7. Art. 1. 


b 
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fo daß fich das Waffer verlaufen, die angränzenden Heufchläge 
wachen und trodnen, und Jeder fein Heu aufnehmen und ein- 
bringen Eönne®). Auch muß bei Mühlen im Srühjahr, wenn 
der Fifch ftreicht, eine Schleufe offen gelaffen werben, damit die 
Fifche freien Gang haben‘). Ueberhaupt dürfen feine Mühlen: 
dämme über einen Fluß gefchlagen werden‘), es fei denn daß der 
Fluß oder Bach auf tem Grundflüde des Eigenthuͤmers ent: 
fpringt und oberwärtd an bemfelben Feine Nachbarn wohnen ®). 


$. 106. (104.) 
y) Walbnugung, 


Nur für die Kronsforften Liv: und Efthlands ift durch 
eine wohlorganifirte Korftverwaltung und eine umfaffende Forft- 
geſetzgebung geforgt*), während die Privatwaldungen?) 
der unumfchränkten Verfügung der Grundeigenthümer anheim- 
geftelt, namentlich auf Feine Weife einer Aufficht der Forftbeam- 
ten der Krone unterworfen, und deren Einfluffe überhaupt ganz 
entzögen find“). Jeder Grunbeigenthümer hat daher das Recht, 
zu feinem Hausbedarf fowohl, ald zum Verkauf, fo viel er will, 





d) Eſthl. R. u. * B. VI. Tit. 7. Art. 2. 

e) Daſ. Art. 3, 

f) Ebenbaf. 

g) Livländ. £D. a. a, 9. 

a) ©. überhaupt den Swod der Forftgefege Bd. VII. Diefe Ge: 
fege müflen namentlich auch von den Arendatoren und Beitbefigern ‚ber 
Kronsgüter beobachtet werden. (Swod der Gefege über Domänen 
(Bb._ VIII.) Art. 116 fgg. 

) Darunter werden bier alle nicht im Kronseigenthum ftehenden, 
alfo auch die den Eorporationen und Gemeinden —— Waldungen 
verſtanden. 

c) Swod der Forſtgeſetze Art, 384, 1446. fgg. 
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Bau: und Brennholz zu fällen, deögleichen Anderen nach Belie: 
ben die Benugung feiner Wälder zu überlaffen‘), Mehrere 
provinciele Verordnungen empfehlen übrigend auch den Privat: 
eigenthümern bie Schonung der beftehenden®) und die Anpflan: 
zung neuer Waldungen f,, und. insbefondere haben die auf den 
Landtagen verſammelten Gutseigenthuͤmer beider Provinzen es 
ſich angelegen ſein laſſen, zweckmaͤßige Anordnungen zur Abwen⸗ 
dung eines kuͤnftigen Holzmangels zu treffen. Dahin gehoͤrt na⸗ 
mentlich, daß fuͤr die Forſten der livlaͤndiſchen Ritterſchaftsguͤter 
eine Forſtordnung abgefaßt worden ); daß in beiden Provinzen 
ohne befondere Erlaubniß. des Gutöheren der Holzverfauf von 
Seiten der Bauern, da ihnen bloß zum eigenen Bedarf Holz aus 


d) Königl, ſchwed. Stadga wegen ber Wälder und Büfche v, 29, 
Auguft 1664 $. 11. Die Befchränkungen, welche eine andere, unter dem⸗ 
“felben Datum erlaffene Stadga wegen ber fruchttragenden Bäume (Eichen, 
Buchen, Vogelbeerbäume (Sorbus aucuparia), Zaulbäume (Prunus pa- 
dus) und Hafelnußftauden (vergl. Not. d. pag. 217 22.) macht, find 
nicht practiſch. Darnach ift nämlich der Eigenthümer verpflichtet, an 
Stelle eines jeden gefällten Baumes der Art zwei junge Bäume zu pflans 
zen und gehörig zu pflegen (Stadga wegen ber fruchttragenden Bäume $. 5). 
Ebendazu follen auch diejenigen verbunden fein, welche dergleichen Bäume 
befchädigen; wogegen fie das Eigenthum der befchädigten Bäume erhalten 
(daf. $. 4). | 


e) Bergl. z. B. die livländ, Regierungspatente vom 27. October 
1732, vom 5. Auguft 1748 u. a., eftbländ. Regterungspublicat vom 3. 
Juli 1790 u.a. &. auch die koͤnigl. ſchwediſche Stadga Über fruchttras 
gende Bäume von 1664 .$. 8. Auf ben Infeln der Oftfee dürfen auf 
50 Faden nach dem Lande zu die Wälder nicht ausgehauen, fondern nur 
die Bäume innerhalb der Infein gefällt werden. S. U. v. 6. April (eſth⸗ 
laͤnd. Regierungspublicat v. 19. uni) 1764. 


f) Vergl. die Stadga über fruchttragende Bäume von 1664 $. 5. 
und oben Anm. d. Efthländ, Regierungspublicat v. 3. Juli 1790. 


ge) ©. den livlaͤnd. Landtagsſchluß vom Jahre 1836. 
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Gutswaldungen angewiefen ift, verboten ®), desgleichen den liv- 
Ländifchen Bauern nicht geftattet ift, mehr als den 24ften Theil 
ihrer Bufchländereien jährlich zu dreimaliger Erndte durch Kuͤt⸗ 
tis und Rödung') zu benugen"); daß überhaupt in holzarmen 
Gegenden weder Küttis gebrannt, noch Roͤdung gefchlagen, auch 
der Branntweindbrand nicht Über Die Bebürfniffe des Hofes und 
der Krügerei auögedehnt werben fol). Enbli find hier die 
mannigfaltigen Borfchriften anzuführen, welche die Verhütung 
der Waldbrände und ber Verbreitung derfelben zum Zweck haben. 
In privatrechtlicher Beziehung ift befonderd die Beftimmung 
wichtig, daß bei zunehmender Gefahr alle in der Entfernung von 
drei Meilen vom brennenden Walde belegenen Güter zur thätigen 
Mitwirkung bei der Hemmung des Brandes befonderd verpflich- 
tet find ”). 


——— 


h) Allerh. beftät. Verordnung vom 4. Novbr. 1835 (Swod ber 
Sorftgefege Art. 1463). Vergl. auch die Livländ. Regierungspatente vom 
9. November 1826, vom 23. September 1827 und vom 12. November 
1828, Eſthlaͤnd. Regierungspublicat vom 6. Febr. 1828 (fufpendirt durch 
Antrag des Generalgouverneurs vom 4. Febr. 1829), vom 30. April 
1830 und v. 11. Febr. 1836. Eſthlaͤnd. Landtagsfchluß v. 3. 1836, von 
der Regierung publicirt am 1. Zuni deffelben Jahres. 

i) Unter Küttis verftehet man das Abbrennen trocdenen Strauchwer⸗ 
tes auf den Feldern, um die Afche als Düngungsmittel zu benugenz; unter 
Roͤdung das Abbrennen des nach dem Niederhauen eines Waldes übrig ges 
bliebenen Holz⸗ und Strauchvorrathes zur Werwandelung bes Landes in 
Aderboden. Berge. Hupel's Zpioticon, in beffen neuen norbifchen 
Mifcellaneen Stüd 11 und 12 ©. 132 und 194, 

k) &ol, BB. 5.44 und 484 9. 4. Auf Krondgütern iſt der Küts 
tisbrand ganz verboten. Swod der Gefege über Domänen Art. 118. 

I) Livlaͤnd. Regierungspatent vom 31. Mai 1754. 


m) Livlaͤnd. Patente vom 15. Zuni 1730, vom 6, Juli und 5. Auguft 
1748, vom 18. Mai 1762, vom 25. Zuni 1774, vom Li. Suni 1818 und 
vom 28. Auguft 1831. Livlaͤnd. BB. 9.523, Efthländ. Regierungs- 
publicate vom 3, Juli 1790 , vom 20. April 1798, 31, Auguft 1800, 
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$. 107. (105.) 
Fortfegung. Insbeſondere Jagd. 


Zu den wichtigſten Waldnutzungen gehoͤrt naͤchſt der Holz⸗ 
nutzung die Jagd. Was zunaͤchſt die Jagdberechtigung 
betrifft, ſo ſcheint nach dem aͤlteren Recht dem livlaͤndiſchen Adel 
das Recht der freien Ausuͤbung der Jagd in allen Revieren des 
Landes (freie Puͤrſch) zugeſtanden zu haben‘). Nach dem heu- 
tigen Mechte®) dagegen darf nur der Gutsherr die Jagd auf fei- 
ner Gränze ausüben ($. 86 und 87), und daher Niemand auf 
fremdem Grund und Boden ohne gutöherrliche Erlaubniß jagen“), 
Die fogenannte Hütten und Bolmanenjagd auf fremder Gränze 
ift noch befonders unterfagt ). Wer auf fremdem Grund und 


30. Juni 1809, 8. Novbr. 1819, und befonders vom 21. Zuli 1826 und 16, 
Septbr. 1831. Eſthlaͤnd. BGB. 5. 320. Vergl. auch überhaupt Niel- 
fen’3 Handbuch der Polizeigefege Bd. I. S. 123 fag. 

a) Privilegium Sigismund Augufts von 1561 Art. 21: „antiqui- 
tas omnibus Livoniae Proceribus, Nobilibus, Equitibus, Vasallisque 
libera in universum hucusque ferarum lustra atque meatus fuerunt, 
ipsaque venatio liberrima.* . 

b) Die Beftimmungen der älteren Rechtsquellen find zufammenge- 
tragen und zum Theil näher beftimmt, auch wohl ergänzt und theilweiſe 
abgeändert duch die Jagdordnung, welche in Kolge Beſchluſſes 
des Livländifchen Landtags vom Jahre 1805 von einer dazu niebergefegten 
Eommiffion abgefaßt, und von der Gouvernementöregierung am 10. Septem⸗ 
ber 1815 beftätigt, und am 11. October beffelben Jahres publicirt wor: 
den if, Für Efthland befteht Keine befondere Jagdordnung; die in den 
livlaͤndiſchen Rechtsquellen aufgeftellten Grundfäge find aber auch dort im 
Wefentlihen practifh. Wergl. auch noch Nielfen’s Handbuch ber Po: 
lizeigefege Th. I. ©. 127 fo. 

c) Livlaͤnd. LO. Abſchn. 10. Königliche Refolution vom 19. März 
1696. Sagborbnung von 1815 Abfchn, I. F. I. Vergl. livl, BV. $. XI 
und 484 9, 4. Eſthlaͤnd. Generalgouvernements :Berorbnung vom 22, 
Mai 1691, Refolutionen bes Reichsjuftigcollegiums dv. 31. Auguft 1732 und 
vom 3. 1773 in Querelfahen Pröbfting wider v, Stadelberg. 

d) Livl. ED, Abfchn. 10. Placat vom 26, April 1682, 
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Boden jagt, darf, wenn er nicht Gutöbefiger, Arendator oder 
Nichtbefiglicher von Adel ift, vom Gutöbefiger oder deffen Unter: 
gebenen gepfändet werden, und muß in Livland, jenachdem es in 
ber Hegezeit oder außerhalb derfelben geſchieht, 25 oder 5 Rbl. 
Bo. Aff. Strafe zahlen ®), und überdies für jedes gefangene oder 
erlegte Wilbprett dem Gutdeigenthümer einen Rubel erfegen. 
Bahlungsunfähige Bauern buͤßen mit verhältnigmäßiger Leibes- 
firafe). Indeſſen find auch die jagbberechtigten Grundeigen- 
thümer felbft in Anfehung der Zahl ber von ihnen anzuftellenden 
Schuͤtzeen infofern befchränkt, ald fie in Livland, außer. den 
Buſchwaͤchtern, Förftern und Hofsjägern, auf zehn Hafen und 
darunter, nur einen Schügen, und in biefem Verhältniß wei: 
ter, halten dürfen. Auf den Gewehren diefer Schuͤtzen muß de- 
ren Name bemerkt, und das Siegel des Gutsbeſitzers aufgedrüdt 
fein. Fremde darf ein Gutsbeſitzer ohne alle Einſchraͤnkung zur 
Jagd auf feinem Zerritorium zulaffen, jedoch muß er denfelben 
eine fchriftliche Gonceffion, mit Beſtimmung ber Zeit, in der 
Landeöfprache ertheilen; widrigenfalld die Erlaubniß als nicht 
ertheilt angefehen, und jedem auf dem Gute dienenden oder an- 
gefeffenen Bauer erlaubt ift, die Pfändung vorzunehmen, und 
auf bie Erlegung der feftgegten Strafe zu dringen). In Efth- 





e) Die Geldftrafe für das Jagen während der Hegezeit muß. jegt 
wohl: auf Grundlage des Allerh. beſtaͤt RRG.v. 25. März 1831 beſtimmt 
werben. S. unten $. 109 Anm. a. 

f) Jagdordnung von 1815 Abfchn. I. $.2. Auch Schuͤten, welche 
das Militaͤr ohne obrigkeitlichen ſchriftlichen Beweis zum Schießen aus: 
fendet, darf der Grundeigenthümer das Gewehr abnehmen (Publication des 
livlaͤnd. Generalgouvernements von 1630 $.16. Vergl. N. U. vom 10, 
Suni 1763, Livländ. Regierungspatent vom 5. September 1768). 


g) Generalgouvernementsrefolution vom 28, October 1639 $. 3, vom 
27.Mai 1640 $. 2. 8D. a. aD. Placat vom 26. April.1682. Liv: 
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land dürfen unter jedem Gute nur drei Schüben gehalten werben, 
deren Gewehre mit dem Hofözeichen: verfehen fein müfjen®). — 
Elennthiere, wilde Schweine und Rebe dürfen in Livland nicht 
von den Bauern (felbft wenn ihnen bas Sagen überhaupt bemil- 
ligt ift), fondern nur vom Gutöheren und feinen Schüßen er 
legt werben‘). 


$. 108, (106.) 
Bortfegung. . Sagdfolge. 


Eine Ausnahme von der im 7} 107 aufgeftellten Regel macht 
da5 Recht der Jagdfolge. Diefes befteht darin, daß 
man bie auf eigener Gränze aufgejagten Raubthiere ($. 110) auch 
auf fremder Gränze, jedoch mit Schonung der Felder, und mit 
Erſatz des etwa angerichteten Schadens, verfolgen, tödten und 
behalten darf, ohne dafuͤr etwas zahlen zu müffen. Die Ver: 
folgung und Erlegung des auf eigener Gränge aufgejagten übrigen 
Wildpretts aber ift nur dann zuläffig, wenn daffelbe durch Wind⸗ 
oder Jagdhunde verfolgt und erlegt wird. Wer jedoch nad) Er- 
legung des von feiner Gränze aufgejagten Wildes die Hunde nicht 
fogleich zufammenfoppelt, und auf feine Gränze zuruͤckkehrt, 
muß die Stra fe erlegen Ä welche auf die Jagd auf fremder Gränge 


laͤnd. — vom 23, Mai 1784 6. 8. Jagdordnung Abs 
ſchn. J. $.3. 

h) Eſthlaͤndiſche Gouoernementsplacate vom 22. Juni 1749 und 
vom 31. Mai 1766. 


i) 2D.a.a. O. Auf —— duͤrfen Sick Elenne und Rebe 
zu keiner Zeit und von Niemandem, namentlich nicht vom Zeitbeſitzer, ers 
legt ober gefchoffen (livl. Regierungspatent vom 23. Mai 1784 $. 1), 
auch nicht verfcheucht werben (Inftruction des livl. General» Deconomie s 
Directors für die Kronsförfter vom 26. November 1782, und Swod ber 
Geſetze über Domänen Art. 124). 
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während der Hegezeit gelebt ift”). Wenn ein Edelmann ein auf 
feinem Grund und Boden aufgejagtes Elenn, Reh oder wildes 
Schwein auf fremdem Gebiet erlegt, fo gehört dem Grundeigen⸗ 
thümer die Haut und der Vorberbug mit zwei Rippen, das 
Uebrige dem Schüßgen ",, 
$. 109. (107.) 
Fortſetzung. Hegezeit. 

Zur Hegezeit iſt, mit Ausnahme der Jagd zur Ausrottung 
der Raubthiere, alle übrige Jagd bei Geldftrafe — halb zum Be⸗ 
ften des Collegiums allgemeiner Zürforge, halb des Angeberd — 
unterfagt. Die Hegezeit beginnt mit dem 1. März und dauert 
bis zum 30. Juni *) . Jedoch iſt ver Waldſchnepfen⸗Anſtand für 
jede Zeit erlaubt ” *), 





a) Zagborbnung von 1815 Abfchn. I. $.4. Vergl. Übrigens oben 

6. 107 Anm. e. Daß das aufgejagte Thier auch ſchon auf eigenem Grund 
und Boben verwundet, ober gar tödtlich verwundet fein müffe, um in 
einem fremden Gebiet verfolgt werben zu bürfen, verlangt das livländ. 
Recht nicht. 

b) Liol. &O. Abfchn. 10. 

ar) N. u. 0,8. Ian. 1827, publicirt von der livlaͤnd. Regierung 
am 8. Febr., von ber efthländifchen am 22, Febr. 1827. Dadurch find 
die Beftimmungen der Livländ. Iagbordnung Abfchn. II. $.1 u. 2, — 
nach welchen die Hegezeit mit dem 23, April begann und für das Federwild 
bis zum 18. Juni, für Hafen und Elenne aber bis zum 24, Auguft dauerte, 
— aufgehoben. Auch bie Strafen für bie Webertretung biefes Werbotes 
muͤſſen jest nach den Beftimmungen des ruffifchen Reichsrechts (Allerh. be⸗ 
ftät. Reichsrathsgutachten vom 25. März 1831) fich richten. Fuͤr bie 
Kronsguͤter gilt gegenwärtig diefelbe Hegezeit (Swod ber Gefege uͤber Dos 
mänen Art. 124). Durch dieſe neueren Gefege ift auch die Berechtigung, 
welche bis dahin die Gutsheren in Livland hatten, felbft während ber Hege⸗ 
zeit auf ihrer Gränge Federwild zum eigenen Bedarf durch Hofsfchügen 
Schießen zu laffen (liol. NRegierungspatent vom 23. Mai 1784), minbeftens 
zweifelhaft geworben. 

b*) Livländ, Jagdordnung Abfchn. II. $. 1 u. 2. Darnach war 
früher auch die Treibjagb mit Schügen und Windhunden bis zum 5. Mai 
geftattet, was aber als durch die neuern Gefege (Anm. a*) antiquirt erſcheint. 
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Berboten ift übrigens auch noch das Jagen an Sonntagen 
. während des Gottesbienftes‘). Das Fangen bes Federwilbpretts 
mit Schlingen , Eifen, Fallen, Netzen und dergleichen ift in Liv: 
land gleichfalls unterfagt; daher alle diefe Werkzeuge, wo fie ge- 
funden werden, zu confisciven find). Auch in Efthland dürfen 
weder Schlingen noch Netze ausgeftellt werben ®). 


Bauern dürfen weder Jagd- noch Windhunde für fich hal- 
ten‘). Im Uebrigen müffen in Livland alle Hunde in der Huͤ— 
tung mit einem vom Gemeindegerichte zu gebenden Stabe, am 
Halfe querhangend, verfehen fein. Jeder Gutöbefiger und feine 
Schuͤtzen haben das Necht, alle in den Sagdrevieren frei umher: 
laufende Hunde todtzufchießen ®). 


$. 110. (108.) 
Fortfegung. Jagd auf Raubthiere. Wolfsjagd. 


Sagden zur Ausrottung von Raubthieren, d. i. 
Bären, Wölfen, Füchfen, Luchfen, Mardern, Geiern, Habich— 
ten, und anderen Raubvögeln®), find auf eigener Gränge im 
ganzen Sahre erlaubt, auf fremder Gränze aber bürfen fie vom 


e) Königl. Edict vom 17. October 1687 Art. II. $.3. 
“ d) Liv. ED, a.0.D. Placat vom 26. April 1682. Jagdordnung 
von 1815 Abfchn. III. $. 3. 
4) Eſthlaͤnd. Goubernements-Placat v. 22. Juni 1749 und 30. 
Mai 1766. 

f) Platat vom 26. April 1682, 

g) Iagdorbnung von 1815 Abſchn. II. $. 3. 

a) Livländ. LO. Abfchn. 10, Not, a, pag. 22488, Generalgous 
vernementöpatent vom 5. September 1768... Auch Kraͤhen, Dohlen, Ra: 
ben, desgleichen Sperlinge gehören hierher, Ebendaſ. 

L 15 


I 
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24. Mai bis zum 25. Auguft nicht angeftellt werben’); auch in 
Anfehung der von Bauern zu erlegenden Raubthiere fann von 
Seiten des Grundeigenthümers feine Reclamation ftattfinden“). 
Ebenfo ift in Kronswaͤldern die Erlegung von Raubthieren nicht 
nur den Hörftern®), fondern audy jedem Andern, zu eigenem 
Nutzen, geftattet®). Zur-jährlihen Anftelung von Wolfdjag- 
den insbefondere ift fogar jedes Gut, die Paftorate nicht ausge: 
nommen, bei Strafe, verpflichtet. Namentlich follen zur Aus: 
rottung der jungen Wölfe unter Aufficht der Kirchenvorfteher 
jährlich vom 1. bis 8. Mai die Wolfönefter aufgefucht und die 
Brut getödtet werden. Vom 1. Auguft bis 15. September 
follen auf jedem Gute — deren mehrere fi) auch einander an- 
Schließen Finnen — nachdem die Wölfe angeheult worden, Treib⸗ 
jagden veranftaltet werden, und vom 1. October bis 15. Januar 
ebenfolche Zagden, nachdem die Thiere angekörnt worden. Auch 
über diefe Sagden führen die Kirchenvorfteher die Aufficht. Alle 
im Gutögebiete ſich aufhaltende Schuͤtzen, desgleichen die Ge: 
meindevorfteher oder Gemeindedlteften jedes Gutes find zur 
Theilnahme verpflichtet, und aus jedem Gefinde:muß wenigftens 
ein Menfch dazu geftellt werden. Wer einen Wolf erlegt oder 
gefangen, erhält in Livland außer dem Balg eine Prämie von 5 
Rubel Bco.Aff. für einen alten, und 2 Rubel Bco. Aff. für einen 
jungen Wolf. Der Betrag diefer Prämien wird auf die Güter- 


b) Jagdordnung von 1815 Abſchn. IT. $. 1, 

c) Jagdordnung Abſchn. III, $. 1. Dadurch ift die Beftimmung ber 
ED. a. a. D, aufgehoben, daß dem Grundeigenthümer bie Haut des erlegten 
Raubthiers zuftehe. 

d) Inftruction für die Kronsförfter vom 26. November 1782, 

e) Königl. Statthalterinftruction vom 21. Auguft 1691 $. 24. Kös 
nigl. Deconomiereglement vom 21. März 1696 $. 13. Smwob ber Gefege 
über Domänen Art. 124, 
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des Kirchſpiels repartirt, und muß von den Höfen gezahlt wer: 
den. In Efthland wird außer dem Balg für jeden gefangenen 
ober erlegten Wolf, ohne Rüdficht auf deffen Alter, aus der 
Ritterfchaftscaffe eine Prämie von einem Rbl. Silb. M. ge- 
zahlt. — Bon der Mitte des Decembers bis in die erfte Woche 
des Januars hinein bürfen in Livland die Wölfe auch — bei 
firenger Kälte — durch geſpickte Hunde vergiftet werden‘). 


$. 111. (109.) 
Fortfegung. Geringere Waldnusungen, Bienen. 


Der Grundeigenthümer ift außer zu den genannten auch zu 
allen übrigen Waldnugungen — mit Beobachtung der gefeb- 
lichen Vorſchriften über Waldfhonung — berechtigt, und na- 
mentlich werben in Geſetzen erwähnt das Recht aus den Wäldern 
Kohlen und Aſche zu brennen, Pech und Theer' zu ſchwee— 
len, und dad Holz auf jede andere Weife zu benußen und zu be: 
arbeiten?). Das Recht Bienenftöde in Bäume zu hauen 
fteht gleichfalls nur dem Waldeigenthümer zu®). Derfelbe darf 
übrigens feine Bienen ungeftört auf fremden Grund und Boden 
ausfliegen und bafelbft weiden laſſen ), und mithin wohl auch 


f) Eioländ, Regierungspatent vom 6. März 1825. Vergl. auch die 
Patente vom 27. April und 25. Dectober 1804, vom 24. März und 10, 
September 1810. Eſthlaͤnd. Regierungspublicat vom 30. Decbr. 1827, 
vergl. mit den Publicaten vom 11. Juni 1809 und 8, Rovbr, 1819, — 
‚Ueber bie Wolfsjagden auf der Infel Moon vergl. A. Schmidt im In: 
land Jahrg. 1836 Sp, 497 fgg. 

a) Privilegium Sigismund Augufts von 1561 Art, 21; ©, oben 
$. 87 Anm. =. 

b) Ebendaf. Vergl. livlaͤnd. RR. Cap, 140. Livländ, BR. 
$. 484 9.4, 

c) Privilegium Sigismund Augufts a, a. D, 

15 * 
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ſchwaͤrmende Bienen auf fremder Graͤnze verfolgen. Hinſicht— 
lich der wilden Bienen dürfte wohl auch der Grundeigenthümer 
das ausfchließliche Recht, fie einzufangen, und Wachs und Honig 
zu nugen, in Anfpruch nehmen °). 


$.112. (110.). 


ce) Befchränfungen des Grundeigenthbums aus Rüdficht auf die Rechte 
der Nachbarn, Gefepliche Servituten. 

Außer den bereits erwähnten Befchränfungen des Grundeigen- 
thums zum Beften der Nachbarn ($. 105 u. a.) find befonders in 
den Stadtrechten ($. 113 fgg.), aber auch im Landrecht mancher: 
lei polizeiliche Vorſchriften enthalten, durch welche vorzüglich hin: 
fichtlich der Aufführung und Einrichtung von Gebäuden bie 
Freiheit des Eigenthums beſchraͤnkt worden ift, woraus Verbie— 
tungsrechte entftehen, die man mit dem Namen der geſetzli— 
hen Servituten zu belegen pflegt. Nach dem Landrecht 
gehört dahin, daß Defen, heimliche Gemächer und Schweineftälle 
drei Fuß von der Gränze abftehen follen, damit dadurch Dem 
Nachbarn Fein Nachtheil erwachfe. Auch follen die heimlichen 
Gemächer, welche nach des Nachbard Gränze ftehen, bis zur 
Erde vermacht, und die Defen und Schornfleine wohl verwahrt 
fein, damit Feine Feuerbrande und Funken in des Nachbars Hof 
fliegen‘): Die Zweige der Baume dürfen nicht über den Zaun 





d) Nach der Analogie der Beftimmungen über die Jagd wilder Thiere. 
Rai) Not. a. pag. 275 CL. gehört dem Finder wilder Bienen $ und dem 
Grundeigenthümer 4 davon, wenn fie in nicht fruchttragenden Bäumen 
angetroffen werben, wenn in fruchttragenden, fo gehört dem Grundherrn 
3, dem Finder 4. 


a) Livlaͤnd. RR, Gap. 162. 
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des Nachbarn fo weit hinaußsreichen, daß dieſem Dadurch Nachtheil 
* zugefügt wird®). 

An Ruinen alter Schlöffer und Feftungen und an anderen 
Baumerken ded Alterthums darf felbft der Eigenthümer nichts 
zerftören und befchädigen, noch etwas von ihnen abtragen. Eben- . 
fomwenig dürfen dergleichen Bauwerke ausgebaut, und nicht mehr 
reparirt werden, als die Bewahrung derfelben vor weiterem Ber: 
falle nothwendig erfordert ®). 


$. 113. (111.) 
Zortfegung. Beſchraͤnkungen Hinfichtlich der Bauten in ben Städten. 


Die Beſchraͤnkungen der Grundeigenthümer in Beziehung 
auf Bauten in den Städten bezweden theild die Berfchönerung 
der Städte, theild die Sicherung vor Feuerögefahr, theils find fie 
durch die Nücdficht auf die Rechte der Nachbarn beftimmt. Es 
darf daher fein Gebäude in einer Stadt ohne obrigkeitliche Ge: 
nehmigung und Beauffichtigung und ohne Befolgung des Aller: 
höchft beftätigten Stadtplans, wo ein folcher vorhanden, fo wie 
der vorfchriftmäßigen Fagaden aufgeführt werden. Die näheren 
Beitimmungen darüber find theild in den allgemeinen Reichsge— 
feßen enthalten), theild in den befonderen ftatutarifchen Rech— 
ten®*), oder für einzelne Städte verfaßten Bauorbnun: 


— —— 


b) Daf. Gap. 164 | 

c) N.U. vom 31. December 1826 und vom 14. December 1827 (Swob 
der Baugefege Bd. XI, Art. 143 —- 145). Livländ. Regierungspatent 
vom 21, Sanuar 1827. 

a) Swod der Baugefege (Bd. XII.) Art. 256 — 321. 

b*) Lübifches Stadtreht B. IN. Tit. 12. Vgl. auch das rigiiche 
Stadtreht B. IT. Zit.,15 und bie rigifchen willkürlichen Geſetze Zit. 
387. 
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gen). In dem Privatrecht kommen Übrigens nur die Beſchraͤnkun⸗ 
gen ber legten Art (zum Beſten der Nachbarn) in Betracht, die» 
anderen dagegen gehören dem Polizeirecht an. 


$. 114. (112.) 


Bortfegung. Einzelne Beftimmungen ber rigifchen und reval’fchen 
Bauordnung. 


Die wichtigften ſich hierauf beziehenden Beftimmungen der 
Bauordnungen für Riga und Reval find : 


1) daß bei jedem Bau und jeder wefentlichen Bauverände: 
rung der Bauherr ſich zuvor mit feinen Nachbarn Überhaupt 
verftändigen muß ®). | 


2) Fenfter nach des Nachbars Seite zu dürfen nicht näher 
als ſechs Fuß von des Nachbars Gränze angelegt werden”). 

3) Miftgruben und Düngerftätten dürfen nicht an gemein- 
ſchaftlichen Zäunen und Mauern angelegt werden *), ebenfowe: 
nig heimliche Gemächer , es fei denn, daß der Nachbar bereitd ein 
ſolches an der Stelle hat; fonft muß der Unrathkaften fünf Fuß 
von des Rachbars Gränze entfernt und acht Fuß tief fein ®). 


c) Dahin gehört namentlich die von der livländ, Gonuernements Res 
gierung am 23. Mai 1819 beftätigte Bauordnung für die Stadt Riga und 
deren Vorftädte, welche auch den für die übrigen Städte Livlands abzus 
faffenden Bauordnungen zum Grunde gelegt werden ſoll; beögleichen die 
Bauordnung für die Stadt Reval und deren Vorftäbte vom 14. April 1825, 
welche mit de rigifihen im Wefentlichen übereinftimmende Normen feſt— 
ſtellt. 

a) Rigiſche Bauordnung v. 1819 ©. 6, 10, 14, 42. Revaler 
Bauorbnung von 1825 $. 2, 8, 17, 81 fe. 

b) Rig. Bauordn. S. 28. Revaler Bauorbn. $. 55. 

ct) Rig. BO. S. 24. Rev. BD, $. 41. 

d) Rig. BD. ©. 30, 42, 46. Rev. BD. $. 61 fgg., 81, 89. 


* 
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4) Keller duͤrfen in Riga nicht dicht neben des Nachbars 
Gebaͤude angelegt werden, wenn nicht unter dieſem auch Keller 
befindlich find °), in Reval überhaupt nicht, wenn das Funda— 
ment des nachbarlichen Gebaͤudes dadurch einer Beſchaͤdigung oder 
Erſchuͤtterung unterworfen wird‘). 

5) Graͤnzzaͤune, welche von den Nachbarn gemeinschaftlich 
zur Hälfte zu ziehen und zu unterhalten find, follen acht Fuß 
von der Erde hoch fein. Sobald der eine Nachbar feinen Zaun 
zur Hälfte zu ziehen beginnt, ift der andere verpflichtet, auch feine 
Hälfte fogleich machen zu laſſen ®). 

6) Innerhalb der Stabtmauern darf an der Gaffenlinie auf 
- der Stelle, wo früher ein Wohnhaus geflanden, auch nur ein 
Wohnhaus wieder hingebaut werden"). 


$.115. (113.) 
Fortſetzung. Lübifch = reval'ſches Recht. 


Außer den im $. 114 aufgeführten Vorfehriften der Bau- 
ordnungen gelten für Reval noch. verfchiedene im Lübifchen Recht 
über diefen Gegenftand enthaltene, übrigens durch die Bauord— 
nung zum Theil mobificirte Beftimmungen. Zunaͤchſt ftelt 
auch ſchon das Lübifche Recht den allgemeinen Grundfaß auf, daß 
fein Bau vorgenommen werben darf, wodurch dem Nachbarn ir- 
gend zu nahe getreten, oder ein Nachtheil zugefügt wird”). Ins— 
befondere ſollen ohne der Nachbarn ausdruͤckliche Einwilligung 





e) Rig. BD. S. 28. 

f) Revaler BD. $. 56. 

g) Rig. BO. S. 44. Rev. BD. 6. 86. 

h) Rig. BO. S. 28. Revaler Bauerſprache dv. J. 1560 Art. 18 
Redaler Bauordn. $. 61, 52. 

a) Lüb, StR. B. III. Tit. 12, Art. 3,7. 
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feine neuen Gebäude aufgeführt, noch. in bereits vorhandenen 
Gebäuden Einrichtungen gemacht werden, welche dem Nachbarn 
durch üblen Geruch, übermäßiges Geräufch oder Feuerägefahr 
läftig werden können’). Ferner follem ohne des Nachbars aus: 
drüdliche Genehmigung Feine öffentlichen Badftuben und Bad: 
haͤuſer“), Feine Brauhäufer, Schmieden, Töpfereien, Gerbereien 
(Sehmhäufer), Fiſchweichen, Zalgfchmelzereien, Seifenſie— 
dereien, Gold: und Kupferfchmieden, Grapengießereien, Brannt, 
weinbrennereien, Krüge und dergl. angelegt, noch das Knochen: 
hauer» und Böttcherhandwerf u. dergl. ausgeübt werden. Selbft 
wenn die Häufer früher zur Zreibung folcher Gewerbe berechtigt 
geweſen, und dies Recht im Laufe der gefeglichen Verjaͤhrungs— 
frift nicht ausgelibt haben, fo ift es als erlofchen zu betrachten °). 
Ebenfowenig dürfen in Häufern neue Gänge, Wohnungen oder 
Mohnkeller, Fenſter, Thüren, Scheunen, Schornfteine und 
Feuerftätten ohne der Nachbarn Bewilligung angelegt werden ®). 


b) Daf. Art. 12. „Sefehrliche unleidtliche Handwerfe mögen in 
denen Häufern nicht gerichtet noch geuͤbet werden, da fie zuvorn nicht ges 
weſen, ohne der Nachbarn Willen.” Was insbefondere im Art 9 a, €. 
und im Art. 10 über heimliche Gemächer angeordnet wird — daß fie drei 
Faden von des Nachbars Gränze und ſechs Faden von Straßen und Kirche 
böfen entfernt fein follen, — ift durch die Bauordnung v. 1825 (f. oben 
§. 114) als aufgehoben anzufehen. 

c) Daf, Art. 11. 

d) Daf. Art. 12. Die Revaler Bauordnung vem 3. 1825 $. 31 
verbietet, unter Aufzählung der bis dahin vorhandenen Schmieden (der 
Eifen -, Kupfer=, Zeugs und Büchfenfchmiede, der Schlöffer und Kron— 
gießer), für die Zukunft die Anlegung neuer. Daburch haben die Häufer, 
in welchen gegenwärtig dergleichen Feuerftellen beftehen, ein Realrecht darauf 
erhatten. — Gerbereien, Färbereien, Schlachthäufer, Seifenficbereien 
und Lichtziehereien dürfen innerhalb der Stadtmauern nicht gebuldet wers 
den (Bauordnung $. 66), Zuderfiedereien und dem ähnliche — nur 
außerhalb der Vorſtadt. Ebendaf. $. 77. 

e) Luͤb. StR, B. IH. Zit. 12. Art. 13, 
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Es verfteht fich übrigens von felbft, daß wenn ein Nachbar in 
allen diefen Fällen ohne hinreichenden Grund feine Einwilligung 
verweigert, folche obrigkeitlich ergänzt werden kann). — Hin: 
fichtlich gemeinfchaftlicher Mauern wird verordnet, daß fie auf 
gemeinfchaftliche Koften erbaut werben: follen, daß jedoch, wenn 
der eine Nachbar ſie höher ziehen wollte, als der andere, jener ed 
auf feine Koften thun mag?). Zur Mitaufführung von Scheide: 
mauern kann der Nachbar fofort gezwungen werben; findet aber 
einer der Nachbarn für nöthig, eine gemeinfchaftliche Brandmauer 
zu ziehen, und der andere verweigert die Theilnahme, nachdem 
ihm von jenem der Bau Jahr und Tag zuvor angefündigt wor: 
. ben, fo darf jener. die Mauer allein für feine Koften aufführen, 

dieſer verliert aber feine Mauergerechtigkeit, d. i. das Recht, die 
Mauer zu feinen Zweden, als eine gemeinfchaftliche, zu be: 
nugen, es fei denn, daß er binnen Jahr und Zag dem Nach— 
barn die halben Koften erftattet"). Eine gemeinfchaftliche Mauer 
darf Feiner der Nachbarn ohne Willen des andern niederreißen'). 
— In Betreff der Ringmauern der Stabt, fo wie der übrigen 
vor Zeiten Öffentlihen Mauern ift von Alterö her in Reval der 
Grundfaß angenommen, daß die Mauer demjenigen gehört, der 
an biefelbe ein Gebäude angelehnt, oder fie in die Gränzen feines 
Hofes gezogen ; ihm liegt Daher auch die Unterhaltung und Repa— 
ratur ber in feiner Gränge befindlichen Stadtmauer: ob"). 





f) Bergl. daf. Art. IL und Stein's Abhandlung des Lübifchen 
Rechts Th. I. 8.227, 229. 

g) Lüb. SR. B. III. Tit. 12. Art. 4, 

h) Daf. Art. 5. 

i) Daf. Art. 6. 

k) Dies ift durch zahlreiche Präjudicate des Rathes anerkannt. Bol. 
auch das koͤnigl. ſchwed. Placat v. 26, Detbr. 1648. 
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$. 116. (114) 


II. Erwerbung bes Eigenthums an Immobilien, 1) Erwerbfaͤhigkeit: 
a) Verbot der Veraͤußerung an Fremde, nach eſthlaͤndiſchem Landrecht *). 


Auch hinſichlich der Faͤhigkeit, Eigenthum an Immobilien 
zu erwerben, kennt das Provincialrecht mancherlei Beſchraͤnkun— 
gen, indem es namentlich die Veraͤußerung von Immobilien an 
Fremde verbietet. Insbeſondere erhielt die eſthlaͤndiſche 
Ritterſchaft ſchon früh das Privilegium, daß nur die einge 
bornen, in Efthland (Harrien und Wierland) anfäßigen Ritter 
oder Edelleute Nittergüter in Efthland durch Erbrecht erwerben 
fönnten®). Won anderen Erwerbungsarten galt ohne Zweifel 
im ältern Recht daffelbe; beftimmt wurde e3 aber erft im efthlan: 
difchen Ritter und Landrecht ausgefprochen, indem dieſes na= 
mentlich den Verkauf von unbeweglichen Erbgütern und Grün: 
den an Fremde und Nichtadelige unterfagt,), zugleich aber den 
Begriff des erwerbfähigen Adels infofern erweitert, ald ed dahin 
alle, nicht bloß in Efthland, fondern im ganzen Reiche (damals 
Schweden) anfäßige Edelleute rechnet). Ueberdies wird feftges 
feßt, daß, wenn ein Fremder durch Erbrecht liegende Gründe er- 
wirbt, er bloß den Werth in Gelde erhalten“), im Falle des Ver: 


a) Vergl. überhaupt die Rechtsgefchichte der Kaiſerl. Canzlei Bd. IIT. 
©. 111 fgg. und 119 fgg- 

b) Privilegium des Hochmeifters Ludwig von Erlichehaufen vom 
Dienftag nach Oftern 1452. Uebrigens find in älterer Zeit auch cives 
in Reval erweislich lehnsfaͤhig geweſen (f. 3.8. das Privilegium des Or⸗ 
densmeifters Goswin von Herite vom Abend vor Dionyfii 1348), wies 
wohl unter ben cives fonder Zweifel nur ritterbürtige (Patricier -) Ge⸗ 
fchlechter zu verftehen find. &. oben $. 50 und unten $. 117. 

c) Efthländ. R. und ER. B. IV. Zit. 14. Art. 1,2. 

d) Daf. B. 1. Zit, 7. Art. 1. 

e) Ebendaf. Wergl. übrigens Riefentampff’s Marginalien 
bazu, bi Ewers ©. 530, : 
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kaufs eines Immobils an einen Fremden aber, dem naͤchſten Er- 
ben des Verkäufers das Näherrecht zuftehen fole‘). Das aus: 
ſchließliche Recht ded Adels zum eigenthiimlichen Erwerb von 
(privilegirten) Landgütern in Efthland®) ward — dem Bürger: 
ftande gegenüber — fowohl durch die fehwedifche®), als auch 
durch die ruffifche Regierung’) anerkannt; aber erft in neuerer 
Zeit iſt die Frage freitig geworden, ob dieſes ausfchließliche Recht 
nur immatriculicten efthländifchen Ebelleuten, oder auch Mitglie- 
bern des Reichsadels zuftehe‘). Zwar wurde im 3. 1828 vom 


FIR. und ER, B. IV, Zit. 14. Art. 1,2. 

g) Damit hängt auch das Worrecht des Adels zu Krondarenden zuͤ⸗ 
fammen. ©. oben $.56 Nr. 6. 

h) Königl. Refolution Über die Streitigkeiten zwifchen dem efthländ. 
Abel und der Stadt Reval vom 30, Juli 1662 $. 15: „So wie kein Edel⸗ 
mann zugelaffen werben kann, irgend ein Haus in ber Stadt, eben fo wer 
nig kann audy einem Bürger in Reval geftattet werben, abelige Güter 
auf dem Lande an fich zu handeln und als Gigenthümer zu befigen.” 
Königl. Refolution vom 17. Juni 1690: „Koͤnigl. Majeftät wollen ver: 
orbnet haben, daß Keiner, der nicht von Adel, welcher in eine abelige Ehe 
tritt, ohne Königlicher Majeftät Zulaß adelige Güter erblich behalten 
möge.’ Vergl. auch noch die königl, Refolutionen vom 17. San. 1651 
$. 2, v. 1. Xuguft 1662 $. 2, v. 30, Detbr. 1663 $. 14, v. 3. Aus 
guft 1664 $. 2, vom 16, Detbr. 1675 $. 3, v. 13, April 1698 und 
Riefentampff’s Marginalien bei Ewers ©, 555, 556. 

i) Durch einen ©. U. v. 11, Juni 1809 wurde fogar angeordnet, daß 
alle Nichtadelige, welche ohne Königliche Erlaubniß erworbene abdelige 
Landgüter in Liv» und Efthland derzeit befäßen, auf Grundlage der allge: 
meinen Reichögefege (nach denen Nichtadeligen die Erwerbung von Leibs 
eigenen mit und ohne Land verboten ift), ihre Güter in einem Zeitraume 
von zwei Jahren an Adelige veräußern follten, widrigenfalls dieſe Güter 
zum Beften der Krone eingezogen werden würden. Ob und was übrigens 
zur Erfüllung diefes Ukaſes gefchehen, ift nicht weiter befannt geworden. 


k) Denn noch burch eine, auf eine Vorfchrift des Generalgouverneurs 
vom 31. März 1823 fich gründende Publication des efthländ. Oberland» 
gerichtö vom 4. April 1823 (revarfche woͤchentl. Nachrichten Jahrg. 1823- 
Nr. 15 &. 429) wurde bie fernere Ertheilung gerichtlicher Krepoften 
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Reichsrath unter Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung feſtgeſtellt, daß — 
weil nach den Beſtimmungen des Reichsrechts Grundeigenthum 
ohne Leibeigene von jedermann erworben werben dürfe, die Leib: 
eigenfchaft aber in Liv- und Efthland aufgehoben ſei — aud 
dem Erwerbe von Landgütern in Liv: und Efthland felbft durch 
Nichtadelige Fein Hinderniß im Wege ftehe‘). Damit fchien 
auch die den efthlandifchen Bauern, nach ihrer Sreilaffung, im 
Bauergeſetzbuch ausprüdlich verliehene Befugniß: „Ländereien 
und anderes unbemwegliched Vermögen zum erblichen Beſitz und 
Eigenthum zu erwerben”), im Einflange zu ftehen. Allein 
bereitö im J. 1829 erhielt die betreffende Beftimmung des Bauer: 
geſetzbuchs durch ein Allerhöchft beftätigtes Reichsrathögutachten 
einen Zuſatz des Inhalts, daß „die gegenwärtigen adeligen Höfe 
in Efthland, mit allen daran gefnüpften, ausfchließlich den im: 
matriculirten Edelleuten zuftchenden Rechten und Vorzügen, nur 
in den erblichen Beſitz der zu diefer Corporation gehörigen Perfo: 
nen gelangen dürfen; daher der Gutöbefiger feinen Bauern nur 
unter der Bedingung einen Theil des Edelhofes verkaufen dürfe, 
daß demſelben eine Ausfaat von 30 Tſchetwert Roggen in jedem 
Felde verbleibe”); niemals aber follen Bauern, welche Theile 
von großen Edelhöfen anfaufen, die diefen Höfen anklebenden 
Rechte erwerben. Die Fleinen Rittergüter follen in ihrer gegen: 
wärtigen Berfaffung bleiben und nur die dazu gehörigen Pacht: 
und Bauerländereien an jedermann ohne Unterfchied verkauft wer: 


über den Befig von Erbgütern nur an Nichtabelige überhaupt (ohne Be: 
fohränfung auf Immatriculirte) bis auf weitere Beftimmung inhibirt. 


I) Allerh. beftät. RRG., enthalten im ©. U. v. 3. Dicbr. 1828. 
m) Efthländ, BGB. $.4. Mol. auch daf. $. 126. 


n) Vergl. oben. $. 85. 
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ben dürfen”). Obfchon durch dieſes Geſetz dem efthländifchen 
immatfriculirten Adel dad ausschließliche Recht zum Erwerb des 
Eigenthums an Landgütern indirect zugefichert wurde, fo blieb 
doch noch immer ein Zweifel über die Erwerbfähigfeit des Neichs- 
adels übrig, indem dies Gefeß zunachft nur von-dem Nechte des 
immatriculirten Adeld dem Bauerftande gegenüber handelt. Es 
erhoben ſich Daher manche NRechtöftreite über diefe Frage: indeß ift 
einflweilen der efthländifche Adel — bis zur allendlichen Aller: 
höchften Entfcheidung diefer Nechtöfrage in dem zu erwartenden 
Provincialeoder?) — im Befisftande feined ausfchließlichen 
Rechts durch wiederholte Allerhöchfte Befehle gefchügt worden 9). 
— Uebrigens wird den efthläandifchen Landgeiftlichen für ihre 
Perfon das Recht, privilegirte Landyüter zu. Eigenthum zu er: 
werben ‚in der Praris unbeftritten zuerkannt”). 


o) Allerh. beftät. RRG. v. 2. Auguft 1829. Vergl. auch noch 
die Allerh. beftät. Verordnung vom 24, Decbr. 1841 Art. 9, 

p) In der von der Kaifert. Sanzlei herausgegebenen Provincialrechts⸗ 
gefchichte (Bd. I. S. 220 fg. und Bb. III. S. 77) wird angegeben, daß 
ein über diefen Gegenftand entworfenes Gefer bereits unterm 5. und 19, 
Juni 1841 der Allerhöchften Beftätigung gewürdigt worben ift. 

q) So wurde durch den Allerh. Befehl vom 11. April 1838 angeord⸗ 
net, alle Sachen, betreffend die Erwerbung abdeliger Güter in den Oftfeepro> 
vinzen durch Perfonen verfchiedener Stände (Rasnotfchinzen,- d. h. Nichts 
abelige), wenn fie an den Senat gelangen follten, bis zur Beprüfung der 
fie betreffenden ftreitigen Frage im KReichsrathe, zu fiftiren, und durch 
den namentl, Befehl vom 27. März 1842 wurde diefe Inhibition — bis 
zur Emantirung des Provincialeoder — auf alle Behörden Überhaupt. und 
in Betreff Efthlands auch auf die Erwerbung durch nicht dafelbft immatri= 
culirte Edelleute ausgedehnt. Wal, auch den ©. U, v. 5, April 1844, und die 
Publication des efthländ. Oberlandgerichts v. 12. Sptbr, 1839 in den res 
val’fchen wöchentl. Nachr. Zahrg. 1839 Nr. 38 ©. 1103. 

r) Die hierüber im 3.1786 erhobenen Zweifel wurben auf Befeht 
bes Senats vom 19. Detbr. 1786 von ben damaligen efthländifchen Kreis: 
gerichten in ber angegebenen Weife im 3. 1787 entichieben (vol. bas Res 
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$. 117. (115) 
Fortfegung. Livlaͤndiſches Landrecht?). 


Auch in Livland hat das Recht, Nittergüter und priviles 
girte Landgüter überhaupt zu erwerben, urfprünglich ohne Zwei: 
fel nur Ritterbürtigen zugeftanden®); denn daß auch ftäbtifche 





feript des Generalgouverneurs Browne vom 11, Septbr. 1787, die Re- 
fol. des efthländ. Givilgerichtshofes v. 31. Octbr. 17895 deögl, die Ent— 
fcheidung des Eivildepartements des Dberlandgerichts der reval’fchen Statt- 
balterfchaft v. 2, April 1786, in v. Bunge's Inland Jahrg. 1839 
Nr. 20 Sp. 305 fag.). Diefe Entfcheidung ftügt fich theild auf das 
koͤnigl. fchwebifche Priefterprivilegium v. 1. Novbr. 1675 Art. 8 u. 10, 
wo aber nur von „Zinsguͤtern⸗ die Rede iftz theils auf nachftehende — 
nicht viel mehr beweifende — Beftimmung bes efthländifchen R. und ER. 
B.1. Zit. 2, wo von ber Competenz des 'efthländifchen Oberlandgerichts 
gehandelt wird, und es im Art. 6 heißt: „Will aber ein Landfaffe einen 
Prediger vom Lande rechtlich belangen, fo ift in — — — folhen Sachen, 
die Güter und liegende Gründe concerniren,, welche ein Prediger entweder 
mit feiner Frauen befommen, felbft erfauft oder fonften an fich gebracht, 
in allen folchen Sachen ift Spruch und Forderung das Landgerichte, es habe 
ein Paftor mit einem andern Paftor oder einem Saeculari et vice versa 
zu thun, barinnen zu erkennen bemächtiget.” 

a) S. über biefe fehr controverfe Frage überhaupt: A. W. Hu: 
pel's nordifche Mifcellaneen Std. 22 u. 23. ©. 312 fgg. H. v. Sans 
nau’& oben $. 55 Anm, c angeführte Schrift, und deffen Gefchichte 
von Liv. und Efthland an vielen Stellen. W. Hegel, Vorrecht bes 
livtänd. Adels zu Aemtern und ausfchließliches Recht zum Güterbefig, in 
v. Bröder’s Jahrbuch für NRechtögelehrte Bd. III. ©. 208 fgg. Rechts⸗ 
gefchichte der Kaiferlihen Ganzlei Bd. III. ©, 42,53, 70 fgg., 75 fgg. 
Mehr als Parteifchriften, denn als wiffenfchaftliche Erörterungen , ericheis 
nen die übrigens intereffanten Verhandlungen über biefen Gegenftand in 
v. Bunge’s Inland Jahrg. 1838: Nr. 2 und3 von X. v. Reutz, 
Nr. 10 vonBandau, Nr. Il und 12 von (%.v. Schwebs), Nr. 
18 und 19 von — w — (Adam Schwarg), Nr. 22 u. 23 von 3 
(8.0. Schwebs), Nr.30 von E, v. Tieſenhauſen und Rr. 34 
und 35 von 3. Wilpert. 


b) Bgl. v. Helmerfen’s Geſchichte bes Adelsrechts $. 5, 10, 134, 
135, und v. Bunge’s Entwidelung ber Standesverhältniffe S, 45 fa. 
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Bürger dieſes Recht hatten“), beweift nichts dagegen, da in den 
älteren Zeiten bie eigentlichen Bürger (cives) ritterbürtig mas 
ven’). Zugleich galt auch in Livland der Grundfag, daß nur 
Eingeborne zum eigenthlimlichen Erwerb von NRittergütern ge- 
langen dürften‘). Während der polnifchen Regierung wurde in: 
deß im Allgemeinen den Bürgern das Recht verliehen, Landgüter 
zu kaufen”), und insbefondere den rigifchen Bürgern 8), und bei- 


c) Hinfichtlich Riga’s giebt es viele Veifpiele von der Lehnsfähigkeit 
feiner einzelnen Bürger (vergl. befonderde Hupel in ben nordifchen 
Mifcellaneen Std.8 ©. 173 fog. und 9. v. Hagemeifter’s Ge 
fhichte der Livländifchen Landgüter an vielen Stellen), — und es war keis 
nesweges, wie vc Schweb6 (Inland 1838 Sp. 344) meint, bloß die Stabt 
„als Sorporation und Stand’ zum Erwerb von Ländereien befugt. ©. 
auh Wilpert ebendbaf. Sp. 531 fgg. Was v. Schwebs a. a. O. 
aus Urkunden des 15. und 16. Jahrh. dagegen vorbringt, erklärt fich aus 
den damals bereits veränderten Standesverhaͤltniſſen. S. übrigens noch 
binfichtlich der Bürger Dorpat's das Privilegium des Bifchofs Johann v. 
Gellingshaufen vom Donnerftage nach Lucia 1540, Das von Wilpert 
a. a. O. Sp. 534 angeführte Privilegium des Erzbifchofs Thomas v. J. 
1531 dagegen beweift nicht viel 53 denn wenn daſelbſt von Befigern von Zehn 
gütern die Rede ift, welche nicht zur Ritterfchaft gehören, fo find darunter 
ohne Zweifel dennoch „‚Ritterbürtige’’ zu verftehen, aber folche, welche nicht 
zur „‚erzftiftifchen rigifchen’’ Ritterfchaft gehören, fondern zu einer der an⸗ 
beren Ritterfchaften Livlands. ©. v. nr 8 Stanbesverhältniffe 
©. 55 Anm. 67. 

d) Vergl. oben $. 50 und v. Bunge a.a.D. ©. 45 und 55 fg, 
beögl. Eihhorn’s Einleitung in das deutſche Privatreht $. 55. ©. 
aber auch F. v. Schwebs im Inland 1838 Sp. 163 fg., 343 fg. und 
%. Schwartz ebendaf. Sp. 275 fgg. 

e) Vergl. Erzbifchof Sylvefter’d neue Gnade vom Dorotheentage 
1457 $. 14 und das Privilegium bes Erzbifchofs Thomas vom Donnerftage 
nah Martin Bifhof 1531. 

f) Constitutiones Livoniae vom 4. Decbr. 1582 Art, 20. 

g) Corpus privilegiorum Stephaneum vom 14. Ian, 1581. &o: 
wohl bier, als in dem in ber folgenden Anmerkung angeführten C. priv. 
Gustavianum wird allerdings die Eönigliche Ratihabition in jedem eins 
zelnen Fall zur Bedingung gemacht, worauf y. Schwebs a.a.D. Sp. 
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des ward von der ſchwediſchen Regierung ausdruͤcklich beftätigt, 
wiewohl leßtere zugleich den Grundfaß der Erwerbunfähigkeit der 
Fremden ausfprah®). Bei der Unterwerfung Livlands un: 
ter den ruffifchen Scepter nahm bie livlaͤndiſche Ritterfchaft Ver: 
anlaffung, auszuwirken, daß in Zukunft adelige Landgüter nur 
von livlaͤndiſchen Edelleuten gekauft, und die dem zuwider bereits 
verkauften von Edelleuten eingelöft werben dürften‘). Gleich: 
zeitig wurden freilich den adeligen und bürgerlichen Einwohnern 
Rigas die von ihnen eigenthuͤmlich befeffenen adeligen Güter be- 
ftätigt ); allein bald darauf wiederum das Vorzugsrecht des 
Adeld zum Kauf von Landgütern vor den Bürgern überhaupt 
ausdrüdlich anerfannt!). Indeſſen hatten viele nicht immatri- 
culirte Edelleute, deögleichen Bürgerliche Landgüter in Livland 
erworben, über deren Befiß nunmehr ein Proceß zwifchen den 
fogenannten Landfaffen”) und der Nitterfchaft entftand, welcher 


Po 


164 und 353 befonderes Gewicht legt. S. jedoch darüber Wilpert 
a. a. O. Sp. 537. 

b) Corpus privilegiorum Gustavianum v. 25. September 1621 
$.26. Königl. Decret 0.31. Detbr. 1662 $.6, vergl. mit $.5, und bie koͤnigl. 
Refolution vom 31. Detbr. 1662 $. 18. Koͤnigl. Erklärung vom 31. Decbr. 
1687 Art. 7. 

i) Gapitulation der livländifchen Nitterfchaft vom 4. Juli 1710 
Art. 20. 

k) Sapitulation der Stadt Riga von bemf. Datum Art, 2 u, 7. Durch⸗ 
aus unbegründet und unrichtig ift es, wenn v. Schwebs (a. a. O. Sp. 
165) behauptet, hier fei bloß von Pfandgätern die Rebe, oder wenn er 
(Sp. 358) dad Wort maerınocmm , welches vielmehr unzweifelhaft Lehn- 
güter oder Rittergüter bedeutet, durch „Beſitzungen“ überfegt wiſſen will. 
Vergl. dagegen Wilpert a. a. O. Sp. 558. 

1) R. u. vom 24. September 1725 $.7. 

m) Ohne allen Grund befchräntt v. Schwebs (a.a. D. Sp. 356) 
ben Begriff der Landfaffen bloß auf Adelige; im Gegentheil war gerade 
durch die Anfprüche rigifcher Bürger auf das Recht des Landguͤtererwerbs 

- der ganze Proceß veranlaßt worden. Vergl. ben S. U. v.4 März 1745 
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auf Befehl des Senats”) vem livländifchen Generalgouvernement 
dahin entſchieden wurde, daß alle bisherigen Landſaſſen bei 
ihren Beſitzungen geſchützt wurden, und für bie Zukunft dem 
liolandifchen Adel?) nur ein während der gefeßlichen Proclams⸗ 
frift auszuübendes Näherrecht vorbehalten warb’), Hierbei 
blieb es jedoch nur bis zum J. 1789, feit welcher Zeit das livlaͤn— 
difche Hofgericht, in Veranlaffung einer Entſcheidung des Se 
nats.in einem einzelnen Falle ), die Corroboration von Bürger: 
lichen erworbener abeliger Güter zu verweigern begann‘). — 
Als die livlandifchen Bauern bei ihrer. Freilaffung die Befugnig 
zu erblichem Beſitz unbeweglichen Vermögens erhielten, wurden 
davon abelige Landgüter ausdrüdlich ausgenommen *), und wegen 
der an Bauern fünftig zu verfaufenden Hofeöländereien mit und 
ohne Bauerland der livländifchen Nitterfchaft ihr gefegliches 
Naäherrecht vorbehalten‘). Das Vorrecht des livländifchen Adels 





und Wilpert a. a. O. Sp. 539 fgg., 553 fgg., und f. überhaupt oben 
$.55 Anm, c, 

n) S. U. v. 26. Juni 1773. 

0) Die von v. Schwebs a. a. D. Sp. 359 aufgeftellte Behau⸗ 
ptung, daß auch nicht immatriculirte Edelleute rigifchen Bürgern gegen= 
über das Näherrecht ausüben dürfen, ift wiberlegt von Wilpert a.a.D, 
Sp. 557 fg. 

p) Refolution vom 5. März 1774. Hupel a. a. O. Stck. 5 u.6 
S. 317 fgg. und Inland Jahrg. 1838. Nr. 35. Sp. 565 fag. 

q) &. u. v. 16. März 1789 in Sachen Spalchaber wider Raawe, 
im Inland a, a. 9. Sp. 359 fgg. 

r) ©. darüber Bandau a. a. D. Sp. 148 und Wilpert Sp. 
555. Auch auf Livland bezog fih ber oben $. 116 Anm. i angeführte 
&. U. v. 11. Juni 1809, ohne übrigens auch hier, fo viel bekannt, in Er: 
füllung gefest worden zu fein. 

s) Livlaͤnd. Bauerverorbn. v. 3. 1819 $. 54. Vergl. auch bie ers 
gänzenden Beftimmungen v. 3. 1845 $. 51. 

t) Biol, BB. v.1819 $. 56. ©. oben $. 80 und unten $. 183. 
=: | 16 
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wurde zwar durch das bereits oben ($. 116) erwaͤhnte, auch auf 
Livland fich beziehende Reichsrathögutachten vom 3. 1828”) in 
Zweifel geftelt”); allein in der Folge auch hier einftweilen, und 
bis zur Entfcheidung der Frage in dem zu erwartenden Provincials 
coder *), die Gorroboration von Landgütern an Nichtadelige inhis 
birt*), fo daß alfo gegenwärtig in Livland nur Edelleute, und 
zwar fowohl immatriculirte als nicht immatriculirte, Landgüter 
erwerben bürfen, erfteren jedoch ein Retractörecht zufteht. 


$. 118. (116.) 
f Fortfegung. Stadtrechte. 


Sowohl das rigifche*), ald das luͤbiſche Recht”) verbietet die 
Veräußerung von Immobilien an Fremde, d. i. Nichtbürger; 
und nad) dem leßteren foll derjenige Fremde, dem ein Smmobil 
in der Stadt durch Erbichaft zufallt, daffelbe nicht an Fremde 
veräußern, fondern an flädtifche Bürger bringen‘). Das fpd- 
tere Recht hat jedoch von diefer Regel Ausnahmen feftgeftellt: 

1) In Riga dürfen Adelige‘) und in Dorpat®), und auch 
wohl in den übrigen Städten Livlands), fowohl Adelige als 


u) Enthalten im S. U. v. 3. Decbr. 1828. 

v) Vergl. den ©, U, vom 24, März 1833, citirt von Shwarg 
a.a. D. Sp. 279. 

w) Allerhöchfte Befehle vom 11. April 1838 und v. 27. März 1842. 
S. oben $. 116 Anm. q. 

x) ©. oben $. 116 Anm, p. - 

a) Rig. StR, 8.11. Tit. 11.5 a. €. 

b) Luͤb. StR. B. J. Tit. 2. Art.5. Vergl. auch Art. 6. 

c) Ebendaf. 

d) Königl, Decret vom 31. October 1662 $. 6. 

e) Corpus Privilegiorum vom 20. Auguft 1646 Art. 13. 

f) Vergl. Constitutiones Livoniae dv, 4. December 1582 Art, 20. 
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Perfonen anderen Standes Immobilien eigenthümlich erwerben, 
wiewohl in foldhen Fallen die Bürger das Näherrecht ausüben 
dürfen ?). Zu 

2) In Reval erhielt fich das ältere Recht länger, fand auch 
durch ſchwediſche Gefege Anerkennung), und wenn auch in der 
Folge davon abgewichen und namentlich Edelleuten‘) die Erwer: 
bung von Immobilien geftattet wurde, fo gefhah doch die Zu: 
zeichnung ſtets mit Vorbehalt der Privilegien der Stadt und nur 
auf den Namen eined Bürgerd, welcher den eigentlichen domi- 
nus in feinem Verhältniß zur Stadt und zum Rathe vertrat, und 
insbefondere für die auf dem Immobil ruhenden Kaften haftete*). 
Seit dem Anfange des 19. Jahrhunderts dürfen jedoch, in Folge 
damals von den Ständen der Stadt erfolgter Einwilligung, 
auch Nichtbürger ftädtifche Smmobilien acquiriren!), Jedenfalls 


g) Rig. StR, B. IH, Zit. 11. Art. 5, 6. Corpus Privil. der 
Stadt Dorpat a. a. O. 

h) Königliche Reſolution vom 30. Juli 1662 $. 15, vom 1. Auguſt 
1662 und vom 3. Auguft 1664. S. oben $. 116 Anm, h, 

i) Es finden fich zwar auch einzelne wenige Beifpiele der Zuzeichnung 
von Häufern an andere Nichtbürger, jedoch find diefe durchaus nur als 
Ausnahmen von ber Regel anzujehen, und es wurde im 3. 1763 vom 
Rathe beichloffen, folches künftig nicht weiter zu geftatten. | 

k) Die Beifpiele find befonders im 18. Jahrh. nicht felten (f. Har— 
pe's Repertorium s, v. Zuzeichnung) ; übrigens nicht ohne Widerfpruch der 
Gilden, und am 9. Detober 1797 wurde den Bürgern ausdrüdlich vom 
Rathe unterfagt, ihren Namen zu diefem Zwecke bherzugeben. Auch war 
jenes Verfahren dem Lübifchen "Recht geradezu entgegen, da dieſes a. a. D, 
Art. 5 ausdrüdlich fagt, Bein Bürger folle ein Immobil „einem Gaft oder 
Fremden, oder andern, welche unfer Bürger nicht fein, verfegen oder ver— 
Pfänden, verkaufen, oder zu treuen. Händen bemfelben zum 
Beften zufchreiben laſſen, es gefchehe auch durch was Weiſe und 
Unterfchleif es wolle 20,” 

I) Antrag der Gilden und Verfügung des Rathes darauf im publis 
ten Rathöprotocoll vom 15. San. 1801. 


16 * 
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ift aber dadurch das jedem einzelnen Bürger gegen einen Nicht: 
bürger zuſtehende Näherrecht nicht ausgefchloffen”). — Den 
Iandpflichtigen efthländifchen Bauern ift die Erwerbung ftädti: 
fcher Immobilien ganz unterfagt”). 

3) In den Seeftädten haben die fog. ausländifchen Gäfte 
das Recht, Wohnhäufer zu acquiriren”). 


$. 119. (117.) 
b) Verbot der Veräußerung an todte Hände. Amortifation. 


Insbeſondere ift noch im rigifchen Stadtrecht die Veräuße: 
rung von Immobilien „in Päpft-Geiftliche Hände” unterfagt, 
d. h. an catholifche Klöfter und fonftige geiftliche Gorporationen, 
oder andere fogenannte todte Hände, welche auch durch Ver: 
maͤchtniß und Schenfung feine Immobilien erwerben, fondern 
nur deren Werth erhalten follen*). Ebenfo ift hinfichtlic ſaͤmmt⸗ 


m) Präjudicate des Rathes bei Harpe a.a.D. Bb. II. ©. 199, 
493 und 519. 

n) Eſthl. BGB. $. 587. 

0) Manifeft vom 1. Sanuar 1807 Art, 11. Dadurch find bie entge⸗ 
gengefesten Beftimmungen der Statutarrechte aufgehoben, wie der Allerh. 
Befeht vom 9, December 1824, enthalten im ©. U. vom 19, Februar 1825, 
mit namentlicher Beziehung auf Riga anorbnet. Vergl. 5. G. v. Bun: 
ge's Darftellung des ruffifchen Handelsrechts (Riga, 1829. 8.) $. 84, 

a) Rig. SER. B. II. Zit. 11 9.5 a. E. S. fchon die Verord⸗ 
nungen des Bifhofs Nicolaus von Riga vom Jahre 1244 und bes Erz- 
bifchofs Albert II. von Riga vom September 1256. Vergl. auch das ri- 
gifche StR. B. IV. Tit. 2 9.2. Damit flimmte auch bas ältere lübifch- 
reval’fche Recht überein; f. den lateinifchen Codex v. 3. 1257 Art. 26 und 
den deutfchen von 1282 Art. 27; vergl. au Art. 153 und &. W. Pau⸗ 
1i’8 Abhandlungen Bd. III. S. 279 fgg. Auch das revidirte Ihbifche 
Recht (B. J. Zit. 2. Art. 6.) befchräntt, wenn nicht die Ermwerbung, fo 
doch den Umfang des Eigenthumsrechts der Klöfter und Stiftungen an Im: 
mobilien. Vergl. Mevius zu diefer Stelle, und Stein’s Abhand⸗ 


Tit. 4. Art. 1. Eigenthum an unbewegl. Sachen. $. 190. 245 


licher evangelifch-Tutherifchen Kirchen verordnet, daß fie unbeweg— 
liches Eigenthum nicht anders, ald mit Allerhöchfter Senehmi- 
gung (Umortifation) erwerben können). 


$. 120. (118.) 


2) Erwerbungsarten bed Immobiliareigenthums: a) Occupation 
und Acceſſion. 


In Betreff der Erwerbungsarten des Eigenthums an Immo: 
bilien werden 

1) im livlaͤndiſchen Landrecht zwar hinſichtlich der Occu— 
pation herrenloſer nnd verlaſſener Grundſtuͤcke die Beſtimmun⸗ 
gen bed gemeinen Rechts ausdruͤcklich beſtaͤtigt'), deren Anwen⸗ 
dung kann jedoch, bei der vollendeten Vermeſſung aller Laͤndereien 
der Provinzen, wo mithin alles vorhandene Land in beſtimmten 
Graͤnzen unter einzelne Grundeigenthuͤmer vertheilt iſt, gegenwaͤr⸗ 
“tig nicht wohl mehr vorkommen. Uebrigens ſteht der An— 
wendung, fo weit fie ftattfinden Fünnte, Fein etwaniges Regal 


lung Bd. I. $. 63. Uebrigens ergingen gegen dieſe Veräußerungsverbote 
fhon früh geiftlihe Mandate: f. die Verorbhung des Legaten, Bifchofe 
Wilhelm von Modena, vom 3. 1237 in Betreff Riga’s und Revals in v, 
Bunge’s Archiv Bd. II. ©. 308 fe. 


b) Evangelifch » lutherifches Kirchengefes v. 28. December 1832 
5.461. Auch verbietet das ruffifche Recht die Veräußerung von Immo— 
bilien an griechifch =ruffifche Kirchen und Kıöfter ohne Allerhoͤchſte Erlaub⸗ 
niß. Swod der bürgerl, Gefege Art. 630, 807 und 1184. 


a) Privil. Sig. Aug. von 1561 Art. 13: „Quae vero ex vulsis 
(al. vastis) nemoribus, multo longoque sudore acquisita primi occu- 
pantis, inxta communis juris ordinationem, manebunt, nisi prior oceu- 
pans illa deinceps pro derelicto habuisset, ac alius ea abunde posse- 
disset, legitimeque praescripsisset, ut is quoque in tali possessione re- 
tineatur, tueaturque,** 
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entgegen, indem weder dad Provinciale noch das ruffifche Recht 
ein folches Fennt®?). Eben daher find 

2) die Grundfäße ded gemeinen Rechts rüdfichtlich der Er: | 
werbung durch Acceffion, namentlich einer neu entftandenen 
Inſel, des verlaffenen Flußbettes, der Alluvion, vollfommen 
anwendbar °); und hinfichtlich neu entftandener Gewäffer wird 
das Eigenthumsrecht an denfelben dem Grundeigenthuͤmer im 
Provincialrecht ausdruͤcklich zugefichert‘). Aus einer, im Uebri- 
gen wegen ber antiquirten Form des Verfahrens wohl nicht mehr 
anwendbaren, Beftimmung des livländifchen Nitterrechts®), 
ſcheint gefolgert werten zu müffen, daß dur Aufführung eines 
Gebäudes auf fremdem Grund und Boden der Eigenthümer die: 
ſes letzteren das Gebäude nicht erwirbt, fondern nur auf Nieder: 
reißen deffelben Klagen kann, und die Materialien von deren 
Eigenthuͤmer abgeführt werden müflen. — Nach dem lübifchen 
Recht f) wird ein Gebäude, welches Semand auf gemeiner Erben 
Grunde erbaut hat, von dieſen erworben; zur Erftattung der 
Baukoften find die gemeinen Erben aber nur verpflichtet, wenn 
der Bau mit ihrer Genehmigung gefchehen, oder wenn es noth» 
wendige Gebäude find, welche dem Erbe zu gute kommen). 


b) Swod ber bürgerlichen Gefege Art. 388 fgg. Vergl. übrigens 
Art, 374. 


c) Wegen der Alluvion vergl. die Urkunde des Ordensmeiſters Dtto 
von Lutterberg vom Jahre 1268, worin indeß die Apulfion nicht als Er: 
werbungsart angenommen zu werben fcheint. 


d) Not. a. pag. 232 22. ' 
e) Gap, 229. 

f) 8. IN. Zit. 12. Art. 2. 

g Vergl. Stein’s Abhandlung Bd, III. $. 242. 
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$. 121. (119.) 
b) Gerichtliche Auflaffung und Gorroboration, Livländifches Landrecht. 


3) Bei der Webertragung des Eigenthums an Immobilien 
ift zur Erwerbung des Eigenthums der Vertrag (Kauf, Schen— 
fung ıc.) oder die einfeitige Dispofition (Teſtament) nicht hinrei: 
chend, und ebenfowenig die hinzufommende einfache Zradition, 
fondern es muß die Eigenthumsübertragung unter gerichtlicher 
Autorität gefhehen. Diefe richterliche Mitwirkung, In veſti— 
tur, Auflaffung, war, wie dem deutfchen, fo auch unfe: 
rem Provincialrecht von jeher befannt*), wiewohl fie zum heil 
erft in neuerer Zeit wieder förmlich eingeführt worden ft’). 

Das livlandifche Landrecht verlangt zur völligen Begrün- 
dung des Eigenthumsrecht& die fürmliche gerichtliche Adjud i— 
cation des Immobils an den Erwerber. Behufs derfelben 
muß über das Nechtögefchäft, Durch welches das Eigenthums— 
recht übertragen wird, eine fehriftliche Urkunde abgefaßt, und 
beim Hofgerichte”), mit einem mündlichen Geſuche um Beftäti: 
gung oder Corroboration, Krepoftirung®), probucirt 


a) Mit Unrecht leugnet dies v. Helmerfen (Gefchichte des livl. 
Adelsrechts $. 8 S. 18) felbit beim Lehn, Das Wort kommt freilich 
in den Rechtsbüchern nicht vor, die Sache ift ihnen aber Eeinesmweges 
fremd, Vergl. ebendaf, ©. 191, 

b) In Eivland fcheint, mit Ausnahme der Stäbte, befonders Riga’s, 
das Inftitut der gerichtlichen Auflaffung lange Zeit, namentlih während 
der fchwebifchen Herrfchaft, außer Gebrauch gewefen zu fein; wenigftens 
finden fih im Archiv des Livländifchen Dofgerichts Feine früheren Spuren 
davon, als feit der Einführung der Statthalterfchaftsverfaffung, und zwar 
ift die erfte Gorroboration beim damaligen Givitgerichtshofe am I. Mai 
‚1784 vollzogen. | 

c) N. u. v. 26. Februar 1797 9.3, ©.U.v. 15. März 1784. 

d) ©. unten 8.126. 
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werden. Dieſe geſchieht durch Eintragung der Originalurkunde 
oder, wenn der Producent dieſelbe zu behalten wünfht*), einer 
Abfchrift derfelben in das dazu beftimmte Corroborations— 
buch‘), nachdem die Krepofterpedition®) zuvor die (formelle) 
Gefeglichfeit und Authenticität der Urkunde beprüft, der Secre: 
tär darlıber der Behörde referirt und dieſe die Vollziehung ber 
Gorroboration verfügt hat. Das Originaldocument, öder, wenn 
dieſes eingetragen ift, eine beglaubigte Abfchrift wird hierauf, mit 
einem von dem Secretär unterfchriebenen Atteftat der vollzogenen 


— 


e) Iſt bie Urkunde von dem Producenten in duplo eingereicht, fo 
wird angenommen, daß er das Haupteremplar zurüczuerhalten wünfche, 
fonft bleibt es in der Behörde, und der Producent erhält eine beglaubigte 
Abfchrift. 

f) Für die zu corroborirenden Urkunden wird mit jedem Jahre ein 
neuer Band des Corroborationsbuches begonnen, in welchen bie Urkunden 
nach der Zeitfolge des Einganges, mit fortlaufender Nummer und Proe 
duct verfehen, eingebunden werben, vornean aber in derfelben Reihefolge 
die über jede einzelne Gorroboration aufgenommenen Protocolle, Wenn 
die Menge der Sachen eines Zahres die Trennung des Buches in zwei 
Theile erheifcht, fo wird doch die Nummerfolge für das ganze Jahr bei- 
behalten. Jeder Band hat vorn in alphabetifcher Ordnung: 1) ein Res 
gifter aller Veräußerer, 2) eines aller Acquirenten von Immobilien, und 
3) aller im Bande vorkommenden Güter, überall mit Verweiſung auf bie 
Gorroborationsnummer, Demnächft wird ein Generalregifter mit hinzus 
gefügtem Jahr und Nummer der Gorroboration geführt. Endlich ift in 
der neueren Seit noch eine befondere Regiftratur eingeführt worben. Jeder 
Kreis hat nämlich fein eigenes Buch, und darin jedes Gut in alphabeti- 
feher Orbnung fein eigenes Blatt, welches, außer dem Namen des Gutes 
und Kirchſpiels in der Zeitfolge alle mit dem Gute feit Einführung der 
Gorroboration (im 3. 1784) vorgegangenen Befigveränderungen enthält, 
und zwar in Golumnen: 1) Jahr und 2) Nummer der Gorroboration, 3) 
Namen des Beräußerers (oder Erblaffers) und des Acquirenten, fammt dem 
Preife, 4) Befigtitel (0b Eigenthum oder Pfand), 5) Datum des Anfangs 
des Beſitzes. Die Prolongation des Pfandrechts und Verwandlung des 
Pfandrechts in Kauf (f. unten im ten Zitel) wird gleichfalls bemerkt, 


g) Ueber diefe Abtheilung ‚der Hofgerichtöcanglei f. unten $. 205. 
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Gorroboration verfehen, dem Erwerber auögeliefert. Indeß 
macht diefe gerichtliche Beftatigung eine an fich mwidergefeßliche 
Veräußerung keinesweges gültig, und hebt die inneren Mängel 
des Rechtögefchäftes nicht. Soll auch diefes erreicht werden, fo 
wird, nach erfolgter Gorroboration, ein gerichtlihes Pro: 
clam auf Jahr und Tag, d. i. ein Jahr und ſechs Wochen, er: 
laffen, welches an den Gerichtöthüren affigirt und in die Reichs: 
und Provincialzeitungen — dreimal in jede — inferirt wird, und 
im Laufe deffen ſich ale diejenigen, welche wider die Veräußerung 
etwas einzuwenden haben, melden müffen. Nach abgelaufenem 
Procam, und wenn gegen die Veräußerung Feine begründeten 
Einwendungen gemacht worden, erfolgt dann durch einen Prä- 
cluſions⸗ oder Adjudicationsabfcheid die allendliche gerichtliche Zu: 
erfennung des Eigenthums. Die Proclamirung und Adjudica- 
tion ift zwar nicht unumgänglich nothwendig®) , pflegt jedoch von 
dem Erwerber, zu feiner eigenen Sicherheit, in der Negel erbe: 
ten zu werden. Nur bei Immobilien, welche. im öffentlichen 
Meiftbot erftanden werden, ift die Ausfertigung eines Adjudi: 
cationsabjcheides, welcher dann die Stelle der Uebertragungsur: 
Funde vertritt, unerläßlich ). Auch bei jeder anderen Werände- 
rung in der Perfon des Eigenthuͤmers eines Immobils, nament: 
lich durch gefegliches Erbrecht, deögleichen bei der Gründung 


h) Ueber alle Gorroborationen wirb beim Hofgericht ein befonteres, 
von den übrigen Gerichtsverhandlungen unabhängiges Protocoll geführt, 
und den Jahresconvoluten des Gorroborationsbuches beigefügt. S. oben 
Anm. f. | 


i) Eine befondere gerichtliche Einweifung des Erwerbers gejchieht 
nur auf beffen ausdruͤckliches Verlangen und zwar durch die örtliche Juſtiz— 
behörde ; zur Begründung des bürgerlichen Eigenthumsrechts ift fie je 
doch keinesweges erforderlich. 
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neuer Landguͤter“), iſt die gerichtliche Zuſchreibung des Immo— 
bils an den Erwerber in dem Corroborationsbuch erforderlich"), 

Auf diefelbe Weife wird auch hinfichtlich der Gorroboration 
der Beräußerungsverträge ıc. über Grundftüde in den Städten 
Livlands, außer Riga, verfahren, nur daß die Gorroboration 
nicht mehr, wie früher”), ‚beim livländifchen Hofgericht, fondern 
bei dem Rathe der refp. Stadt gefchieht”). 


$. 122. (120.) 
Fortfegung. Efthländifches Landrecht. 


In Efthland gefchieht die Gorroboration und Zuſchrei— 
bung oder Zuzeihnung des Eigenthums an auf dem Lande 
und im Fleden Leal belegenen Grundftüden bei jeder Verände- 
rung in der Perfon des Eigenthümers bei dem Oberlandgericht*), 
bes Eigenthums an Immobilien in den Eleineren Städten, nämlich 
in Hapfal, Baltifchport, Weißenftein und Wefenberg, desgleichen 
auf dem Dom zu Reval, bei der Gouvernementöregierung®). Das 


— — 





k) ©. oben $. 85. 

1) Livl. Regierungspatent vom 1. November 1791. Vergl. auch 
S. U. vom 16. März 1784, Manifeft vom 28. Suni 1787 $. 6. und ©. 9. 
Nielfen, über den Gemeinfpruch: Kauf bricht Heuer, in v, Bröder’g 
Jahrbuch für Rechtögelehrte Bd. I. ©. 54 fag. 

m) N. U. v.26. Febr. 1797 8.3. Nur wenn der Werth des ver: 
äußerten Smmobils fich auf nicht mehr als 100. NHL. erftredite, war die Cor— 
roboration ber Stadtbehörde überlaffen. S. U. v. 16. März 1784. 

n) Allerhöchft beſtaͤt. Beſchluß des Miniftercomite vom 14. Juni 
1838. Ueber das Verfahren in Dorpat f. Zimmerberg in ben Er— 
Örterungen Bb. I. ©. 91 fa. 

a) N. U. vom 26. Februar 1797 $. 1. 

b) Bei Immobilien, welche in Hapſal für den Preis bie 100 Rbt. 
veräußert werben, beforgt der dortige Magiftrat die Gorroboration (S. U, 
v. 16. März 1784), jedoch muß von demfelben Über jeden Act ber Art ber 
Gouvernementöregierung berichtet werben. 
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Geſuch um Zufhreibung muß fchriftlic und mit demfelben die 
Originalurfunde über die Veräußerung ꝛc. des Immobils fammt 
einer Abfchrift eingereicht werben, nachdem Tages zuvor deshalb 
ein öffentlicher Anfchlag an der Gerichtsthür erbeten worden, da- 
mit alle diejenigen, welche aus irgend einem Nechtögrunde bei 
dem Acte der Zufchreibung ein Sntereffe wahrzunehmen haben, 
Gelegenheit erhalten, foldhes zu thun. Nachdem ſowohl die Recht: 
mäßigfeit des Befihtiteld ded Veraͤußerers“) und feine Befug- 
niß zur Altenation °), ald auch die Gefeglichkeit des Erwerbungs- 
titel3 des Acquirenten®), desgleichen die Erfüllung der Formalien 
ber Urkunde, von Seiten der Behörde beprüft worden, verfügt 
legtere die Vollziehung der Gorroboration‘). Diefe gefchieht 
durch Zufchreibung des Eigenthums auf den Namen des Acqut- 


c) Befehl des efthländ, Gerichtshofes v. 26. April (Regierungspubliz 
cat v. 3. Suni) 1792 $. 1. 


d) Vergl. ebendaf. $. 8. 


e) Ebendaf. $. 1. Uebrigens muß auch noch vom Erwerber nach⸗ 
gewiefen werden, daß Alle, welche im Hypothekenbuche verzeichnete dings 
liche Anfprüche (Hypotheken, Servituten zc,) an bad von ihm zu erwers 
bende Immobil haben, in die Veräußerung des Immobils an ihn einges 
willig, R. u. ER. B. IV. Tit. 6 Art. 11. Befehl des Gerichtshofes 
v. 26. April 1792 8.3. Pauder in den Erörterungen Bd. II, ©. 153 
fgg. — Falls alte Schuldforderungen auf dem Immobil ingroffirt find 
und die Inhaber der darüber ausgeftellten Documente nicht ausfindig ge- 
macht werden können, ift der Erwerber des Immobils verbunden, folche 
Schulden mit dem Gute zu übernehmen. Befehl des Gerichtshofes v. 1792 
a. a. O. Gegenwärtig pflegt in folchen Fällen, auf Anfuchen des Erwer— 
bers, zur Ermittelung des unbekannten Gläubigers ein Proclam auf Jahr 
und Zag erlaffen, und wenn fich vor deffen Ablauf der Gläubiger nicht ges 
meldet, die Schuldforderung mortificirt zu werben, 


f) Ueber alle Gorroborationen, wie Über Ingroffationen, Zilguns 
gen ıc. wird ein befonderes Protocoll geführt, in welches die Verfügungen 
der Behörde von einem der Gerichtöglieder eingetragen werden. Publicat 
des Generalgouvernements dv. 11. Aprit 1747 9.2. 
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renten in ben Hypothefenbücdern®), und Einverleibung 
einer Abfchrift ver Urkunde in die für jedes einzelne Immobil be. 
fonders formirten Acten®). Die Originalurkunde dagegen wird, 
nachdem auf derfelben die Bollziehung der Gorroboration — in 
Form einer aus dem Protocol ertrahirten Verfügung — atteftirt 
worden‘), dem Producenten zurüdgegeben. Hierauf wird bie 
Eigenthumderwerbung von Grundftüden auf dem Lande und 
von abeligen Häufern auf dem Dom zu Reval von dem Ober: 
landgerichte*), die von anderen ftädtifchen Grundſtuͤcken von der 
refp. ftädtifchen Behörde, mittelft Proclams, welches fowohl an 
ben Gerichtöthüren affigirt, ald auch in öffentliche Blätter infe- . 
rirt wird, befannt gemacht, und nach Ablauf der darin auf Sahr 
und Tag!) anberaumten Präckufiofrift erfolgt, wenn Feine Ein: 
wendungen dagegen gemacht oder die etwa gemachten befeitigt 
worden, der Präclufionsbefcheid mit förmlicher Adjudica— 


g) Beim efthländifchen Oberlandgericht find die Gorroborationsbücher 
mit den Hypothekenbuͤchern (f. unten $. 163) verbunden. Diefe enthalten 
für jedes Landgut und jede Landftelle ein bejonderes Folio — alphabe: 
tifch geordnet — auf welchem jede Veränderung in der Perfon des Eigens 
thümers (oder Pfandbefigers) durch Erbrecht oder Veräußerung, besglcis 
chen jede darauf erfolgte Ingroffation oder Tilgung einer folchen zc., chros 
nologifch verzeichnet wird. Auf ähnliche Weiſe find die Hypotheken: 
bücher der Goupvernementsregierung und bes hapfal’fchen Magiftrats ein: 
gerichtet. 

h) Jede diefer Acten enthält demnach die Belege zu dem betreffenden 
Folio des Hupothefenbuches. - 

i) Die Gouvernementsregierung genehmigt die Gorroboration durch 
eine fehriftliche Nefolution und fertigt überdies ein befonderes Corrobo⸗ 
rationszeugniß (Krepoft) aus. 

k) Refolution der efthländ. Gouvernementsregierung vom 27, Ja— 
nuar 1811, 

1) Diefe Frift wird übrigens regelmäßig nur bei Proclamen über 
Zandgüter und Landftellen anberaumt z bei der Proclamirung von flädtis 
fchen Grundftüden und Häufern wird die Frift gewöhnlich auf wenige (meift 
fechs) Monate verkürzt, 
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tion bes Eigenthums”). — Die Proclamirung und Ab- 
judication ift zwar auch hier, wie in Livland, nicht unumgänglich 
nöthig, wohl aber zur Sicherung des Erwerbers gegen Anfprüche 
Dritter rathfam, daher auch in regelmäßigem Gebrauch. Denn 
durch den Ablauf der Proclamäfrift von Sahr und Tag”) erlö- 
fchen nicht nur alle Eigenthumsanfprüche Dritter an das Immo— 
bil, fondern auch überhaupt alle dinglichen Rechte, welche dar. 
an hätten geltend gemacht werden können). — Uebrigens ift auch 
in Efthland nicht bloß bei Beräußerungen, fondern, mie bereits be- 
merkt, auch bei jeder anderen Veränderung in ber Perfon des Eigen: 
thümerd eines Immobils, 5. B. durch gefegliched Erbrecht, die Ein- 
tragung diefer Veränderung in die Hypothefenbücher vorgefchrie- 
ben P); ebenfo müffen neu gegründete Landgüter in die Hypo, 
thefenbücher eingetragen werden ?). 


$. 123. (121.) 
Fortfegung. Nigifches Stadtrecht. 


Biel mehr von den Formen des alten Rechts hat fich bei der 
Inveſtitur in Riga erhalten. Hier gefchieht die Uebertragung 
des Eigenthums auf den Erwerber durch die förmliche Auflaf- 
fung, aub Berlaffung oder Auftrag genannt. Der 
Auflaffung muß jedoch die Corroboration der über den 
Veräußerungsvertrag aufgefegten fchriftlihen Urkunde voraus: 


m) Bergl. dasefthl. R. u. CR. B. IV. Zit. I1. Art.5. 

n) Bergl. Pauder in den Erörterungen Bb. U. ©. 165 
Anm, 5. ' 

0) R. u. 2R, 3. IV. Zit. 12. Art, 4, vergl. auch Art. 3. und 
Pauder a. a. O. 

p) Befehl des eſthlaͤnd. Gerichtshofes vom 26. April 1792, beſ. $. 5. 

g) Eſthlaͤnd. Regierungspublicat vom 1, Februar 1817. ©. oben 
$. 85. | 
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gehen. Diefe Eorroboration ift daher ein vorbereitender Act, der 
zu jeber Zeit gefchehen Tann, und darin befteht, daß die beim 
Rathe producirte Urkunde dem Pfandbuche der Stadt Riga 
einverleibt wird®). Die darnach folgende Auflaffung felbft 
aber gefchieht durch eine feierliche Erklärung des Veraͤußerers 
oder feines Erben vor dem Rathe, daß er das Figenthum an dem 
Smmobil auf den Erwerber übertrage. Der Auflaß darf nicht 
zu jeder Zeit gefchehen, fondern nur an einem (und zwar an dem 
der Gorroboration zundchft folgenden) der fog. offenbaren 
Rechtstage?), welche eigens zu diefem Zweck in Riga viermal 
jährlich, vor Weihnachten, Oftern, Sohannis und Michaelis, an 
drei auf einander folgenden Freifagen, bei offenen Gerichtöthüren 
gehalten werden‘), und ein Weberbleibfel der alten ungebotenen 
Gerichte find. Bei gerichtlicher Veräußerung gefchieht die Auf: 
laffung, wenn der Schuldner fich weigert, fie zu vollziehen, durch 
den Richter felbft, und zwar — je nachdem das Immobil in der 
Stadt oder in einer der Vorftädte belegen — durch dad Kaͤm— 
mereigericht oder das landvoigteiliche Gericht). Dem Auftrage 
felbft, zu welchem von dem wortführenden Bürgermeifter der Zu: 
laß erbeten werden muß, geht die genauefte Prüfung der Recht: 
mäßigfeit des Erwerbtitels °), fo wie ber gefchehenen Beobady- 
tung der Formalien ), theils durch den wortführenden Bürger: 


a) Die über jede Gorroboration aufgenommenen Protocolle werden 
nach Sahrgängen zufammengeheftet. 

b) Rig. StR. B. III. Zit. 11 8. 6. 

c) Dal. B. IL. Eap. 13 6. 1. 

d) Daf. Cap. 328.11. 

e) Willfürliche Gefege der Stadt Riga Tit. 1. Art. 8, 

f) Dahin gehört namentlich, außer der im $. 126 zu erwähnenden 
Bahlung der Pofchlin, auch die Entrichtung des fogenannten Gottes⸗ 
pfennigs oder der Kirhenorbnungsgelder (zum Beſten der Kir— 
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meifter, theils durch die Rathscanzlei, ald Krepofterpedition, vor« 
aus. Der Auflaß wird hierauf — nachdem der mwortführende 
Bürgermeifter über die Erfüllung der Präftanden von Seiten des 
Erwerbers referirt, — nebft dem über die Veräußerung aufgefeß- 
ten Document, in dad Erbebuch der Stadt?) eingetragen ®), 
dem Erwerber über die ganze Auftragsverhandlung zu feiner Le: 
gitimation ald Eigenthümer ein förmliches Protocol ausgefertigt, 
und fodann durch ein Proclam in den öffentlichen Blättern (na- 
mentlich den rigifchen Anzeigen) Alle, welche gegen den Auftrag 
Einwendungen zu machen haben, aufgefordert, folched binnen 
Fahr und Zag a dato ded Auftrags zu thun. Wird der Auf: 
trag in diefer Zeit nicht angefochten '), fo wird er rechtöbeftändig, 
gleich einem vechtöfräftigen Urtheil‘). Der Auftrag ift übrigens 
auch hier nicht bloß bei Veräußerungen, ſondern bei jeder ander: 
weiten Veränderung in der Perfon des Eigenthümers, namentlich 
auch durch gefegliche Erbfolge, erforderlich, deögleichen muß dem 





chen und Schulen) mıt 3 Rbl. S. M. und der Harnifchgelder (zum 
Beten der Stadtcaffe) mit 6 Rbl. S. M. 


g) Diefes Erbebuch enthält alle Protocolle über fammtliche an 
den offenbaren Rechtötagen vorgenommenen Berhandlungen, Außerdem 
werben beim Rathe noch Grundbücer geführt, und zwar ein befon: 
deres Grundbuch über jebes Quartier der einzelnen Stadt» und Worftadt- 
theile. In diefen Büchern hat jedes mit einer Polizeinummer verfehene 
Immobil fein Blatt, auf welchem deſſen Beftandtheile angegeben find, 
und bei jebesmaliger Befigveränderung der Name des Acquirenten nebft 
Nachweiſung des Belistitels, das Datum der Eorroboration, fo wie des 
Auftrags, verzeichnet werben. 


h) Vergl. das rig. SER. B. II. Cap. 32 $. 11, Cap. 35 6. 1. 


i) Die Anfechtung darf au nur an einem offenbaren Redhtstage 
gefchehen, wird in das Erbebuch zu Protocoll genommen und zur weiteren 
Berhandlung und Entfcheibung an die competente Behörbe vermwiefen, 


k) Rig. SIR. B. TI. Zit. 11 $. 7. 
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Erbauer eines neuen Hauſes daſſelbe vom Rathe aufgetragen 
werden )). 


$. 124. (122.) 
Fortfegung. Kübifch = reval’fches Recht ®). 


Auch das lübifche Recht verlangt, daß verkaufte ®) und ebenfo 
verfchenfte, oder fonft veräußerte”) Smmobilien, desgleichen neu 
erbaute Häufer®), vor dem Rathe aufgelaffen werben follen, wel: 
ches in Reval gegenwärtig Ab- und Zuzeichnung genannt 
wird. Diefe Ab» und Zuzeichnung Eonnte ſchon nad) dem aͤlte— 
ften Rechte“) nur in öffentlichen Sitzungen des Rathes (legitima 
placita, echte Ding) zu beftimmten Zeiten im Sahre, und noch 
im Anfange des 19. Sahrhunderts nur in den 14 Zage nad 
DOftern und 14 age nach Michaelis abgehaltenen befonderen 


I) Bergl. die rigifche Bauordnung vom 23. Mai 1819 ©. 26, und 
f. noh Jimmerberg in den Erdrterungen Bd. I. ©. 90 fgg. 

a) Vergl. überhaupt den Bericht des Revaler Rathes über das ge: 
richtliche Beifahren in v. Bunge’s Quellen des Revaler Stadtrechts Bd. J. 
S. 319—322, 

b) Revaler Bauerfpradhe v. 1560 $. 17, v. 18035. 12, Luͤb. StR. 
B. 111. Zit. 6 Art, 1,2. Vergl. Mevius’ Gommentar zu biefen 
Artikeln. 
ce) Bericht des Revaler Rathes a. a. O. 6. 3. Vergl. Stein’s Ab. 
handlung des lübifchen Rechts Th. 11. 8. 41 fg., ZH. IL. $. 84, 164 fo. 

d) Revaler Bauordnung v. 14. April 1825 $. 49. 


e) ©. den Goder des Lüb. Rechts für Reval v. 3. 1257 Art. 2: 
„Tribus vicibus in anno conventus erit legitimi placiti, quod vulga- 
riter dieitur echte dhing. hoc est proxima secunda feria post pascha, 
proxima sec. feria post pentecosten, et prox. sec. fer. post epyphaniam 
domini, et omnis qui possessor est proprii caumatis, aderit placitis, si 
fuerit intra muros civitatis.‘* Art, 3: „In legitimo placito tantum 
iudicabitur de tribus causis vel articalis, Seilicet de bereditatibus, 
de cespitalitium proprietatibus et de rei publice necessitatibus.“‘ 
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Ab: und Zuzeichnungsjuridiken des Rathes vorgenommen werben): 
Diefe befonderen Zuridifen wurden jedoch im 3. 1812 aufgeho: 
ben, und dürfen gegenwärtig Ab⸗ und Zuzeichnungen an allen 
Sigungstagen des Raths gefchehen?). Der Acquirent muß vor 
Alem Tages zuvor, vor 12 Uhr, beim mwortführenden Bürger: 
meifter einen öffentlichen Anfchlag, fo wie die Citation des Ver: 
aͤußerers und aller derjenigen, zu deren Gunften Hypotheken oder 
andere dingliche Rechte auf dab zuzuzeichnende Immobil in den 
Grund- und Hypothefenbüchern verzeichnet find, und deren Ein- 
willigung in. die Zuzeichnung daher erforderlich ift, bewirken ®). 
Am folgenden Tage bringt er, nach abgerufenem Anfchlage, das 
Geſuch um Ab- und Zuzeichnung vor dem fißenden Rathe, bei 
offenen Gerichtsthüren, muͤndlich an, und überreicht, zum Be 
weife ‚feines Erwerbtitelö, die fchriftliche Urkunde über den Ver— 
äußerungsvertrag, oder anderweitig etwa erforberlihe Docu- 
mente’), deögleichen ven behufigen Nachweis über den BVefigtitel 


f) Bericht des Rathes a.a.D. 8.1. Der Anfang biefer Ab= und 
Buzeihnungsjuridifen wurbe vom Rathe jedesmal den beiden Gilden einige 
Tage vorher bekannt gemacht, — was man Einwerbung der Gilden 
nannte, — damit fie fich bei denfelben zahlreich einfinden mochten. Seit 
dem 3. 1805 aber wurben die Gilden, auf ihr Anfuchen, von der Berpflich- 
tung, den Juridiken beizuwohnen, befreit; dadurch unterblieb denn auch die 
Einwerbung, es blieb jedoch jebem, der ein Sntereffe wahrzunehmen a 
'freigeftellt, zu dem Zweck bei der Juridik zu erfcheinen. 


g) Auftrag des Giviloberbefehlshabers von Efthland vom 5. April 
1812, Publicat der efthländ. Gouvernementsregierung v. 17. April 1812. 

h) Ebendaf. e 

i) Dahin gehört z. B, bei Immobilien, die aus öffentlicher Verftei- 
gerung erftanden find, das Zeugniß des Auctionators (Maklers) über den 
Meiftbot und erfolgten Zufchlag. Won foldhen fubhaftirten Immobilien 
‚wird übrigens außer ben Pofchlinen ($. 126) vom Acquirenten noch der 
Gottespfennig, mit Z Procent nom Werthe des Immobils, zum 
Beten des fog. Stadtgottedtaftens, erlegt. Vgl. die Gotteskaſtenordnung 

I. 17 
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und die Verdußerungsbefugniß*) des Veraͤußerers. Der Ver 
Außerer erklärt fich fofort Darauf, gleichfalls mündlich, und nach. 
dem die etwa erhobenen Einwendungen des leßteren durch unauf- 
haltliche Gegenerflärungen beider Theile erledigt, auch bei etwa⸗ 
nigen Anträgen Dritter auf gleiche Weife fummarifch verfahren 
worben, wird vom Rathe das Erfenntniß gefällt, und, falls die 
Ab⸗ und Zuzeichnung für zuläffig erfannt wird, die förmliche Res 
folution darüber in einer der nächften Rathöfigungen, unter einem 
befonderen Anfchlage, den Intereffenten publicirt und dem Acqui⸗ 
renten fchriftlich zugefertigt). Das Original der Urkunde über 
feinen Ermerbtitel erhält der Acquirent zurüd, eine Abfchrift da- 
von wird bei der Behörde zurücdbehalten”). Alle Ab- und Zu: 
zeichnungen werben gleich nach ihrer Publication unter Aufficht 
und Berantwortlichkeit des Nathöfecretärd von einem Beamten 
der Ganzlei in die Grund: und Hypothetenbüder ein- 
getragen”). Ein Procdam pflegt nach erfolgter Zuzeichnung 


v. 16. Sptbr. 1621 Cap. I. $. 7, und bie Rathsbefchläffe vom 5. Zuli 1799, 
18. Ian. 1801 ꝛt. 

k) Soncurriren dabei Frauenzimmer, fo wirb, wenn fie nicht perföns 
lich vor dem Rath erfcheinen, deren Gonfens durch den Rathsſecretaͤr (fruͤ⸗ 
ber durch zwei Rathsherrn) noch befonders eingeholt, und genügt bie Er—⸗ 
Härung ihres Beirathes nicht. Bericht des Rathes a. a.D. $. 10. 

I) In früherer Zeit pflegte auch in Reval der Zuzeichnung ein fürm- 
liher Auftrag bes Eigenthums vor dem Rathe zu folgen (Bericht des 
Rathes $. 11a. E ); dieſe Feierlichkeit ift aber ſchon Längft außer Gebrauch 
und wird nicht mehr als zur Begründung bes Eigentbums nothwendig ans 
gefehen. 

m) Diefe Abfchriften werden mit fammtlichen auf die Verhandlung 
bezüglichen Acten chronologifch geordnet und nach Sahrgängen gefammelt. 
Publikes Rathsprotocoll v. 24. April 1797. 

n) Auch bier find demnach, wie beim efthländifchen Oberlandgerichte, 
die Grund = und Dypothefenbücher mit einander vereinigt. Jedes Immo: 
bil in der Stadt und deren Gebiet hat darin fein eigenes Folio, auf welchem 
bie Ab= und Bugeichnungen, Ingroffationen, Zilgungen ıc. verzeichnet 
werben. 
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nicht erlaffen zu werben; vielmehr erlöfchen alle dinglichen An— 
fprüche Dritter an das zugezeichnefe Immobil auch ohne Proclam 
binnen Jahr und Tag nach gefchehener Zuzeichnung“), und hy: 
pothefarifche Forderungen fönnen vollends, nach einer entfchiebe: 
nen Praris, nur im Zermin der Zuzeichnung felbft Ban ges 
‚ macht werben. 

Ausnahmsweiſe ift dem Erwerber eines in den Borftäbten 
Revals belegenen Immobils geftattet, falls auf demfelben Feine 
Ingroffationen noch Verbote ruhen, und alle darauf haftende öf: 
fentliche Leiſtungen berichtigt find, mit Zuftimmung des Veräu- 
ferers?) auf Verfügung des wortführenden Bürgermeifters bei 
der Srepofterpebition des Nathes fi einen vom Veraͤußerer zu 
unterzeihnenden Kaufbrief, Krepoft), ausfertigen zu af: 
fen, fo daß es dazu weder eined vorgängigen fehriftlichen Con— 
tract3, noch der förmlichen Ab- und Zuzeichnung vor dem Rathe 
ferbft bedarf. , Allein auch hier muß ein öffentlicher Anfchlag 
vorausgehen, und nur wenn beim Abrufen beffelben keine Ein- 
wendung vor dem fißenden Rathe verlautbart wird, darf die Kre: 
poft auögefertigt werben. Im entgegengejegten Falle muß bei 





0) Bergl. lübifches StR. III, 6, 3: „Will jemand verkaufte liegende 
Gründe, ftehende Erbe und Rente anfprechen, ber foll ed binnen Jahr und 
Tag thun, Nach diefer Zeit fol er nicht zugelaffen werben, er beweifete 
dann, daß er außerhalb Landes gewefen, fo hater noch a tempore scientiae 
Zahr und Tag.“ — Mebrigens ift durch ein Urtheil des Revaler Rathes 
v. 29. März 1756 ausgefprocen, daß, ſelbſt wenn ein Proclam erlaffen 
worben (vergl. unten“ $. 130 Anm. I), durch bie verfäumte Angabe zu dem⸗ 
felben zwar das ius in re, keinesweges aber die perfönliche Klage gegen 
den Schuldner verloren geht. 

p) Liegt das veräußerte Immobil auf fremdem Grund und Boden 
(f. unten $. 143), fo ift auch bie Eimwilligung des Grundelgenthumers 
beizubringen. 

4) Vergl, unten F. 126 Anm. c. | 
1 Br Si 
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einer der nachfolgenden Sigungen des Rathed um öffentliche Ab⸗ 
und Zuzeichnung gebeten werben. Die Krepoften werben in 
ein befonderes fogenanntes Krepoftbuch wörtlich eingetragen, 
und in den Grund» und Hypothefenbüchern die ausgefertigten. 
Krepoften bei den Nummern, mit welchen jedes vorftädtifche Im- 
mobil bezeichnet ift, bemerkt. 


$. 125. (128.) 
Fortfegung. Bauerrechte. 


Kauf: und andere Veräußerungdverträge über Bauergüter. 
oder fonftige Landſtellen müffen gleichfall8 corroborirt werden, 
und zwar muß die Gorroboration in Efthland auf diefelbe Weife 
und bei denfelben Behörden, wie über Landgüter ($. 122) vollzo: 
gen werben; in Livland aber kann fie auch — namentlich wenn 
der Acquirent ein Bauer iſt, — bei dem Kreiögerichte desjenigen 
Kreifed gefchehen, in welchem das Grundftüc belegen, oder, wenn 
ed im rigifchen Patrimonialgebiete liegt, bei der competenten 
Stabtbehörbe, durch Eintragung der Urkunde in die von gedach— 
ten Behörden geführten fogenannten Eontractenbüder*). 
Uebrigend werben auch ſolche Veraͤußerungsvertraͤge, wenn fie 
von Bauern abgefchloffen werben, in Livland bloß von dem com⸗ 
petenten Kreiögerichte, mittelft Bekanntmachung in dem letti- 
fchen und efthnifchen Baueranzeiger, proclamirt?). Erwerben 
jedody Bauern Immobilien in den Städten, fo muß die Gorrobo- 
ration in ber oben ($. 121 — 123) für ftädtifche Immobilien 
angegebenen Weife vollzogen werben“). 





a) &, darüber unten $. 227. 

b) Livlaͤnd. BV. 5.55 und 208. 

ec) Allerhöchft beftätigtes Reichsrathögutachten vom 4. Die 1832 
Art. 1. P.1,3. 


“* 
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$. 126. (124.) 
Bortfegung. Krepoftpofchlinen. Wirkungen der Auflaffung. 


Wiewohl das der Inveftitur des Provincialrechts entipre- 
chende ruffifhe Krepoftwefen*) im Uebrigen in den Provin- 
zen unanwendbar ift ®), fo hat daffelbe doch infofern auf das Pro— 
vincialrecht Einfluß gewonnen, als die von den Krepoftacten °) 
zum Beften der Kronscaffe zu erhebende Steuer, die Krep oft- 
pofchlinen®), auch von allen in den Provinzen gebräuchlichen 
Rechtögeichäften erhoben wird, durch welche das Eigenthum an 
einem Immobil (oder einem Leibeigenen, oder einer Recruten— 
quittung) auf einen Andern übertragen wird“). Diefe Krepoft- 


a) ©. den Swod der bürger!. Gefege (Bd. X.) Art. 578—677. 

b) In dem ©. U. vom 31. Mai 1816 wird ausbrüdlich gefagt, daß 
die Vollziehung ber Krepoftacten in den privilegirten Provinzen, nament= 
lih aud in Liv- und Efthland, Über dafelbft belegene Immobilien nach 
den befonderen Provincialrechten gefchehen folle, und nicht nach den Bes 
ftimmungen bes ruffifchen Rechts; wird dagegen über ein in einem ruffis 
chen Gouvernement belegenes Immobil ein Krepoftact in Liv = oder Efthland 
errichtet, fo muß dies nach den Grundfägen des ruffifchen Rechts gefchehen. 
Bergl. ©. U. vom 17, Februar 1813, 

c) Krepoften, Krepoftacten, Krepofturktunden (Kpb- 
HOCHIMH, Kp'bIfocmHble akmBI) im engeren, hier zum Grunde liegenden 
Sinne, find gerichtlich vollgogene Urkunden über Kauf» und Schenkungs— 
contracte und überhaupt über alle Rechtögefchäfte, durch welche das Eigen- 
thumsrecht an einem Immobil, einem Leibeigenen oder einer Recrutens 
quittung auf einen Andern übertragen wird. (Swod ber bürgerlichen Ges 
jene (Bd. X.) Art. 594. Vergl. auh E. Wegener, das ruſſiſche 
Stempetpapier, in Beziehung auf das bürgerliche Recht (Dorpat 1837. 8.) 
©. 35 fg. Anm. 3. 

d) ©. überhaupt den Swod der Gefeße Über die Pofchlinen oder ins 
direeten Steuern (Bd. V.) Art. 328 — 402. Aufer den Krepoftpofchlis 
nen find noch die fogenannten Canzleipoſchlinen oder Einfchreibe- 
gebühren, mit 3 Rbl. S. M, von jeder corroborirten Urkunde, zum Beften 
der Kronscafle zu erheben. Ebendaf. Art. 403 —409. 

e) Die Einführung der Krepoftpofchlinen in Liv- und Efthland ges 
[hab durch den N. U. vom 3. (S. U. vom 8.) Mai 1783 Abth. IV. $. 10, 
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pofchlinen, vier Procent von dem Gefammtwerthe”) des veräußer: 
ten Immobild und der dazu gehörigen, auch beweglichen Perti- 
nenzen®) betragend"), müffen, wenn darüber von ben Contra— 
henten nichts Andered beflimmt worden‘), von dem Erwerber 
bezahlt werden“), und zwar bei der Gorroboration der über das 
Rechtsgeſchaͤft auögeftellten Urkunde‘). Nur die liv- und eſth— 


— — — 


vergl. mit Abth. I. q. 14. Bergl. ©. U. vom 19. Januar 1784 und vom 
25. Mai 1798, livl. Regierungspatente vom 18. Aug. 1783 und 17. Juni 
1784, und Nielfen’s Handbuch der Polizeigefege Th. 1. S. 29 fag. 
Zwar wurde die Erhebung der Krepoftpofchlinen in Livland, Efthland und 
auf Defel mittelſt Allerhoͤchſt beftätigten Befcht. des Minifiercom, vom 
28. Februar 1820 eingeftellt 53 jedoch durch den N, U. vom 24. November 
1821 $. 82 wicher eingeführt. Vergl. noch ben Swod der Gefege über 
die Pofchlinen Art. 357, 


f) Nach dem in der Urkunde gewiffenhaft angegebenen Betrage deſſel— 
ben, wo nicht eine gefegliche Zaration ftattgefunden, N. U. vom 4. Octos 
ber. 1832 9.2, a. Swod ber Gefege über Pofchlinen (Bd. V.) Art, 363 
und Anm. I. In Riga wird im Zweifel die Taxation der ftädtifchen Im⸗ 
mobilien Behufs der Feuerverfüherung, in Reval die Schägung der Quar⸗ 
tierfammer zum Grunde gelegt. 


g) Swod ber Gefege über die Pofchlinen (Bd. V.) Art.361. Der 
zum Grunde liegende ©. U, vom 6. Auguft 1823 hat ohne Zweifel zu: 
nächft das Gutsinventar im Sinne, wie dies auch durch ben S. U. v. 14. 
Decbr. 1831, welcher durch einen in Reval vorgefommenen Fall veranlaßt 
worben, beftätigt wird, indem darnach auch von dem mit ben Fabrifgebäus 
ten gleichzeitig veräußerten beweglichen Inventar der Fabrik die Pofchli= 
nen zu erheben find. Im Livland wird jeboch der Werth des Gutsinven- 
tar, da folches nicht als Pertinenz des Gutes angefehen wird (vergl. oben 
$. 76), in den Bertragsurkunden befonders angegeben, und werden davon 
keine Pofchlinen erhoben. 

h) Swod a. a.D. Art. 359: 

i) Vergl. ebendaf. Art, 305. 

k) Nach der Praris, welche in Linland auf dem Kegierungapatens 
vom 9, September 1785 begrünbet ift. 

I) Swod der Gefege über Pofchlinen (Bd. V.) Art. 381. Vergl. 
auch daf. Art. 385 und den Swod der bürger!, Geſetze (Bd. X.) Art. 607 
— 612. Nach erfolgter Sorroboration und Einzahlung der Pofchlinen - 
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ländifchen Bauern find davon befreit, uͤbrigens auch nur fofern 
fie nicht Immobilien in Städten erwerben”). Für einige Faͤlle 
ift die Frift, binnen welcher die Gorroboration fpäteftens zu bewerk⸗ 
flelligen ift, mithin auch die Pofchlinen fpäteflens zu entrichten 
find”), gefeßlich beftimmt. Namentlich find a) von Zeflamenten 
die Pofchlinen zu erlegen, fobald der Zeftamentserbe den Beſitz 
de3 teftirten Immobils antritt®); b) von fubhaftirten Immo: 
bilien bei Ertheilung der Zufchlagsrefolution?); c) bei einer Ber: 
außerung, welche außerhalb des Neiches, desgleichen während 
eined Feldzuges bei der Armee oder während einer Campagne auf 
einem Schiffe verabrebet worden, find die Pofchlinen zu erheben, 
fobald die darüber errichtete Urkunde, nah ihrer Ankunft im 
Reiche, der competenten Behörde zur Corroboration übergeben 


müffen von der corroborirenden Behörde Anzeigen darüber zum Abdruck 
in ben Intelligenzbtättern des Senats an die Senatödrudereien in St. 
Petersburg und Moskau, nebft 1Rbl. 50 Kop. S. M. Drudkoften an 
jede, eingefendet werden. Swod der bürgerl. Gefege Art. 615. Swod 
ber Gefege über Pofchlinen Art. 399 — 402. Daß dies auch in Liv » und 
Efthland gefchehen foll, ordnen ausdrüdlih an die ©. U, v. 18. Juni 1825 
und v. 31. San. 1844 $. 6. 


m) Livl. BB. 8.52. Eſthl. BB. Eint. $. 10. Allerhoͤchſt beftä- 
tigtes Reichsrathsgutachten vom 23. Juni 1823 und v. 4. October 1832 
Art. 1.9. 1, 3. Vergl. auch den Swod ber Gefege über Pofchlinen 
(Bd. V.) Art. 357, wo jedoch nur der livländifchen, nicht der efthlänbi- 
fhen Bauern Erwähnung geſchieht. &. auch noch oben $. 70 und unten 
$. 227. 

n) Der Befehl des chemaligen efthländifchen Givilgerichtshofes vom 
25. Detober 1793 fchrieb im Allgemeinen vor: „gleich nach gefchloffenem 
Handel’ die Krepoften gegen Erlegung der Pofchlinen zu bewirken, 

0) Swod der Gefege über die Pofchlinen Art. 382. Vergl. auch den 
©. u. v. 31. Ian. 1844 $. 4. 

p) Smwod a. a. D. Art. 368 und 383, und ©, U, v. 31. Jan . 
1844 $. 4. h 
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wird"). Die Nichtentrihtung der Pofchlinen zur rechten Zeit 
hat indeß Feinesweges die Nichtigkeit des Mechtögefchäftes oder 
Vertrages zur Folge, fondern-bloß die Beitreibung einer Strafe 
von “einem Procent monatlih vom Betrage ber Pofchlinen”). 
Eben daher macht auch der Mangel der Corroboration das Rechts. 
geichäft nicht ungültig, fondern fufpendirt nur die Ausübung 
wirklicher Eigenthumsrechte von Seiten. des Erwerberd des Im: 
mobils*), indem bis zur Gorroboration der Veräußerer im öffent- 
lichen Berhältniß noch als Eigenthümer gilt‘); daher. dem Er’ 
werber. gegen ihn nur eine perfönliche Klage aus dem Nechtöge* 
Ichäfte zufteht, namentlich aber audy eine Klage auf gerichtliche 
Uebertragung. Die dingliche Klage und mithin das volle Eigen- 
thumsrecht erhält er erft durch die Gorroboration”).: Ebendaher 
Ichreibt das rigifche Stadtrecht vor, daß Niemand an einem ge: 
kauften Haufe einen Bau vornehmen”), noch daran einem Drit: 
ten ein Öffentliches Pfandrecht beftellen "), noch daffelbe einem 


g) Swod a. a. O. Art. 385. Der im Art. 384 erwähnte Fall ift 
in Liv- und Eſthland unpractifch. 


r) Swod der Gefege über Pofchlinen Art. 388. 

s) In dem Befehl des efthländifchen Gerichtshofes vom 28. April 
(Publicat v. 3. Juni) 1792 $. 5. wird dies übrigens fo ausgedrüdt: 
„So wie bei Käufen und Pfändungen es fich von felbft verfteht, daß folche, 
bevor fie bei der hiefigen Krepofterpedition eingefchrieben worden, von 
feinem Rechtsbeftand fein können 1." 

t) Er darf daher z. B. das veräußerte Immobil mit Hypotheken 
befchweren und diefe gerichtlich eintragen laſſen :c. 

u) Berge. Eichhorn's Einleitung in das deutſche Privatrecht 
$. 175. und Maurenbrecher’s beutjches Privatrecht 8.225. S. au 
3immerberg in ben Erörterungen Bd. 1. ©. 90 fag. 

v) Willfürliche Gefege ver Stadt Riga Tit. 1$.7. Vergl auch 
die Revaler Bauordnung v. 3. 1825 $. 2. 


w) Rig, SER. B. 1. Cap. 35 9.1. B. III. Tit. 9. 5. 
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Dritten veräußern darf, ehe es ihm vom Rathe förmlich aufge: 
traßen, und in das Erbebuch verzeichnet worden). 


$. 127. (125.) 
c) Verjährung der Immobilien. Hiftorifche Einleitung. 


4) Das ältere liv- und efthländifche Stadtrecht Fannte, fo 
wenig als dad ältere deutfche Recht, eine erwerbende, wohl aber 
eine erlöfchende Verjährung. In Beziehung auf Smmobilien 
insbefondere bildete fich im angeftammten Rechte eine Verjährung 
aus der rechten Gewere ($. 88.). Diefe wurde, wie nad) Stadt: 
recht ?), fo ohne Zweifel auch nach Landrecht“), nur erworben, 
wenn gerichtliche Auflaffung vorhergegangen war. Die Wirkung 
derfelben beftand freilich zunachft nur in dem Schuße, den ber 
Richter dem Erwerber gegen die Anfprüche Dritter an das er: 
worbene Smmobil, welche im Laufe von Jahr und Tag von der 
Auflaffung an nicht geltend gemacht worden, gewährte °), alfo in 
einem Erlöfchen der Klagen jener; mithin war es eine Ertinctivs 
verjährung®). Sofern ed jedoch zugleich Zwed der rechten Ge: 
were war, die Rechte des Erwerbers berfelben, mithin bei der 
Eigenögewere dad Eigenthumsrecht, zu ſichern und zu befeſtigen, 
und dies zum Theil durch einen binnen beſtimmter Zeit fort⸗ 
dauernden ungeftörten Befig bewirkt wurde, findet fich darin aller⸗ 


x) Willkürliche Gefege der Stadt Riga Tit. 1. $. 8. 

a) Aelteres (ölrichs’fches) rig. StR. Th. IV. Cap. 1, 

b) Vergl. das livländ, AR. Cap. 118. Abweichend ift v, Hel⸗ 
merfen, Gefcichte des Adelsrechts $. 33, vergl. auch $. 64. 

c) Ebendaf. und RR. Cap. 4, 92, 154, 248. 

d) Ebendaher dauert auch die Pflicht des Beräußerers zur Gewaͤhrs⸗ 
feiftung für das veräußerte Grundflücd nur Jahr und Tag. RR. Cap. 68 
und 169. 
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dings etwas der Ufucapion des römifchen Rechts Analoges, und 
dies führte, ſeitdem Letzteres größeren Einfluß gewann, auf die 
Vereinigung beider Inftitute mit einander, wie wir ed namentlich 
im efthländifchen Ritter= und Landredt®) finden. Die darin 
aufgenommene 36jährige Verjährungsfrift für Immobilien‘) ift 
übrigens auch fhon älteren Urfprungs, und findet ſich auch in 
Livland bereit3 in der angeftammten Periode pracifh®). Die 
erwerbende Verjährung des ſchwediſchen Rechtö") fand weder in 
Liv: no in Efthland Eingang. In beiden Provinzen wurde 
aber im Sahre 1787 die allgemeine zehnjährige Verjährung des 
ruffifchen Rechts eingeführt, welche, in ihrem Urfprunge durchaus 
bloße Klagenverjährung'), fich dennoch in der Folge auch zu einer 


e) B. IV. Zit. 21. 

f) Daf. Art. 5. 

g) Fabri’s formulare procaratorum vom Jahre 1539, in Del- 
richs' Ausgabe des rigifchen Stadtrechte und Ritterrechts S. 234: 
„Sös unde dörtich jar, rouwsam unde bewislick besytt ys einem manne 
neger tho beholdende, denn alse ein ander mit syner nyen ansprake, 
ane segel unde breve anthospreekende edder tho becrützigende.“ 
Vergl. ebendaf, ©. 237, Auch diefe Verjährung ift offenbar zunächft eine 
erlöfchende. Weber ihr Verhaͤltaiß zu der die rechte Gewere begründen 
‚den Verjährung von Jahr und Zag tft jedoch nichts Beſtimmteres ange- 
‚geben. Sollte jene etwa den Mangel ber Inveftitur erfegen? 

h) €. 18, vergl. mit c. L, 12, 14 u. 30 von liegenden Gründen und 
c. 15 und 16 von Erbfchaften CE. Hier wird ausdrüdtich zur Ermwerbung 
von Immobilien durch Verjährung ein unangefochtener Befig von drei Zah: 
ren, bona fides und iustus titulus erfordert, alfo bis auf die verfchiebene 
Friſt diefelben Requifite wie bei der Ufucapion bes römifchen Rechts, 
dem die Verjährung des ſchwediſchen auch ohne Zweifel ihren Urfprung 
verdankt. 

i) Das Manifeſt vom 17. März 1775 6. 44 verordnete, „daß alle 
Verbrechen, welche während zehn Jahren weder zur Sprache gelommen, 
noch gerichtlich unterfucht worden, der ewigen Vergeffenheit übergeben fein 
folten.” Das Man.vom 28. Zuni 1787 8.4. dehnte „dieſe zehnjährige 
Friſt (Aecammasnınia cpoK%, in fpäteren Rechtsquellen aecammabm- 
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erwerbenden Verjährung ausgebildet"), mithin auch auf die Acqui⸗ 
fitioverjährung der Provincialrechte Einfluß gewonnen hat. Durch 
neuere Geſetze ift das Verhaͤltniß der Verjährung des ruffifchen 
Rechts zu der der Provincialrechte dahin feftgeftellt worden, daß 
+) in den Fallen, in welchen das Provincialrecht die Verjährung 
nicht eintreten läßt, auch die allgemeine zehnjährige Verjährung 
des ruffifchen Rechts Feine Anwendung leide‘), woraus gefolgert 
werden muß, daß auch alle provincialrechtliche Requiſite der 
Verjährung — eben weil deren Ermangelung alle Verjährung 
ausfhließt — anerfannt worden find”)... 2) Daß die fürzeren 
Berjährungdfriften der Provincialrechte aufrecht zu erhalten”), 
und nur diejenigen, welche länger find als zehn Sahre, auf diefe 
Frift zu befchranfen feien®), und 3) daß in allen Fällen, welche 


HAA AaBHocmıE) aud auf alle Givilfachen, fowoht zwifchen Privatper⸗ 
- fonen, als zwifchen ihnen und der Krone, und zwar in der Art aus, daß 
wenn jemand hinfichtlich eines beweglichen oder unbeweglichen Vermögens 
eine Klage binnen zehn Jahren erhoben habe oder erheben würde, oder, wenn 
er fie erhoben, diefelbe binnen zehn Jahren nicht fortfegte, eine folche Klage aufs 
gehoben, und bie Sache ber ewigen Vergeffenheit übergeben fein ſolle.“ Als 
durch ein unumfchränkt geltendes Reichögefeg angeordnet, wurbe biefes 
Snftitut auch in Liv- und Ejthland geltend, und ber N. U, vom 22. 
September 1808 erklärte diefe zehnjährige Verjährung ausdrüdlich für 
eine allgemeim geltende. Vergl. v. Bunge in den Erdrterungen 
Bd. Hi. ©. 94 fgg. ‘ 

k) Swod der bürgerlichen Gefege (Bd. X.) Art. 475—480. Vergl. 
auch Art, 451. Uebrigens finden fich bei diefer erwerbenden Verjährung 
(3emcKaa AABHOCMIb, AaBHocms Baaybeia) feine anderen Erfor: 
berniffe, als ein verjährbares Object, und ein im Laufe von zehn Jahren 
durch Feine Klage angeftrittener Befis. dv. Bunge a. a. O. ©. 97. 

) S. U. v. 18. Februar 1807. S. U. v. 21. Zuni 1815 $. 3. 

m) Vergl. C. ©. v, Bröder in deſſen Jahrbuch für Rechtöges 
lehrte Bb.1. ©. 245 fgg. v. Bunge a. a. O. S. 98 fe. 

n) S. u. vom 21. Juni 1815 $. 1. 

o) Dies ergiebt ſich aus den im S. U. vom 21. Juni 1815 $. 2. für 
die längeren Friften bes Provincialrechts angeordneten tranfitorifchen Be: 
fliimmungen, 
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nach dem Provincialrecht zwar keiner beſtimmten Verjaͤhrung un⸗ 
terworfen, aber durch daſſelbe auch nicht von der Verjährung aus— 
drüclich ausgenommen find, der zehnjährigen Verjährung unter 
liegen follen?). 


$. 128. (126.) 
Fortſetzung. Heutiges livländifches Landrecht. 


Wiewohl das Inſtitut der rechten Gewere an fich ſchon laͤngſt 
unpractifch geworben ift, fo ift doch offenbar daraus der Gebraud) 
der zum Behuf der Adjudication von Immobilien nad) geſchehe⸗ 
ner Corroboration auf Jahr und Tag zu erlaſſenden Proclame 
oder Edictalcitationen ($. 121) hervorgegangen, welche denſelben 
Zwed haben, wie die gleiche Frift des älteren Rechts Behufs der 
Erlangung der rechten Gewere, nämlich die Ausfchließung aller 
Anfprüche Dritter, und die Sicherung und Befeftigung ded Eis 
genthumsrecht. Da demnach diefe Edictalcitation nur als 
Surrogat der ehemaligen Deffentlichkeit der gerichtlichen Auf— 
laffung erfcheint, fo ift die alte Verjährung von Jahr und Tag 
-bei Immobilien auch noch im heutigen livländifchen Landrecht 
practifch, wiewohl diefe Frift nicht mehr vom Tage der gericht: 
lichen Auflaffung, fondern vom Tage der Erlaffung des Proclams 
gerechnet wird, und mit deren Ablauf die Anfprüche Dritter an 
das Immobil präcludirt werden, und nicht eigentlich verjähren. 
Daher recipirte die Praris neben diefem Inftitute auch die Uſu— 
capion bed römifchen Nechts®). Nur fragt es fi, in welchen 


p) ©. U. vom 21. Juni 1815 $.3. v. Bunge a. a. O. 

a) Bei diefer bat, fofern fie gegen Anmwefende zehnjährigen Beſitz er- 
fordert, auch das ruffifche Recht ($. 127) nichts geändert 3 hinfichtlich der 
Ufucapion gegen Abwefende ift das römifche Recht durch ben Grunbfag des 
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Verhältniß jene Präclufion zu der Ufucapion fteht, und in wie 
weit leßtere etwa den Mangel ber gerichtlichen Auflaffung erfegt, 
ohne welche Feine Edictaleitation, mithin auch Feine Präclufion, 
flattfindet”). Uebrigend verlangt die Praris zur Begründung 
der Verjährung, außer den angeführten, auch die übrigen Erfor, 
derniffe des gemeinen Rechts: ein verjährbares Object, fortgefep: 
ten guten Glauben, und rechtmäßigen Befigtitel). Hinfichtlich 
der beiden letzteren Requifite enthält das livlaͤndiſche Landrecht 
Feine befonderen Beftimmungen®); in Beziehung auf die Ver: 
jährungsfähigkeit einzelner Sachen aber ſetzt es feft: 
1) daß auch Sachen der Krone der Verjährung unterwor: 
fen find®) ; Dagegen Alles, was zum Beweife der äußern Gränzen 
liegender Gründe dient, ald Scheidungd - und Gränzurfunden, 


livlaͤndiſchen Rechts, daß gegen Abwefende gar Keine Verjährung Läuft, 
mobifieirt worden. Vergl. v. Bunge a. a. D. ©. 102, 103, 

b) Bergl. unten 8.130. Die weitere Ausführung und Begründung 
diefer Anfichten muß, da fie die Grängen diefes Buchs überfchreiten würde, 
einer anderen Gelegenheit vorbehalten bleiben. 

c) Bei der Verjährung von Jahr und Zag ift in der voraufgeganges 
nen gerichtlichen Auflaffung der rechtmäßige Befigtitel mit enthalten, da er 
bei der Auflaffung nachgewiefen fein muß. &. oben $. 121. _ 

d) Was in Präjudicaten dem zumider vorkommt (©. U. vom 19. Juli 
1732 in Schuldfachen Reutern wider Liphart's Erben, Refolution des 
j Reichsjuftizcollegiums in derfelben Sache vom 10. Auguft 173253 Hofge— 
richtsurtheile vom 14, April 1733 und 23. April 1737 in Sachen be la 
Barre wider Ihnten) ift von ber erlöfchenden Verjährung zu- verftehen. 
Vergl. auh Nielfen’s Procefform $. 420 Anm. *), und dagegen 
v. Madai in den Grörterumgen 3b. III. ©. 121 fog. und befonders 
©. 125 fog. 

e) Manifeft vom 38. Juni 1787 $. 4. Vergl. Allerhoͤchſt beſtaͤtig⸗ 
tes Reichsrathsgutachten vom 3. September 1817. Dadurch iſt der ge— 
meinrechtliche, und auch im fchwebifchen Recht anerkannte Grundfag, daß 
Kronsfachen Feiner Verjährung unterworfen find (koͤnigl. Brief vom 13. 
Suli 1691), aufgehoben. 
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Kaufbriefe, niemald veralten, daher feiner Verjährung unters 
liegen '). 

2) Die Verjährung läuft nicht gegen Minderjährige, Wahn- 
finnige, Abmwefende, und ruht überhaupt in allen Fällen, wo 
der Eigenthümer durch geſetzliche Gründe verhindert ift, feine 
Rechte geltend zu machen ®). | 

3) ein uralter unvordenflicher Befit hebt dbrie 
gend alle Mängel®), fofern ihm nicht klate Graͤnzdotumente wi⸗ 
derfprechen'). 


$. 129, (127.) 
Fortfesung. Efthländifches Landrecht. 
Das efthländifche Ritter: und Landrecht ſcheidet die erwer⸗ 


bende und die erloͤſchende Verjährung von einander”), und be— 
handelt jene faft ganz nach den Grundſaͤtzen des gemeinen, befon- 





f) Gewohnheitsrecht, bereits bezeugt in Fabri’s Formulare pro- 
euratorum ©. 233, Vergl. Samfjon v. Himmelftiern’s Inſti— 
tutionen des Livländifchen Proceſſes Th. II. $. 1168 Anm, 2. Uebrigens 
fol dies nur von denjenigen Grängen gelten, welche ein Gut von einem an 
dern, daran ftoßenden, fonbern, nicht aber von Streuländereien, welche in= 
nerhalb eines Gutes Liegen, und einem Andern, nach uraltem Befis, ge- 
hören, Hofgerichtsurtheü v. 26. Febr. 1779 in ©. Mettingen wider 
Schlippenbach. v. Samfon a.a,D. Anm. 3. 


g) Not. c. pag. 113, Not. *) pag. 165 f&. S. U, vom PTR 
Suni 1815 8.5. Vergl. Bormünberorbnung vom 17. März 1669 $. 35 
und Zeftamentöftabga vom 3. Juli. 1686 $. 8. 


h) Not. f. pag. 63, Not. g. pag. 132, Not. c. pag. 234 82, 
i) Präjudicate beiv. Samfon a. a. D. Anm. 2 und 8, 
a) Wenn dies auch nicht den Worten nach gefchieht, fo ift doch im 
Zit. 21 des ten B. vom Art. I— 7 von ber erwerbenden, vom Art. 8 an 
zunächft von der Ertinctivverjährung die Rebe. 
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ders römifchen Rechts’). Es werden fir diefelben daher ganz 
die gemeinrechtlichen Erforberniffe feftgeftellt, namentlich: 

1) fortdauernder Beſitz“), der weder naturaliter®), noch 
eiviliter unterbrochen fein darf). Bei der Uebertragung bed 
Beſitzes durch Erbrecht oder fonft auf einen Andern, kommt bie 
fem der Befiß ded Vorgängers zu flatten?). 

2) der Ablauf einer beftimmten Zeit), welche, für Im— 
mobilien auf 36 Jahre angefeßt®), gegenwärtig auf 10 Jahre zu 
rebuciren ift ($. 127), und bis auf den legten Tag berechnet 
wird‘). Wenn übrigens nach erfolgter gerichtlicher Zufchreibung 
des Smmobils ein Proclam erlaffen worden ift ($. 122), fo dürfte 
deffen Ablauf diefelben Wirkungen, wie in Livland ($. 128), her: 
vorbringen. 

3) bona fides zur Zeit der Befigergreifung"). 

4) iustus titulus”); als folche werden beifpielsweife Kauf, 
Tauſch, Verehrung u. dergl. angeführt”). Den Beweis des 
Titels und des guten Glaubens hat übrigens nicht der Befiker 


b) Das römifche Recht bietet daher auch meift die Belege zu den eins 
zelnen Artikeln. 

e) B. IV. Tit. 21 Art. 2, 5. 

d) Daf. Art. 16. 

e) Daf. Art, 14. 

f) Art. 3. 

g) Art. 2. 

h) Art, 5. 

i) Art. 14. 

k) Art, 2. Daf mala fides superveniens nach dem Ritter- und 
Landrecht nicht fehade, hat v. Madai in ben Erörterungen Bd. IIT. 
S. 114 fgg. überzeugend nachgewiefen. Unter den Practitern Eſthlands 
find die Anfichten verfchieben. 

) R. u.2R. a. a. O. Art. 2u. 5. 

m) Art, 2. 
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zu führen; fondern derjenige, gegen den die Verjährung läuft; 
hat den Mangel biefer Requifite nachzumeifen”). 

5) daß die Sache durch Verjährung überhaupt erworben 
werben fönne. Ausgenommen werden: a) res vitiosae”), b) Kir: 
chengüter”), was aber ſchon die ältere Prarid, nach Dem gemeinen 
Recht, auf die ordentliche Erfißung einfhränfte®). c) Theil⸗ 
briefe, Kaufbriefe, auch Graͤnz- und Scheidungdbriefe”), gegen 
welche auch die unvorbenkliche Verjährung nicht gilt”). Dage— 
gen darf mit alten verlegenen Zeftamenten Niemand, ber ein 
Smmobil durch die ordentliche Verjährung erworben, befprochen 
werden‘). 


$. 130. (128.) 
Fortfegung. Stadtrechte, 


Das rigifche Stadtrecht Fennt bei Immobilien Feine andere 
Verjährung, ald die von Jahr und Zag, von dem gerichtlichen 
Auflaß an gerechnet, da alle Anfprüche Dritter auf das Immo: 
bil, welche in diefer Zeit nicht geltend gemacht worden, wegfallen “), 
und eben daher auch hier der Veräußerer bloß auf Jahr und Tag 
Gewähr zu leiften gehalten iſt'). Daß bei mangelnder gericht: 
licher Auflaffung die römifche Ufucapion oder die zehnjährige Ver: 





n) R. u. LR. a. a. O. Art. 6. 
0) Vergl. daſ. Art. 4 und v. Madai a. a. O. S. 390 
p) R.u.2R. a. a. O. Art. 13. 


g) Riefentampff’s Margin. zum Art. 13 bei Ewers ©. 560. 
r) R. und ER. a. a. O. Art. 7. 

s) Rieſenkampff a. a. O. zum Art. 7 bei Ewers S, 559. 
t) R. und ER, a. a. O. Art. 7. 

a) Rig. SER. B. IN, Tit. 11. . 6,7. ©. oben $. 123. 

b) Daf. $. 6. “ 
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jahrung des ruffifchen Rechts ergänzend eintritt, ift zwar an fich 
nicht anzunehmen, weil der Auflaß nach rigifchem Stadtrecht 
ald unerläßliches Erforderniß zur Begründung des Eigenthums 
an Immobilien angefehen wird‘). Allein wenigftens infofern 
wirft auch hier ohne Zweifel die gemeinrechtliche Ufucapion, als, 
nach Vollendung berfelben, dem Befiger nicht wohl die Zufchreis 
bung des Immobils auf feinen Namen verweigert werben dürfte. 
Im Uebrigen werden nach der Praxis alle ee Er: 
forbderniffe der Ufucapion verlangt *), 

Uebereinftimmend damit ift auch das luͤbiſche et, bei 
welchem jedoch die Friſt von Jahr und Tag nach der Praris nicht 
zu einem Jahr und ſechs Wochen, fondern vielmehr der Tag im 
heutigen Wortverftande zu 24 Stunden, bie Frift von Jahr und 
Tag mithin zu 366 Tagen, und in Schaltjahren zu 367 Tagen 
berechnet wird‘). Uebrigens disponirt das Tübifche Recht noch 
ausdrücklich, daß diefe Frift fie Abwefende [mas von der Abmwe-- 
fenheit von der Stadt und deren Gebiet zu verftehen iſt )) vom 
Tage der Wifjenfchaft zu laufen anfange"); und diefes muß all: 
gemein für Alle, welche ihre Rechte geltend zu machen außer 


c) S. oben h. 123 und 126 a,@. 

d) Vergl. v. Madai in den Erdrterungen Bd. IH. ©. 127. 

e) 3. III, Zit. 6 Art. 3. vergl. mit B. I. Tit. 8 Art Lund 2. ©, 
überhaupt I. G. Heineccius de praescriptione annali iuris Lub, 
Hal. 1734. 4 H. Bremer de annali iuris Lab. praescriptione, 
Ien. 1822, 4. 

f}) Mevius Comment. ad iusLub. L.I, T. 8 Art. 1 No. 1% 
—16. Stein’s Abhandlung bes luͤbiſchen Rechts Th. I. $. 86. Th. IT. 
$.1. Heineccius a. a. O. F. 8. E. W. Pauli’s Abhandll. aus 
dem luͤbiſchen Recht Bd. I, ©. 178 fg. Bd. III. S. 135 fgg. 

g) Bergl. das luͤbiſche StR. B. III. Tit. 6 Art. 3 mit. Art. 10. 
und Mevius ad L.III. T. 6 Art. 3 No, 28. 

h) Luͤb. SR. a. a. O. B. J. Zi, Axt. I. B. * it, 6 %rt. 3, 

I. 8 
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Stande ſind, angenommen werden; wie denn die Praxis auch in 
Lüuͤbeck bei dieſer Verjährung von Jahr und Tag alle gemein- 
rechtlichen Requifite fordert‘), und wo Feine gerichtliche Auflaffung 
vorherging, infoweit die fubfidiäre Anwendung der römifchen Ufu- 
capion *) eintreten laͤßt, als derjenige, der die Ufucapion für fich 
hat, die Zugeichung bes ufucapirten Immobils ohne Weiteres ver- 
langen darf). | | 


$. 131, (129.) 
Fortfegung. Bauerrechte. 


Bon den Bauerrechten verweift das efthländifche hinficht- 
lich der Verjährung ald Ermwerbungsmittel ded Eigenthums über: 
haupt fehlechthin auf die Landesgeſetze, und beftimmt nur, daß 
ber Urfprung des Beſitzes der durch die Verjährung zu erwerben: 
den Sache nicht aus folchen Verhältniffen herrühren dürfe, in 
denen ber efihländifche Bauer vermöge der Erbunterthänigfeit zu 
feinem Gutöherrn ftand*). 


i) Mevius a. a.O. Stein (a. a.O. Th. II. $.10, 14) giebt 
ed auch zu, nur will er nicht ben Beweis der bona fides und bes iustus _ 
titulus von dem durch bie Verjährung Ermerbenden verlangt wiffen. Vergl. 
darüber noch v. Madai in den Erdrterungen Bd. IN. ©. 120. 

k) Stein Th. IL $. 11. Auch bier dürfte die vömifche Uſuca⸗ 
pion keine andere Veränderung, als nach dem Livländifchen Landrecht, er: 
litten haben ($. 128 Anm. a.). Vergl. Harpe's Repertorium Bd. XI. 
&.379, 381, 383. 


I) Uebrigens wird, befonbers wenn ber Ufucapient Beinen Rechtstitel 
nachweifen können, aber auch fonft, vor der Zugeichnung vom Rathe ein 
Proclam, gewöhnlich auf Jahr und Zag, zur Ausmittelung aller derer 
ertaffen, welche irgend Anfprüce an das Immobil haben dürften, Vergl. 
noch oben $. 124 Anm. o. 


a) Gfihländ. BGB. $. 197. 
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Die Iioländifche Bauerverordnung flatuitt zwar Die erwer⸗ 
bende Verjährung ausbrüdlih nur ald Wirkung der Erftinctiv« 
verjährung, verlangt aber ald Requifite namentlich: einen fort: 
dauernden unangefochtenen Befis, fortdauernden guten Glauben, 
und rechtmäßigen Titel, ſchließt res vitiosae, desgleichen die den 
Bauern zur Benußung übertragenen Ländereien von der. Ver- 
jährung aus, und läßt diefelbe gegen Abwefende ruhen®). Hin: 
ficytlich ded Urfprunges des Befites flimmt ed mit dem efthlän- 
diſchen Necht überein‘). Die Verjährungsfrift: ift ganz allge- 
mein für und gegen die Bauern auf zehn Jahre feſtgeſetzt 9). 
Minderjährige können ihr Recht gegen die Verjährung binnen 
einem Sahr und ſechs Wochen nach erlangter — gel⸗ 
tend machen”). 


Zweiter Artikel. 


Vom EISEN N an — Sachen. 


§. 132. (130.) 
J. undeſchranktes Gigenthum an beweglichen Sachen. 


Das Eigenthum an beweglichen Sachen ift in Livland ge- 
feglich weder rüdfichtlih der Benugung noch der Veräußerung 
derfelben irgend befchränkt, fo daß der Eigenthümer mit benfelben 


— — — 


b) Livlaͤnd. BB. $. 391, 392. Vergl. $. 340. 
©) Daf. $. 390. 
+4) Daf. 8. 392. 
e) Daf. $. 393. 
18* 
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nach Belieben fehalten, über fie ſowohl durch Veräußerung unter 
Lebenden ald auch auf den Todesfall verfügen darf, und nament⸗ 
lich die Unterfcheidung zwifchen wohlerworbenem und ererbtem 
Eigenthum auf Mobilien nicht anzumenben ifl. Dies folgt ſchon 
daraus, daß in den Rechtöquellen rüdfichtlic diefer Unterfchei- 
dung und der darauf gegründeten Beſchraͤnkung immer nur von 
Immobilien die Rede iſt). Das livlaͤndiſche Landrecht ſpricht 
aber auch uͤberdies das Recht der unbeſchraͤnkten Verfuͤgung uͤber 
Mobilien ganz beſtimmt aus), und macht nur aus Ruͤckſicht auf 
unmündige Kinder bei Diöpofitionen auf ben Todesfall eine Aus⸗ 
nahme), welche in das Erbrecht gehört‘). Ebenfo ift im rigi⸗ 
ſchen Stadtrecht das freie Verfuͤgungsrecht uͤber Mobilien be⸗ 
ſtimmt ausgeſprochen). — Anders verhält es ſich dagegen mit 
dem heutigen eſthlaͤndiſchen Land⸗ und reval'ſchen Stadtrecht, da 
nach dieſen der Begriff von Erbgut ein ganz anderer geworden 
iſt). — Uebrigens kann das Nutzungs- und Veraͤußerungsrecht 
auch von Mobilien durch Privatwillkuͤr, namentlich durch legt: 
willige Verfügung, beſchraͤnkt werden ®). 





a) S. überhaupt oben $. 91 fgg. 2 


b) Königl. Teſtamentsſtadga vom- 3. Juli 1686 $. 1. Livlaͤnd. 
RR. Cap. 45. ‚Anderer Meinung hinſichtlich der letzteren Quelle ift 
v. Helmerfen in feinen Abhandlungen I, 21 fgg. Allein f. oben 
$. 91 Anm. b. Ä | 


e) Teſtamentsſtadga $. 2. 
d) ©. unten g.32a.€E. | 


©) Rig. SR. BIN. Tit. à F. 4. Tit. 16 6. 1, 2. Vergl. auch 
zit. 11 6.4. und B. IV. Zit.1$.2. 


f) ©. oben $. 95. 
g) Teftamentsftadga $. 5. ©. auch darüber bas Erbrecht, befon- 
ders $. 395. 
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$. 133. (131.) 


I. Erwerbung des Eigenthbums an Mobilien: 1) Decupation : 
a) berrenlofer und gefundener Sachen. 


Die Anwendung der Beftimmungen des gemeinen Rechts 
über die Decupation 


1) wilder Thiere ift im liv⸗ und efthländifchen Recht 
fehr befchränkt durch die oben angegebenen Grundfäße, nach wel: 
chen die Ausübung der Jagd und Fifcherei ein Recht des Grund: 
eigenthümers ift”), und findet daher eigentlich nur in Beziehung 
auf Raubthiere unbedingt ftatt). 


2) Gefundene Sahen werden vom Finder nicht als 
Eigenthum erworben‘), fondern müffen, namentlich nach dem 
linländifchen Kandrecht, nachdem davon der competenten Sbrig— 
feit die erforderliche Anzeige gemacht, und von diefer barüber Die 
behufige Bekanntmachung erlaffen worden; dem Eigenthümer, 
wenn fich diefer binnen ſechs Wochen meldet, und fein Eigen- 
thumsrecht erweift, zurüdgegeben werden, berfelbe muß aber 
nicht nur die auf die gefundene Sache verwendeten Koften ver- 
güten, fondern auch dem Finder einen Finderlohn geben, der in 
dem dritten Theil des Werthes der gefundenen Sache befteht. 
Meldet fich der Eigenthümer nicht, fo erhält der Finder ein Drit: 
theil und zwei Drittheile der Richter). Auf gleiche Weife wer: 


a) ©. oben $. 98, 103, 104, 107. Bol. auch $. 111 wegen ber Bienen. 

b) ©. oben $. 110. 

ec) Livl. RR. Cap, 147 u. a. Eſthl. R. u. ER. B. V. 2it. 19 
Art.6. Rig. StR. B. III. Tit. 17. 

d) Livl. AR. Cap. 141,147. Die hier gemachte Unterfcheidung, ob 
ber Eigenthümer zu demfelben, ober zu einem anderen Gevichtöbegiste ge: 
hört, als der Finder, iſt unpractiſch. Not. d. pag. 531%, 
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den Dieben und Räubern abgenommene Sachen beurtheilt*). — 
Damit ift im Wefentlichen auch die Prarid in Efthland und in 
den Städten beider Provinzen übereinftimmend, nur bag, im Fall 
der Eigenthümer fich nicht meldet, der Finder die gefundene Sache 
behalten und ufucapiren Bann‘). — Aehnliche Beflimmungen 
enthält über gefundene Sachen das livländifche Bauerrecht, nach 
welchem übrigend dem Eigenthümer eine Meldungsfrift von 
einem Jahre und ſechs Wochen offen gelaffen ift, und der Finder: 
lohn, wenn fi Finder und Eigenthümer über den Betrag nicht 
einigen können, gerichtlich feftgefegt werden fol. Wenn fich der 
Eigenthümer nicht meldet, fo erhält der Finder ein Drittheil und 
bie Gebietölade zwei Drittheile von dem Werthe der gefundenen 
Sadhe?).. Nach dem efthländifchen Bauerrecht hat der Finder 
das Recht, die gefundene Sache zu gebrauchen, und nad) Verlauf 
der Verjährungsfrift ald fein Eigenthum zu betrachten®) ; wenn 
fich jedoch der Eigenthümer, in Folge der jedesmal zu erlaffenden 
Bekanntmachung, meldet, fo erhält er die Sache zurüd, erfeßt 
dem Finder die auf die Sache verwendeten Unterhaltungskoften, 
und giebt ihm den ausgelobten oder richterlich (im der Regel auf 
ein Drittheil) beftimmten Finderlohn'). 





e) Livl, RR. Cap. 147. 

f) Diefes gründet fih wohl auf bie Beftimmungen des ruffis 
fchen Rechts. Swod ber bürgerl. Gefege (Bd. X.) Art. 455457 und 
die Beilagen zu dem legten Artikel, Vergl. übrigens auch noch das eftHl. 
R. u RB V. Tit. 19 Art. 6. Inſtr. f. die Hakenrichter v. 23. 
Aprit 1845 $. 221 Anm. Luͤb. SR. B. IV, Tit. 1. Art, 2, En SLR. 
B. v1. Tit. 3 8.1. Tit. 5 $. 2. 

g) Livlaͤnd. BW. $. 895. 

h) Efthländ. BGB. $. 128. 

i) Daf. $. 129. Befontere Beflimmungen über das Finden von 
Briefen und Paketen, die von der Poft verloren find, f. im Allerhoͤchſt 
beftätigten Poftreglement vom 22, Detober 1830 $. 101, 
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§. 134, (132.) 
Fortfegung. b) Bon geftrandeten Sachen insbefondere, 


3) Schon in der früheften Zeit nach der Eroberung Liv - und 
Efthlands durch die Deutfchen finden wir häufig wiederholte 
Verbote des Strandrechts, d. i. des Rechtes des Grundei⸗ 
genthuͤmers, ſich der an ſeine Ufer und Kuͤſten geſtrandeten Fahr⸗ 
zeuge und der auf denſelben befindlichen Menſchen und Sachen 
zu bemächtigen®). Zahlreiche Verordnungen auch aus ſpaͤterer 
Zeit wiederholen diefes Verbot, und verpflichten vielmehr bie 
Grundeigenthimer und Uferbewohner zur Rettung der Menfchen 
fo wie zur Bergung des Gutes zum Beften des Eigenthümers 
welcher dagegen zur Bezahlung eines verhältnigmäßigen Berge 
lohns verbunden ift”). Der Betrag diefes letzteren ift in den 
verfchiedenen älteren Rechtsquellen fehr verfchieden beftimmt®), 


a) ©, z. B. die Urkunde des Biſchofs Albert I, von Riga vom Jahre 
1211?) in Hupel's neuen nordifchen Mifcellaneen. Stüd 1 und 2 
S. 486, deögleichen bed Erzbiſchofs Albert II. vom Juni 1253, des Bir 
ſchofs Friedrich von Dorpat v. 3. April 1274, des Erzbifchofs Johann J., 
des Bifchofs Herrmann von Defel und bes Ordensmeiſters Walter von 
Norded, vom Zage vor Oſtern 1277, des Königs Erich Mendved von 
Dänemark vom 9, October 1294 u. v. a. S. überhaupt I. C. H. 
Dreyeri Specimen iuris publici Lubecensis circa ius naufragüi 
(Bützow et Wismar s. a. 4.) $. VII. pag. CXL sqq. 


| b) ©, 3.8. das livlaͤnd. AR. Cap. 141. Schwebifches Geerecht 
vom 12. Juni 1667 Tit.5. Königt. ſchwediſches Placat vom 6. December 1697 
und livländ. Gouvernementsplacat vom 23. April 1698. Efthländ. R. u. 
ER. B. IV. Tit. 19. Nig. StR, B. V. Tit. 5 8.5. Corpus privile- 
giorum Stephaneum vd. J. 1581. 2üb. StR. B. VI. Tit.3 Art. 4. 
Ruffifche Handelsfchiffahrtsordnung, 2r Theil, vom 23. November 1781 
$. 274 fag. | 

ce) Das tübifhe SR. a.a. O. z. B. gefteht für das Auffangen 
und Bergen im Waſſer fehwimmenden Gutes nur ben 20ften Theil, wenn 


— 
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und wird gegenwärtig nach den in biefer Beziehung von der 
Praris in Liv- und Efthland bereit früher allgemein recipirt 
gewefenen ®), und neuerdings auf diefelben ausdruͤcklich ausgedehn⸗ 
ten®) Beftimmungen des ruffifhen Rechts folgendermaßen be: 
rechnet: Wenn dad Schiff, Fahrzeug, Waare oder Gut eine Werft 
von dem Ufer verunglüct ift, fo befleht der Bergelohn in dem 
vierten Theile des Geborgenen; war dagegen dad Schiff ıc. dicht 
am Ufer geftrandet, in dem fechften Theile. Won diefem Berge: 
lohn erhalten diejenigen, welche das Gut aus dem Waffer gerettet 
haben, die Hälfte; diejenigen, welche ed aufbewahrt, ein Vier 
- theil, und ebenfoviel der Befehlshaber, welcher die Anftalten zur 
Rettung und Aufbewahrung ber geftrandeten Sachen getroffen‘). 

Iſt der Eigenthümer der geborgenen Sachen unbekannt, und mel⸗ 
det er fich nicht im Laufe von zwei Jahren ®), vom Datum der 





aber das Gut in ber See von einem Riff geholt werben muß, den britten 
Theil als Bergelohn zu. Das rig. StR. a. a. D. beftimmt ihn, wenn das 
Gut in ber See, wo man kein Land fehen Farin, gefunden wird, auf ben 
vierten Theil; wer aber das Gut am Strande findet, erhält einen „billis 
gen‘, nicht näher beftimmten Bergelohn.“ Nach dem fchwebifchen See: 
recht, Tit. 5 Gap. 3, beträgt, wenn bas geborgene Gut 60 Zhlr. oder darun⸗ 
ter werth ift, der Bergelohn die Hälfte; ift eö mehr und bis 240 Thlr. 
werth, ein Wiertheil; und auch bei höherem Werthe ift nicht mehr als 60 
Thlr. Bergelohn zuzugeftehen, es müßte denn befondere Mühe und Gefahr 
mit dem Bergen verbunden gewefen fein. 

d) Eine Beftätigung dieſer Reception findet ſich in der livl. BV. 
$. 396 und dem efthländ. BGB. $. 130, welche auf ben in den ruffifchen 
Reichögefegen beftimmten Bergelohn ausdrücklich verweifen. | 

e) N. U. v. 21. Mai 1836. 

f) Swob der Hanbelsgefege (Bd. XL) Art. 1040 fog. 

g) Die in Liv» und Efthland in anderen ähnlichen Faͤllen übliche 
— im ſchwediſchen Seerecht (Tit. 5 Gap. 1, Not. b. pag. 534 82.) in 
diefer Beziehung namentlich angeorbnete Werjährungsfrift von Racht und 
Jahr (f. unten $. 196, bef. Anm. c)) ift als durch den R. U. v. 21. Mai 
1836 für diefen Fall aufgehoben u 
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darüber erlaffenen Bekanntmachung an gerechnet, ſo werden bie 
nah Abzug des Berge» und Bewahrungslohns übrig bieis 
benden Sachen, oder deren Werth, dem Collegium allgemeiner 
- Zürforge, zum Beſten milder Stiftungen, abgeliefert"). 


$.135. (133.) J 
Fortſetzung. c). Vom Schatz und von ber Beute. 2 


4) Hinfichtlih des Schatzes, thesaurus, muß, auf 
Grundlage der oben $. 98 aufgeftellten Grundfäge, angenommen 
werben, Daß berfelbe dem Eigenthuͤmer des Grundes und Bodens 
zugehöre, und daß dem (zufälligen) Finder deffelben als Finder: 
lohn, nach Maßgabe der im F . 133 angegebenen Beftimmungen, 
ein Drittheil gehoͤre. Dies wird auch von der Praxis befolgt. 

5) Die Lehre von der Beute muß, naͤchſt den voͤlkerrecht⸗ 
lien Grundfägen, nach den in biefer Beziehung auch für die 
Oſtſeeprovinzen geltenden Beftimmungen des ruffifchen Rechts *) 
beurtheilt werden. | 


| $. 136. (134) | 
2) Acceffion und Fruchterwerb. — .3) Tradition. 
Ueber die Erwerbung des Eigenthums durch Acceffion und 
Specification®*) gelten im Ganzen die Beftimmungen des roͤmi⸗ 


h) Swod a. a. O. Art. 1015 fgg. 1066 fgg. 1075. Von ausläns 
diſchen Waaren, welche an ruſſiſchen Küften ftranden, wird übrigens auch 
der Einfuhrzoll erhoben. Daſ. Art. 1019 fg. und Swod der Zollgeſetze 

(Bd. VI) Art. 533 fag. | 

a) Swob ber bürgerlichen Gefege (Bd. X.) Art. 378 und die Beilage 
dazu. — Darnach erfcheint auch die Beftimmung des Lübifchen Rechts IV, 
1, 10 unanwendbar. S. unten $. 139. | 

ar) Vergl. übrigens auch bas livl. AR. Cap. 146: „,„ — — Spreket 
de yenne, dat he ydtsülven getagen hebbe, edderhadde laten 
maken, möchte he des vullenkamen, he beholt de sülvige have,“ 
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ſchen Rechts), und findet fich nur im livlaͤndiſchen Ritterrecht *) 
die Beftimmung, daß derjenige, welcher im guten Glauben eines 
Andern Ader pflügt, feine darauf verwandte Arbeit verliert, wenn 
vor der Befäung des Aderd darüber geklagt wirb; ift aber der 
Ader vor der Klage ſchon befäet, fo behält der Arbeiter bie 
Erndte, und zahlt dem Eigenthümer des Aderd einen Zins da: 
für. Dies beruht auf dem eigenthümlichen, aus dem fächfifchen 
Rechte?) ſtammenden Grundfage, daß fructus industriales ſchon 
von dem Augenblide an, da die zu ihrer Erzeugung erforderlichen 
Arbeiten vollendet find, als erhoben angefehen werden). — In 
Efthland wird nach der heutigen Praxis demjenigen, der im guten 
Glauben einen fremden Ader befäet, vom Eigenthümer des leg: 
teren die doppelte Saat erſetzt). — Civilfrüchte werden in 


— — 





b) Bol. v. Madai in den Erdrterungen Bd. IV. S. 94 fag. 


c) Livländ. AR. Cap. 156: „Welck man hacket eines andern 
mannes landt, edder dat ydt em ein ander gedan hefft, wert he 
darumb beschuldiget, dewile he hacket unde arbeidet, he vorlüst 
syne arbeit daran. Seyet he ydt överst unbeklaget, so beholt he de 
sadt, unde gifft synen tyns, dem he en tho rechte aan schal.‘* 
Vergl. ebendaf. Cap. 205. 

d) S, Haubold's fächfifches Privatrecht $. 183. 

e) Vergl. noch das livlaͤnd. RR. Cap. 232: „Nimpt eip man eine 
wedewe, de eigen edder leben edder lifftucht hefft, wat he in erem 
gude mit synem hacken arbeidet, stervet syn wiff eer de Sadt, he 
schal ydt vullen arbeiden, unde seyen, unde affsniden, unde tho hus 
vören, unde tynse unde plege darvan geven, dem yennen dar dat gudt _ 
up valt.‘“ | 

f) Dies ftimmt freilich nicht ganz mit dem efthländifhen R. u. LR., 
wo es B. V. Tit. 31 Art. 5 heißt: „Pflüget jemand wiffentlich fremd Sand, 
— — der übet Gewalt und fällt in willtürlihe Strafe; thut er’s aber 
unwiffend, und erhält es mit feinem Eide, fo bleibt er ohne Strafe, aber 
feine Arbeit verliert er.“ Vergl. übrigens ebendaſ. B. IV. Zit. 18 
Art. 3. | 


% 
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demſelben Augenblick, wo fie fällig find, als percipirt ange: 
fehen ®). 


Die dem deutſchen Rechte eigenthümliche Erwerbung des 
Veberhanges und Ueberfalls der Früchte ift auch in 
das Iivländifche Landrecht übergegangen, indem dieſes beſtimmt, 
daß, wenn Hopfen über den Zaun hängt, derjenige, in deffen 
Hof fich die Wurzel befindet, das Recht hat, den Hopfen, fo nahe 
als er dem Zaune kommen kann, zu ergreifen und zu fich zu zie— 
hen; was er fo erhält, gehört ihm, das Übrige, das nämlich über 
den Zaun hinüberhängt, erwirbt der Nachbar). _ Mit Recht 
wird dies auf alle auf die Gränze des Nachbars hinuͤberragende 
Pflanzentheile und hinüberfallende Früchte angewendet J 


In Betreff der Tradition en die Grundfäße des ges 
meinen Rechts"). 


— — — 


) Livl. RR. Cap. 232: „Wat tynse unde tegenden in der frouwen 
gude was, dat men er aff gelden scholde, stervet se na dem rechten 
tynssdage , dat gudt ys des mannes vordenede gudt, als ydt der 
frouwen were, yfft se levendich were.‘ 


h) Daf. Gap. 163. 


i) Anderer Meinung ift binfichtlich deriheutigen Anwendbarkeit biefer 
Beflimmung v.Bubbenbrod, Sammlung ber Gefege Bd. I. ©. 212 
Anm. a zum Gap. 163. 


k) Bergl. das rig. SER, B. IN, Tit. 119.1: „Wenn Käuffer und 
Berkäuffer des Kauffs einig find, fo ift der Handel gefchloffen, und erlans 
get ber Käuffer das Eigenthum bes Gutes, wenn ihm das Verkauffte 
übergeben worden.’ — Daß dies nur auf Mobilien, nicht aber auch (mie 
3immerberg in den Erörterungen Bd. I. ©. 93 anzunehmen fcheint) 
auf Immobilien zu beziehen ift, dürfte wohl nicht zu bezweifeln fein, da 
bei Immobilien noch andermweite Requifite eefordert werben. S. oben 
$. 123, 126. 
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$. 137. (135.) 
4) Verjährung. 


Da die im älteren Recht für Immobilien vorkommende Ver: 
jährung von Jahr und Tag wefentlich auf der rechten Gewere 
beruhte ($. 127), fo konnte fie auf Mobilien, bei welchen Feine 
rechte Gewere möglich war, nicht Anwendung leiden, daher denn 
auch der Veräußerer einer beweglichen Sache dem Erwerber we: 
gen derfelben zur Gemährsleiftung verpflichtet war, fo lange er, 
der Veräußerer, lebte*). Es finden fich demnach im livländi- 
ſchen Landrecht über die Verjährung von Mobilien gar keine Be- 
flimmungen, und ebenfowenig im rigifchen Stadtrecht, daher hier 
die dreijährige Ufucapion des römifchen Rechts mit allen ihren 
Requifiten ohne Weiteres in der Praris Eingang fand, und aud) 
jest wohl ald zunächft anwendbar angefehen werden muß, da bie 
römifche Verjährungsfrift eine kürzere ift, als die des ruffifchen 
Rechts’). Im livlaͤndiſchen Bauerreht muß die Verjährung 

der Mobilien gleich der der Immobilien beurtheilt werben °). 


Das efthländifche Landrecht dagegen, welches in biefer Lehre 
auch für die Bauern gilt), hat die fächfifche Verjährung von 


a) Lioländ. RR. Cap. 169. S. unten $. 138, 


b) ©. $.127a. E. Die Praris fcheint zu ſchwanken, indem fie 
bald — wohl auf Grundlage bes efthländifchen Landrechts — bie Frift von 
Jahr und Zag, bald die ruffifche zehnjährige Frift verlangt, welche legtere 
aber nur auf die erlöfchende Verjährung der Eigenthumsklage bezogen wers 
ben kann. Berge. noch v. Bunge in ben Erörterungen Bd. TIT. 
&..90 fgg. 


c) BB. $. 390 fgg., wo zwifchen beweglichen und unbeweglichen 
Sachen kein Unterfchied gemacht wird. S. oben $. 131. 


d) Eſthl. BGB. $. 197. 
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Jahr und Tag für Mobilien recipirt®), im Webrigen vie Erfor: 
derniffe des römifchen Rechts verlangend f). 

Das lübifche Recht?) endlich laͤßt Mobilien, welche „nicht 
über See und Sand”, — d. h. nicht zur See, fondern 
zu Lande, — in die Stadt gefommen find, durch die Verjährung 
von Jahr und Tag ($. 130) erworben werben"), felbft wenn fie 
als geftohlen oder geraubt in Anfpruch genommen würden ?), wel: 
ches Letztere jedoch unpractifch iſt, wiewohl es wenigftens dahin 
gedeutet werben koͤnnte, daß bei dieſer Verjährung weder iustus 
titulus noch bona fides erfordert werden"). Dies wird beftätigt 
durch den hinfichtlich der über See und Sand gelommenen Sa- 
chen aufgeftellten Sat, daß der Befiger, wenn er feine rechtliche 
Ankunft beweifen kann, das Eigenthum derfelben auch ohne Ver: 
jährung, fofort erwirbt"); nah Jahr und Tag aber jedenfalls, 
auch wenn er den Zitel nicht nachweifen kann *). 


$. 138. (136.) 


1II,. Eigenthumsflage wegen beweglicher Sachen. Bon ber Regel : 
„Hand muß Hand wahren.’ 


Hinfihtlih der Eigenthumsklage wegen beweglicher 
Sachen gelten heut zu Tage in Liv- und Eſthland zwar 


e) R. u. ER. 8. IV. Tit. 21 Art. 4. 

f) Bergl. daſ. Art. 2. Bol. v. Madai in ben Erdrterungen 
Bd. III. ©. 114 fgg. 

8) S. überhaupt die oben F. 130 Anm. e — Schriften. 

h) Luͤb. StR. 8,1. Tit. 8 Art. 1. 

i) Ebendaſ. und B. VI. Tit. 5 Art.5. 

k) ®ergl. Mevius ad L.I. Tit. 8Art.l. Stein’s Ab— 
handl. Th. U. 6.16, 17. desgl, $. 14, welcher übrigens auch hier zwar 
bona fides und iustus titalus verlangt, den Beſitzer aber vom Beweife 
entbunben wiſſen will. &, dagegen v. Mabai a. a. O. ©. 120. 

h) ib, StR. B, VI. Zit.5 Art. 4a. ©. unten . 139. 

m) Daf. Art. . 
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im Allgemeinen die — des roͤmiſchen Rechts. In— 
deſſen ſtellt 

1) das livlaͤndiſche Landrecht den aus dem deutſchen Rechte 
ſtammenden Grundſatz auf, daß der Eigenthuͤmer bewegliche 
Sachen nur in dem Falle, wenn ſie ihm geſtohlen oder mit Ge— 
walt genommen, uͤberhaupt wider ſeinen Willen aus ſeinem Ge⸗ 
wahrſam gekommen ſind, von jedem Inhaber vindiciren koͤnne, 
dagegen, wenn er ſie mit Willen aus ſeinem Gewahrſam 
gelaſſen, z. B. Jemandem geliehen, verſetzt, oder bei ihm 
deponirt hat, er ſich nur an dieſen (mit einer perſoͤnlichen Klage) 
halten könne, nicht aber an einen dritten Beſitzer der Sache). 
Darnach findet alfo, mit Ausnahme des Diebftahld und Raubes, 
fo wie anderer Fälle, wo Jemand ohne feinen Willen den Beſitz 
der Sache verloren, Feine Eigenthumsklage gegen jeden dritten 
Befiger der Sache flatt, ein Grundfaß, der durch die Rechtspa— 
römie: „Hand muß Hand wahren”, ausgedruͤckt wirdr). Aus 
demfelben Grundſatze erflärt fich 

2) die Beftimmung des efthlandifchen Nitter- und Land- 
rechts“), daß derjenige, ber eine Sache einem Anderen geliehen, 


a) Livlaͤnd. RR. Gap. 172: „„Welck man lehent, edder vorsettet 
perde, edder kleder, edder andere varende have, unde tho welcker 
wise he ydt uth syner wehren leth mit synem willen, Vorkofft 
se de yenne, de ydt in syner wehren hefft, edder vorsettet he ydt, 
edder vorspelet he ydt, edder wert ydt em gestalen edder aflgerovet, 
de yenne de ydt vorlenet hefft, mach dar nene vorderinge ap hebben, 
denn up den yennen, dem he ydt gelehent hefft, edder vorsettet,‘* 
&. auch noch ebendaf. Gap. 145. 

b) Bergl. über ben Eigenthumsproceß nach dem älteren. Rechte über- 
haupt: v. Helmerfen’s Geſchichte des livländifchen Adelsrechts 
$. 69. Die übrigen Einzelnheiten deffelben find unpractifch. 

e) B. IV. Tit. 2 Art. 7. Der Zitel des R. und ER., dem dieſer 
Artikel angehört, handelt zwar im Uebrigen vom Darlehn, ebenfo die dazu 
eitirten c. 13 und 15 C. si certum petatur; allein bas gleichzeitige Ci⸗ 
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diefelbe nicht von einem Dritten, in deffen Hände fie mit gutem 
Titel gefommen, vindiciren, fondern ſich nur an denjenigen halten 
fönne, dem er die Sache gelichen und fomit einmal getrauet 
habe. 
$. 139. (137.) 
Bortfegung. Luͤbiſches Recht. 

3) Am meiften ift diefer Grundfag in dem Tübifchen Rechte 
ausgebildet, aber auch in mancher Beziehung mobificirt und be: 
fhränft. Es ftellt die Regel: „Hand muß Hand mwah: 
ten“, oder: „wo jemand feinen Glauben gelaffen, da muß erihn 
wieber fuchen”*), zunächft zwar in Beziehung auf das Verhält- 
niß zwifchen dem Commodans und Commodatar auf), wo— 
durch indeß deren Anwendung auf verwandte Fälle nicht audge: 
ſchloſſen iſt). Wiewohl demnach der Commodans ſich wegen 





tat aus Mevius (ad ius Lub. II, 2,2 $ 7 69q9.), dem auch bie 
übrigen Gitate aus bem römifchen Recht entnommen find, liefert — bei ben 
Elaren Worten des Arı. 7 felbft — ben überzeugendften Beweis, daß es 
dem Berfaffer des R. und ER, hier ohne Weiteres um Aufftellung der auch 
von der Praxis unbeftritten anerkannten Regel: „Hand wahre Hand” zu 
thun war, Anderer Meinung ift v. Mabai in ben Erörterungen 
Bd. I. ©. 274 fog. Bb. III. S. 386 fog. An letzterem Drte fucht 
v.Madai zu zeigen, welche Inconvenienzen aus der Anwendung ber Regel: 
‚Hand muß Hand wahren” entftehen, beweift indeß im Grunde nur, 
daß diefe Regel mit den Grunbfägen des römifchen Rechts über die Eigen- 
thumsklage unverträglich if. Dasrbmifche Recht ift aber hier — wie auch 
fonft — eben nur fo weit anwendbar, als es die entgegenftehenden Prin⸗ 
eipien des provinciellen zulaffen. — Vergl. auch noch v. Madai in 
A, 8. Richter’ crit. Jahrbb. f. deutfche Rechtswiſſenſchaft Jahrg. 
1841 ©. 849, je —— 

a) Luͤb. StR. B. III. Tit. 2 Art. 1 a. E., Art.2 a. €. 

b) Luͤb. StR. B. II. Zit. 2 Art. 1, vergl. auch daſ. Tit. 4 Art. 9. 

c) Vergl. daf, Zit. 2 Art. 2: „‚ausleihet und vertrauet”, 
was füglih von jeder freiwilligen, auf befonderes Zutrauen gegründeten, 
Uebertragung des Befiges verftanden werben kann. Vergl. auch noch B. IV. 
Tit. 1 Art, 4 und 9, und Stein’s Abhandlung Th. III. $. 73. . 
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. der vom Gommobatar auf irgend eine Weife veräußerten Sache 
nur an legteren halten, und diefelbe nicht von dem britten Be: 
figer vindiciren kann, fo barf er fie Doch von demjenigen, ber fie 
durch einen Vertrag (mit dem erften Empfänger) erworben, aus⸗ 
löfen, d. i. er darf fie von ihm gegen Erftattung bed Kauf: oder 
Pfandfchillings zuruͤckfordern ). Hieraus dürfte wohl gefolgert 
werben, bag, wenn bie Sache dem erften Empfänger geraubt 
ober geftohlen worben, der Eigenthümer fie von jedem britten 
Befiger vindieiren darf®), wie ihm denn namentlich eine ding⸗ 
liche Klage zufteht, wenn ihm ſelbſt die Sache geſtohlen oder ge— 
raubt) oder ſonſt ohne feinen Willen aus feinem Gewahrſam 
gekommen if”). Eine Ausnahme von der letzteren Regel findet 
nur bei den über See und Sand gekommenen Sachen ftatt, faNs 
der Befiger einen rechtmäßigen Befigtitel nachweift®). Hinficht- 
lich einer anderen Ausnahme, die Kriegsbeute betreffend‘), ent ' 
fcheiden gegenwärtig die Beftimmungen des ruffifchen Rechts"). 
Nicht anwendbar ift übrigens die Regel „Hand muß Hand wah- 
ren‘ 1) auf vermiethete Sachen, welche ber Miether etwa veraͤu⸗ 
Bert"), weil hier das befondere Vertrauen des Vermiethers, we: 
nigftens in der Regel, nicht ſtattfindet ). 2) Benn ein Hands 
werker eine ihm zum erarbeiten übergebene Sache einem Drits 





d) 2b, StR. B. IM. Zit.2 Art. 2. 
e) Vergl. Stein a. a. O. $. 72. 
f) 3. IV. Tit. 1 Art. 6, vergl, B. III. Zit. 4 Art. 8 und 9, 
g) 3. B. wenn es von einem Dienftboten BEINEN worden. Berg. 
üb. StR. B. IH. Tit. 6 Art. 5. 
h) Daf. B. VI. Zit.5 Art. 4 und ne, 137. 
i) Dr B. IV. Zit. 1 Art. 10. 
x) ©. oben $. 135. | 
Dr‘ SR, 8. VI. Tit. 4 Art. 2. 
m)’ Stein aa. O. 8.73. 
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-ten verkauft, verfeßt oder fonft veräußert, fo Fann der Eigenthü: 
mer diefelbe vindiciren, und braucht dem dritten VBefißer nicht 
mehr, ald den Macherlohn zu bezahlen”). Diefe legtere Beftim: 
mung enthält auch das rigifche Stadtrecht"), in welchem im Uebri⸗ 
gen ber Grundfag: „Hand wahre Hand” nicht vorkommt. 


Fünfter Titel, 


Bon den Dienftbarfeiten. 


$. 140. (133.) 
I. Dienftbarkeiten römifchen Urfprungs, 


Die Lehre von den Dienftbarkeiten im Sinne des römifchen 
Rechts ift in den Quellen des liv- und efthländifchen Nechts faft. 
ganz unberücfichtigt geblieben. Die Praris folgt daher durch: 
aus den Beftimmungen des römifchen Rechts, welche in ihrem 
ganzen Umfange recipirt find. Nur dürfen fie nicht auf Inſti— 
tute deutfchen Ursprungs, z. B. nicht die Grundfäße vom Ufus- 
fructus auf die Nechte der Ehegatten an ihrem gegenfeitigen Ver— 
mögen, befonders die Leibzucht der Wittwe ıc., angewendet wer: 
den”). — Das Wenige, was im Provincialrecht über römifche 
Servituten vorkommt, findet fich im lübifchen Recht und in den 
Bauorbnungen. Erſteres ordnet theild im Allgemeinen an, daß 





n) Luͤb. StR, B. II. Tit. 8 Art. 17. 
0) Rig. SR. B. III. Tit. 96.2 a. E. ©. unten $. 147. 
a) ©. Eihhorn’s deutfches Privatrecht $. 178, 

J. 19 
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der Eigenthümer des belafteten Grundftüds nichts vornehmen 
folfe, wodurch der Berechtigte in der Ausübung feiner Servitut 
beeinträchtigt würde”), theils läßt e8 die Servituten durch Nicht: 
gebrauch im Laufe von zwanzig Jahren erlöfchen“), welches ges 
genwärtig auf zehn Jahre zu beſchraͤnken iſt). Auch gehört 
hierher noch die Beftimmung des lübifchen Rechts, daß ein Ge- 
bäude, welches Zahr und Tag unangefprochen geftanden, nad) 
Ablauf diefer Zeit nicht weiter angefochten werden fan“), indem 

dies zundchft auf Erwerbung von Servituten durch ein neu auf: | 
geführtes Gebäude bezogen werden muß"). — Nach derrigifchen, 
wie nach der reval’fchen Bauordnung foll jede, ſowohl in der 
Stadt ald in den Vorftädten bei einem neuen Bau oder bei einer 
vorzunehmenden Bauveränderung von den Nachbarn getroffene 
Vereinbarung, wodurch entweder eine Servitut oder andere Vers 
pflichtung conftitwirt wird, nur dann Gültigkeit haben, wenn fie 
bei dem competenten Gerichte angezeigt, mit den vorhandenen 
Bauvorfchriften uͤbereinſtimmend gefunden, gerichtlich beftätigt 
und verprotocollirt if. Ueberhaupt follen Serpituten nur durch 





b) Luͤb. StR. 8, III. Zit. 12 Art. 8, 14. 

c) Daf. Art. 12 a. €. 

d) ©. oben 127 a. €. 

e) Luͤb. SR. B. J. Tit. 8 Art. 2. 

f) Heineecius de praescriptione annali iuris Lub. $. 28 
und 29, und Eihhorn’s deutſches Privatrecht $. 177 Anm.i. Zu 
weit geht Mevius (ad iur. Lub. I, 8, 2.), wenn er dies auch auf die 
novi operis nunciatio ausdehnen will, Heineccius a. a. O. 6. 29 
und Stein's Abhandlung Bd. II. 6.21. Vergl. auch die Revaler Bau—⸗ 
orbnung v. 14. April 1825 . 83 und v. Bunge's Sammlung der Reva⸗ 
ler Rechtsquellen Bd. I. ©. 327 fg. und 330. — Die heutige. Anwend- 
barkeit diefer Beftimmung für Reval ift Übrigens wegen des Verbots in 
der Revaler Bauordnung $. 17 (f. unten. Anm. g) zweifelhaft.. 
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beiderfeitige gerichtlich. beftätigte Uebereinkunft erworben, und bei 
einem neuen Bau nur mit Zuftimmung bed Berechtigten wieber 
gehoben werben Fönnen®). — Die Beftellung der servitus al- 
tins non tollendi ift durch die Revaler Bauordnung für die eigent- 
liche Stadt bei Strafe der Nichtigkeit verboten®). — Hinficht- 
lich der Erwerbung und Erlöfchung der Servituten durch bie 
Berjähtung ift noch in Beziehung auf die Zeit im Allgemeinen . 
zu bemerken, daß dabei die Beflimmungen des ruffifchen Rechts 
zu beobachten find, und daß für Abwefende die Verjährung ruht). 
Infofern bei der Veräußerung eines Grundſtuͤckes alle dinglichen 
Rechte an daffelbe binnen Jahr und Zag von dem Datum der 
gerichtlichen Auflaffung: oder des Proclams an, bei Strafe des 
Berluftes geltend gemacht oder bewahrt werden müffen*), koͤnnte 
man annehmen, daß auch Serpituten an dem veräußerten Smmo: 
bil in diefer Zeit erlöfchen, wertn letzteres dem Erwerber als nicht 
belaftet übertragen und gerichtlich aufgelaffen ift, indem alddann 
usucapio libertatis von Seiten des Erwerbers eintritt; allein bie 
Praris nimmt an, daß eine auch nicht befonders bewahrte Servi- 
tut dennoch aufrecht erhalten wird, wenn nur der Berechtigte fie 
im Laufe von Jahr und ag nach der Veräußerung oder im Laufe 
des Proclams ungeftört ausübt. 





g) Rigifche Bauordnung vom 23. Mai 1819 ©. 14. Revaler Bau: 
orbnung v. 1825 $. 17. 


h) Revaler Bauordnung v. 3.1825 6. 64. 
i) & U. v. 21. Sum 1815 $. 1,2, 5. Vergl. oben $: 197 a. ©. 
$. 128, und unten $. 192 f89- 


k) ©. oben $. 127130 und unten $. 199, Wetol Andy noch 
Pauder in den. Erörterungen Bd. IL, ©. 163 fgg ud v Madai 
ebendaf. ©, 92. 


19* 
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Mit dem gemeinen Rechte übereinftimmend ift die Beſtim⸗ 
mungber livländifchen Bauerverorbnung'), daß Fein Nusnießer, 
als folcher, auf dem in Nutzung abgegebenen Grunde eine Servi: 
tut durch Verjährung oder ähnliche Erwerbungsmittel acquiriren 
fann. Hinfichtlich der von einem adeligen Landgute veräußerten 
Ländereien geftattet das neuere livlandifche Bauerrecht dem 
Bauer, welcher ein ſolches Grundftüd erwirbt, ſowohl bei der 
Abtheilung, als auch fpäter, für das abgetheilte Grundſtuͤck Ru: 
ralfervituten von dem Hauptgute fich auszubedingen "), deöglei- 
chen dem Hauptgute oder der Gemeinde defjelben Ruralfervitu: 
ten auf feinem Grundftüde einzuräumen”). Außerhalb des 
Hauptgutes oder der dazu gehörigen Gemeinde dagegen kann er 
zwar Servituten erwerben, aber feine einräumen). 


$. 141. (139.) 
11. BDienftbarkeiten deutſchen Urfprungs. 


Unter den Dienftbarfeiten deutfchen Urfprungs kennen die 
Provincialrehte nur einzelne fogenannte geſetzliche Servi— 
tuten. Außer denjenigen, deren bereit3 früher, ald Befchrän: 
kungen des Eigenthums aus nachbarlihen Gründen, erwähnt 
worden), ift hier noch die Beftimmung des livländifchen Land⸗ 
rechts zu bemerken, daß ein Reifender, deſſen Pferd auf dem 
Wege ermübdet, für daffelbe fo viel Korn vom Felde fchneiden 





h $. 340. Vergl. 6.392. 


m) Ergänzende Beftimmungen zur livländ. Bauerverordnung v. 
3. 1845 $. 57. s 


n) Daf. $. 58. 
0) Daf. §. 59. 
a) ©. $. 112—115. 
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darf, alder, mit dem einen Fuße auf dem Wege ftehend, errei: 
chen kann; mitnehmen darf er jedoch nichts davon’). — Von 
dem Rechte der Honigmweide, welches jedem Eigenthümer von 
- Bienenftöden überall.ungehindert zufteht*), ift auch ſchon oben 
($. 111) die Rede geweſen; desgleichen davon, daß die zum Bau 
und zur Ausbefferung der Wege erforderlihen Materialien an 
dem nächiten Orte genommen werden dürfen"). Uebrigens Eön- 
nen durch ausdruͤckliche oder ftillfchweigende Verzichtleiftung auf 
dergleichen gefeßliche Servituten wahre Dienftbarfeiten im Sinne 
des römifchen Rechts entftehen ®). | 


Schfter Titel, 
Don den Reallafen. 


§. 142. (140.) 
I. Landrechtliche Reallaſten. 


Die wichtigſten Arten von Reallaſten“), welche das Atere 
liv⸗ und id efthländifche Recht Fannte, waren die auf gutöherrlichen 


b) eiol. RR. Cap. 181. Es zweifelt Übrigens an der heutigen 
Anwendbarkeit v. Bubdenbrod, Sammlung der Geſetze Eh. I. S. 2330 
Anm, a. 

c) Privileg. Sigism. Aug. von 1561 Art. 21. 

d) Livl. Landesordn. v. 1671 Abfchn. IV. $. 10. ©. oben $. 100. 

. e) Ein Beifpiel f. in der rigifchen Bauordnung S. 42: „Zwiſchen 
den in der Vorſtadt zu erbauenden Häufern muß durchaus ein Zwifchen- 
raum von zehn Fuß gelaffen werden. — Es wird aber geftattet, baß 
Nachbarn, mit der Verbindlichkeit für ihre Nachfolger im Beſitz, die 
Uebereinkunft treffen, daß, im Fall mit der Bewilligung des Einen ber An- 
dere hart an feiner Gränge baut, Iener ſich dadurch die unabänderliche 
Verpflichtung auflegt, auf feinem Grund den legalen Zwiſchenraum von zehn 
Buß unbebaut zu laffen.” Damit wörtlich übereinftimmend ift die Revaler 
Bauordnung $. 81. " 

a) Allgemeine Beftimmungen über Reallaften finden fich in den ge: 
Ihriebenen Rechtöquellen Liv - und Efthlands gar nicht. 
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Verhaͤltniſſen beruhenden: die Dienfte oder Frohnen, in 
unferen Rethtöquellen gewöhnlih Gehorch genannt, und die 
Binfen, oder, wie fie hier zu Lande heißen, die Gerech tig— 
keit. Beide waren noch durch neuere Geſetze genauer beſtimmt 
worden®), allein in Folge der Aufhebung der Leibeigenfchaft find 
beide Inftitute infofern antiquirt, ald gegenwärtig alle Leiftuns 
gen der Befiser von Bauerländereien (Gefinden) nur durch wech⸗ 
felfeitige Webereinkunft feftgeftellt fein dürfen“), welche regelmä- 
fig in einer Zeitpacht beſteht). Wiewohl der Pächter ftatt der 
Entrichtung eines Pachtzinfes dem Hofe auch noch gegenwärtig 
in der Regel wenigftens zum Theil Frohndienſte leiftet, und hier: 
bei häufig, ja größtentheils, die früheren, durch die fogenannten 
Wadenbücer feftgeftellten Leiftungen ($. 82 fgg.) zum Grunde 
gelegt werden, fo haben letztere doch ihre Natur als Reallaften 
verloren, indem fie auf einer vertragsmäßigen, nur perfönliche 
Rechtöverhältniffe begründenden Bafis ruhen. Die Wadenbü- 
cher dienen bei der Eingehung der Pachtverträge für die frei con: 
trahirenden Theile nur ald Maßſtab des Werthes der Bauer⸗ 
ländereien felbft, fomit auch der Leiſtungen, welche für diefelben 
präftirt werben können‘). Und wenn audy in der neueften Zeit 
für Lioland die Frohnen wieder ein gefeßliches, nicht zu über: 


— — — 


b) Livl. Bauerverordnung vom 20. Februar 1804, beſonders Hauptſtuͤck 
3, Abth. 2 und Ergaͤnzungsparagraphen zu derſelben vom 28. Februar 1809, 
beſonders Abſchn. 2—4. Weber die beſondere Ausgabe dieſer Abſchnitte 
ſ. oben $. 22 Anm. a. — Regulativ für Eſthland vom J. 1804. Wal. 
oben $. 84 Anm. b, 

c) Livl. BB. vom 26. Maͤrz 1819 Th. T. Gap.I. $. VI. Allgemeine 
Beftimmungen über die Promulgation ber efthländ. Bauerverorbnung vom 
23. Mai 1816 & XI, 

d) Livl. BB. von 1819 $. 479. Eſthl. BGB. von 1816 $. 194. 

e) Bergl. überhaupt oben $. 81—84. 
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ſchreitendes Maaß erhalten haben‘), fo ift doch dadurch die reale 
Natur der Frohnen nicht wieder hergeftellt worden ®). 

Bon den früheren Reallaften der Bauerländereien ®) find 
daher nur die Öffentlichen Leiftungen ftehen geblieben, als ber 
Wegebau'), die Schüftelung*), die Einquartirung!), die Ver: 
pflichtung zu Kirchen und Paftorats=”), fo wie zu Poftirungs- 
bauten”), die Priefter- und Küftergerechtigkeit), und fonfti- 
gen Abgaben, welche, ohne Rüdficht auf den Stand des Befigers, 
von dem Bauergute zu entrichten find). Und felbft diefe Fei- 
flungen find zum Theil in Gemeindelaften verwandelt wor: 
den. Die näheren Beſtimmungen darüber gehören in das öffent: 
liche Recht 2). 


f) Ergänzende Beftimmungen zur livl. BV. v. 1845 8. 8 fgg. 

E) Das Nähere hierüber gehört mithin auch nicht hierher, fondern in 
bie Lehre vom Pachtvertrage. S. unten $. 220 fgg. 

h) Die Hofsländereien haben dagegen in Livland ihre Schapfreiheit 
behalten. Ergaͤnz. Beft. zur BB. $. 54 und oben $.87 Nr. 1. 

i) Livl. BB. $. IX. und $, 118 9.2, ergänz. Beft. v. 1845 $. 54 
und oben $. 99 und 100. 

k) Livl. BB. und ergänz. Beft. a. a. D. 

1) Ergaͤnz. Beftimm. z. livl. BB. a. a. O. 

m) Livl. BB. $. 519. S. C. G. Sonntag, Über bie Verpflich⸗ 
tung zu den landkirchlichen Bauten und zu ber fogenannten Prieftergered)- 
tigkeit, insbefondere in Livland. Riga, 1816. 8. (Aus beffen „Aufſaͤtzen 
und Nachrichten für proteftantifche Prediger im ruffifchen Reiche‘, Iſten 
Bandes 2ter Hälfte befonders abgedrudt.) 

n) Eiol. BB. 6. 519. 

0) Livlaͤnd. BB. $. 518 und Sonntag a. a. O. Vergl. überhaupt 
efthländ. BGB. von 1816 $. 214. 

p) Livländ. BB. Th. J. Gap. I. $. IX. und ergänzende Beſtimmun— 
gen v. 1845 6. 54. Letzteres Geſetz ſpricht noch ausdruͤcklich aus, daß 
der Eigenthuͤmer des Hauptgutes fuͤr dieſe Leiſtungen und Zahlungen nicht 
hafte. 

q) Vergle übrigens A. W. Hupel, von ben Rechten ber liv- und 
efthländifchen Landgüter, in deſſen nordifchen Miſcell. Stüd 22 und 23 
©. 284 fog. 
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$. 143. (141.) 


II. Stadtrechtliche Reallaften: 1) Luͤbiſch-reval'ſches Recht. 
Rentenfauf. Grundzins, 


Unfere Stadtrechte Eennen von Reallaften bloß den Ren: 
tenk auf, welcher darin befteht, daß Jemand gegen Hingabe 
eined Capitals eine jährliche Rente aus einem Grundſtuͤcke Fauft, 
und dadurch ein dingliches Recht an dem Grundftüde erwirbt. 
Nach dem luͤbiſchen Recht darf daher eine ſolche Rente nicht 
anders ald durch gerichtliche Auflaffung conftituirt °), nur einem 
Bürger verkauft, und von dem Käufer auch wiederum nur an 
Bürger veräußert werden”). Im Uebrigen ift der Rentner in 
feiner Difpofition über die Rente nicht beſchraͤnkt, und darf da: 
mit nach Willkuͤr fchalten, wie über Kaufmannswaare‘). Der 
Rentenverfäufer darf das belaftete Grundftüd ohne Genehmigung 
des Rentners, dem er baffelbe immer zuvor anbieten muß ®), nicht 
verkaufen, widrigenfalls der Kauf ungültig ift*), und jedenfalls 
dem Rentner feine Rechte vorbehalten bleiben‘). Das dem Leb- 
“teren verliehene Vorkaufsrecht darf derfelbe nur für fich, nicht 
aber für Andere geltend machen). Der Rentenverfäufer ift zu 
halbjähriger prompter Rentenzahlung verpflichtet, und muß, wenn 


a) Luͤbiſches Stadtrecht B. III. Zit. 6 Art. 2,3. 


b) Daf. B.1. Tit. 2 Art.5. B. III. Tit. 6Art.8. Vergl. oben 
$. 66 und 118. 


c) 8. II. Zit. 6 Art. 8, 

d) 8. I. Zit, 7 Art. 1, Tit. 8 Art. 3, 
e) B. I. Zit. 6 Art. 19, 

f) 8. II. Tit. 7 Art. 1. 

g) Daf. Tit. 8 Art. 3. 


Tit.6. Bon ven Reallaften. _$. 143. 297 


er damit fdumig ift, die Nente doppelt entrichten®). Cr darf 
ferner die Rente durch NRüdzahlung der Kaufſumme löfen, 
nachdem er diefelbe ein halbes Jahr zuvor aufgefündigt‘). Der 
Rentenkäufer dagegen hat nicht das Necht, dad Capital wider 
Willen des Verkäufers zu fündigen, fo lange Lebterer die Rente 
prompt zahlt, felbft wenn der Werth des Grundflüdes verringert 
würde; nur im Falle der Verkäufer faumig ift, darf der Käufer 
mit dem Grundftüde, wie mit feinem Pfande verfahren, d. i. 
auf dem Wege des Erecutivproceffes feine Befriedigung 
daraus fuchen®). 

Der Rentenfauf ift übrigens außer Luͤbed, —— auch 
in den Staͤdten Eſthlands, meiſt außer Gebrauch gekommen, und 
durch das zinsbare Darlehn, in Verbindung mit dem Hypothe—⸗ 
fenwefen, ganz verdrängt. Aber auch noch gegenwärtig befteht 
in Reval das dem Rentenkauf verwandte, zum Theil daraus her: 
vorgegangene Grundzinsrecht, über welches ſich durch das 
Herkommen') im Ganzen fefte Grundfäße gebildet haben. Man 





h) Ebendaf. Hier werden als ftehende Rentenzahlungstetmine 14 
Tage nad Dftern und 14 Tage nach Michaelis angegeben. | 

i) B. II. Zit. 6 Art. 9, Zit. 8 Art. 12. Auch die Kündigung foll 
im Ofter- und Michaelistermine gefcheben, und zwar ein halb Jahr zuvor, 
widrigenfalls der Rentner fie für dasmal nicht anzunehmen braucht, es 
fei denn, daß dev Verkäufer ihm eine Halbjahrsrente vergätete (Tit. 6 
Art. 12). 

k) 8. II. Zit. 8 Art. 13, 


I) Dies gilt insbefondere von ben auf Grunbzind vergebenen dffent= 
lichen (Stadt=, Kirchen, Armen = 10.) Grundftücden, hinfichtlich deren mit 
jedem neuen Erwerber, namentlich auch mit dem Inteftaterben, nach einem 
beftimmten Formufare, welches im Ir 1843 neu redigirt worden, fchriftliche 
Contracte abgefchloffen werden, Im Wefentlichen gelten aber biefelben 
Grundfäge auch von Grundftüden, welche durch — auf Grund⸗ 
zins begeben ſind. 
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verfteht darunter das Verhaͤltniß, nach welchem Grundftüce von 
dem Eigenthlimer (diefer fei nun eine einzelne Privatperfon, oder 
— wie häufiger der Kal — die Stadt, oder eine andere mora⸗ 
liſche Perfon, z. B. die Kirche) ohne Zeitbeftimmung (erblich) 
einem Dritten (Grundzinsbefißer) gegen Entrichtung eines 
Grundzinfes zum Bebauen abgegeben werden”). Der urfprüng- 
lich beftimmte Grundzins, regelmäßig in Gelde angefchla- 
gen”), daher auch Grundgeld genannt”), darf von dem 
Srundeigenthümer bei feiner Beranlaffung, namentlich auch nicht 
bei einer Veränderung in der Perfon des Grundbefißers, ohne 
ausbrüdliche Einwilligung des leßteren, erhöhet werden’). Zür 


m) Diefer Grunbdzins ift daher immer als ein vorbehaltener 
3in8 (census reservativus) zu behandeln. 

n) Der Betrag wirb in der Regel nad) bem Flächeninhalt, ein Ge: 
wiffes für jeden Quadratfaden, beftimmt. Bei der urfprünglichen Ab: 
gabe pflegen dem Grundbefiger einige Freijahre bewilligt, oder für die er⸗ 
ften Jahre ein geringerer, und erft nach deren Ablauf der höhere, unverän- 
derliche Zins feftgefegt zu werben. 

0) Untichtig ift die bisweilen vorkommende Benennung Grund: 
miethe. Das Grundmiethverhältniß, welches gleichfalls in Reval vor: 
tommt, ift von dem Grundzins dadurch mwefentlich verfchieden, daß es nur 
auf beftimmte Jahre eingegangen wird, nach deren Ablauf dem Grundherrn 
das Necht zufteht, dem Miether neue Bedingungen zu machen, namentlich 
die Grundmiethe zu erhöhen, oder auch das Werhältniß ganz zu Tündigen. 
Es iſt daher ganz nach den Grundfägen vom Miethvertrage zu beurtheilen 
und fteht dem Miether keinesweges, wie dem Grundzinsbeſitzer, ein dingliches 
Recht andem Grundftüde zu. Namentlich darf auch für fo lange, als die vom 
Miether erbauten Gebäude ftehen, derſelbe nicht die Fortſetzung des Verhaͤlt⸗ 
niffes unter den alten Bebingungen verlangen. Urtheil des Revaler Rathes 
vom 5. Rovember 1801. 


p) Sormular des Grundzinscontractes v. 3. 1843 8. 8. Urtheile 
des Rathes von den Jahren 1761, 1777, 1783, 1784 re. Hinfichtlich ber 
vor dem 3. 1790 (bis wohin Silber und Banco einander gleichftanden, 
f. unten $. 193)von der Stadt verliehenen Grundftüde hat der Revaler Rath 
im Jahre 1840 verfügt, daß bei dem Webergange des Grundftäds in eine 
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den Grundzins, der für publife Stadt : Grundftücfe der Regel 
nach zu Oſtern und Michaelis entrichtet wird), haftet dem 
Grumdheren dad Grundftüd felbft, mit allen Gebäuden und An: 
lagen, und zwar ungetheilt).. Kommt der Grundzinäbefiger 
feinen Bahlungsverbindlichkeiten nicht nach, fo darf der Grund- 
eigenthümer auf gerichtliche Verfteigerung des Grundftüdes an: 
tragen‘). Wegen rüdftändiger Grundzinfen hat er ein Vor: 
zugsrecht im Goncurfe‘). Der Grundzinsbefiger trägt alle auf 
dem Grundftüc laſtende Abgaben, und darf dafjelbe mit feinen 
Servituten belaften"). Zu Bauten auf dem Grundſtuͤcke bedarf 
er der Einwilligung des Grundeigenthümers”). Dagegen ift er 
nicht an deffen Genehmigung gebunden, wenn er dad Grundftüd 
ganz oder theilmeife. unter Lebenden oder auf den Todesfall ver- 
Außern will. Wohl aber ift der neue Erwerber verpflichtet, bie 
Befigveränderung dem Grundheren anzuzeigen; bis folches ge- 


andere Hand und Erneuerung des Eontracts (f. Anm. 1) der Betrag des in 
dem urfprünglichen Sontracte beftimmten Grunbgeldes in Silber BERN 
werben koͤnne. 


g) Soncordaten zw. bem Rathe und ber großen Gilde v, 3. 1672, 
Sneidentpuntt 1. — Vergl. das luͤb. Recht oben Anm. h. — Gegenwär- 
tig pflegen in jedem Falle befondere Zahlungstermine feftgefegt zu werben. 

r) Bormular des Grundzinscontracts v. 1843 6. & u. 6. 

s) Ein Recht der Gelbftpfändung befteht ebenfowenig, als ein 
Rutfcherzind. S. unten $. 144. 

t) Dies beruht wohl auf dem luͤb. Recht, IH, 1, 11: „Ein Jahr 
Rente’ ıc. Die Praris gefteht übrigens dem Stabtärar wegen der gefamm: 
ten, auch mehriährigen rüdftändigen Zinfen das Vorzugsrecht zu (Urtheile 
des Rathes von ben Jahren 1697, 1704, 1736 ꝛc.), wovon der Grund barin 
zu fuchen ift, daß die Grunbzinfen für publife Grundftüde als „gemeine 
Stadt-Schuld‘ (üb. R. III, 1, 12) angefehen werben, 


u) Hormular des Grundzinscontraets v. 1843 6. 4umd5, 
v) Revaler Bauordnung v. 14. April 1825 $. 2 und 4. 
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ſchehen, wird der Veraͤußerer als Grundzinsbeſitzer angeſehen ”). 
Ueberdies wird bei jeder Beſitzveraͤnderung das Grundſtuͤck dem 
Erwerber zu Grundzinsrecht in die Hypothekenbuͤcher zuge— 
zeichnet”). 


$. 144. (141.) 
2) Rigifches Stadtrecht: Erbenzins, Wort- ober Grundzins. 


Auch dem rigifhen Stadtrecht ift zwar der Renten: 
kauf bekannt), jedoch jest fo wenig mehr practifh, daß in der 
neueften Rebaction der Statuten?) dieſes Inftitut, unter der Bes 
nennung bed Erbenzinfes, mit der römifchen Emphyteufe 
ganz verfchmolzen, oder vielmehr auf legtere die nachfolgenden 
Beftimmungen angewendet worden find, aus denen man übrigens 
die urfprüngliche Identität des Inftitutd mit dem Rentenkauf 
des luͤbiſchen Rechts erfieht: 1) wenn der Erbzinsmann den 
Zins — Erb: oder Wortzins, auh Canon genannt, 
— nicht zu rechter Zeit zahlt, fo fol er denfelben doppelt erle- 
gen‘) (fog. Rutſcherzins); 2) der Erbzinsherr hat bei der 
Veräußerung des auf dem verzinften Grundftüde aufgeführten 
Gebäudes ein Vorkaufs- und Näherrecht®), und Fann 3) gegen 
den faumigen Erbzinsmann auf dem Wege deö Erecutioproceffes 


— — —— 


w) Formular des Grundzinscontracts $. 6—10. Vergl. aͤbrigens 
luͤb. StR. B. IN. Tit. 6 Art. 19. | 


x) WBergl. oben $. 124, 

a) ©. das ältere, fogenannte dlrichs’fche rigifhe StR. Th. IV. Cap. 6 
und 14— 16. 

b) 8. III. Zit. 13. 

c) Rig. SR. B. IT. Tit. 13 $.1. 

d) Daf, $. 2. 
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verfahren, und fich dad Grundſtuͤck einweifen laffen®). 4) Der 
Erbzinsmann genießt in Beziehung auf Bürgfchaften gleiche Pri- 
vilegien mit einem Grunbeigenthümer, fo weit das auf dem frem- 
den Grunde erbaute Gebäude den Werth des Erbzinfes über: 
fteigt )._ Diefe Beftimmungen des rigifchen Stadtrecht find 
auch noch gegenwärtig practifch bei Beurtheilung des Verhaͤlt⸗ 
niffes von Grundftüden, welche, wie in Reval, auch in den liv- 
ländifchen Städten, befonderd von den Städten felbft, auf Erb- 
zind oder Grundzins — wie erauc hier heißt — begeben 
worden find ober noch begeben werben ®). 


Siebenter Titel. 
Bon den Bannrechten. 


$. 145. (142.) 
Bannrechte überhaupt und Bierzwang insbeſondere. 


Von ben gemeinrechtlichen Zwangs⸗- und Bannrechten find 
unfern Provincialrechten bloß diejenigen befannt, vermöge wel: 
cher den Einwohnern der Städte geboten ift, ihre Bebürfniffe an 
den Erzeugniffen gewiffer Gewerbe — welche nämlich in der 
Stadt zünftig, oder mit deren Betreibung einzelne Perfonen oder 





e) Daf. $.1 und. II. Eap. 32 6. 11, 

N) 8. III. zit. 13 $. 3 

g) Weber die eigentbümtiche Zehntenlaſt in Wolmar * 
das Inland. Jahrg. 1839 Sp. 807. 
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Corporationen privilegirt find, — nur von dieſen Privilegirten zu 
beziehen. Außer dem Zunftzwang im Allgemeinen, vom welchen 
paffender bei der Darflelung des Zunftrechts überhaupt zu hans 
deln ift, gehört hierher nur der Bierzwang, welcher durch 
die Privilegien einzelner Städte begruͤndet worden iſt. Das 
Recht ver Bierbrauerei iſt nämlich in den Städten uͤberhaupt 
als ein wefenflicher Zweig der bürgerlichen Nahrung anerkannt, 
und: daher bloß den ſtaͤdtiſchen Bürgern“), in Riga- und Reval 
zumächft nur einer Corporation vorbehalten worden, welche. im 
Riga die Brauercompagnie?), in Reval die Brawer- 
gilde heißt; letztere ift mit der großen Gilde daſelbſt ($. 67) 
identifch‘). In dem Stadtgebiete felbft daher, fo wie im Um: 
fange der Bannmeile?®), dürfen der Regel nach nur diefe dazu 
befonders berechtigten Perfonen Bier brauen; nur von ihnen ge: 
brautes Bier darf von den Einwohner diefes Bezirkes gekauft, 
und von dem Lande her Fein Bier eingeführt werden‘). Aus: 


a) Corpus privileg. Dorpatense vom 20. Auguft 1646 Art, 23. 

b) Königl. Refolutionen vom 25. Juni und 16. Juli 1691. 

c) Revaler Brauerſchragen vom 3. 1485, Generalvertrag zwifchen 
ben Gilden, vom Rathe beftätigt den 15. Decbr. 1636, koͤnigl. Refol. 
v. 17. März 1660 $. 6, v. 6. Mai 1681 9,11 mia. m, 

d) Diefe betrug nad) dem älteren Recht für Riga den Umfang von 
zwei Meilen um die Stadt herum (Corpus privileg. Stephaneum vom 
16. November. 1582 Corpas:privileg. Gustavianum var 25 Septem⸗ 
ber 1621), für Dorpat eine Meile (Corpus privilegiorum von: 1646 
Art. 33). Gegenwärtig gelten für die Bannmeile in,allen Städten die 
Beſtimmimgen des ruſſiſchen Rechts, nach welchem ſie dew Umkreis von 
zwei Werft, von ber im Stadtplan bezeichneten Gränge der Stadt an ges, 
rechnet, umfaffen fol. Swod der Gefege über die Getränkefteuer (Bd. V.) 
Art. 276 fog. | w ; 

e) Riga: Corpus privilegiorum Stepkaneum pow 1582. Eonven⸗ 
tion mit Curland vom 22, Detobev: 4615. Corpus privileg,; Gustavian. 
von 1621. Königlicher Brief vom 3. Juli 1648. — Nevakı, König. 
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nahmöweife ift jedoch: 1) dort, wo Brauercorporationen befte: 
hen, auch den übrigen Bürgern, in Riga aber nur den in der 
Ringmauer ber Stadt wohnenden, geftattet, zur eigenen Noth— 
durft, nicht aber zum Verkauf, Bier zu brauen). 2) Die in der 
Stadt wohnenden Ebelleufe dürfen, nach jedesmal befonders eins 
geholter Erlaubniß der Stadtbehörde und Zahlung der Aceiſe, 
zum eigenen Bedarf fowohl Bier in der Stadt brauen ‚ ald vom 
Lande einführen®). 


Adıter Titel, 
Don dem Pfandpredt. 


8.146. (143.) 

A, Gefchichtliche Einleitung 9 
Nach dem aͤlteren Recht konnte ein Pfandrecht an beweglichen 
Sachen erworben werben 1) durch Vertrag — Verſatz, Web: 


Refolution vom 17. März 1660 6. 5. — Dorpat: Corpus privilegio- 
rum Art. 23 und 40. 

f) Königl. Refolution vom 16. März 1681. In Betreff Revals 
vergl. die oben Anm. c angeführten Rechtsquellen. In Dorpat iſt den 
Handwerkern auch das Brauen zum eigenen Bedarf verboten. Corpus, 
privilegiorum von 1646 Art. 27 a. €. | 

g) Riga: Corpus privilegiorum Stephaneum von 1582. Königl. 
Decret vom 31. Detober 1662. — Reval: König. Refolution vom 
17. März 1660 $. 5. — In Dorpat iſt nur denjenigen Edelleuten, welche 
ihr eigenes Haus in der Stabt haben, geftattet, vom. ihrem Gute 
Bier und Meth zum eigenen Bebarf einzufuͤhren, nachdem dazın vom 
Bürgermeifter ein Zettel genommen und die Acciſe bezahit if. Corpus 
privilegiorum von 1646 Art. 40. — ©. noch Überhaupt‘ den &; U. v. 
12. Februar 1820, 

a); Biel. Gefchichtliches über das ——— — hehe in ben 
Erörterungen Bd. II. S. 106 fag- _ 
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deſchat, — mobei die Webergabe der verpfändeten Sachen an 
den Pfandgläubiger wefentliches Erforbernig war”). 2) Durch 
Pfändung, d.i. durch eigenmächtige, oder mit Zuziehung des 
Richters bewerkftelligte Befigergreifung einer fremden Sache zur 
Sicherung einer Forderung an ben Eigenthümer, bis zu ‚deren 
Berichtigung, oder, falls diefe ausbleibt, zur Befriedigung der 
Forderung durch Veräußerung ber Sache. Die eigenmächtige 
Pfändung fand befonders an fremden Thieren ftatt, welche Je: 
mand auf feinem Grund und Boden antraf, wegen bes durch 
biefelben angerichteten oder zu befürchtenden Schadens °); des⸗ 
gleichen durfte der Grundherr den Unterfaffen wegen rüdftändi- 
gen Binfes oder Zehnten auspfänden ®), und — wenigftens im 
Tall es bei der Contrahirung der Schuld ausdruͤcklich verabredet 
war, wohl jeder Gläubiger feinen Schuldner; der Regel nach fand 
jeboch in Schuldfachen gerichtliche Pfändung ſtatt ). Die leb- 
tere hat fich gegenwärtig, bei veränderter Proceßform, anders ge: 
ſtaltet); das eigenmächtige Pfaͤndungsrecht des Gläubigers ift 
ald antiquirt anzufehen®); deögleichen ift das Pfandungsrecht 
des Grundheren feit Umgeftaltung der Verhältniffe der liv- und 
efthländifchen Bauern unanwendbar geworden ®). 


Auch an Smmobilien Eonnte nach dem älteren Recht nur mit 
Uebertragung der factifchen Gewere, und des vollftändigen Ge- 


b) Eivländ, RR. Gap. 15,.172, 192. 

e) Daf. Gap. 139, 152, 157, 158. 

d) Daf. Gap. 98, 99. 

e) Daf. Cap. 97, 117 u. a. 

f) ©. unten $. 148. 

g) Vergl. unten $. 149 Anm. c. 

h) Bergl. bie livlaͤnd. BR. $. 328, 484 9.12, $. 486 fog. und bas 
eſthiand. BGB. $.555, ſ. auch daſ. $. 202, 203. 


Tit.8. Don dem Pfandrecht. F. 146. 305 


nuſſes des Immobils, und zwar durch gerichtliche Auflaffung '), 
ein Pfandrecht, Sasung, erworben werden, — ohne daß je= 
boch dadurch die Eigenthumsgewere des Verpfaͤnders erlofch, 
daher diefe Verpfändung keinesweges ein Verkauf auf Wieder: 
fauf wart), — woneben der Rentenkauf, ald eine verwandte 
Form, vorfam!). Als feit dem Ende des 16ten und befonders 
feit dem 17ten Jahrhundert dad römische Recht immer mehr Ein- 
fluß zu erhalten begann, Fam das römifhe Hypothekenſyſtem all: 
mälig in Gebrauch"), die gerichtliche Beſtellung der Hypothek 
blieb aber fortdauernd, befonders in den Städten, früher zur 
Gültigkeit der Hypothek überhaupt, in der Folge um dem Gläus 
biger ein beſſeres Recht zu verfchaffen, üblih. Zugleich wurden 
die Lehren von den General: und Specialhypothefen, von den 
ſtillſchweigenden Pfandrechten ıc. practiſch; aber es erhielten ſich 
auch daneben manche Inftitute des älteren Rechts, wohin nas 
mentlich die auch noch heutigen Tages fehr häufig vorfommende 
alte Satzung uͤber Immobilien gehört”). Durch die Errichtung 
der Creditſocietaͤten in neuerer Zeit endlich hat das Hypotheken⸗ 
weſen im liv⸗ und eſthlaͤndiſchen Landrecht in mancher Beziehung 





i) Bergl. das dlrichs'ſche rig. StR. Th. II. Eap. 27. 

k) Vergl. livlaͤnd. RR. Cap. 8 und Albredt, bie Gewere 
S. 144 fog., beſ. S. 146 Anm. 330. Abweichend iſt v. Helmer⸗ 
fen, Geſchichte des livlaͤndiſchen Adelsrechts F. 11, 35, 138. 

) ©. oben 8.143 u. 144 und vergl. v. Helmerſen a. a.O. $. 149, 
wo uͤbrigens mehrere unhaltbare, und ſich keineswegs aus den zum Grunde 
gelegten Quellen ergebende Anſichten aufgeſtellt ſind. 

m) Beſonders hat in Eſthland durch das Ritters und Landrecht 
(B. IV. Tit. 6) das vom. Recht im dieſe Lehre ſtark eingegriffen, und 
manche ber diteren deutſchen Rechtögrundfäge entfchieden befeitigt, deren 
heutige practifche Gültigkeit in Lioland freilich auch. zum Theil ftreitig ift. 

n) ©. v. Helmerfen’s ‚Abhandlungen. Lief. L.&, 131 fg. 
Lief. 2 ©. 85 fg. und unten $. 152 fgg. 

1. 20 
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eine veränderte, zum Theil feftere Geftaltung gewonnen‘), wo: 
gegen in den Städten, befonders in Riga, in Beziehung auf Hy⸗ 
pothefen und Immiffionen viel Alterthlimliches fich bis auf den 
heutigen Tag erhalten hat. 


$. 147. (144.) 


B. Heütiges Rechte). 1. Pfandrecht an beweglichen ..) 
1) freimilliges. 


Das durch Vertrag oder Teſtament entftehende freiwillige 
Pfandrecht an beweglichen Sachen wird gegenwärtig zwar in ben 
meiften Beziehungen nach den Grundfägen des römifchen und des 
gemeinen Rechts überhaupt beurtheilt. Die Beftimmungen, welche 
darüber in den einheimifchen Quellen des Provincialrechtd vorfoms 
men, find groͤßtentheils aus dem roͤmiſchen Recht entlehnt*), oder 
doch mit demfelben uͤbereinſtimmend. Allein in nicht wenigen Bes 
ziehungen weicht auch das Provincialrecht von dem gemeinen, 


0) Aulerhoͤchſt beftätigtes livl ͤndiſches Creditreglement vom 15. Octo⸗ 
ber 1802. Eſthlaͤndiſches Creditreglement von demſelben Datum. In 
hiſtoriſcher Beziehung vergl. H. v. Jannau: Zuverlaͤſſiges Mittel, ben 
Werth der Guͤter in Liv- und Eſthland zu erhoͤhen, und ohne rungende 
Muͤnze viel baares Geld zu ſchaffen, in de ſſen Provincialblaͤttern an 
das liv = und eſthlaͤnd. Publikum. Heft I. (s. 1. 1786. 8.) ©.50—95, 
und Entwurf eines Reglements zur ee eines Ereditſvſtems fuͤr liv⸗ 
laͤndiſche Guͤterbeſizer. Mitau, 1789. 8 

a) Ueber die verſchiedenen Cintheuungen des Pfandrechts und die 
Begriffsverwirrungen, welche in dieſer Beziehung in den Schriften der 
livlaͤnd. Practiker herrſchen, sg. v. Bunge inden Erdrterungen Bd. J. 
&.53 fag. Anm. 26. 

b) Wegen der Einwuͤrfe, welche gegen diefe Eintheilung v. Ma: 
dai (in Richter's crit. Jahrbb. f. deutfche Rechtswiſſ. Jahrg. 1841 
©. 839 fg.) macht, vergl. unten Anm. d und $. 148 Anm. a. 

'c) Dies gilt namentlich von dem efthländifchen R. und ER. B. IV. 
zit. 6. 


= 
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und namentlich vom Een en: Rechte fehr. —— ab. So 
kann 

‚Dan beweglichen Sachen ein Pfandrecht nur ecke wer: 
ben, wenn ber Gläubiger fie ald Fauftpfand (Kaften- 
Sfand, handhabend Pfand, Verfas) in Befik:erhält®), 
minbeftens iſt dort, wo der Grundfaß, „Hand muß Hand wah- 
ven” gilt ($. 138 fg.), eine bloße Hypothek an einzelnen Mobi: 
lien infofern ganz unwirkſam, als bei der Veräußerung der ver: 
pfandeten Sache durch den Eigenthümer (Verpfaͤnder) der 
Pfandglaͤubiger fein Pfandrecht gegen: jeden dritten Beſitzer Fei: 
neöweged. geltend machen. kann“). Eben. daher. kann an 
Sachengemeinheiten, wenn fie auch. aus Mobilien beftehen, 5. 8. 
am Inventarium eines Landguted, eine Hypothek: zwar. beftellt 
werben"), aber keinesweges erwirbt dadurch der Pfandgläubiger 


.d) Vergl. üb. StR. IIT, 4,5 u.6 (f. unten Anm. h), liol. BR; 
6.398, Nielfen’s Procepform in Livland F. 609 und Pauder in 
den Erörterungen Bd. 11. ©. 156, 161, 168. Dem fteht auch nicht ent: 
gegen, wie v. Mabai(in den Erörterungen Bd. II. S. 95 und in Rich⸗ 
ter’s Jahrbb. a. a. O.) meint, daß dem Gläubiger an einzelnen. beweg⸗ 
lihen Sachen ein ftillfhweigendes Pfandrecht zuftehen kann, denn 
bier ift einestheild bloß vom freiwilligen und zunaͤchſt vom conventio- 
nellen Pfandrecht bie Rebe, anderntheils ift jenes flillfchweigende Pfand: 
recht eine aus dem römifchen Rechte flammende Anomalie. Bol. auch 
Pauder in den Erörterungen Bd. II, ©. 167. 

4) Hierin ftimmen die gemeine Anficht in Stadt und Land und bie 
Praris der Gerichte vollkommen mit einander überein. Vergl. Nielfen 
und Pauder a. a. O. Die davon gang abweichenden Beftimmungen 
des. roͤm. Rechts, welche v. Mabai (in den Erdrterungen Bd. II, ©. 80 
fag. und bef. ©. 94 fg.) hervorbebt, find daher in Liv» und Efthland un: 
anwendbar, Bol. Paucker a. a. O. ©. 163. 

f) Dabin gehören insbefondere auch die fog. Generalhypotheken. S. 
unten F. 160, 162 fgg. — Nielfen a. a. O. nimmt bier eine Fiction 
an, durch welche dergleichen Sachengemeinheiten die — von ne 
bilien erhalten. J F 
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ein dingliches, gegen jeden dritten Beſitzer verfolgbares Recht an 
jeder einzelnen zur universitas gehoͤrigen Sache; vielmehr hoͤrt 
das Pfandrecht an jeder aus der Gemeinheit veraͤußerten Sache 
mit der Veraͤußerung auf, wogegen jede zur Sachengemeinheit 
erworbene Sache von dem Pfandrecht ergriffen wird), — Mit 
derfelben Regel: „Hand muß Hand wahren“, ftehen im Bus 
fammenhange 

2) die Beftimmungen des lübifchen Rechts, daß a) das 
Pfandrecht erlifcht, wenn. der Pfandgläubiger mit Willen den 
Beſitz des Fauſtpfandes aufgiebt, daß ed aber wieder auflebt, 
fobald er den Befig wieder erlangt”); b) daß der Schuldner. fein 
Wiedereinlöfungsrecht verliert, fobald er geftattet, daß der Glaͤu⸗ 
biger: das Fauftpfand aus feinen Händen giebt ober eine Veraͤn⸗ 
derung (Specification) damit vornimmt); c) daß. ohne Geneh⸗ 
migung des Schuldners der Gläubiger die ihm verpfändete Sache 
nicht weiter verpfänden darf). — d) Bon den Wirkungen, 
welche die Berpfändung des einem Handwerker zum Verarbeiten 
gegebenen Zeuges von Seiten des Handwerkers an einen Dritten 
hat, ift bereits früher die Rede gemefen'). 


- 





g) Vergl. Paudera. a. O. S. 168 fg. 

h) Luͤb. StR, III, 4, 5: ‚‚Verfegt einer etwas von feinem bewegli⸗ 
chen Gute, und Üübergiebt es als ein handhabend Pfandt, Vorſtattet dann 
berjenige, dem das Gut verpfandet war, daß daffelbe an andere Derter ge- 
bracht, ober fonften verwandelt oder verändert, und alfo aus ſei— 
ner Gewehr koͤmpt, fo ift es nicht mehr fein Pfandt.” Daf. 
Art, 6: „Verpfaͤndet oder vorfeget jemand fein Schiff, und fegelt gleiche 
wohl mit bemfelben anders wohin, und verkaufft es, fo ift es Fein Pfandt, 
tompt er aber wieberumb mit gemeltem saif auff unfer Stadt Ströme, 
fo wirb es wieberumb Pfand.’ 

ji) Daf. II, 4, 4. 

"k) Daf. Art, 10 a. E. 
I) Daſ. 111, 8, 17. S. oben $. 189 a. €. 
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3) Nach dem rigifhen Stadtrecht iſt einem Hand: 
werfer, Fuhrmann oder Schiffer zwar nicht. verboten, das, was 
ihm zum erarbeiten oder Verführen gegeben worden, einem 
Dritten zu verpfänden, die Verpfaͤndung darf fich aber nicht auf 
mehr erftreden, als der Macherlohn oder Zuhrlohn beträgt"). 


4) Nach dem eſthlaͤndiſchen Fandrecht darf a) der 
Gläubiger das Pfand weder nuben”), noch daffelbe vor ber 
Berfallzeit ohne des Schuldners Einwilligung weiter verpfänden 
oder fonft veräußern‘). b) Das Recht des Schuldners auf 
Miedereinlöfung des Pfandes ift Feiner Verjährung unter: 
worfenP), | | | 

5) Sn dem linländifchen Land» und Stabtredt 
ift ‚der altveutfche Rechtsgrundſatz ſtehen geblieben, daß ber 
Pfandgläubiger die Gefahr der verpfändeten Sache in der Art 
trägt, daß er durch deren zufälligen Untergang die Forderung, 
für welche fie verpfändet war, einbüßt®), was ſich auf die eigen: 


m)Rig, SR. III, 9,2. Bol. oben $. 139 a. E. 

'n) Eſthl. R. und ER, B. IV. Tit. 6 Art. 16. 

0) Daf. Art. 17. Die ebendaf, Art, 11 enthaltene ——— 
daß der Schuldner das verpfaͤndete Gut vor der Einlöfung nicht ohne Wiſ⸗ 
fen und Willen des Gläubigers verlaufen dürfe, bezieht fich bloß auf Ims 
mobitien. &: oben $. 122 und Pauder in den Erörterungen Bd. I.- 
S. 155 fog. Anderer Meinung ift v. Mad ai ebendaf. ©. 76 fgg. 

p) Eftht. Ru. ER. IV, 6,19. Bgl. auch das luͤb. StR. 111,4, 4. 

g) Livl. RR. Cap, 192, Rig. StR. III, 9, 1, Im livländ. Land- 
recht ift übrigens die heutige Anwendbarkeit biefes Grundfaßes nicht ganz 
unbeftritten.. Vergl. v. Buddenbrock's Sammlung der Gefege 
Bd. 1. S. 240 Anm. aundb. Das efthl. R. und ER. (IV, 6, 15, vergl. 
mit Art. 14) läßt, auf rdmifches Recht geftügt, jedenfalls den Schuldner, 
ala Eigenthümer, die Gefahr tragen. Hinſichtlich des luͤb. Rechts vergl. 
Stein’s Abhandlung Th. II. $. 109. 


310 B. II. Rechte an Sachen. 


thuͤmlichen Anfichten des altdeutſchen Rechts uͤber das Tragen 
der Gefahr in Vertragsverhaͤltniſſen überhaupt gründet”). 


6) Die Veräußerung des Pfandes, wenn der Schuldner 
‚nicht zahlt, darf, falls ed nicht ausdruͤcklich verabredet worden, 
nur gerichtlich, und zwar auf dem Wege ber öffentlichen Verſtei⸗ 
gerung gefchehen*), und die Hyperocha muß dem Schuldner aus» 
geantwortet werden‘). Die Lex commissoria ift beim Pfand» 
Contract verboten, ed müßte denn die verpfandete Sache nach 
einer fpeciellen Taxe dem Gläubiger übergeben fein"). 


7) Das Leihen auf Pfänder an Studirende der Dorpater 
Univerfität — mit und ohne Zinfen — ift verboten. Falls es flatt- 
gehabt, muß der Gläubiger nicht nur, auf gerichtliche Auffors 
derung bad Pfand herausgeben, fondern verliert auch das darauf 
dargeliehene Geld, und erleidet überdies eine arbiträre Strafe”). 


r) S. Albrecht, die Gewere S. 134 fgg. und unten $. 214. 

8) Vergl. koͤnigl. Refol. vom 28. Januar 1685 $.3. König, Ver⸗ 
orbnung vom 25. October 1686. Efthländ. R. und ER, IV, 6, 17 u. 18. 
Rig. SER, II, 32, 14 uw. 15. III, 9, 4. Legteres fchreibt dabei ein 
eigenthümliches Verfahren, durch ‚dreimaliges Aufbieten in den dffent- 
lihen Gerichtötagen vor dem Niedergericht vor, verlangt, daß die Ver⸗ 
Außerung dem Schuldner angefagt werde, und geftattet ihm eine ſechs⸗ 
wöchentliche Frift zur Reluition. Daffelbe Verfahren war auch in Res 
val nach dem Älteren Rechte üblich (v. Bunge’s Quellen bes Revaler 
Stadtrehts Bd. J. S. 328 fag.), gegenwärtig find jeboch diefe Forma⸗ 
litäten außer Gebrauch. S. noch livl. BB. $. 398 und Nielfen’s 
Proceßform $. 513. 

t) Livländ. RR. Cap. 117. Not. b. pag. 30528, Eſthlaͤnd. R. 
und ER. 1II, 6,8. Rig. StR. III, 9,4. Livl. BB. $. 398. 

u) Efthländ, R,u. ER. IV, 6, Bu. 9. Livländ,. BB. % 398. 
Nielſen a. a. O. 

v) Allerhoͤchſt beſtaͤtigte Vorſchriften fuͤr die Studirenden der Uni⸗ 
verſitaͤt Dorpat vom 4. Juni 1838 86. 73, 
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$. 148. (145) 
2) Unfreimilliges Pfandrecht an Mobilien: a) gerichtliche Pfändung. 


Das unfreiwillige oder nothiwendige Pfandrecht an Mobilien 
kann entweder durch den Richter beftelt, oder vom Gläubiger 
eigenmächtig erworben, oder endlich vom Gefes, als ſtillſchwei⸗ 
gendes Pfandrecht, angeordnet fein. Won dem le&teren wird 
zwedmäßiger unten ($. 169 fg.), in Verbindung mit der Lehre 
vom flillfchweigenden Pfandreht an Immobilien gehandelt 
werben"). 

Die richterliche Beftellung des Pfandrechts, oder gericht: 
lihe Pfändung, Auspfändung, ift ein Act des Erecu: 
tioproceffe3®), daher bie näheren Beftimmungen über das dabei 
zu beobachtende Verfahren in die Proceßlehre gehören‘). Ob: 
gleich das gerichtliche Pfandrecht ein nothwendiges ift, fo wird 
doch dem Schuldner das Recht offen gelaffen, die Pfändungsob: 
jecte bis zum Betrage der Schuld, nach freier Wahl, zu beftim: 


* 





a) Ueber das flillfehmeigende Pfandreht an - Mobilien gelten 
Beine befondern Grundfäge, da dieſes Pfandrecht römifchrechtlichen Urs 
fprungs iſt, und das römifche Recht einen fo burchgreifenden Unterfchied, 
wie das beutfche, zwifchen dem Pfandrecht an. beweglichen und unbeweg⸗ 
lichen Sachen nicht Eennt. Inſofern iſt übrigens allerdings die hier zum 
Grunde gelegte,. auf das deutfche Recht bafirte Eintheilung des Pfandrechts 
feine ganz burchgreifende, &. oben $.147 Anm. b und d. 


b) In Eſthland erwirbt nach der heutigen Praris der Gläubiger 
durch die Erecution kein wirkliches Pfandrecht‘ in ben erequirten Mobis 
lien, wenn ihm der Richter nicht ein folches ausdrücklich. beftellt, wie fruͤ⸗ 
ber wohl vorzukommen pflegte, gegenwärtig aber. nicht mehr üblich if. 
Bergl. übrigens luͤb. R. B. III. Tit. 1 Art. 5a. E., wo in Beziehung auf 
Mobilien vom „Auspfänden” des Schuldners bie Rebe ift. 


c) ©. v. Samſon's Inſtitutionen des Livländifchen Proceſſes 
$. 1019 fgg., 1040 fgg. Niel ſen's Proceform $..494 fgg,, 518 fg. 
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men‘), und dieſelben, vor deren oͤffentlicher Verſteigerung“), 
einzulöfen‘). Uebrigens wird durch die gerichtliche Pfändung 
einer Sache das an berfelben einem Dritten zuſtehende aͤltere 
Pfandrecht nicht geſchmaͤlertẽ * 


$. 149. (146.) 
b) Privatpfändung. 


Die Privatpfändung, ‚Pfändung im. eigentlichen 
Sinne*), darf nach dem heutigen liv» und efthländifchen Land - 
und Bauerrechte”) nur zum Schuß des Beſitzes gegen Beein- 
trächtigungen und Beſchaͤdigungen durch fremde Perfonen. oder 


d) Königl. Refolution vom 28. Zanuar 1685 $. 2. Gegenftände, 
welche zu des Schuldners Nahrung und Handwerk unentbehrlich find, follen 
nur im höchften Nothfall gepfändet werden. Gbendaf. $. 3. Nach dem 
rigifchen Stadtrecht (II, 32, 4) und ber livländ, BB. $. 332 find foldhe 
Gegenftände überhaupt von der gerichtlichen Pfändung ausgenommen, Auch 
‚in den Städten Efthlands find fie von der Erecution ausgefchloffen. 

e) Vergl. koͤnigl. Refolution vom 28. Januar 1685 $. 3, königl, Ver: 
ordnung vom 25. Detober 1686, und v. Samfon a.a. D. 8.1041. Rig. 
StR. II, 32, 2u. 3. Der Schuldner darf übrigens mit dem Gläubiger 
fih außergerichtlich in der Art einigen, daß Letzterer die gepfändeten Sachen 
ftatt der Bezahlung nach ihrem Werthe behält. Koͤnigl. Refolution v. 
28. Januar 1685 $.2. Vergl. die Eönigl. Verordnung v. 25. Detober 
1686, und das rigifche StR. IT, 32, 2. Livländ. BB. $. 330. 

f) Königl. Verordnung über Erecutionen vom 10. Juli 1669 $. 6. 
Nach dem rigifchen StR. (II, 32, 2) hat der Schuldner das Einlöfungs- 
recht binnen 14 Zagen, vom Zage der Auspfänbung an gerechnet, zu ge= 
nießen. Vergl. auch Not. b. pag. 305 22. Livländ. BB. $. BOB: 

g) Königl, Verordn. vom 10. Zuli 1669 $.9. . 

a) Vergl. überhaupt Nielfen’s Handbuch der Polizeigefege $ 1. 
©. 146 fag. und de ffen ProceßformS. 204 fgg. Anm. 9. R.v. Hel⸗ 
merfen’s Gefchichte des Lioländifchen Adelsrechts $. 83. 

b) Die Stadtrechte enthalten gar keine Beftimmungen darüber. 
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Thiere angewendet werben‘), und zwar hat die Beſitznahme des 
Pfandes durch den Beeinträchtigten theild den Zweck, den Erfah 
des zugefügten Schadens), theils die Beftrafung des Beein— 
trächtigenden ®), : theild ben Beweis: der: Beeinträchtigung zu 
fihern‘), theild auch nur eine Beeinträchtigung der Beſitzrechte 
zu verhüten und ihr zuvorzukommen ®). Die Pfändung darf 
daher nur in ben vom Geſetz ausdruͤcklich beftimmten Fällen ftatt- 
finden? namentlich darf 1) derjenige gepfänbet werben, der uͤber 
eined Anderen Ader ober ungemähte Wiefe reitet oder fährt®). 
2) Wenn Jemand Vieh auf eines Anderen Kornfeld oder Wiefe, 
oder auf eine fremde Weide treibt, ober überhaupt Thiere hinein: 
kommen läßt, es mag folches mit Wiffen des Eigenthümers der 
Thiere gefchehen oder nicht, fo dürfen Die Thiere, zumal wenn der 
Eigenthümer: oder Hüter nicht gegenwärtig iſt, gepfandet wer⸗ 
den‘). Aber auch derjenige ift der Pfändung unterworfen, ber 
durch dad Deffnen und Nichtwiederzumachen einer Feldpforte 
veranlaßt, daß Aeder und Wiefen durch Eindrang oder Berlau: 





-c) Die heutige Anwendbarkeit der Beftimmung bes efthländ. R. und 
ER, (B. IV. Zit. 6 Art. 8 a. E.), daß Privatpfändung ftattfinden bürfe, 
wenn ber Schuldner biefelbe bei ber Gontrahirung ber Schuld ausbrüdlid 
bewilligt hatte, ift zweifelhaft, 


d) Vergl. das livländ. AR. Cap. 152. Eſthland. R. unb ER, B. V. 
Tit. 38 Art. 2. Mol. BV. $.563. Eſthlaͤnd. BGB. 6. 132. 


0) Vergl. unten $. 151 a, ©. | 
KH Vergl. das livländ, RR. Cap. 157. Liol. BP. $. 563. 


g) Eſthl. BGB. 5.131. Vergl. au bie livl. BW. $. 397 und 
befonders Nielfens Procefform a. a. O. 


h) of, RR. Gap. 139, 


i) Livl. RR. Gap. 152, 157, 158. Efthländ. R. und CR, B. V. 
zit. 38 Art. 2. Livl. BB. 6.563. Eſthl. BGB. 5: 132, 368, 
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fen von Thieren beſchaͤdigt werben"). Wer übrigens fein Ge⸗ 
treide zu einer Zeit auf dem Felde ftehen läßt, wo alle Uebrigen 
bereits ihr Korn eingeführt haben, darf. keinen Schadenserfag 
verlangen, wenn e8 ihm gefrefen ober zertreten wird'), und ver: 
liert mithin in dieſem Sale auch das Pfändungsreht”). Nach 
dem efthländifchen Landrecht fallt das Recht zur Pfändung und 
aufden Schadenserſatz auch für denjenigen weg, ber feine bes 
fäeten Felder nicht eingezäunt hat”). 3) Darf derjenige gepfän- 
det werden, der unbefugt auf frembem Grund und Boden jagt”) 
fo wie 4) ber, welcher in frembem Walde Holz fällt ?), oder über: 
haupt auf Dieberei ertappt wird )). 


$. 150. (147.) 
Fortſetzung. Bedingungen ber Rechtmäßigkeit der Pfändung. 


Zur Rechtmäßigkeit der Pfändung gehört außer der gefeß- 
fihen Beranlaffung ($. 149): 


k) Livl. BB. 5.564. Vergl. auch eſthl. BSB. $. 368. 
1) Livl. RR. Cap, 160, Eſthl. R. und ER, V, 38,7. 


m) Es kann ihm übrigens nicht verwehrt fein, gegen fernere Befchd- 
digungen Sicherheitömaßregein zu ergreifen, welche allerdings auch in dem 
Handfeftmachen des Thieres beftehen Eönnen, woburd aber jedenfalls kein 
Dfandrecht erworben werben möchte. 


n) Efthländ. R. und ER. V, 38, 2. 


0) Livlaͤnd. Zagdorbnung vom 10. September 1815 Abſchn. 1. $.2 
und 3. S. oben $. 107. 


p) Livl. Gouvernementsplacat vom 5. Februar 1697. Hier ift zwar 
zunächft von Kronswalbungen die Rebe; allein daffelbe muß auch für Pris 
vatwaldungen gelten, da bei biefen biefelben Gründe obwalten. Vergl. 
das efthl. BGB. $. 132. 


qh Livl, BB. 6. 563. 
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1) daß fie auf frifcher That und an dem Orte, wo die Be 
einträchtigung zugefügt wurbe, alfo auf dem Grund und Boden 
des Pfändenden, gefchehe). 


2) daß fie ohne Erceß vollzogen werde. Uebrigens ift es 
geftattet, Thiere, welche fich nicht leicht handfeft machen Laffen, 
mit Hunden zu hegen, und braucht der Pfändende den durch 
etwanige Verlegung, ja felbft Tötung des Thieres entſtehenden 
Schaden ‚nicht zu erſetzen). Wo die Pfändung ganz unmög- 
lich ift, fol der Beeinträchtigte, nachdem er den Schaden, durch 
Zuziehung von Zeugen, conftatirt und abgefchägt, das Thier, das 
denfelben zugefügt, bis zur Wohnung des Eigenthümers verfols 
gen, unb bergeftalt ſich ben Schadenserfa ſichern 9). en 


3) Der Gepfaͤndete muß, r wenn er r nicht gegenwärtig ift, fos 
fort von der Pfändung in Kenntniß gefeßt werden; wenn er un: 
befannt ift, ift das competente Gericht davon zu benachrichtigen, 
welches die behufige Bekanntmachung zu ; erlaffen und den an- 
gerichteten Schaden ungefäumt in Augenfchein zunehmen hat 9): 
Die Ablieferung des Pfandes an ben Richter ift descen AN 
erforderlich 9* 





a) Col. RR. Cap. 152, 157, Livl. Gouvernementäplacat vom 
5. Februar 1697. 


db) Üo RR. Cap. 152. | ra He 
c) Livl. RR. Cap. 157. Vergl. das eſthil. R. u. ER. V, 38,2. 


d) Livl. BB. 5.565... Darnach foll die behufige Bekanntmachung 
an ben drei nächften Sonntagen in der Kirche veranftaltet werden. Damit 
gleichlautend ift das eſthl. BGB. $. 133. 


e) Vergl. das livl. RR, Cap. Iran: bas eſthl. R. und ER. v, 3,2 
und die Bauergefege a, a. O. 
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| © 3:2... 151. (148.) 
Fortſezung. Gegenpfändung. . Wirkungen ber Pfändung. 


Der gefchehenen Pfändung darf fich Niemand weder mit 
Morten noch durch die That widerfegen, und ift Daher jede Ge— 
genpfändung als eine verbotene Selbfthülfe zu betrachten; es 
fteht jedoch dem Gepfändeten, wenn er fich für verlegt erachtet, 
. offen, insbefondere auch über einen etwanigen Erceß bei ber 
Pfändung, bei dem competenten Richter Befchwerde zu führen *). 
Die Wirkungen der Pfändung beftehen darin, daß der Pfändende 
das Pfand fo lange behalten darf, bis der Gepfändete es gegen 
Erſatz des Schadens, fo wie der etwanigen Unterhaltungsfoften 
(Fütterung) des Pfandes, einlöft?). Der Schade ift, in Er: 
mangelung einer gütlichen Uebereinfunft, gerichtlich abzufchäßen °). 
Uebrigens fteht es nach livländifchem Recht dem — 


a) Sin. RR. Gap. 139, Livl. Gouvernementöplacat vom 5. Februar 
1697. Livl. BB. $. 563. Eſthl. BGB. $. 132. 
vb) Livl. RR. Cap. 15%, 157. Eſthl. R. und. CR. V, 38, 2, Livl. 
3%: 5: 568, 565. Eſthl. BGB. $. 132, 133. Eine fpecielle Taxe für 
die Fütterungskoften f. in der Snitruction für die efthländifchen Hafenrich- 
ter vom 23. April 1845 $. 219. Dem Pfändenden wird die Wartung 
und ber Unterhalt bes gepfändeten Thieres namentlich zur Pflicht gemacht. 
Lioländifhe BB. $. 565 und efthländifches BGB. $. 133. Er darf jes 
boch, bei Verluft des Warte: und Fütterungsgeldes und bei Befürchtung 
bes Schadenserfages, das gepfändete Vieh nicht anderweitig zu feinem 
Nugen gebrauchen; das gepfändete Milchvieh muß er übrigen ausmil⸗ 
chen. Hakenrichter⸗Inſtruction a. a. O. 

ec) Livl. BV. g. 663, 565. Eſthl. BGB. 6. 132, 183. Inſtruc⸗ 
tion f. die Hakenrichter von 1845 $, 216— 218. Rach letzterem Gefeg 
fol der Erſatz fo viel ald möglich in Natur, und zwar in berfelben Quali: 
tät und Quantität geleiftet werben ; daher find z. B., wenn der Schaden 
an gefchnittenem Korn gefchehen, die befchäbigten Bünde gegen unbefchäs 
bigte von gleicher Güte auszutaufhen; wurde ungefchnittenes Korn be— 
ſchaͤdigt, fo.ift der Erſatz darnach, was auf einer gleichen Fläche an einer 
benachbarten Stelle gefchnitten worden, zu berechnen ꝛc. Daf. 6. 217. 
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frei, ſtatt des Schadenserſatzes dem Beeinträchtigten ‘das Pfand 
hinzugeben‘). Im Falle einer bloßen Befisftörung ohne We: 
fchädigung muß der Gepfändete, außer den Unterhaltungskoften 
des Pfandes, dem Beeinträchtigten ein Löfegeld (Pfandgeld, 
Pfandſchilling) entrichten‘), War der Gepfändete unbe: 
kannt, und meldet er fich nicht auf die gerichtlich ergangene Las 
bung, fo fällt nach dem efthlänbifchen Bauerrecht die gepfändete 
Sache dem Beeinträchtigten anheim"), nach dem livlaͤndiſchen 
wird das Pfand öffentlich verfleigert, und der Erlös fällt, nad) 
Abzug deöjenigen, was zu bed Pfändenden Befriedigung wegen 
Koſten und Schadeng erforderlich. ift, der Gebietslade der Ger 
meinde zu®). — Ber wiſſentlich die Beeintraͤchtigung oder den 


d) Livl. RR. Gap. 152. | 

e) Das livl. RR. (Cap. 157) beftimmt das Loͤſegeld für ſolche Fälle, 
wo kein Schaden zu erftatten ift, bei. Thieren auf ſechs Pfennige (nad) 
heutigem Geldwerth etwa 20 Kop. ©. M,) von jedem Fuß (vött, in ber 
Quelle [Sachfenfpiegel 11, 47] heißt es: von jedem Vieh, vee); bei Vieh, . 
welches auf eine fremde Weide getrieben wird, auf fechs Pfennige von 
jedem Haupt (Gap. 158)5 bei Wagen, mit «denen man über fremde 
Aecker fährt, auf einen Artig Pfennige (etwa 13 Kop. S. M.) von jebem 
Rade; der Reiter zahlt Überhaupt einen. Artig (Gap. 139), Nach Niels 
fen (Proceßform a, a. D.) beträgt in Livland das herkömmliche Loͤſegeld 
für ein „sepfänbetes Pferd und dergleichen‘ einen Rubel (Bco Aff.); in 
Eſthland ift diefelbe Taxe durch das Herfommen begründet. . Nach ber 
Hakenrichter » Inftruction $. 221 darf wegen Beſchaͤdigung von: Felder, 
Heufchlägen u. dgl, gepfändetes Vieh und Pferde dem Eigenthümer, wenn 
er fich meldet, bei Werluft des Schabenserfages, nicht über 24 Stunben 
vorenthalten werben, — was aber wohl bloß von bem Fall zu verftehen 
ift, wenn ber Schaden bereits erfegt oder der Erfag anderweitis ge⸗ 
ſichert iſt. 

f) Eſthl. BGB. $. 133. Die Inſtr. f. die Hakenrichter $ 2 
ordnet mehr in Uebereinftimmung mit ber’ livl. BB, (f. Anm. g) die Ver: 
fteigerung des Dfandes anz der Erlös fol darnach Übrigens, nach Abzug 
bes Schabenserfages ꝛc., dem efthlänbdifchen Sollegium allgemeiner Fürs 
forge zur Verzinſung eingeliefert werben. 

g) Livl. BB, 8.565. 
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Schaden zufügt, — noch überdies einer gen 
— 


— es J — me ee 3 er 


H.- Pfandrecht an Immobilien: I) freiwillige: a) mit Ben 
‚. verbunden, _Gefchichtliche Einleitung ®).::; 


"Der noch gegenwärtig nad) Land, Stabt- und net 
in iv » und Efthland übliche Pfandeontract oder richtiger Pfand- 
befigcontract über Immobilien findet feinen Urfprung in der dl: 
teften Art der Satzung an Immobilien nach deutfchem Recht”). 
Mochte auch ihr Hauptzweck urfprünglich die Sicherung einer 
Forderung des Pfandnehmers gewefen fein“), fo fcheint doch der: 
felbe zugleich — und fpäter zundchft und ausſchließlich — dahin 
gegangen zu fein, dem. Pfandnehmer ein bingliches nußbares 
Recht an dem Pfandgute zu verfchaffen). Daher entfprach 
der Pfandſchilling ftet3 dem Werthe des Immobild, und der 


: bh). Vergl. das livl. RR. Cap. 139, 157. Eſthl. R. and EB, Y, 38,2. 
Livl. BB. $. 563. . Eſthl. BEB. $. 368. 

a) Vergl. überhaupt: R. A, Liber Baro * Nölcken; 
de possessione pigneraticia ex iure Livonico atque Esthonico. Diss, 
inaug. etc... Lipsiae 1844. 4. und (E. v. Ziefenhaufen) Erfte 
Fortfegung von des H. v. Hagemeifter Materialien zur —— 
eivlands (Riga 1843. 8.). Vorrede S. VIL—XVI. 

b) &. oben $. 146 und Albrecht bie Gewere $. 16 ©. 142— 146, 
beffen Ausführungen noch "in bem heutigen Recht unferer Provinzen ihre 
Beftätigung finden. Vergl. v. Bunge in ben Grörterungen Bd. V. 
S. 7 foe. 

e) Schon dadurch rechtfertigt ſich wohl die von v. Madai (in 
Richter’s Jahrbb. d. Rechtswiſſenſch. Jahrg. 1841 S. 840) gerügte 
Stellung dif & Inſtituts in. bie Lehre vom Pfandrecht. 

d) Bergl.v. Helmerf en's Gefchichte des livl. Adelsrechts $, 1 
u. 138, und befonders deffen Abhandlungen Lief. 2 S. 85 fg. 
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Contract wurbe in der Regel®) auf eine längere Reihe von Zah 
ren, — in ber Folge gewöhnlich auf 20,:30, 60, 90 oder 99 
Jahre, — und zwarin ber Art abgefchloffen, daß der Verpfänder 
das Recht behielt, nach Ablauf der Pfandjahre das Pfandgut ein: 
zulöfen. : Erfolgte die Einlöfung — zu welcher der Verpfaͤn⸗ 
ber nie gezwungen werben durfte — nicht, fo blieb das Pfand: 
recht beftehen, oder. es wurde, wenn eine lex commissoria (ber 
nachmalige eventuelle Kaufcontract) damit verbunden war, in 
Eigenthumörecht verwandelt), Seit ber zweiten Hälfte. deö 
fiebzehnten Jahrhunderts finden wir diefen Pfandcontract haupt: 
fachlich zur Begünftigung von Perfonen benust, welche nicht das 
Recht hatten, Eigenthbum an Immobilien zu erwerben ®). Als 
gegen das Ende bed achtzehnten Jahrhunderts die Erhebung von 





Be Man findet auch auf unbeftimmte Frift oder auf kebentzeir des 
Pfandnehmers abgeſchloſſene Pfandcontracte. 

) Vergl. den S. U. vom 18. December 1788 und v. Bunge a. a. o. 
S. 14 fg. 

g) Die koͤnigl. ſchwediſche Reſolution auf die Beſchwerden der efthläns 
difchen Nitterfchaft wider bie Stadt Reval vom 30. Juli 1662, welche im 
$. 15 ben efthländifchen Adel von der Erwerbung bes Eigenthums an 
ftädtifchen Immobilien in Reval, und bie reval’fchen Bürger von ber Er- 
werbung von Landgütern zu Eigenthum ausfchließt (f. oben $. 116 Anm. h), 
geftattet andererfeits die pfandweife Erwerbung von Immobilien in beiden 
Fällen, gleihfam als Surrogat des Eigenthums, Zwar wirb das frag- 
liche Recht in diefer Refolution ‚‚Oypothel” genannt, inbeffen ift, wie ber 
Bufammenhang des Ganzen lehrt, darunter offenbar ber Pfandbefig zu vers 
ftehen. — Daß die Verpfändung der Immobilien in älterer, Zeit haupt⸗ 
fächlich aus dem Grunde dem Verkaufe vorgezogen worben fei, um bei Erb⸗ 
gütern den Erwerber gegen die Rechte der nächften Erben bed Veraͤuße— 
rers ficher zu ftellen (wie R, Maurenbrecder, beutfches Privatr, 
2. Ausg. $. 258, meint), ift für Liv- und Efthland fchon deshalb nicht ans 
zunehmen, weil hier auch zur Verpfaͤndung von Erbgütern, ber Gonfens der 
nächften Erben erforderlich war. Waldemar⸗Erich'ſches Lehnr. Art. 23. 
Mittl, livl. RR. Cap. 66. | 
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Krepoſipoſchlinen bei Veraͤußerung von Immobilien angeordnet 
wurde®)) fam, zur Umgehung derfelben, der Pfandeontract noch 
mehr in Gebrauch, und ward feit jener Zeit in det Regel mit 
eiriem eventuellen Kaufcontract verbunden. Diefer Mißbrauch 
fam zwar beim Senat zur Sprache, und biefer beabfichtigte, 
nachdem über das Wefen bed Pfandcontractd von ben: höchften 
Juſtizbehoͤrden der Provinzen die erforderliche Auskunft eingezos 
gen worben war, bereitö damals verfchiedene Beſchraͤnkungen 
dieſes Inſtituts); allein Kaiſer Maul verordnete, daß es bei die, 
fer Art der Pfandeontracte fein Bewenden haben folle”). In⸗ 

deß ward der Gegenftand bald darauf abermald vem Senat auf- 
genommen 1), und unter Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung dahin entſchie⸗ 
den, daß, zut Vermeidung einer ſolchen Umgehung der Geſetze, 
dergleichen Pfandcontracte, von da ab, nicht auf laͤnger als zehn 
Jahre abgeſchloſſen werden dürften"). Die bis dahin auf län- 
gere Friſt abgefchloffen gewefenen Pfandcontracte. follten uͤbri⸗ 
gend im ihrer Kraft verbleiben”); indeffen ward den biöherigen 
Pfandbefigern geftattet, im Laufe von fünf Jahren ihr Pfand- 
recht, fofern es mit eventuellem Eigenthum verbunden war, 
ohne Erlegung von Polchlinen in Eigenthum zu verwandeln‘); 





ne S. oben $. 126, 

5) S. ven ©. U. vom 18. December 1788 un die Geſchichtserzaͤh⸗ 
fung in ber Senatsunterlegung vom 3. April 1802, v. Tieſenhau— 
fen a. a. O. S. X. * 

KR, U. vom 7. November 1796, 

7) Dies gefhah in Veranlaſſung eines Allerhöchften Befehls vom 
13. Rovbr. 1800, 

m) Allerhoͤchſt beftät. —— —— vom 3. April ( m u 
vom 25. April) 1802, 

any S. u. v. M. Noobr. 1805. 
0) N. U. vom 9. März 1806 und vom 17. December 1807. 
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wo dies nicht gefchehen war, follten in Zukunft während der Dauer 
der Pfandjahre bei der Geffion des Pfandrechts Pofchlinen erlegt 
werbden?).. In neuerer Zeit ward, burch Anwendung der für 
die in den polnifchen Provinzen üblichen Berfegungscontracte 
(sacmasusıe. Konmpakınzı) erlaffenen Borfchriften ?) auf den liv⸗ 
und efthländifchen Pfandcontract, die Pfandzeit noch mehr, nam: 
lich auf nur drei Jahre, beſchraͤnkt). Endlich erfchien eine un: 
term 24. Dechr. 1841 Allerhöchft beftätigte Verordnung, durch 
welche bie gefammte Lehre vom Pfandbefig eine neue Geftalt ge- 
wann”). 


$. 153. (150.) 


Fortſetzung. Heutiges Recht: a) Unterfcheidung zwifchen ben alten 
Pfandgütern und dem neueren Pfandbefig. 


Die neue Verordnung Über die Pfandeontracte vom 3. 1841 
($. 152 a. €.) kann fich der Natur der Sache nach nur auf. die 
feit ihrer Promulgation abgefchloffenen oder in Zukunft abzu: 
ſchließenden Pfandcontracte beziehen *), nicht aber auf die früher, 
namentlich die vor der gefeglichen Befchränfung der Pfaͤndungs⸗ 
zeit im J. 1802 auf lange Friften verpfändeten Landguͤter, deren 


p) ©.U. vom 15. Juni und 22, November 1817. Allerhoͤchſt 
beftätigter Befchluß des Miniftercom, vom 26. April 1819. Vergl. v. Zie: 
fenhaufen a. a. O. S. XI. 

q) Allerhoͤchſt beſtaͤt. Reichsrathsgutachten vom 14. Juli 1827. 

r) S. U. vom 14. December.1831. | 

8) N. U. v. 24. Decbr. 1841. ©. U. v. 14. Jan, 1842. 

-.,a) Dies wird auch in ber Anm. zum $. 6 der Verordnung vom 24. 
Decbr. 1841 ‚angedeutet, indem dafelbft nur in Beziehung aufdie Er: 
neuerung ber älteren Pfandeontracte das neue Geſetz als auf dieſel⸗ 
ben anwendbar erklaͤrt wird. 
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es ſowohl in Lioland®), als in Eſthland?) noch eine nicht unbe⸗ 
deutende Zahl giebt), Diefe müffen in Beziehung auf das 
Rechtöverhältniß zwifchen dem Pfandbefiger und dem Verpfänder 
ohne Zweifel nach dem älteren, vor dem 3. 1802 geltend geweſe⸗ 
nen Rechte beurtheilt werden‘). Die Normen zur Beurtheis 
lung diefes Berhältniffes dürfen jedoch, da ed ein Inflitut des 
deutfchen Rechts ift, Eeinesweges aus dem römifchen Rechte her: 
genommen, am wenigften aber die gemeinrechtlichen Grunbfäge 
über die Antichrefis, über die Berechnung und den Erfaß der ben. 
gefeglihen Rentenbetrag überfteigenden Früchte an den Eigens 
thuͤmer, über die lex commissoria 2c. darauf angewendet werben). 





b) Es find namentlich — mit Angabe des Jahres, in welchem bie Zeit 
des Pfandbefiges abläuft, — nachftehende fiebenzehn : Aimel bis 1852, 
Schuien b. 1859, Pobis b. 1860, Uddern b. 1862, Klein: Wrangelähof, 
b. 1877, Megel b. 1881, Repshof, Enge, Neu: Woidoma b, 1884, Windel: 
mannshof b. 1886, Salishof b. 1887, Banhus, Kubling b. 1889, Sahd⸗ 
fen b. 1890, Turkaln br1891, Igaft b.1893 und Rupertshof bis 1895, — 
zufammen 97. Haken, Vergl. v. Ziefenhaufen a. a.D. ©. XIII fg. 

c) Bier beftehen noch folgende 14 alte Pfandgüter : Errinal bis 
1862, Innis b. 1869, Ampfer b. 1870, Schottanes b. 1874, Guttlep, 
Bannamois in ber Wied b. 1876, Rabbifer b. 1878, Piomeg b. 1879, 
Lewer b. 1886, Rawakuͤll b. 1887, Poidifer, Bordholm, Pödbrang b. 
1889 und Rodal bis 1890; zufammen 168,%,, Haken. 

d) In den Städten dürfte wohl kein Pfandbefig aus älterer Zeit 
mehr befteben. 
-  e) S. u. v. 24. Novbr. 1805 (f. oben $. 151 Anm. n). Vergl. 
auch die Verordnung v. 24, Dechr. 1841 $.6 Anm. und oben Anm, a. 

f) Aus einer folchen Anwendung römifcher Rechtsgrundſaͤtze konnte 
leicht das Nefultat gezogen werben, daß ber Pfandbefig überhaupt ganz 
gefegwidrig fei, ein Refultat, auf welches auh Ioh. Lütkens (Diss. 
inaug. iurid., continens caput iuris controversum: an et quatenus ad 
reddendas rationes, et ad restituendum, quod ultra modum usurae le- 
gitimae lucri fecit, teneatur creditor antichreticus. Dorpati, 1807, 
4.) kommt, wiewohl, abgefehen von der Sanction beffelben durch das Ge— 
wohnheitsrecht, noch die fpätere Gefesgebung die Rechtmäpigkeit diefes 
Inftituts anerkannt, und nur, aus financiellen Nückfichten, bie Zeit der 
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Da: nun die provincielle Geſetzgebung faft gar feine Beftimmun: 
gen tiber dieſes Inftitut enthält ®), fo beruht daffelbe faft ganz 
auf dem Gemwohnheitörecht. Diefes Gewohnheitsrecht lernen wir 
aber zunäcft Fennen aus dem Inhalt der alten Pfandcon: 
tracte felbft, zumal durch die überall -gleichlautend vorkommenden 
Gontractöbeftimmungen: fi eben eine Praris gebildet hat”); 
dann aber auch aus einem Berichte, welchen der livländifche 
Gouvernements:Procureur Hurko im Jahre 1788 dem Senat 
fiber das Wefen des Pfandcontracts abftattete?), 


mn ee 
23 


Pfändung beſchraͤnkt Hat. — Die fehr wefentlichen Momente, in wel: 
hen fi der Pfandbefig von dem antichretifchen Pfandreiht des roͤmi⸗ 
fhen Rechts unterfcheidet, find am vollftändigften zufammengeftellt von 
Bunge in den Erörterungen Bd. V. ©. 2—7. 


E) Das efthländifche Ritter = und Landrecht fcheint zwar im B. IV. 
Zit., 6 Art. 7 des alten Pfanbbefiges gu erwähnen, ohne jeboch näher 
auf das Weſen deſſelben einzugehen; und einzelne meift bem gemeinen 
Recht entlehnte Beftimmungen (z. B. Art. 8,9, 14, 19 tit. eit.), welche 
damit in Widerfpruch zu ftehen fcheinen (vergl, Zütfens l.c. $. 16, 17), 
find eben bloß vom antihretifhen Pfondeontract bes roͤ— 
mifhen Rechts zu verftehen, ohne auf das bier in Rede ftehende 
Inftitut bezogen werden zu dürfen, Uebrigens enthält das efthländifche 
Recht auch über den römifchrechtlichen antichretifhen Pfandcontract zum 
Theit eigenthümliche und vom gemeinen Recht abweichende Beftimmungen. 
Dahin gehdrt, daß der antichretifche Pfandgläubiger durch Mißbrauch bie 
Antichrefis verliert (Eſthl. R. und ER. IV, 6, 16), und baf, in Erman- 
gelung anderweiter Uebereinkunft, der Schuldner, als Eigenthuͤmer, die 
auf dem verpfändeten Immobil ruhenden Laften zu tragen hat. Daf. 
Art. 26. 


) Bergl. (ES, 9. Nielfen’s) Formulare zu Berichten — — 
Kontracten ıc. (Dorpat, 1826. 8,) Abth, VII, Rr. 9—11 ©. 212— 228; 
ſ. auh 2%. Eambecg, der juriftifche Rathöfreund für Nichtjuriften 
(Dorpat; 1835. 8.) ©. 134— 142, Unrichtig iſt das Mefen des Pfand: 
contracts aufgefaßt in v. Dabelow’s Formularen zu feinen Vorleſun⸗ 
gen über wicht ftveitige Rechtsſachen (Dorvpat, 1828, 4.) ©. 83 fg. 

i) ©. den ©. U. vom 18. December 1788. 
21 * 
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In der nachfolgenden Darftellung des heutigen Rechts wer: 
den daher überall die alten Pfandgüter von dem Pfandbeſitz des 
neueren Rechts zu unterfcheiden fein. | 


$. 154. (151.) 
Bortfegung. 6) Natur des Pfandbefiges ®). 


Nach dem älteren Recht war der Pfandbefig feinem Weſen 
nach ein Dingliches Recht, welches der Eigenthümer eined Immo 
bild — VBerpfänder, Pfandgeber, Pfandherr — an 
diefem Smmobil einem Dritten — Pfandbeſitzer, Pfand: 
halter, Pfandnehmer — gegen eine dem MWerthe bed Ims 
mobils entfprehende Summe, — Pfandfdilling — ohne 
Binfenzahlung für leßtere, dergeftalt übertrug, daß der Pfandbes 
figer dadurch auf eine beflimmte Zeit die unumfchränktefte 
Difpofition und Nutzung des gepfänbeten Immobild erwarb, 
dem Verpfänder aber das Recht zur Einlöfung deffelben nach Ab- 
lauf der Pfandzeit vorbehalten blieb®). Diefe Natur des Pfand- 
befiges, als eines dem Eigenthum ähnlichen Rechts“), muß auch 


a) S. überhaupt: v. Bunge, welche Rechte ftehen dem Eigen⸗ 
tbümer eines Pfandgutes während ber Dauer des Pfandbefiges zu? in ben 
Erörterungen Bd. V. &.1 fog. | 

b) Eine Analogie für diefes Inftitut findet fich im römifchen und 
im gemeinen Recht überhaupt nicht ; am nächften möchte ihm bie altrömi- 
fche fiducia kommen, und von den Inftituten des neueren römifchen Rechts 
der Kaufcontract mit hinzugefügtem pactum de retrovendendo, bdeögleis 
hen die Emphyteufe: aber wenngleich beide in einzelnen Stüden mit bem 
Pfandbefig übereinftimmen, fo unterfcheidet fich doch auch wieber letzterer 
in mehrfacher Hinficht wefentlich von beiden. Vergl. v. Bunge a. a. O. 
S. 18—20. — Uebrigens hat fich der Pfandbefig (Pfandſchaft) auch 
in mehreren bdeutfchen Particularrechten erhalten: Maurenbreder 
ift aber ber einzige Germanift, der diefes Inftituts in f. beutfchen Pris 
vatrecht $. 257 u. 258 erwähnt und es ausführlicher behandelt. 

ec) v. Bunge aa. D. S. 9 fag. 
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gegenwärtig bei den noch beſtehenden alten —— 4) zum 
Grunde gelegt werden. 

Die Verordnung vom J. 1841 dagegen definirt den Pfanbbe⸗ 
ſitzcontract als denjenigen Vertrag, „durch welchen ein Immobil, 
welches als Sicherung einer als Darlehn gegebenen Summe 
dient, dem Darleiher, welcher es als Sicherheit empfaͤngt, in Be⸗ 
fig übergeben, und ihm geſtattet wird, ſtatt der Zinſen fuͤr die 
Dargeliehene Summe die Einkünfte jenes Smmobils, bis zu deffen 
Einlöfung in der im Vertrage beſtimmten Friſt, zu genießen *).“ 
Dadurch ift der Pfandbeſitz der römifchen Antichrefis im Wefent: 
lichen gleichgeftellt, mithin der urfprüngliche Begriff des Pfand⸗ 
befißes von Grund aus geändert worden”). 


$. 155. (151.) 
Fortfegung. y) Begründung und Dauer bes Pfandbefiges. 


Bon der Begründung oder Entftehung des Pfandbefiges 
Bann der Natur der Sache nach bloß in Beziehung auf bad neuere 
Recht die Rebe fein. Diefes fest bloß einen Pfandcontract ald 
Entftehungdgrund voraus*), wiewohl auch durch Teſtament der 
Era begründet werden könnte). Weil übrigens der 


d) ©. oben $. 153 Anm. b und c 

e) Allerh. beftät. Berordn. v. 24. Deebr. 1841 $. 1. 

f) Vgl. oben Anm. a und $. 153 Anm. fund g 

a) Dies ergiebt fich fchon aus dem im $. 1 der Allerhoͤchſt ‚beftät. 
Berorbn. v. 24. Dechr. 1841 aufgeftellten EN des Pfandbeſitzes. ©. 
oben. $. 154. 

b) Ein anderweiter Entftehungsgrund , . wie bei andern binglichen 
Rechten, 3. B. Geſetz, Verjährung u. dgl. läßt fich beim Pfandbeſitz 
gar nicht denken. Die Verleihung des Pfandbefiges an Krondgütern ober 
andern Kronsländereien (Verordn. v. 1841 $. 10 Anm.) kann auch nicht 
wohl anders ald aus dem Gefichtspunkt eines Vertrages beurtheilt werben. 
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Pfandbefig ein dingliches Recht enthält, fo iſt zur völligen Be⸗ 
gründung deſſelben der Vertrag oder das Zeftament allein nicht 
hinreichend, fondern es muß, unter Beibringung einer fchriftlichen 
Urkunde und, überhaupt unter Beobachtung berfelben Formen; 
wie fie für bie Erwerbung des Eigenthumsrechts an Immobilien 
vorgefchrieben find, die gerichtliche Auflaffung oder Eörroboration 
des Pfandbeſitzes hinzukommen ). Nur in Betreff der dafür zu 
entrichtenden Krepoftpofchlinen find verſchiedene File zu unter» 
ſcheiden. Es koͤnnen nämlich der Regel nad") Immobilien je: 
ber Akt in Pfanbbefig gegeben“), adelige Landguͤter jedoch nicht 
auf längere Beit als auf drei Jahr verpfändet ) und eine folche 
Verpfaͤndung höchftens zweimal auf je drei Zahre verlängert 
werden, fo daß bie längfte gefeßliche Dauer des Pfandbefiges an 
abeligen Landgütern auf Grundlage eines Gontracte neun Jahre 


ec) Verorbn, v, 1841 $. 12. Vergl. das rig. SR. III, 9, 2. Luͤb. 
StR. III, 4, 1. Revaler Bauerfpr. v. 1560 $. 17, dv. 1803 $. 12 und 
oben: $. 121 Anm. f und $. 122 Anm, g. Die Berorbn, v. I. 1841 
$. 16 beftimmt noch, daß ber Pfandbefiger „in der gefeglich beftimmten 
Drdnung” in den Befig des gepfändeten Immobils einzuführen fei. Eine 
ſolche befondere gerichtliche Einführung oder Einweifung ift jeboch in Liv⸗ 
und Efthland bei der Pfändung von Immobilien ebenfowenig wie bei ber 
Eigentbumsübertragung (f. oben $. 121 Anm. i) üblih, und gefchieht 
daher auch hier nur auf etwaniges ausdrüdliches Verlangen bes Pfands 
nehmers, 

d) Ausnahmsmweife Beſchraͤnkungen f. in ber Verordn. v. 3 
und 4. Vergl. unten 6. 324, 337, 401. 

e) Verordn. v. 1841 $.2. 

f) Daf. 8.6. Vergl. auch das Allerh. beftätigte Reichsrathsgut⸗ 
achten v. 14. Juli 1827 8.1 u. 3 und v. 4.Detbr. (S. U. v. 19, Novbr.) 
1832 6. 2. Dieſe Beſchraͤnkung erſtreckt fich übrigens nicht auf Krons⸗ 
güter und Kronslaͤndereien, für welche die Beflimmung ber Pfändungss 
frift in jedem einzelnen Kalle von dem Ermeffen der Obrigkeit abhängt, 
Verordn. v. 1841 5. 10 Anm. Vergl. auch bie livl. BW, v. 3. 1819 
6. 479, i 


Tit. 8. Bon dem Pfanprecht. - 6. 155. 327 


beträgt®). Deshalb ift es übrigens den Gontrahenten nicht vers - 
wehrt, nach Ablauf des. bisherigen Pfandcontracts abermals auf 
neun Jahre einen neuen Pfandcontract mit einander abzufchlie: 
fen"). Andere Immobilien, außer Landgütern, dürfen von Haufe 
aus auch auf längere Zeit in Pfandbefig gegeben werden‘). Won 
folchen auf längere Friften‘, und namentlich auf mehr als zehn 
Jahre abgefchloffenen Pfandcontracten werben diefelben Krepoft- 
pofchlinen, wie von Kaufbriefen, namlich vier Procent von dem 
Werth des verpfändeten Smmobils, erhoben. Won Gontracten, 
melche auf mehr als drei bis zu zehn Jahren abgefchloffen wor: 
den, find zwei Procent ald Krepoftpofchlin zu entrichten; betragt 
die Pfandungsfrift aber nur drei Jahre oder darunter, a” werden 
gar Feine Pofchlinen gezahlt ®). 


Die Fähigkeit, den Pfandbefig von immobilien zu erwerben, 
ift nicht in der Art, wie die Erwerböfähigkeit des Eigenthums 





g) Verordn. v. 24. Decbr. 18416. 7. Vergl. unten 6. 159, 

h) Alterhöchft beftät. Reichsrathsgutachten vom 18. März (©. u, 
v. 29, April) 1846 $.2, 

i) Verorbn. v. 1841 8.10, vergl, mit$.2. Aus den im $. 10 enthaltenen 
Worten ‚auch auf längere Beit, felbft bis zu 99 Jahren“ 
koͤnnte gefchlofien werden, daß der Zeitraum von 99 Jahren die Außerfte 
Dauer jebes Pfandbefiges begreift, — Grundftüde, welchezu Gütern 
bes immatriculirten Livländ. Adels gehören, durften Übrigens auch fchon 
nach ber livl. BB. v. 3. 1819 $. 479 bis auf 50 Jahre gepfändet werden, 
In Betreff der ftädtifchen Smmobitien vergl. noch das Allerhoͤchſt beftät, 
RRG. v. 18. März (©. U, v. 29. April) 1846 $. 5. 

k) ®erordn. v, 1841 $. 14. Swod der Gefege über Pofchlinen 
(Bd. V.) Art, 375. Weberbies ift bei der Gorroboration eines jeden Pfand» 
eontractes die Sanzleipofchlin ober Einfchreibegebühr mit 3 Rbl. SM, 
zu erlegen. Vergl. die Verordn. v. 1841 $. 13, das Allerh. beftät. 
RRE. v. 14. Juli 1827. Swod der Gefege Uber Pofchlinen (Bd. V.) 
Art, 403 fgg. — Ueber die Abgaben bei der Verlängerung der Pfand: 
contracte f. unten $. 159. J 
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($. 116 fag.) befchräntt, daher fowohl Landgüter von Bürger: 
lichen"), ald auch ftädtifche Smmobilien von Jedermann gepfändet 
werden dürfen; nur Juden find vom Erwerbe des Pfandbeſitzes 
ausdruͤcklich audgefchloffen ”). 


$. 156. (152, 153.) 

Bortfegung. 6) Rechtöverhältnig aus dem Pfandbefig und zwar 

a) bei den alten Pfandgütern. | 
In Betreff der aus dem Pfandbefig fließenden Rechtöver: 
bältniffe muß man vor Allem zwifchen ben alten vor dem 3.1802 
begründeten Pfandgüternund dem Pfanpbefige des neueren Rechts 

unterfcheiden. Bei den alten Pfandgütern ift 

1) fhon durch den Pfandcontract die Gefahr des verpfän- 
beten Immobils, fo wie der Vortheil defjelben, auf den Pfanbbes 
figer übergegangen). Diefer hat überhaupt für die Dauer des 
Pfandbefiges nebft dem Beſitze das unumfchränftefte Nutzungs⸗ 
recht des Immobils, ohne irgend zu einer Rechenfchaftsablegung, 
noch weniger zu einer Reftitution der über den Betrag der geſetz⸗ 
lihen Zinfen erhobenen Früchte verpflichtet zu fein®). Er.er- 


I) Da Bauern adelige Landgüter nicht einmal pachten dürfen (f. unten 
6. 219), fo möchte ihnen auch das Pfänden folcher Güter nicht geftattet fein. 
m) Verordn. v. 1841 $.5, vergl. auch $. 10, desgl. die Allerhoͤchſt 
beſtaͤt. Senatsunterlegung vom 3. April 1802 a. E. und oben $. 152 
Anm. g ©, aud noch %. v. Reutz in dem Inland. Jahrg. 1838 


" Mr. 3 und 4. Ueber die Frage, inwiefern an einem verpfändeten Gute 


das Näherrecht ausgelibt werden Bann, f. unten $. 179. Vergl. Übrigens 
auch oben 8.91 fag. 

a) Erfteres ift übrigens ſchon Folge des allgemeinen Grundfages über 
das Zragen der Gefahr beim Pfandreht. S. oben $. 147 Nr. 5 und 
v. Bunge in den Erdrterungen Bd. V. &. 5 fg. 

b) Bergl. Cambecq a. a. O. S. 139 Art. VI. Es wird bies 
gewöhnlich in den Gontracten mit den Worten ausgedrüdt: „Pfandneh—⸗ 
mern fteht es frei, das Pfand wie fein Eigenthbum ohne alle 
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wirbt auch den auf dem Gute gefundenen Schatz), fo wie alle 
an dem Gute haftenden Realrechte). Dagegen trägt er aber 
alle auf dem Immobil ruhenden Laften und Abgaben‘). An den 
unbeweglichen Acceffionen des Immobils erwirbt dad Eigentum 
der Berpfänder, der Pfandnehmer aber den Pfandbefig‘). 





Einfhränkungen zu benugen.” Nielſen a.0.D.©.215 6.7. Ders 
felbe Ausdrud wurde von dem Rechte bes Sasungsgläubigers auch ſchon 
in beutfchen Urkunden bes Mittelalters gebraudht. S. Albrecht a. a. O. 
©. 143 Nr. 2. Ueber den Erwerb der Früchte durch den Pfanbbefiger 
vergl. Baron v. Roldena.a.D. 8. 24-31. Unrichtig ift aber, wenn 
dort ©. 23 fg. angenommen wird, daß nur der abelige Pfandbefiger die 
Sagdgerechtigkeit ausüben dürfe, wenn fie ihm nicht ausdruͤcklich vom 
Verpfänder mit übertragen iſt; denn bie Jagbgerechtigkeit ift nach dem 
heutigen Recht als ein Real recht der adeligen Landgüter anzufehen (f. 
oben $. 87 Rr. 4), und die Ausübung bdiefes, wie aller übrigen Realrechte 
fteht der Regel nach dem Befiger, alſo auch dem Pfandbefiger, keinesweges 
aber dem Eigenthümer oder Verpfänder zu. S. v. Bunge a. a. O. 
&.43 und unten Anm. d. 

c) 8. v. Bunge a. a. O. S. 28 fg. und Baron v. Nolden 
a. a. O. S. 31 fe. 

d) ©. überhaupt v. Bunge a.a.D. S. 29 —46. Nach dem liv⸗ 
laͤndiſchen Landtagsſchluſſe vom I. 1839 ſoll das Patronatrecht 
eines adeligen Gutes, wenn letzteres verpfaͤndet iſt, nicht auf den Pfandbe⸗ 
figer übergehen, ſondern dem Verpfaͤnder, als Grundeigenthuͤmer, verblei⸗ 
ben, es ſei denn, daß dieſer zur Ausuͤbung jenes Rechts in ſeinem Namen 
den Pfandbeſitzer ſpeciell bevollmaͤchtigt (livl. Regierungspatent vom 8. Maͤrz 
1840). Es ſcheint jedoch, daß bei dieſer Beſtimmung die kurzen Pfaͤn⸗ 
dungsfriſten des neueren Rechts vorgeſchwebt haben, da der Pfandbeſitzer 
in dem Landtagsſchluß in der angegebenen Beziehung ganz dem Paͤchter 
gleichgeſtellt und temporeller Beſitzer genannt wird. Es iſt daher dieſe 
Beſtimmung auf die alten vieljaͤhrigen Pfandguͤter um fo weniger zu bes 
ziehen, als ihr nicht wohl eine ruͤckwirkende Kraft beigemeffen werben 
darf, v. Bunge a. a. O. S. 33 fgg. Vergl. darüber aud noch) 
Baronv, Nolcken a. a. O. S. 32 fg. — unrichtig ift, was Baron 
v. Nolcken ©, 33 fg. Über die Landtagsfaͤhigkeit des Eigenthuͤmers 
vorbringt. S. darüber inöbef.v. Bunge a. a. O. S. 40 fag. 

e) Nielſen a. a. O. S. 216 . 6. Cambecq S. 139 Art. 6. 

f) v. Bunge a. a. O. ©. 26 fog. 
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-2) Der Pfandbefiger hat auch das Necht ber unbeſchraͤnkte⸗ 
fen Verfügung über das Immobil, und darf damit jede beliebige 
Beränderung vornehmen, ohne deshalb. Dem Berpfänder irgend 
verantwortlich zu ſein). Lebterer wird zwar fortwährend, we⸗ 
nigftens nominell, als Eigenthümer  angefehen "), fein. Eigen- 
thumsrecht ift jedoch auf die bloße Proprietät beſchraͤnkt, und dus 
Bert fih.nur in dem.Rechte der Wiedereinlöfung des Immobils, 
welches aber auch erft nach Ablauf der Pfandzeit geltend gemacht 
werben darf). Uebrigens kann ihm nicht wohl dad Recht. ab» 
gefprochen werben, über dieſes Einloͤſungsrecht an ſich frei zu. ver: 
fügen,, daher auch daffelbe vor Beendigung des Pfandbeſitzes zu 
veräußern ©. Dagegen ift er zur anderweiten Veräußerung des 
Immobils felbft ebenfowenig befugt, als er Schulden darauf con: 
trahiren darf, weil er in dem Pfandfchilling den vollen Werth des 
Immobild erhalten. Daher haben auch feine Gläubiger kein 
Recht daran, und es kann das verpfändete Immobil nicht anders 
zum Goncurfe des Verpfänderd gezogen werden, ald wenn es 
von der Maffe — nach Ablauf der Pfandzeit — foͤrmlich einge⸗ 
loͤſt wird. 





ge) Cambecq a. a. D. Der Verpfaͤnder hat daher auch nicht 
das Recht, wegen etwaniger Deterioration des Immobils burch den Pfand: 
befiger irgend Einfpradhe zu thun, inbem —— wird, ch ev 
allen Nachfragen deshalb entfagt habe, - 

h) Vergl. das Allerhöchft beftätigte Livländifche Greditreglement vom 
15. Detober 1802 $. 17: „nicht ohne ausdrüdliche Einwilligung des 
Pfandgebers, als wahren Eigenthümers.“ S. überhaupt v. 
Bunge a. a. O. S. 9 fgg. | * 

i) ©. unten $. 158 und v. Bunge a. a.O. S. 12 fgg. 

k) v. Bunge a. a. O. ©. 20 fgg. | 

I) Vergl. v. Helmerfen’s Abhandlungen Kief, I. ©. 86. 
v. Bunge a. a. O. ©, 21 Anm, 38, 
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+8) Dagegen tft aber auch ber Pfandnehmer nicht berechtigt, ven 
Berpfänber durch Klınbigung des Pfandfchilings zur Einloͤſung 
des Immobils zu zwingen, wie. er denn überhaupt Seinen pers 
fönlichen Regreß an den Berpfänder nehmen, has ” — 
lich an das Pfand halten darf”). at ara 


4) Der Pfandfchilling, der, wenn er nicht baar erlegt wor: 
den, ganz oder. theilmeife auf dem Immobil ruhen bleiben kann, 
ift ganz nach der Natur des Kaufſchillings zu beurtheilen, und 
kann dem Berpfänder ſogar — wiewohl ihm ein fortdauerndes 
Eigenthumsrecht zugeſprochen wird — dennoch wegen des ruͤck⸗ 
ſtaͤndigen Pfandſchillings — in * eg Samos 
bil beftellt werben”). 


5) Der Pfandbefiger hat, unter Befchränfungen, felbft das 
Recht der Veräußerung des Pfandguted, und zwar barfer 

a) daffelbe weiter verpfänden und Hypotheken darin beſtellen, 
ohne daß es dazu der Genehmigung des Verpfaͤnders beduͤrfte ). 
Ebenſowenig kann ihm das Recht, Servituten und Reallaſten 
an dem Pfandgute zu beſtellen, abgeſprochen werden), | 

b) Iſt der Pfandeontract mit einem eventue len Kauf: 
contract verbunden, — was Übrigens im Zweifel nicht zu 
präfumiren ift, — fo kann ber Pfandhalter, ſofern er fonft dazu 





m) Ebendaſ. und Nielfen 8.215 $.4, S. 222 $. 5. 

n) Rielfen S. 43 $:3 und Anm. *), S. 218 fag. $. 2. 

o) v. Bunge a. a. O. S. 46 fgg. ©. auf Nielfen a. 
a. O. ©. 221 $. 3. Die Beſchraͤnkung, welcher in dieſer Beziehung 
das livlaͤndiſche Grebitreglement vom 15. Detbr. 1802 5.17. den Pfand: 
befiger unterwirft (f. unten $. 173 Anm. f.), bezweckt bloß die. größere 
Sicherung der Creditcaſſe, und kann feine Norm ” andere ‚Rerichen ab: 
geben. ©, v. Bungee a. a. O. 
p) v. Bunge 0.0.0.0. 4. 
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berechtigt ift ($. 116 fgg.), die Verwandlung des Pfandcontracts 
in einen Kaufcontract — mithin des Pfandbeſitzes in Eigen: 
thum — im Laufe. der Pfanbjahre:zu jeder Zeit einfeitig.bewerf- 
ſtelligen. Dazu ift, falls bereits der Pfandbefi zugezeichnet wor- 
ben ($. 155), bloß die Erlegung der Krepoftpofchlinen mit vier 
Procent erforderlich 9. 


ec) Der Pfandhelter darf den Pfandbeſitz ei einem Dritten ce⸗ 
diren, auch wenn das Recht der Ceſſion dem Pfandbeſitzer 
nicht ausdruͤcklich im Contracte eingeräumt worden iſt). Ueber 
die Ceſſion muß indeß eine beſondere Urkunde ausgeſtellt, dieſelbe 
corroborirt und die Krepoſtpoſchlinen mit vier Procent erlegt wer⸗ 
ben’). Der Cedent überträgt auf den Ceſſionar ſowohl alle feine 
Berbindlichkeiten, als auch alle feine Rechte, mithin auch das 
Recht des eventuellen Kaufs, falls ihm dieſes eingeräumt war. 
Selbft wenn der Gedent zur Realifirung bes leßtgebachten Rechts 
nicht befugt war ($. 116 fg.), darf dennoch nach der Praris der 
Geffionar, falls er feinem Stande nad Eigenthum an Smmobis 
lien erwerben kann, von dem Recht Gebrauch machen. Auf der 
anderen Seite darf ein Geffionar, welcher zur Nealifirung des 
eventuellen Kaufrechts nicht befugt ift, deöhalb nicht die Geffion 
rüdgängig machen, wie denn überhaupt der Cedent aus feinem 
anderen Grunde, als etwa einem foldhen, welcher auch einen 


g) Rielfen ©. 213$.1,©. er 3. nn a. a. O. 
S. 140 Art. VII, 

rxy) uUebrigens fehlt dieſe Staufel ber Regel nach in ı keinem der älteren 
Pfandeontracte, Nielfen ©. 215 $- T, S. 2216. 3. Camberg 
S. 139 Art. VI. 

s) S. U. vom 16. Juni und 22. Stovember 1817. Allerhoͤchſt be⸗ 
ſtaͤtigter Beſchluß des Miniftercomite vom 26. April 1819. — auch 
den S. U. vom 24. Rovember 1805. 
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Kaufcontract rüdgängig macht, 3. B. wegen enormer Läfion®), 
gezwungen werden fann, fi} den Contract wieder zuruͤckcediren 
zu laffen und das Immobil zurüdzunehmen"). Webrigens pflegt 
der Geffionar dem Gedenten außer dem Pfandſchilling auch die 
Meliorationen zu vergüten, und beide einander gegenfeitig bie Ge: 
währ zu leiften‘). 


$. 157. F 
Fortſetzung. b) Rechtöverhältniß bei dem Pfandbeſitz des neueren Rechts, 


Nah dem neueren Recht, auf Grundlage der Verordnung 
vom 3. 1841, kann 

1) der Pfandfchilling, je nach der Uebereinkunft beider 
Theile, dem Verpfaͤnder ganz oder zum Theil ausgezahlt werden, 
oder auch der Pfandbeſitzer ihn ganz ſchuldig bleiben, und dafuͤr 
oder für den ruͤckſtaͤndigen Theil Zinſen entrichten ®). | 

2) Der Verpfänder darf im Laufe der Pfandjahre fein Ei- 
genthumsrecht an dem von ihm. verpfänbeten Immobil zwar ver, 
äußern, jedoch ohne dadurch die von dem Pfandbefißer erworbenen 
Rechte zu verlegen”). Mit Hypotheken darf er das verpfändete 
Smmobil nicht beſchweren, noch daffelbe vor Ablauf der verabre⸗ 
beten Pfandjahre einlöfen *). 





1) v. Bunge a. a. O. 87 fg. und unten.$, 2314 

u) Nielſen a. a.O. ©. 227 $.7. Berg) auch v. Bunge 
a. a. O. 

v) Nielſen ©, 225 6. 3, ©. 226 $. 5. 

a) Allerh. beſtaͤt. Verordn. v. 24. Decbr. 1841 $. 15. 

b) Daf. 9. 18. Wegen des Patronatrechts vergl. oben. $. 156 
Anm. d, u 

ec) Verordn. v. 1841 $. 19 und 20, Für den Fall der Infolvenz 
des Verpfänders fchreibt das Gefeg im $. 34 nur vor, baf mit dem im 
Pfandbefig befindlichen Immobil nach den allgemeinen gefeglichen Beſtim⸗ 
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) Der Pfandbeſitzer genieht ſaͤmmtliche Einkünfte des ge⸗ 
pfaͤndeten Immobils, und hat der Verpfaͤnder keinen Antheil 
daran, auch darf letzterer ſich waͤhrend der Dauer des Pfandbe⸗ 
ſitzes in die Verwaltung des Immobils nicht miſchen ). Der 
Pfandbeſitzer braucht dem Verpfaͤnder uͤber die bezogenen Nutzun⸗ 
gen keine Rechenſchaft abzulegen, noch ihm fuͤr den ruͤckſtaͤndigen 
Pfandſchilling hoͤhere als die geſetzlichen Renten zu zahlen; er darf 
aber auch feinen Erſatz verlangen, wenn bie Einkuͤnfte des Im: 
mobild nicht den aaa Binfen des gleich- 
fommen °). 


4) Alle von dem gepfändeten Immobil zu —— 
Abgaben und darauf ruhenden Laſten trägt ohne Ausnahme 
der Pfandbefiger"). 


5) Einem Dritten darf der Pfandnehmer den Pfandbeſitz 
nur dann cediren, wenn ihm dad Recht dazu im Pfandcontracte 
ausdrücklich zugeſtanden it). Eine ſolche Ceſſi ion darf aber 
nicht durch bloße Aufſchrift (Indoſſation) auf der alten urkunde 
geſchehen, ſondern es muß eine neue Urkunde daruͤber ausgefer⸗ 
tigt und gerichtlich corroborirt werden®). Eine Zahlung von 
Krepoftpofchlinen findet übrigens bei einer folchen Geffion nicht 





mungen über den Goncursproceß verfahren werben folle. Es dürften hier 
baher ohne Zweifel diefelden Grundfäge Zur Anwendung kommen, welche 
oben 6.156 Nr. 2 a. €. in Betteff der alten Pfandgäter angegeben u wor: 
ben find. — Ueber das Raͤherrecht ſ. unten $. 179. 


d) Verordn. v. 1841 $. 21. 
e) Daſ. $. 22, 
OH Daſ. 6. 28. 

4) Daſ. h. 24. 

) Daſ. 42* 
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ſtatt). Der Pfandceffionar tritt in alle Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten des alten Pfandbefigerst). 

6) Die Verbindung eined eventuellen Kaufcontracts mit 
dem Pfandcontracte ift bei Strafe der Nichtigkeit und anderwei- 
ten Beahndung der Contrahenten in ſo weit verboten, als die 
rend der Pfandjahre oder nach deren Ablauf dem Pfandbeſi itzer 
nicht zugeſtanden werben darf); vielmehr iſt dazu die Ausfer— 
tigung einer neuen gerichtlich zu corroboriränden Urkunde erfor: 
derlich, wobei zugleich die Krepoftpofchlinen mit vier Procent von 
dem Werthe des Pfand - und refp. Kauffchillingd zu erheben find. 
Dadurch ift aber den Gontrahenten nicht verwehrt, fich in dem ur: 
fprünglichen Pfandeontracte zu einer fünftigen Berwanblung def: 
felben in einen Kaufcontract zu verpflichten”). 

7) Alle Nebenverträge, welche dem Wefen des Pfanbbefißes 
und ben in ber Verordnung vom 3. 1841 aufgeftellten Grund: 
fügen zumiderlaufen, ziehen die Nichtigkeit des Pfandcontracts 
felbft und anderweite Beftrafung der Contrahenten nach fich. 
Dahin gehören insbefondere Beftimmungen, durdy welche bie 
Borfchriften über die befchränkte Dauer der Pfandcontracte über 
Landgürter umgangen: oder verlegt werden; namentlich auch Ab⸗ 
mathungen der Art, daß das verpfandete Immobil ftatt bes Pfand⸗ 
befies dem Pfandbefiger in Arende gegeben werden, und bie 
Arendefumme die Zinfen für den Pfandſchilling vertreten folle”). 





) S. U. v. 31. Ian, 1844 6. 3 a. E. Dies fcheint übrigens bloß 
auf Pfandeontracte von Erzerer Dauer (bis zu zehn Jahren) bezogen wer: 
ben zu dürfen. Vergl. die oben '$. 156 Alm, s angeführten Geſetze. 

k) Berorbn. v. 4841 $. 26. | 

M Daf. $. 11. 

Be , v. 31: Jan. 1844 9.3. 

n) Berorbn, v. 1841 5. 1. 
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6.158. (154) 


| Fortfegung. ) Aufhebung bes Pfandbefiges: a) bei dem alten 
| | ’ Pfandgütern. 


Bei den alten Pfandgütern hört der Pfandbefis auf: 

1) durch deffen Verwandlung in Eigenthum ($. 156 Nr. 5,b).. 
War folche nicht erfolgt, oder mit dem Pfandeontract überhaupt 
fein eventueller Kaufcontract verbunden, fo kann 

2) der Verpfänder oder deffen Erbe oder fonftiger Rechts⸗ 
nehmer”), nach Ablauf der Pfandjahre das verpfaͤndete Immo⸗ 
bil einlöfen, gegen Zahlung des Pfandſchillings und Erfegung der 
‚ erweislichen nothmwendigen und nüglichen Verwendungen (Me: 
liorationen und Bauten), nicht aber auch der impensae voluptua- 
riae®). Das Einlöfungdrecht ift übrigens Feiner Verjährung 


s u 


a) Dazu gehört jeder, dem ber Werpfänder oder beffen Erbe fein Ein- 
löfungsrecht veräußert (f. oben $. 156 Nr. 2), unter Umftänden auch der 
Gläubiger des Verpfaͤnders ober feiner Erben (ebenbaf. a. €. und v. Bunge 
in den Erörterungen Bb. V. S. 20 fag.). Iſt der zur Einlöfung berech⸗ 
tigte Erbe oder anderweite Rechtönehmer des Werpfänders unbelannt oder 
ungewiß, fo wird zu deſſen Ermittelung ein Proclam auf Iahr und Tag 
erlaffen. Vergl. 4.3. das Proclam bes efthl. Oberlandgerichts v. 26.Novbr. 
1843 in ben Revaler wöchentl. Nachr. Jahrg. 1843 Nr. 49. Weber die 
Vererbung bes Einldfungsrehtd ab intestato f. dv. Bunge a. a. O. 
©. 22 fgg. 

b) Allerhöchft beftät. Senatsunter!. vom 3. April 1802. Cambe en 
a. a. O. S. 140 Art. VIII. NRielfen ©. 214$.4, 221 $.5. Buben 
nothwenbdigen Verwendungen werben nach der Praris auch die bei der Er: 
werbung des Pfandgutes erlegten Krepoftpofchlinen und übrigen babei vor⸗ 
gefallenen Koften gerechnet. — Eine in ber Praxis unentfchiedene Frage 
ift es, inwiefern der Pfandhalter ſich im Falle der Wiebereinlöfung bes 
Immobils von Seiten des Verpfänders einen Abzug wegen etwaniger Des 
teriorationen gefallen laffen muß? Dasjenige, was oben $. 156 über die 
Wirkungen bes Pfandbefiges angegeben worden, dürfte ‚war. zu einer 
verneinenden Beantwortung biefer Frage führen, zumal der Verpfänder 
nie zur Einlöfung gezwungen werben darf. Allein für den Fall, daß die 
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unterworfen“), und kann vom Verpfaͤnder oder feinen Rechts: 
nehmern gegen jeden dritten Beſitzer des Pfandgutes scheu | 
gemacht werden ®). 


3) Wenn nad) Ablauf der Pfandjahre weder der Eigenthi- 
mer das verpfändete Immobil einlöft, noch der Pfandhalter ben 
Pfandbeſitz durch Erlegung der Krepoftpofchlinen in Eigenthum 
verwandelt ®), fo wird a) in Livland der Pfandbefiger auf Antrag 
des Oberfiscaldf) von Seiten des Hofgerichtd aufgefordert, bei 
Ermweis feiner Berechtigung zum Eigenthumserwerb des Gutes, 
die Verwandlung des Pfandcontracts in einen Kaufcontract zu 
bewerkſtelligen. Gefchieht dies nicht im der gerichtlich anberaum- 


Deteriorationen von dem Pfandhalter in der Abficht gefchehen find, um 
die Einlöfung zu verhindern, möchte wohl eine Ausnahme ftatthaft fein. Im 
ber Regel findet fich übrigens in den Contracten bie Glaufel,. daß ber Vers 
pfänder wegen etwaniger Deteriorationen bei ber bereinftigen Einlöfung 
Beine Nachrechnungen machen dürfe. Vergl. oben $. 156 Arm, g, und 
überhaupt v. Bunge a. a. O. S. 5, 13 fo. 

0) Vergl. das eſthl. NR, u. ER. B. IV. Tit. 6 Art. 19. und Mau: 
renbrecher's deutfches Privatrecht $. 257. Ueber die Mobdificationen, 
welche hierin das neuere Recht gewirkt, f.v. Bunge in ben Erörterun: 
gen a.a.D. ©. 14 fgg. 

d) Dies fieht mit dem Rechte des Pfandbefigers zur Geffion ($. 156 
Nr, 5, e) in Verbindung. S. auh Maurenbrecher a. a.O. und 
befonders v. Bunge a.a.D. ©, 18 fg. | 

e) Eine längere Befriftung des Pfandbefiges ift unftatthaft (Allerh. 
beftät, Werordn, v. 24. Decbr, 1841 $. 6 Anm, ©. oben $. 153 Anm. a.); 
eine Erneuerung des Pfandeontracts aber nur unter Beobachtung der Vor⸗ 
fehriften bes neueren Rechts zuläffig. (Allerh. beftät. Reichsrathögutach- 
ten vom 18. März 1846 $.2. S. oben $. 155 Anm. h.) 

f) Zu diefem Zweck übergiebt in Livland bie Krepofterpedition des 
Hofgerichts alljährlich dem Oberfiscal, als MWertreter des Kronsintereffe, 
ein Verzeichniß aller derjenigen Immobitien, von melden bie Pfaͤndungs⸗ 
frift in dem Jahre abläuft, und mo die Ummanblung in Kauf nicht flatt- 
gefunden hat. Versl. noch das livl. Regierungspatent v. 17. Novbr. 1839. 

I. 22 
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ten Srift®), fo wird auf abermaligen fiöcalifchen Antrag, nad) 
vorausgegangener öffentlicher Bekanntmachung, dad Pfandgut. 
Öffentlich verfteigert ®) und dem Meiftbieter zugefchlagen, welcher 
die volftändige . Eigenthbumserwerbung durch Gorroboration, Er: 
legung der Pofchlinen ıc. fofort zu beforgen hat. Den Meiftbot: 
ſchilling') erhält der Pfandhalter, welchem allein ein etwaniger 
Ueberfhuß zu gute fommt, aber auch ein Zufurzfhuß zur Laft 
fallt, ohne daß er deshalb an ben Verpfänder irgend Regreß neh- 
men darf"). b) In Efthland wird, nach abgelaufener Pfandzeit 
und bei Nichteinlöfung des Pfandgutes von Seiten des Verpfaͤn— 
ders, der Pfandbefiger vom Oberlandgeriht von Amts wegen 
aufgefordert, binnen ſechs Wochen dad Geſetzliche wahrzuneh- 
men. Er kann fodann, falls er fonft dazu berechtigt, und über: 
died den Confens des Verpfänderd nachgemwiefen'), das Pfand in 
Eigenthum verwandeln, oder um Verfteigerung ded Pfandgutes 
bitten. Thut er keines von beiden, fo wird die Verfleigerung 





g) Diefe wird von dem livländ. Dofgericht gewöhnlich auf vier Wochen 
anberaumt, jedoch nach Umftänden auch verlängert. In Efthland wird 
dem Pfandbefiser ein Zeitraum von fechd Monaten vergönnt., 

h) Bis zur Verfteigerung, namentlich während der dreimonatlichen 
Frift der Bekanntmachung, fteht in Livland dem Pfanbbefiger noch immer 
die Verwandlung des Pfandbefiges in Eigenthum, oder fonftige Erledigung 
der Sache, offen. 

i) Die Liquidation des Meiftbotfchillings wird gewöhnlich dem Käu- 
fer zur außergerichtlichen Regulirung mit dem bisherigen Pfandinhaber 
überlaffen. Iſt aber das Immobil verfchuldet, und es melden fich in Ver⸗ 
anlaffung der Bekanntmachung Über die VBerfteigerung die Gläubiger, fo 
wird ber Meiftbotfchilling bei Gericht eingezahlt, und über denfelben, im Fall 
der Infufficieng, der Specialconcurs eröffnet. 

k) Vergl. Cambecq a. a. O. ©. 141 6. VIH. 

1) Das dem Pfandbefiger im Contracte zugeftandene Recht ber Ver: 
wanblung bed Pfandes in Kauf darf nämlich bloß im Lauf der Pfandjahre 
geltend gemacht werben, und erlifcht baher mit deren Ablauf. 
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vom Oberlandgericht von Amts wegen verfuͤgt. Aus dem 
Meiftbotfchilling wird dem bisherigen Pfandbefiger der Betrag 
des Pfandſchillings und der auf dad Gut gemachten nothwendi: 
gen: und nüglichen Verwendungen zuerkannt; der Weberfchuß 
fällt dem Berpfänder zu, den Zukurzſchuß trägt ber Pfandbe- 


ſitzer ”). 


$. 159. 
| Fortfegung. | 6) Aufhebung des Pfandbefiges des — Rechts. 


Nach dem neueren Recht wird der Pfandbeſitz weder durch 
den Tod des Pfandbeſitzers, noch durch den des Verpfaͤnders auf⸗ 
gehoben, indem die aus dem Pfandcontract entſpringenden Rechte 
und Verbindlichkeiten, auch ohne ausdruͤckliche Verabredung, auf 
die Erben beider Contrahenten übergehen”). Wohl aber hört 
der Pfandbefiß auf durch den Ablauf der Pfändungszeit, wenn 
dieſe nicht mehr verlängert werden darf”). Bei der Verlängerung 
ber über adelige Landgüter auf drei Sahre abgefchloffenen Pfand⸗ 
contracte auf je drei Jahre“) ift abermalige gerichtliche Gorrobo- 
ration erforderlich, und müffen zugleich jedesmal Krepoftpofchli- 
nen im Betrage von einem Procent vom Pfandfchilling “ ), bed: 
gleichen die Steuer für den dem Werthe des Pfandſchillings ent: 
fprechenden Krepoftftempelbogen entrichtet werben, es fei denn, 





m) Vergl. daruͤber v. Bunge: a. a. O. 8. 24 fg. 
a) Allerh. beftät. Verordn. v.24. Decbr, 1841 $. 17. 


“ :b) Bei abeligen Landglitern bis auf 9, bei anderen Immobitien bis 
auf 99 Jahre. ©. oben $. 155. 


c) Berorbn. v.1841 9.7. ©. oben’ $. 155. 


d) Ebendaf. 9.14 P. 3. 222 
22* 
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daß uͤber die Verlaͤngerung des Contracts eine beſondere Urkunde 
auf dem geſetzlichen Stempelbogen ausgeſtellt wird®). 
Nach Ablauf der aͤußerſten Pfaͤndungsfriſt, und wenn ſich 
nicht beide Theile über die Abſchließung eines neuen Pfandcon⸗ 
tracts einigen ®), ift der Werpfänder oder deffen Erbe oder fonfti- 
ger Rechtönehmer verpflichtet, das verpfändete Smmobil einzuld- 
fen, und dem bisherigen Pfandbefiger ſowohl den Pfandfchilling 
zurüdzuzahlen®), ald auch ihm die Meliorationen zu”erfegen. 
Jedoch darf der Pfandbefiger nur ven Erfag folder Verwendun: 
gen fordern, welche aus wirklicher Nothwendigkeit gemacht find 
ober ber Wirthichaft reellen Nugen gebracht haben (mithin wohl 
überhaupt impensae necessariae et utiles), auf den Erfab an⸗ 
berweitiger Berbefferungen und Verfchönerungen des Immobils 
hat er feinen Anſpruch“). Bei der Einlöfung von Ländereien, 
welche ein Gutöbefiger einem Bauern verpfändet, darf letzterer, 
nach Ablauf der Pfandjahre, in Livland von dem Gutöbefißer 
ober deſſen Rechtönehmer für Meliorationen nicht mehr als den 
Betrag einjähriger Binfen des ——— fordern; in in 





e) Daf. $. 13. Dabei find auch die Ganzleipofchlinen, jedesmal 
mit 3 Rbl. SM., zu erheben, Ebendaf. Alles dies bezieht ſich auch auf 
die vor ber Verordnung vom 3. 1841 auf Grundlage des Geſetzes vom 
3.1827 abgefchlofienen Pfandeontracte. Allerhoͤchſt beftät, Reichsraths⸗ 
gutachten vom 18. März (S. U. v. 29. April) 1846 $.4. Jedoch ift den 
bei ſolchen Contracten Betheiligten im Laufe eines Jahres von ber Be: 
tanntmachung bes letzteren Geſetzes (v. 1846) geftattet, entweder neue 
Pfandeontracte abzufchließen, oder. die EN in Kaufcontraete zu 
verwandeln. Ebendaf. 


f) Allerh. beftät. ——— vom 18. März 1846 $.3, 
Berg oben $. 155. 


g) Verorbn. v. 1841 $. 30. 
h) Daf. $. 28. 
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land ift er zu gar feiner Erfatforderung berechtigt"). Fuͤr den 
während des Pfandbefiges dem Immobil zugefügten Schaden 
haftet der Pfandnehmer, wenn darüber im Pfandcontracte nicht 
anders beftimmt ift, dem Berpfänder nach den allgemeinen Grund: 
fägen über Schabenerfaß*). | 


Wenn weder ein nener Pfandcontract abgefchloffen wird"), 
noch der Berpfänder oder deſſen Rechtönehmer nach Ablauf der 
Pfandjahre das Smmobileintöft”), fo wird daffelbe öffentlich ver- 
fleigert”), Mit dem aus dem öffentlichen Verkauf gelöften Meift: 
botſchilling muß ſich der bisherige Pfandbeſitzer begnügen, auch 
wenn derfelbe dem von ihm bdargelichenen Capital (d. i. dem 
Pfandſchilling) nicht gleichkommt; das daran Fehlende darf er 
bom Berpfänder nur dann fordern, wenn er fich das Recht dazu 
im Pfandeontract namentlich vorbehalten hatte“). Den Ueber: 
ſchuß des Meiſtbotſchillings über die dem bisherigen Pfandber 
figer gebührende Summe (Pfandfchilling nebft Meliorationen) 
erhält der Berpfänder, deſſen Erbe oder Rechtsnehmer ?). 





i) Daf. 5. 29, Eivl, BB. v. 1819 $. 479. 
k) Verordn. v. 1841 $.27. S. unten $. 237 fgg. 
1) Allerh, beftät. RRG. v. 18. März 1846 $. 2. 


m) Ueber die etwanige Verwandlung des Pfandbefiges in Eigenthum 
von Seiten des Pfandbefigers f. oben $. 157 Nr, 6. 


n) Verordn. v. 1841 $. 31. Dabei wird baffelbe Berfahren beob⸗ 
achtet, welches oben $.158 Nr. 3 in Betreff der alten Pfandgüter angege: 
ben worden. Vergl. noch das Allerh. beftät. RRE...v.: 18. März 
1846 9.3. — a Ye 

0) Verordn. v. 1841 6. 32. 


m Dal. 3. 
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-b) Breimilliges Pfandrecht an Immobilien ohne Beſitz: Hypothek. 
. Livländifches Landrecht. 


Das freiwillige Pfandreht an Immobilien ohne Befiüber- 
tragung oder bie Hypothek kann fowohl durch Vertrag ®), 
als durch einfeitige Willenserklärung. des Eigenthümers — na- 
mentlich durch Zeftament — gefchehen. In beiden Fällen ift, 
der. Regel nach, die Dazwiſchenkunft einer fchriftlichen Urkunde 
eforberlich®). Jede Hypothek Bann ferner öffentlich oder priva- 
tim beftellt fein, je nachdem die Urkunde in die zu dem Zweck 
angeorbneten Hypothefenbücher : eingetragen ift, oder nicht“). 
Die Privathypothek hat nichts Eigenthimliches, und wird nach 
ben Grundfägen des römifchen Rechts beurtheilt. Die Formen 
der Beftellung einer öffentlihben Hypothek, zum Theil 
auch die Wirkungen berfelben, find dagegen nach den verfchiede- 
nen Provincialrechten verfchieden. 


1) Nah livlaͤndiſchem Landrecht gehört zur Gül: 
tigkeit einer Öffentlichen Hypothek, daß fie zu gehöriger Zeit und 
bei der competenten Behörde in die zu dem Zweck eingerichteten 
gerichtlichen Bücher eingetragen fei"), welchen Act man In: 


a) Nicht bloß bei dem Darlehn, fondern auch bei jebem anderen 
Vertrage, durch welchen eine Schuld bekannt oder übernommen wird, kann 
eine Hypothek vorkommen, z. B. für ben vhefknbigen ne ober Pfands 
fohilling ac. 

b) Ausnahmaweife — auch mündliche Oupothefbefleilungen vor: 
vergl. 4. B. das rig. SER. B. III. Tit.9 $.2, unten $. 164 Anm. b. 

ce) Eine Ausnahme findet z.B. im..efthländifchen Bauerrecht ftatt, 
welches bloß öffentliche Hypotheken fennt. ©. unten $. 166. 

d) Königt. Schwedische Refolution vom 11. Dai 1665. Vergl. v. 
Samfon’s Inftitutionen bes livlaͤnd. Proceſſes $. 1356. . 


Tit. 8. Bon dem Pfandrecht. $. 160. 343, 


groffation oder Inprotocollation nennt, und wonach 
auch die öffentliche Hypothek felbft die Benennung Ingroſſa⸗ 
tion (ingroſſirte, inprotocollirte Hypothek) erhalten hat. — In 
Betreff der Zeit darf die Ingroſſation namentlich nicht erſt voll- 
zogen fein, nachdem die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners nos 
torifch oder. gar förmlich erklärt worden ift®). Die competente 
Behörde ift die der belegenen Sache: demnach wurden in frühes 
ver Zeit die Inprotocollationen bei ben Landgerichten für die in 
den Kreifen belegenen Smmobilien, für die ftädtifchen bei den 
Magiftraten vollzogen‘). Allein bei der Einführung der Statt: 
halterfchaftöverfaffung in Livland ward das Ingroffationswefen 
der ganzen Provinz, nur mit Ausschluß der Stadt Riga ($. 164), 
dem livländifchen Hofgerichte übertragen"), und verblieb dem: 
felben auch nach Wiederherftellung der alten Provincial- und 
Stadtverfaffung"), fo daß den Landgerichten und ftädtifchen 
Behörden nur dad Recht der Ingroffation von Hypotheken 
bis zum Betrage von 100 Rbl. gelaffen wurde‘). Erft in 


e) Not. e, pag. 142 88,, v. Samfon a. a. D. $. 1297 u. 1298. 
) Bergl. das koͤnigl. fchmwedifche Placat vom 24. Ian. 1684. Das 
SIngroffationswefen fcheint in Livland für Immobilien auf dem Lande erft 
während der fchmebifchen Regierungszeit eingeführt — wenn nicht er: 
neuert — zu fein. In ben bei der Errichtung der’ Livländifchen Landge— 
richte denfelben ertheilten Inftructionen von den Jahren 1630 und 1632 
wird zwar ber Ingroffationen nicht gedacht, allein es kommen Ingroffatio- 
nen vom Jahre 1642 vor. Beiden Magiftraten ift das Ingroffationswe- 
fen feit viel Tängerer Zeit in ununterbrochenem Gebrauch gemwefen. 

g) S. u. vom 15. (16.) März 1784. Die erfte Ingroffation ward 
in Folge deffen beim bamaligen Gerichtshof bürgerlicher Rechtsſachen am 
23. April 1784 vollzogen. 

bh) N. U, vom 30. November 1796, vom 3. Februar 1797. Aller: 
hoͤchſt beftätigte Oramtannieriegumg vom 26. Februar 1797 $ 3. Ukas 
vom 19. Januar 1798. 

i) ©. U. vom 15. (16.) März 1784. 
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neuefter Zeit ift den Magiftraten auch der übrigen Städte Liv: 
lands das gefammte — ohne alle Beſchraͤnkung 
wieder uͤbertragen worden *). 

Jede Ingroſſation ſetzt die Exiſtenz eines Pfandrechts an 
einem Immobileh und die ausdruͤcklich erklaͤrte Einwilligung des 
Schuldners in die Ingroffation voraus”). Dieſe Einwilligung 
kann übrigens im Schulddocumente felbft erklärt, oder nachträg: 
lich hinzugefügt, auch nur mündlich zu Protocol verlautbart fein, 
wie denn auch dad Geſuch des Gläubigerd um Ingroffation 
mündlich gefchehen Fann. Auf ein folches Gefuch beprüft zu: 
nächft die Behörde die Urkunde in Beziehung auf deren Authen- 
ticitat, fo wie darauf, ob der Ausfteller zur Hypothefbeftellung be: 
fugt war”), und das Document überhaupt nichts MWidergefeb- 
liches enthalt, und verfügt dann erft die Ingroffation®). Diefe 





k) Allerhöchft beftät. Befchluß des Miniftercomite vom 14, Juni 
1838. Vergl. oben $. 121 a. €. 

I) Bergl.v. Samfon’s Proc $. 1356 Anm. 3. Uebrigens 
darf auch ein richterliches Erfenntniß über ein auf ein Immobil gelegtes 
Verbot ober Sequeſter ingroffirt werden. Königliches Placat vom 
24. Januar 1684. Ueber bie fog. Generalhypotheken f. unten $. 162. 

m) dv. Samfon aa. D. $. 1298 Anm. 

n) Dazu gehört vor Allem, daß bem Schuldner das Immobil, in 
welchem er die Hypothek beftellt, als Eigenthbum oder Pfand förmlich ad⸗ 
judieirt ſei. ($. 121, 126, 155 fgg.). Hypothekbeſtellungen auf Grund: 
ftüde, welche zum livländifchen Greditverein gehören und mit Pfandbries 
fen befchwert find (f. unten $. 173 fgg.), bürfen nicht cher ingroffirt wers 
den, als bis darüber von der refp. Direction bes Gredityereins ein Ein: 
willigungs-Atteftat beigebracht worden (livlaͤndiſches Creditreglement vom 
5. Detober 1802, Einleitung P. 4). 

0) Ueber jede Ingroffation wird ein befonberes Protocol aufgenom⸗ 
men, auch wenn mehrere zugleich vollzogen werben, es fei denn, baß fie 
alle nur baffelbe Immobil betreffen, wo fie in ein Protocoll gefaßt 
werben, 
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wird von der fogenannten Krepofterpedition bes Hofge- 
richts ) in der Art vollzogen, daß das Driginaldocument dem 
gehörigen Pfandbbuche?) der Zeitfolge nach einverleibt, und 
dem Vorzeiger eine beglaubigte, und mit bem Atteſt der vollzoge- 
nen Ingroffation verfehene Abfchrift audgereicht wird. Will ins 
deß der Gläubiger felbft das Original behalten, fo wird dem 
Pfandbuche eine Abfchrift einverleibt. 


$. 161. (156.) 
Fortfegung. Wirkungen der Ingroffation. Ergroffation. 


Die Wirkungen der Ingroffation beftehen darin, baß ber 
auf gehörige Weife eingetragenen Hypothek der Vorzug vor allen 


p) Ueber diefe Abtheilung ber Hofgerichtscanglei vergl. unten $. 205 
Anm. k, 

g) Abgefondert von dem Gorroborationsbuche ($. 121 Anm. f.) wird 
beim. livländifchen Hofgericht für jeden Kreis, — früher auch für jede 
Stadt, — ein befonderes Pfandbuch oder Hypothefenbuch geführt, 
welches gefchloffen, und ein neues angefangen wird, fobald der alte Band 
zu ſtark zu werben droht. Jeder Band enthält nach ber Beitfolge in fort- 
laufenden Nummern zuerft die Protocolle, fodann in bderfelben Reihenfolge 
die Schulddocumente felbft, in welchen eine Hypothek beftellt worden, mit 
Nummer und Product verfehen. Vornean befindet fich bei den Büchern 
ber Kreife ein alphabetifches Verzeichniß der einzelnen Landgüter, den Buͤ⸗ 
chern der Städte war ein Verzeichniß der Ausfteller der Schuldfchriften 
vorangeſchickt. Ueberdies ift neuerdings für die Hypothekenbuͤcher der 
Kreife eine neue Regiftratur eingeführt ; jeder Kreis bat feinen Band, und 
darin jedes Gut nach alphabetifcher Ordnung fein Gonto, welches auf 
einer Seite als Quafidebet in befonderen Golumnen 1) bie fortlaufende 
Nummer der Poften des Gutes, 2) die Nummer im Pfandbuche, 3) das 
Datum ber Ingroffation, 4) die Bezeichnung der Schuldfchrift, 5) das 
Datum der Ausftellung, 6) den Namen bes Ausftellers, 7) den Namen 
‚bes Gläubigers und 8) den Betrag der Summe in Zahlen, — und auf der 
anderen Seite als Quaficredit: 1) die Nummer des Poftens im Debet, 
2) das Datum der Ergroffation, 8) den Namen bed Quittivenden und 
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nicht ingroffirten freiwilligen Pfandbeftelungen zufteht, unter 
mehreren ingroffirten Hypotheken aber das frühere Datum der 
Ingrofjation den Vorzug ertheilt?). Die öffentliche Hypothek 
erſtreckt fich auf das verpfändete Smmobil und alle Pertinenzen 
deflelben, und haftet nicht bloß für das Sapital, fondern auch für 
die Binfen, und überhaupt für alle von dem Schuldner in der 
ingroffirten Urkunde übernommenen Verbindlichkeiten“). Ein 
bloßer Sequefter giebt nicht anders eine Hypothek, als wenn der: 
felbe auf das fequeftrirte Smmobil gehörig N wor: 
den ®). 


Bei ingroffirten Hypotheken ift zur — des Pfand⸗ 
rechts deren foͤrmliche Tilgung, Deletion oder Ergrof: 
fation, erforderlich). Der Schuldner, der eine ſolche aus⸗ 
wirfen will, muß das Schulddbocument mit der vom Gläubiger 
ausgeftellten, gehörig beglaubigten Quittung und Einwilligung 
zur Ergroffation, oder eine richterliche Entfcheidung über die er⸗ 
folgte Leiftung der Schuld beibringen, worauf das Hofgericht, 
nach Beprüfung und Anerkennung der Authenticität diefer Do— 
cumente, die Ergroffation verfügt. Diefe wird fodann von der 
Krepofterpedition durch Eintragung der Quittung ıc. in das ge- 
hoͤrige PRO, und Bemerkung der Zilgung auf dem dem 


N den — der exgroſſirten Summe in Zahlen enthält. Ueber bie Er— 
groffation f. $. 161. > 
a) Not, e. pag. 142 22. Vergl. auch die Eönigl. Refolution vom 
29, November 1688 $. 2. u 
b) Berl. Nielfen’s Procepform $. 450. 
ec) ‚Königl. Placat v. 24, Januar 1684. Not, c. pag. 178 88. 
d) Ueber die Geffion hypothecariſcher Schulddbocumente f. unten $. 212. 
Re: T. 
>) Livl. Gouvernements-Regierungspatent vom 30, Juli 1785. 
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Schuldner zu retradirenden Schulddocumente vollzogen). Iſt 
das in ben Händen bed Gläubigers befindlich gewefene Schuld- 
bocument verloren gegangen, fo muß ber Vollziehung der Er- 
geoffation, nad Erlaffung eines Proclams, die Mortifi- 
cation des Documents mittelft vichterlicher Verfügung vor⸗ 
ausgehen ®). 


$. 162. (157.) 
Fortfegung. Generalhypothefen. Ordnung ber Hypotheken. 


Offenbar dem Inftitut der Hypothef an Immobilien, 
— Specialhypothek — nachgebildet iſt die ſogenannte 
Generalhypothek, oder Verpfaͤndung bed Gefammtvermö- 
gend des Schuldners, welche ebenfowohl ingroffirt werden Eann, 
ald die an einer andern Sachengemeinheit (3.8. einer Biblio: 
thek, dem Inventar eined Landgutes, einem Waarenlager ıc.) be: 
ſtellte Hypothek ), und wobei daſſelbe Verfahren, wie bei der In— 
groffation der Hypotheken an Immobilien, beobachtet wirb®). 


f) Bergl. oben $.160 Anm. q. Die Tilgung wird übrigens auch 
im Regifter bes Pfandbuches bemerkt. War: ein Contract ingroffirt, über 
welchen das Driginaldocument fich allemal im Gorroborationsbuche befin- 
den muß, fo wird die Quitiung auf die eingetragene Gontractsurkunde 
verzeichnet, und die Tilgung fowohl im Gorroborationg = als im Pfandbuche 
beim Protocoll bemerkt, J 

g) Vergl. überhaupt Nielfen a. a. O. $.447-—450, ı 
a) Da Hypotheken an einzelnen Mobilien unwirkfam find (f. oben 
$. 147 Nr. 1), fo findet auch eine Ingroffation derfelben ftatt. Eine 
Ausnahme dürften indeß Schiffe bilden, an denen ohne Zweifel eine Hy: 
pothek beftellt (vergl, Not. q. pag. 141 88.), mithin wohl auch barauf 
ingroffivt werben kann, 

b) Bu biefem Zweck wird beim livlaͤndiſchen Hofgericht außer den Spe- 
eialpfandbüchern ($. 160 Anm, q.) ein befonderes Generalpfand- 
buch geführt, in welches alle Schulddocumente eingetragen werden, in 
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Die Generalhypothek ift in Beziehung auf das dingliche Recht, 
welches der hypothecarifche Gläubiger an die einzelnen Beftand- 
theile des fchuldnerifchen Vermögens gegen dritte Befiger ‘hat, ganz 
fo zu beurtheilen, wie eine Hypothek an einer universitas rerum 
mobilium°); eine Specialhypothel an den einzelnen Immobilien 
bes Schuldners erwirbt er dadurch nicht. Sehr üblich und ges 
woͤhnlich ift übrigens die Verbindung einer General» und Spe⸗ 
cialhypothet. Beide find überdies in ihren Wirkungen auch noch 
- dadurch von einander verfchieden, daß die Specialhypothef, felbft 
wenn deren Eintragung fpäter gefchah, im Eoncurfe der General: 
hypothek vorgeht, fo daß der Generalhypothecar fich nicht an 
einen befonderen Gegenftand des ſchuldneriſchen Vermögens hal- 
ten kann, bevor alle Specialhypothecarien aus ihren Specialhy: 
potheken befriedigt find). ine ingroffirte Generalhypothek 
hat dagegen den Vorzug nicht nur vor einem privaten generellen 
Pfandrecht, fondern auch vor einer nicht ingroffirten Specialhy: 
pothek“). Endlich genießen einzelne hypothecariiche Forderun: 
gen ein Privilegium, vermöge beffen fie, felbft ohne ingroffirt zu 


denen nur eine Generalhypothek, oder gar Eein Pfandrecht beftellt, ober 
nur Mobiliar verfchrieben if. Diefes Generalpfandbuch erhält ein alpha 
betifches Regifter über alle Ausfteller der Schulddocumente, und es wirb 
ein neuer Banb mit neuer Numeration — ſobald der vorige an⸗ 
gewachſen iſt. 

c) S. oben. 147 Nr. JI. Darnach muß man annehmen, daß ſelbſt 
an Immobilien, welche der Schuldner veräußert, ber mit einer bloßen Ge⸗ 
neralhypothek verfehene Gläubiger, wenn er im Laufe des Proclams ger 
fchwiegen, feine Hypothek verliert, ‚dagegen jebes von dem Schuldner nach 
Beftellung ber Generalhypothek erworbene Immobil von der Generatbypo- 
thek ergriffen wird, 

d) Not. e. pag. 141 fgg. &. v. Samſona. a. O. $. 1356 
Ann. 1. 7 
e) ‚Not. e. pag. 142 a. E. ‚ER. 
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fein, ben Vorzug vor allen andern, felbft den ingroffirten hypothe⸗ 
carifchen Forderungen haben’). 


$. 163. (158.) 
Fortfegung. Eſthlaͤndiſches Landrecht. 


2) Das eſthlaͤndiſche Ritter- und Landrecht*) behandelt die 
‚Hypothek ganz nach den Grundfägen de gemeinen Rechts. Das 
Inſtitut der Ingroffation ift jedoch demfelben noch ganz unbe: 
kannt’), vielmehr wurde es erft durch die fpätere ſchwediſche Ge— 
feßgebung eingeführt®), und, nachdem es im Anfange des acht. 
zehnten Jahrhunderts faft ganz außer Gebrauch gefommen war, 
um die Mitte defjelben Jahrhunderts erneuert und durch ver: 
ſchiedene Verordnungen allmälig ausgebildet‘). Gegenwärtig 


— — — — 


f) Dahin gehören die gemeinrechtlich privilegirten Pfandrechte (ſ. v. 
Bunge in ben Erörterungen Bd. I. S. 48 Nr, II.) und von ben 
unten $. 170 aufgeführten ftillfchweigenden Hypotheken die unter II, A, 
1—4; B,1 und II, Lu. 2 genannten. Not. e, pag. 141 en an v. 
Bunge a. a. O. S. 46. 

a) B. IV. Lit. 6. | 

b) Uebrigens kommt ſchon gegen Ende bes fechszehnten Jahrhunderts 
eine Spur von ber gerichtlichen Eintragung ber Hypotheken, um ihnen ein 
Vorzugsrecht zu fihern, vor. S. Moris Brandis' Eollectaneen, 
berausgeg. von Pauder (in ben Monumenta Livoniae antiquae 
Bd. III.) S. 197 Anm. 4. 

c) Bergl. Riefentamp rm 8 Marginalien zum R, und ER. TV, 
6, 12, bei Ewers S. 549, und das Publicat des efthländifchen Sene⸗ 
ralgouvernements vom 11. April 1747 in ber Einleitung. 

d) Dies gefchah zunächft, nach gegenfeitiger Berathung zwiſchen 
bem Generalgouvernement und dem Landtage, durch das Publicat des er: 
fteren vom 11. April 1747, ſodann durch einige Verordnungen bes ehema⸗ 
ligen Givilgerichtähofes aus den Jahren 1787, 1788 und 1792, zulest durch 
bie Snosoflatlansyerorbnung bes efthländifchen Oberlandgerichts vom 16. 
Zuni 1797. 
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gefchieht in Efthland die Ingroffation (Berfiherung, Ber: 
gewifferung) auf Immobilien), die auf dem Lande und im 
Flecken Leal belegen find, auf mündliches Gefuch, beim Oberland: 
gericht") ; auf Immobilien in den Städten, außer Reval ($. 165), 
bei der Gouvernementöregierung, wo ein fchriftliches Geſuch ein- 
gereicht werden muß; der hapfal’fche Magiftrat hat jedoch das 
Hecht, bis 100 Rbl. SM. betragende Schulddocumente zu in— 
groffiren?). — Zur Erlangung einer öffentlichen Hypothek iſt 
übrigens nach der Praris nicht erforderlich, daß überhaupt ein 
Pfandrecht vom Schuldner dem Gläubiger ausdrüdlich beftellt 
fei oder fonft beftehe, vielmehr wird durch die Ingroffation einer 
jeden liquiden Schuldforderung, felbjt wenn fie aus einer, bloßen 
Rechnung herrührt, ein öffentliches Pfandrecht, fogar wider Wil- 
fen des Schuldners, erworben"). Wor der Eintragung ift auch 
bier, wie in Livland, gerichtliche Prüfung des Befigtiteld des 


e) Eine Ingroffation von Generalhypotheken findet in Efthland nicht, 
ftatt (vergl. indeß bie Ingroffationsverorbn. v. 1797 6. 2)3 wohl aber 
hat man in neuerer Zeit angefangen, Schulbverfchreibungen auf das Gutse 
inventarium, namentlich von Fideicommiffen, zu ingroffiren. Auch ift die 
Ingroſſation einer verpfändeten ingroffirten dorderung auf das in letzte⸗ 
rem verhypothecirte Immobil zulaͤſſig. 


f) Fruͤher wurde außerhalb der Juridiken des Oberlandgerichts auch 

uf Landguͤter beim Generalgouvernement und der an deſſen Stelle getre= 

tenen Gouvernementöregierung ingroſſirt. Yublicat v. 11. April 1747 
$. 1. Ingroffationsverorbnung v. 16. Suni 1797 $. 14. 


g) S. u. vom 16. März 1784. Weber jede folche Ingroffation 
wird der Gouvernementöregierung berichtet. 


h) Das Yublicat vom J. 1747 und die Ingroffationsverorbn. v. 
1797 fprechen allerdings ganz allgemein von der Ingroffation von Schuld⸗ 
forderungen, ſcheinen aber doch an mehreren Stellen die Eriftenz eines 
(Privat:) Pfandrechts vorauszufegen; die Praxis bes Dberlandgerichts'- 
ift indeß entfchieden für die im Text angegebenen Grundfäge. 
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Verpfänders'), fo wie Unterfuchung des Driginaldocumentsk),; 
und, wenn erfterer nachgewiefen, lebtered tadellos befunden wor: 
den”), eine gerichtliche Verfügung zur Eintragung erforderlich, 
worauf erft dem Smpetranten ein Ingroflationsatteft entweder 
auf der Urkunde felbft oder in einer befonderen Urkunde ausge- 
fertigt wird”). Das Originaldocument erhält der Gläubiger zu: 
ruͤck, eine Abfchrift Davon wird zu den Acten gelegt, und bie voll⸗ 
zogene Ingroffation in den Hypothekenbuͤchern verzeich- 
net”). Ueber jede nachzufuchende Ingroffation wird 24 Stun: 
den vorher ein gerichtlicher Anfchlag gemacht, damit jeder Dritte 
feine etwanigen Rechte in Beziehung auf dad verpfändete Grund⸗ 
fit wahrnehmen könne), audy muß der Schuldner, wenn deffen 
Unterfchrift unbekannt oder die Richtigkeit der Forderung fonft 
zweifelhaft ift, gehört werden?). Werden vom Schuldner oder 
von Dritten, ald Interpenienten, begründete Einwendungen ge- 
gen die Ingroffation erhoben, fo wird leßtere fofort abgefchlagen ;. 


— — — — 


i) Befehl des Gerichtshofs vom 26 April TEEN vom 3, Suni) 
1792 $. 2. 

k) Vergl. das Publicat vom 11. April 1747 6. 1. 

1) Daf. $. 5, ‚vergl. mit ber — Verordn. v. 29. Novbr. 1688 

. 2 
i m) Publicat vom 11. April 1747 Gint. und ©. 1. 

n) Ueber die Einrichtung diefer Hypothetenbücher f. $. 120 Aum,:g:: 
Die Einfiht in die Hppothetenbücher ift einem jeden geftattet. Publicat 
v. 11. April 1747 6. 8. 

0) Ingroffationsverorbn. v. 16. Zuni 1797 $. 1. 

p) Nach dem Älteren Recht wurde ber Schuldner jedesmal vorgela= 
den, und mußte fich in Perfon oder durch einen Bevollmächtigten über die 
erbetene Ingroffation erklären. Erfchien er . fo wurde ihm ein’ präs 
elufivifcher Termin zur Erklärung anberaumt, S. überhaupt das Publi— 
cat vom 11. April 1747 $. 1 und 5. Befehl des Gerichtshofes vom 7.° 
(Yubticat vom 17.) Zuli 1787 $. 1. Ingroſſationsverordn. v. 16. Juni 
1797 $.2 und 6. ; RE 
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find die Einwendungen aber nicht liquid, fo wird, bis zu ausge⸗ 
machter Sache, die Ingroffation ald erbeten in den Hypotheken⸗ 
büchern notirt, und dadurch dem Gläubiger fein Vorzugsrecht 
von dem age ber. erbetenen Ingroffation reſervirt. Daffelbe: 
gefchieht, falls der Schuldner. beim Ingroffationdantrage nicht 
erfchienen, bis zum Eingange feiner Erklärung). — Wird mit 
einer ingroffirten Forderung irgend eine Veränderung (Novation)- 
vorgenommen, fo kann auch diefe, unter Beobachtung deffelben 
Berfahrens, wie bei der Ingroffation, in die Hypothekenbuͤcher 
eingetragen werben. Dies wird Umſchreibung genannt, 
und bebarf es dazu auch noch der Einwilligung aller derjenigen, 
deren Forderungen nach der zu verändernden Schuld auf das 
Immobil ingroffirt worden find. — Die Tilgung ober Er: 
groffation wird ebenfo wie die Ingroffation erbeten, und der Er: 
weis der Zahlung durch Quittung oder fonft verlangt”), worauf 
die gerichtliche Verfügung zur Ergroffation erlaffen wird. Diefe 
wird gleichfalls in den Hppothefenbüchern verzeichnet, dem, 
Schuldner darüber ein Atteftat ertheilt und das Schulddocument 
vernichtet"). 


Die ingroffirten Hypotheken haben im Concurfe den Vorzug 
vor allen, auch den älteren, nicht ingroffirten oder Privat - Hypo- 
theken, Dale — nun — — beſtellt oder Br das Ge- 





q) Befehl des Gerichtshofes v. 7. (Publ. v. 17) Sur 1787 4 2. 
Ingroffationsverorbn, v. 16. Zuni 1797 $. 3 ud 

r) Daß dabei ber Gläubiger perfönlich oder in Vollmacht erfcheine, 
wie früher vorgefchrieben war (Befehl des Gerichtöhofs v. 7. Juli 1787 
$. 1), wird gegenwärtig nicht mehr verlangt. 

s) Publicat v. 11. April 1747 6. 6. Befehl des erichtähete v. 
26. April 1792 $. 11. Ingroflationsverorbn. v. 16. Juni 1797 6.8. 
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feß begründet fein‘), ja felbft vor den privilegirten Pfandrechten, 
indem ben ingroffirten Hypotheken nur die im Ritter» und Land⸗ 
recht") als abfolut privilegirt angegebenen Forderungen vorgehen, 
namlich (außer den Depofiten, fofern fie noch in der Maſſe vor: 
handen): 1) Begräabnißfoften; 2) Arztlohn und Arzneien (in der 
legten Krankheit), 3) Gefindelohn”). 


Unter den einzelnen ingroffirten Hypotheken gehen die dem 
Datum der Ingroffation nach älteren den jüngeren vor. Wenn 
ſich aber an demfelben Tage mehrere Gläubiger mit dem Geſuch 
um Sngroffation ihrer Forderungen auf daffelbe Immobil mel: 
den, fo werben die Ingroffationen nicht nach der Reihenfolge, wie 
die Gläubiger ihre Anträge übergeben, fondern nad} dem Alter der 
Forderungen, und zugleich mit Rudficht auf die privilegirte Na: 
tur derfelben im Concurfe, Locirt”). — Was endlich das Ver: 
hältniß der Privathypotheken unter einander betrifft, fo erkennt 
das efthländifche Landrecht einen Vorzug der Specialhypothefen, 
als folcher, vor den Generalhypotheken nicht an, fondern claffi- 
ficirt alle Privathypothefen, fofern fie nicht mit einem Pri- 





t) Publ. v. 11. April 1747 8.3. ©. U. v. 13. April 1787. Be 
fehl des Gerichtshofes vom 7. Zuli 1787 8.3. — 


u) B. IV. Tit. 7 Art. 2 und 8. Im R. und ER, werben auch noch 
die Ehefram wegen ihrer Dos (Art. 3) und die. Unmünbigen wegen ihrer 
Anfprüde an ihre Bormünber (Art, 4), als abfolut privilegirt bezeichnet; 
allein nach den in ber Anm. v angeführten Gefegen follen nur bie im Text 
genannten Gläubiger den Ingroffarien vorgezogen werben, 

v) * des Gerichtshoſe v.1787 $. 3. Ingroſſationsverordn. v. 
1797 4.7 
w) Vefchi bes Gerichtshofs v. 1787 6. 2. Ingroſſationsverordn. 
v. 1797 6. 6. | 

I. | 23 
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vilegium verfehen. fi ind’), ohne Unterfchieb bloß ... ihrem 
Ater?). Me 


$..164. (159,) 
Fortfegung. Rigiſches Stadtrecht. 


3) Nach dem rigifchen Stadtrecht kann ein öffentliches Pfand- 
recht auf ein in der Stabt.oder deren Gebiet belegened Immo⸗ 
bil.nur vor dem Rathe mittelft Auffhreibung gewonnen 
werden®). Bei einer bloßen Generalhypothek, welche übrigens 
gewöhnlich mit der Specialhypothek verbunden wird, oder einer 
Hypothek an Mobilien findet Feine Auffchreibung flatt. Der 
Regel nach ift zur Auffchreibung die fehriftlihe®) Zuſicherung ber 


x) Ein ſolches Privilegium muß gegenmärtig ben. oben Anm.u ans 
geführten Korberungen, die man ſich als mit einem ftillfehweigenden Pfand- 
recht verfehen zu benten bat (f. unten $. 169), zugefchrieben werden, und 
ſteht außerdem zu : 1) demjenigen, der zum Ankauf eines Haufes oder Gu⸗ 
tes unter ausbrüdlicher Verpfaͤndung des zu erfaufenden Immobild, Geld 
dargelichen, und 2) demjenigen, deſſen bargelichenes Gelb erweislich zur 
nothdürftigen Befferung und Unterhaltung eines Haufes oder Gutes verwen⸗ 
det worden (R. u. ER. B. IV. Tit.7 Art. 6). Demnaͤchſt fteht der Anwend⸗ 
barkeit der überdies gemeinrechttich beftehenden Privilegien einiger Pfand: 
rechte nichts entgegen. Berge. Rieſenkampff's Marginglien ad IV 
7,2u10, bi Ewers S. 550 und 552, 

y) Efthländ. R. und ER. B. IV. Tit. 7 Art. 8: „Sind einem von 
den Gtäubigern alle Haab und Güter ingemein, folgende aber einem Ans 
dern ein befonder Städte von denenfelben Gütern ausdruͤcklich verpfaͤndet, 
fo dat der erfte ben Vorzug, auch in ben hernach einem Anbern'abfonderlich 
und in specie verpfändeten Gütern.” S. auch ebendaf. Art. 7. 

a) Rig. SR. B. II. Gap. 35 $. 1, B. III. Tit.9$.5. Willturi. 
Geſetze Zit. 10 5. Il, 

b) Rig. SER. B. II. Tit.9 $. 2: „Daß Iemanden ein unbeweg- 
liches Erbveftes Guth verpfändet worben ſey, muß er entweder durch 
Stadt : Bücher, oder fchriftliche anderweitige Urkunden, oder auch, ba es 
ohne Schrift gefhehen, dur zwei unverwerfliche Gezeugen 
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Hypothek und die Einwilligung des Schuldners in jene erfor: 

derlich ); ausnahmsweiſe jedoch fann ein Gläubiger, welcher ein 
vechtöfräftiges Urtheil für :fich hat, auch: wider Willen bes 
Schuldners. die Aufſchreibung beim Rathe impetriren‘). Der 
Auffchreibung felbft geht die Eintragung einer Abſchrift des 
Schulddocumentes in das Pfandbuch der Stabt Riga vor. 
aus, welche in der Rathsobercanzlei zu jeder Zeit gefchehen 
kann ®), jedoch nicht das Alter der. Hypothek entſcheidet), wels 
ches vielmehr vom Tage ber eigentlichen Auffchreibung ſich ba- 
tirt. Dieſe kann nur an den offenbaren Rechtötagen vorgenoms 
men werben, und muß Tages zuvor dazu vom wortführenden 
Bürgermeifter: der Zulaß erbeten werden, was Freimahung 
beißt, und in der Art gefchieht, ‘daß der Gläubiger, unter Vor⸗ 
— — oder — Urtheils, im er⸗ 


PR Eöniien : dag u er de in — habendes Kaſtenpfand 
verſetzet, kann er bey ſeinen Eyden erhalten. Hiernach kann alſo eine 
Oypothek in einem Immobib zwar auch. ohne ſchriftliche Urkunde privatim 
beſtellt werden, wenn ſie jedoch zu. einer Öffentlichen Hypothek erhoben 
werben foll, ift die ſchriftliche Form uneriaͤßlich. 

c) Ebendaf. und $. 3. uebrigens ſteht auch der Aufſchreibung pi 
zwar .nicht ausdruͤcklich beftellten,, aber fchon gefeglic beftehenden — 
ſchweigenden Hypothek kein Hinderniß im Wege. 

‚d) Rig. StR. B. II. Cap. 35 $.3. 

e) Das Pfandbuch wird in der Rathsobercanzlei geführt, und in 
daffelbe werbeh die Schulddoeumente nach der Zeitfolge, wie fie beigebracht 
werben, von dem DObernotar Wort für Wort abfchriftlich eingetragen. Iſt 
die Unterfchrift des Schuldners unter dem Driginaldocumente nicht von 
einem Öffentlichen Notar beglaubigt, fo muß der Schuldner die Abfchrift im 
Pfandbuche eigenhaͤndig unterzeichnen, und ſolches vom Obernotar atteſtirt 
werden. Das Originaldocument erhaͤlt der Glaͤubiger, nachdem darauf 
das Datum der Eintragung bemerkt worden, zuruͤck. 

f) Der Act ber Eintragung bat nur den Zwed, eine oleubbeſte Ab⸗ 
ſchrift der Urkunde fuͤr die Acten zu erhalten. 

23 * 
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fteren Fall die Einwilligung des Schuldners in die Auffchrei- 
bung, und in beiden Fällen nachweift, daß dad Immobil, auf 
welches die Auffchreibimg gefchehen fol, dem Schuldner zum 
Eigenthum öffentlich aufgetragen fei._ Am Tage der Auffchreis 
bung. jelbft verlieft fodann der Gläubiger in der öffentlichen 
Rathsſitzung einen Receß, in welchem die Größe der Schulbfor- 
derung, der Name des Schuldners, dad Datum der Urkunde 
und eine genaue Bezeichnung der Specialhypothek, fo wie bie 
Angabe der etwanigen Privilegien der Forderung, enthalten fein 
muß, worauf der wortführende Bürgermeifter über die von ihm 
vorgenommene causae cognitio referirt. Am Schluß ber 
Sitzung wird, wenn gegen bie Auffchreibung von Niemanden 
Einwendungen gemacht worden, eine Gopie des über die Ver: 
handlung aufgenommenen Protocols®) dem Gläubiger zum Be: 
weife feines öffentlichen Pfandrechts audgefertigt). Wer ge 
gen die Auffchreibung proteftiren will, muß fein beffered Recht 
fofort, d. i. in derfelben Sigung des Raths, geltend machen, und 
vor Ablauf von Jahr und Tag bei der competenten Unterbehörbe 
ausführen, wibrigenfalls er feine Prioritätsanfprüche verliert"). 
Die Ergroffation oder Abfhreibung gefchieht auf ähnliche 
Weiſe, wie DieAuffchreibung, gleichfalls in den offenbaren Rechts: 
tagen, nachdem der Schuldner vor dem wortführenden Bürger: 
meifter die Zahlung der Schuld und die Genehmigung des Gläu- 
bigers zur Zilgung nachgewiefen, ober ein rechtöfräftiges Ur- 





g) Diefe Protocolle werben, gleich den übrigen Verhandlungen an 
den offenbaren NRechtötagen, indas Erbe : ud ber Stabt eingetragen. 
©. oben $. 123 Anm. g. 

h) Rig. StR.II, 35, 1. 111, 9, 5. Vergl. die willkuͤrl. Geſetze 
Tit. 10$. 11. 

i) Rig. StR. II, 35, 2. 
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theil, welches ihn zur Ergroffation berechtigt, vorgezeigt, und 
darauf ben Zulaß erhalten hat. — In den übrigen Städten, 
außer Riga, finden Feine offenbaren Rechtötage mehr ftatt (5.121 
a. €, 123), die Eintragung ber Hypotheken in die Hypotheken: 
bücher kann daher zu jeder Zeit gefchehen, und ed werben dabei 
im Weſentlichen diefelben Formen beobachtet, wie nach Landrecht 
im lioländifchen Hofgericht. 

Eine öffentliche Hypothek verfchafft nach dem rigifchen 
Stadtrecht dem Gläubiger den Vorzug vor den Privathypothe- 
carien. Unter einander ordnen fich die Privathypothefen nach 
dem Alter der Forderung, die Öffentlichen nach dem Datum der 
Aufichreibung N), ohne daß bei erfteren ein Unterfchied zwifchen 
General » und Specialhypothefen gemacht wird. Dagegen Eennt 
auch dad rigifche Stadtrecht privilegirte hypothecarifche Glaͤubi— 
ger, welche felbft den öffentlichen‘ Hypothecarien vorgehen), 
während andere, ohne Öffentliche Auffchreibung, mit den öffent: 
lichen Hypothecarien gleichen Rang haben”). Einige ftill- 


k) Daf. B. III, Zit. 10 Nr. 12 und 13. Dem ſteht auch nicht 
entgegen, wenn es in den willkuͤrl. Gefegen Zit. 10 $. 11 heißt: „Derje⸗ 
nige, fo Gelber aufein Grundftüd nehmen will, foll vor E. WE. Rathe 
in den offenbaren Rechtötagen erfcheinen, und folche nach alter Gewohn= 
beit auffchreiben läffen.“ Denn in diefer Beftimmung ift keinesweges, 
wie es den Anfchein haben möchte, die Abficht zu fuchen, bie Privathnpo: 
theken für ungültig oder boch für wirkungslos zu erklären 3 jedenfalls folgt 
bie Praris ben deutlich ausgefprochenen Vorfchriften der rig. Statuten 
a. a. D. und B. II. Tit.9 5.2, oben Anm, b. 

1) Dahin gehört die Wittwe wegen ihrer Morgengabe, und derjenige, 
welcher, unter ausdruͤcklicher Beftellung einer Hypothek, zur. Verbefferung 
und Erhaltung. oder zum Ankauf eines Hauſes Geld bargelichen, oder einen 
ruͤckſtaͤndigen Hauskauffchilling (oder Pfandfchilling) zu forbern hat. Rig. 
SR, B. III. Zit. 10 RL. 8—11, f. unten $. 171 Anm, a und e, 

m) Dahin gehören die Yupillen, wegen ihrer Forderungen an den 
Bormund, von ber Zeit der hbernommenen Bormundfchaft, und die Kins 
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ſchweigende Pfandrechte endlich ſtehen den uͤbrigen rer 
thefen nach"). R 


$. 165. (160.) 
Fortſetzung. Lübifch -reval’fches Rechta). 


4) In Reval gefchieht die Ingroffation, Inprotocollirung 
oder Bergemwifferung auf ftäbtifche und vorftäbtifche Im- 
mobilien P) gleichfalls vor dem Rathe“), und zwar in öffentlicher 
Sigung, zu welcher Zeder Zutritt hat®), jedoch nicht mehr zu 
beftimmten Zeiten im Jahr, wie früher‘). Wer eine Schuld: 


der erfter Ehe, wegen ber ihnen gethanen Ausfpruchsgelver (Rig. StR. 
a. a. O. Nr. 12); den Privathypothecarien gehen fie. indeß nur vor,. wenn 
öffentliche Hypotheken vorhanden find; fehlen diefe, fo ordnen fi 
jene privilegirten mit den Privathypothecarien nach ihrem Alter (daf. 
Nr. 13). Vergl. unten $. 171 Anm, f. 

n) Dies find die unten 6. 171 unter Nr. 4 und 5 angegebenen, Rig 
SIR. a. a. O. Nr. 15 u. 16. | 

a) Vergl. überhaupt den Bericht des Revaler Rathes über das ge⸗ 
richtlihe Berfahren in v. Bunge's Duden des Revaler — 
Bd. 1. S. 319 fog. 

b) Auch hier ſind Ingroſſationen von —— ohne gleich⸗ 
zeitige Specialhypothek nicht üblich, geſchweige denn von Mobiliarver⸗ 
pfaͤndungen. Wohl aber kann, wie nach eſthlaͤndiſchem Landrecht (6. 163 
Anm, e). bei Berpfändung einer ingroffirten Schuldforderung an einen 
Dritten, biefer deren Vergewilferung auf das verpfändete Immobil ver- 
langen, ohne baß der erfte Schuldner einen — dagegen erhe⸗ 
ben darf. 

ec) Luͤb. Recht B. IE zit. 4 Art. J. Revaler Bauerſprache v. 
1560 $. 17, v. 1803 $.1 

d) In älterer Zeit F ofters, aus Kuͤckſicht auf den Privateredit, meift 
auf Antrag der Gilden, die Bollgiehung ber Ingroflationen - —— 
gen Anſchlag und bei geſchloſſenen Thuͤren angeordnet geweſen. S. “®B 
die Gonflitution des Raths v. 12. März 1706 Art. 4. 

e) Wie die Ab⸗ und Zugeichnungen ($. 124), fo durften. früher — 
die Ingroſſationen nur in den dazu beſtimmten beſonderen Juridiken, die fruͤ⸗ 
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förderung ingroffiven laſſen will, muß Tages vorher, vor 12 Uhr, 
beim wortflihrenden Bürgermeifter einen öffentlichen Anfchlag 
und bie Citation ded Schuldners, fo wie etwaniger anderweiter 
Intereſſenten '), erbitten. In der Rathsfigung des folgenden 
Tages bringt er. fodann — unter Producirung ded Originaldo⸗ 
cument8®) und: Rachweifung des Befistiteld ded Schuldners — 
fein. Gefuch mündlich an, worauf, nach vernommener mindlicher 
Erklärung des Schuldners und der etwa erforderlichen Gegener⸗ 
klaͤrungen, fo wie. ber Anträge Dritter — welche entweder Prote: 
ftationen anbringen, ober interveniendo um gleichzeitige Ingroffa- 
tion ihrer Forderungen an denſelben Schuldner bitten fönnen — 
ber Rath das Erkenntniß faͤllte). Kann legteres nicht ſofort 
gefchehen, fo wird dennoch die Ingtoffation, falls fie nachgege- 
ben wird, nicht vom Tage des Erkenntniffes, fondern vom age 
der gefchehenen Anfuchung an gerechnet. Von jedem zu ingroffi- 
renden Documente wird übrigens eine Abfchrift zurüdbehalten, 





ber dreimal (Goder des luͤb. Rechts f. Reval v. 3. 1257 Art. 2 und 3), 
fpäter zweimal jährlich (Gonftitution des Rathes v. 12, März 1706 Art. 4) 
gehalten wurben, vorgenommen werben... Allein auch dies wurde durch 
den Giviloberbefehlshaber von Efthland im I. 1812 aufgehoben (Regie: 
tungspublicat v. 17. April 1812). 

f) Sind Frauenzimmer betheiligt, fo wird auch hier in ber Weiſe 
verfahren, wie oben $. 124 Anm. k angegeben ift. 

g) uUebrigens kann auch ohne Dazwiſchenkunft einer fehriftlichen Ur; 
kunde auf das bloß mündliche — des Debitors die Ingroſſa— 
tion nachgegeben werben. 

h) Sind bereits früher Forderungen auf das Immobil ingröffirt, fo 
wird fhon ex: officio die neue Ingroffation immer nur mit ausbrüdlichem 
Vorbehalt der befferen Rechte der älteren Ingroffarien nachgegeben, ohme 
daß legtere ſolche Rechte befonders zu bewahren nöthig haben. Bu folchem 
Zweck wird zu.jedem Ingroſſationsact in der Banzlei ein betreffender 
Auszug aus ben ee ie ‚angefertigt und dem Rathe vor: 
gelegt. 
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das Original erhält der Gläubiger, nebft dem Zeugniß über die 
vollgogene Ingroffation zuruͤck). — Bei jeder Novation einer in- 
groffirten Forderung bedarf es einer Umſchreibung, bei wel- 
cher diefelben Formen, wie bei der Ingroffation, zu beobachten 
find, und zu deren Rechtöbeftändigkeit auch noch die Einwilligung 
der fpäteren'Ingroffarien erforderlich ifl. — Ganz analog dem 
Berfähren bei der Ingroſſation ift ferner das bei der Tilgung oder 
"Ergrofjation, indem auch hier zuvor ein Anfchlag erbeten mwer« 
den muß, und Tags darauf in Öffentlicher Rathsſitzung die In: 
tereflenten gehört werden, worauf erft die Tilgung verfügt wird. 
Jede Ingroffation, wie jede Umfchreibung und Tilgung wird 
von einem Ganzleibeamten bed Rathes in die Grund- und Hy⸗ 
pothefenbüder*) verzeichnet. — Ald Erforderniß zur Guͤl⸗ 
tigkeit einer öffentlichen Hypothek verlangt übrigens noch das luͤ⸗ 
bifche Recht, daß 1) die Eintragung der Hypothek nicht fpäter, 
als wenigftens vier Wochen vor einer etwanigen Flucht des 
Schuldners oder dem Ausbruche des Goncurfes über fein Vermoͤ⸗ 
gen ftattgefunden habe), fo wie 2) daß dem Gläubiger auch 
wirklich eine Hypothek für ein wahres Debitum vom Schuldner 
beftellt ”), und die Ingroffation nicht in fraudem creditorum ge- 
fchehen fei"). Die heutige Praris giebt jedoch — auch wider 
den Willen des Schuldners — die Ingroffation nicht nur von 





i) Die Abfchriften werden nach Jahrgaͤngen gefammelt. 
k) ©. oben $. 124 Anm. l. 


) ib. StR. B. IH. Zit.4 Art. 1 a. E. Vergl. auch Zit. 1 
Art. 3. 


m) Stillfchweigende Pfandrechte bilden natürlich eine Ausnahme bon 
diefer Regel. 


na) Luͤb. StR. B. II. Tit. 4 Art. 1. 
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Forderungen, die bereitö mit einer Privathypothek verfehen find, 
foridern auch von allen irographarifchen Forderungen nach, ver: 
langt aber, wenn die Ingroffation principaliter erbeten wird, 
dag im erfleren Falle eine fpectelle Hypothek beftehe, im letz⸗ 
teren die Forderung liquid und fällig ſei; interveniendo dagegen 
darf: um Vergemwifferung jeder: Forderung ohne Unterfchied nach⸗ 
gefucht werben ; -ift fie aber nicht Liquid, fo wird die Ingroffe: 
tion in quantum juris nachgegeben. Wird gegen den principa- 
liter eine Ingroffation impetrirenden Gläubiger von Seiten bes 
Schuldners ein Widerfpruch erhoben, der von jenem nicht fofort 
befeitigt: werben Fan, fo wirb der Smpetrant zwar mit feinem 
Ingroffationsgefuche in dem obfchwebenden Termine abgewie⸗ 
fen), ihm jeboch für den Fall, daß fpäter der Widerfpruch des 
Gegners ald unbegründet fich erweift, die Priorität von dem Tage 
der erbetenen Ingroffation vorbehalten. — Wiewohl übrigens 
das lübifche Recht Feine andere ald gerichtlich beftellte Hypo» 
thefen an Immobilien, nach dem Alter der Beſtellung, für 
wirffam erfenntP), fo find nach dem neueren Recht doch auch 
Privathypothefen gültig, welche den Gläubigern einen Vor: 
zug vor ben Chirographarien geben, den öffentlihen Hypothe: 
Pen jedoch nachftehen‘). Selbft vor den an fich privilegirten Hy⸗ 
pothefen, wenn fie nicht ingroffirt find, haben die ingroffirten 





0) Falls derjenige, welcher principaliter um Ingroffation einer For⸗ 
derung gebeten, mit biefem Gefuch abgewiefen wirb, oder freiwillig davon 
wieder abfteht, fo fallen auch die bei jenem Gefuch von dritten Intervenien- 
ten" nachgefuchten Ingroffationen von felbft hinweg. 
| p) Daf. B. II. Tit. 4 Art. 1. Vergl. auch Zit. 1 Art. 12 und 
Revaler Bauerfprache v. 1560 $. 17. 

q) Sonftitution des Rathes vom 12. März 1706 Art. 45 ©. U. v. 
13. April 1787. Vergl. aub Mevii —⸗ ad * Lub. L. III. 
T. 4 Art. 3 No, 58 segg. 
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ein Vorzugsrecht. Unter einander: ordnen ſich die oͤffentlichen 
Hypotheken nach. dem Alter bet Ingroffation, und zwar fo, daß 
die in derſelben Sigung ingroffirten Forderungen an füh (d. h. 
abgefehen von ihrer fonft privilegirten Natur) gleiche Rechte 
haben. ° Derjenige Gläubiger, welcher. eine Forderung. bei Gele- 
genheit der Zugeichnung des Immobild an feinen Schuldner auf 
daiffelbe vergewiſſern Täßt, ‚genießt: bei einem. fünftigen Concurſe 
das Abfonderungdreht"). Die Privathypothelen dagegen haben, 
ſelbſt wenn fie von verſchiedenem Alter find, Fein Vorzugsrecht 
vor einander, daher die Privathypothecarien im Concurſe, wenn 
die Maſſe zu ihrer: Befriedigung nicht zureicht, hinfichtlich ihrer 
Sapitalforderungen:;pro.tata befriedigt werden *) , ſofern nicht 
BR: derfelben: — ar en ko 


$.: 166. (161) | 
Fortſetzung. Bauerrechte. 


R 9 Von den Beuerechten. erkennt das efihländif he nur 
Specialhppothefen, welche auf ein dem Schuldner eigenthümlich 
zugehöriges Smmobil oder auf gerichtlich pergewifferte Capita⸗ 
lien, gerichtlich verfehrieben find, für zuläffig*), daher weder Ge- 
neralhypotheken, wenn ſie auch gerichtlich beſtellt ſein ſollten 
noch Privathypotheken irgend Kraft und Wirkſamkeit haben, noch 





7) Bericht des Rathes ai a. O. (ſ Anm. a) S. 822. 
in. 8) Gonſtitution des Rathes vom 12. Maͤrz 1706 Art. 2. 

t) Bu ſolchen privilegirten Pfandrechten gehört nach luͤbiſchem Recht 
das ber (unbeerblen) Ehefrau’wegen ihres Brautfchages (vergl, luͤb. SIR. 
B. III. Zit, 1 Art. 9 und 12), das. der Kinder erſter Ehe, wegen ber 
ihnen gemachten Ausſage KR Art. — und die te ie Hypo: 
theken des gemeinen Rechte. 

a) Efthländ. BEB. $. 510, 5ll. 
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ein vorgügliches Recht dem Gläubiger verfchaffen ſollen). Die 
Verſchreibung geſchieht beim Kreißgericht, welches zu dem Zweck 
ein gehörig beglaubigtes Schnurbuch führt, in welches der Serre, 
tär, nachdem 24 Stunden vorher ein Anfchlag beforgt worden), 
die nachgefuchte oder beftellte Hypothek unter dem Tage, wo fie 
gefucht worden, einträgt‘). Keine Eintragung darf jedoch an⸗ 
ders ald mit Einwilligung ded Schuldners, welche übrigens auch 
in der Urkunde erklärt fein Tann, gefchehen‘). — Diefe Be: 
ſtimmungen bed efthländifhen Bauerrechts find indeß bis jegt 
nicht in Wirkſamkeit getreten; vielmehr werden ſaͤmmtliche In— 
groſſationen auf Bauergeſinde oder Landſtellen beim Oberland: 
gericht, in der oben $. 163 angegebenen Weife, vollzogen. 

Das livländifhe Bauerrecht kennt ſowohl private 
als öffentliche Hypotheken, und macht auch zwifchen generellen 
und fpeciellen Feinen Unterfchied. Die öffentliche wird begruͤn— 
det durch Eintragung jedes fchriftlichen oder mündlichen hypothe⸗ 
carifchen Vertrages oder Schuldbefenntniffes in dad Gontracten: 
buch‘), welches zu dem Zweck bei den Kirchfpielögerichten geführt 
wird). Vor der Eintragung muß indeß bie Geſetzlichkeit der 
Schuldforderung von der Behörde bepruͤft werden®).. Mit dem 
Öffentlichen Pfandrecht, welches dem privaten vorgeht, hat gleiche 
Rechte ein vor Eröffnung des Concurfes in das Contractenbuch 





b) Eſthlaͤnd. BGB. $. 511. 
c) Daf. $. 513. 
4) Daf. $. 510, 519. 
e) Daf. $. 514, 
R > f) Livlaͤnd. BB. 8.320. Ergänzende Beftimm. v. 23. Jan. 1845 
& 61. 
8) ©. unten $. 225. 
h) Rioländ. BB, $. 170 9.5. 
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eingetragenes rechtökräftiges Urtheil. Die früher eingetragenen 
ee. und —— haben vor den ſpater ie 
ben Sorzug . 
$. 167. (162) 
2) Hnfeoiige Pfandreht an Immobilien 9 mit Beſi ig: 
Smmiffion, insbefondere nad Landrecht. 
| Das nothmwendige, d. i. wider Willen des Schuldners be> 
gründete, Pfandrecht kann entweder durch Dispofition des Ge- 
fetzes, oder durch gerichtliche Beſtellung eines Pfandrechts ent— 
ſtehen. Das erſtere, geſetzliches oder ſtillſchweigendes Pfandrecht 
genannt, iſt nicht nothwendig mit dem Beſitz der verpfaͤndeten 
Sache verbunden. Das gerichtliche Pfandrecht an Im— 
mobilien gruͤndet ſich ſtets auf ein rechtskraͤftiges richterliches Er⸗ 
kenntniß, und kann entweder eine bloße Hypothek, — wovon 
bereits oben (F. 160) die Rede geweſen, — oder ein mit Beſitz 
verbundenes Pfandrecht fein, welches Ießtere, fofern es in Immo- 
bilien beftelt wird, Smmiffion, der Gläubiger, welcher ſolche 
erlangt hat, Smmiffar, der Schuldner aber Ermiffar 
genannt wird®). 
Nach dem liv» und eftpländifchen Landrechte®) befteht die 
Immiſſi ion darin, daß dem Glaͤubiger, der ein rechtskraͤftiges 


i) Livl. BV. $. 320. 
a) v. Samſon's Inftitutionen bes livl. Proceffes $. 1008, 1063. 


b) Das efthländifche Ritter - und Landrecht (B. I. Tit. 34 Art. 3) 
deutet bereits biefes Inftitut an, daffelbe wurde aber erft fpäter durch bie 
ſchwediſche Geſetzgebung mehr ausgebildet, und in dieſer Weiſe auch in 
Eſthland, gleichwie in Livland, practiſch. Vergl. beſonders die koͤnigl. 
Reſolution vom 13. April 1698 und Rieſenkampff's Marginalien 
bei Ewers ©. 514 und 549, 


zit. 8. Bon dem Pfandrecht.  $. 167. 365 


- 


Urtheil für fich hat, aus dem unbeweglichen Vermoͤgen bes 
Schuldners, nach einer gewiffen gefeßlichen Zare, durch den or: 
dentlichen Givilrichter“) fo viel zur Nutzung zugefchlagen und 
eingewiefen wird, ald zur Dedung der — zu ſechs Procent, wenn 
es vertragsmaͤßige, zu fünf Procent, wenn es Weilrenten find, 
zu berecänenden‘) — Binfen feiner Capitalforderung erforderlich 
iſt). Da demnach die Immiffion eine Art der Erecution in das 
unbewegliche Vermögen eines Schuldners ift‘), fo gehören bie 
näheren Beflimmungen über das dabei zu beobachtende Verfah⸗ 
ren in die Proceßlehre?). Wer auf dieſe Weiſe eine Immiſſion 
in ein Grundftüd erlangt hat, kann daraus nicht anders, als 
durch Urtheil und Recht verdrängt werden ®), und hat den Vor: 
theil, daß er auch während des Goncurfes über das fchuldnerifche 
Vermögen Renten bezieht). Nach ausgebrochenem Concurfe ift 
jeboch, wie jede andere Erecution zum Beften eines einzelnen 
Glaͤubigers, fo auch die Immiſſion unzuläffig”). Auch darf in 





c) v. Samfon a.a.D.$. 1049. 

d) Die Beftimmung ber Livländifchen Landesordnungen vom 22, 
September 1671 Abfchn. 5, daß bie Binfen zu zehn Procent berechnet 
werben follen, ift durch fpätere Gefege abgeändert. Königl. Refolution 
und Erklärung vom 28, Januar 1685. Vergl. auch koͤnigl. Placat vom 
16. December 1687. 

e) ED. von 1671 Abfchn. 5. Inftruction des Hofgerichts an bie 
Landgerichte vom 15, Juni 1723. | 

H v. Samfon a. a. D. $. 1008. . 

) v. Samfon a. a. O. 1.1063 — 1081. Nielfen’s Pro; 
cefform $. 521—538. Deffen Handbuch zur Kenntniß der Polizeis 
gefege Th. II. ©. 72 fgg. W. Hezel’s Grundlinien bes Civilproceſſes 
$. 110—113, 

h) Königl. Refolution vom 29, November 1688 $. 2. 

i) v. Samfon a. a.D. $. 1303, 1357 Anm. *). Nielfen’s 
Procepform 5. 523,533. Hezel a. a. O. $. 110. 

k) Nielfen a.0.D.$9.533a.€ Vergl. v. Samſon $. 1299 
1320. et 
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ein mit Pfandbriefen ober landſchaftlichen Obligationen: der Cre⸗ 
ditvereine belegtes Gut keine Smmiffion-volljogen werden®y, und 
weil gegenwärtig. faft alle Landguͤter Bio: und Efihlahde, falls 
auf. ihnen überhaupt Schuldert ruhen, zunaͤchſt Darlehen aus 
ber Grebitcaffe Haben, fo find bie — onen — ganz ur 
Anwendung gekommen. 


Die Immiffarien flehen zwar den Sfenftigen —— 
nach ”), koͤnnen aber gleiche Rechte mit ihnen durch Ingroſſa⸗ 
tion ihres gerichtlichen Pfandrechts erlangen, wozu des Schuld⸗ 
ners Einwilligung nicht erforderlich ift”). Nach der Praris 
darf der Exmiſſar, gegen Vorauszahlung der Immiſſi jonsrenten, 
verlangen, in den Naturalbeſi itz der Immiſſi onsobjecte zu treteit®). 
Innerhalb Jahr und Tag ift er, wie feine Erben und Verwandten, 
berechtigt, durch Erlegung das ſchuldigen Capitals die Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Immiſſion einzuldfen?). Geſchieht dies nicht, fo kann 
der Immiſſar, nach Belieben, im Beſitz der Immiſſion bleiben, 





H Vergl. das livlaͤnd, Creditreglement vom 15. October 1802 6. 127 
— 129. Zuſaͤtze zum eſthlaͤndiſchen Greditreglement Gap. VII. Eſthlaͤnd. 
Ereditreglement vom 3. 1846 $. m vSamfonaa, D. '$ 1064 
und unten 8. 175. 

m) Not. e. pag. 142 8. Vergl. v. Sanfik: $. 1357. Ein 
Befehl des eſthlaͤrdifchen Gerichtshofes an das damalige Dberfandgericht 
vom 23. März 1788 fchreibt auf Grundlage des R. u: ER, IV, 6,10 
u. 12 und der koͤnigl. Erecutionsverordn. v. 10. Juli 1669 $. 9 vor, feine 
Smmifflon in einem Immobil anders, als nach vorgängiger Befragung 
und Einwilligung der übrigen Grebitoren, deren dorderngen auf bem 
Immobil ingroffirt find, zu decretiren. 

n) Königl. Placat vom 24. Januar 1684. | 

0) v. Samfon a. a. D. $. 1067. Nielfen’s Proceßform 
6. 523 und 881. Hegel a. a. O. $. 1114. E. 

p) Königl. Ereeutionsverordnung dom 19. Juli 1669. $. 6. son 
Refolution vom 28, Januar 1685. 
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bis feine Forderung ganz bezahlt ift), ‚oder, nach Ablauf: von 
Jahr und Tag, auf öffentliche Berfteigerung der Immiffion beim 
competenten Richter antragen”). : Meldet fich Fein Kauflieb⸗ 
haber, fo kann ber Immiffar um gerichtliche Schägung der Ime 
miffion bitten, und fie kaͤuflich an ſich bringen*). Iſt die Bezah⸗ 
lung auf irgend eine Weife erfolgt, fo hoͤrt die Immiffion auf, 
und der competentei Richter vollzieht, auf besfalfige. Anzeige, bie 
förmliche Aufhebung derſelben (R een) in Gegenwart 
des Ermiffars‘). 

Den ’ das us der ae ganz une 
— 


§. 168, (163.) Dr 
Sortfegung. "Smmiffion nach den Stabtrechten. - 


Nach dem rigifchen Stadtrecht kann die auf. ein 
rechtskraͤftiges Erkenntniß erfolgende Immiſſi on in ein Immo⸗ 
bil, da der Glaͤubiger dadurch ein dingliches Recht an bemfelben 
erhält, nur in den offenbaren Rechtötagen erlangt werden. Der 
Immiſſi on geht der —— Auf bot des ſchuldneriſchen Im⸗ 





9 Konigl. Refolution vom 29, November 1688 5. 2 Rönigt, Re: 
feript vom 12. Sanuar 1698, 

r) Königl. NUEROREIRINTONBIURG “aD. "Sn. Reſtriyt vom 
13. Sanuar 1698, | ı Borg ers 

8) Königl, Brief vom 18, April 1699. 

t) Livl. ED. vom Jahre 1671 a. a. O. 

u) Das efthländ. BGB, enthält nicht einmal über die Erecution 
eines rechtsfräftigen Urtheils überhaupt. Beſtimmungen; die livlaͤndiſche 
BB. 5.330 beftimme hinfichttich dev Exesusion in Immobilien nur, daf 
dieſelbe durch Beſchlaglegung und Stellung des Immobils unter gerichts 
liche Aufficht vollzogen wird; und daß, weunn der Glaͤubiger wicht binnen, 
Jahresfriſt anderweitig befriedigt wird, das rn — 
Bekanntmachung Ra verfteigert werben fo; .!) -i 
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bils von Seiten des Glaͤubigers voraus, wozu die Erlaubniß bei 
der Behoͤrde, welche das betreffende Erkenntniß gefaͤllt hat, nach⸗ 
zuſuchen iſt. Iſt dieſe erfolgt, ſo wird das Immobil — es mag 
in der Stadt oder in den Vorſtaͤdten belegen ſein — durch den 
Executionsimpetranten bei dem Voigteigericht, und zwar mit⸗ 
telſt mündlichen Antrags an den offenbaren Gerichtsta⸗ 
gen, zum Aufbot gebracht”). Diefe ‚offenbaren Gerichtötage 
werben, bloß zu biefem Zweck, vom. Voigteigericht an jebem 
Mittwoch vor jedem der offenbaren Rechtötage (von denen das 
her die Gerichtötage wohl zu unterfcheiben find), alfo vor Weih- 
nachten, DOftern, Johannis und Michaelid (vergl. oben $. 123) 
je dreimal, von acht zu acht Tagen, Vormittags um 11 Uhr, an 
einem unter dem Balcon des Rathhaufes auf der Treppe aufge 
ſtellten Gerichtötifche, öffentlich abgehalten”). Jeder Aufbot ift 
mit ber Aufforderung des Schuldners zur Zahlung der Schuld 
(Ankündigung oder Denunciation des Aufbotd) vers 
bunden. Erfolgt nach dem dritten Aufbot Feine Zahlung, fo 
verlautbart ber Gläubiger vor dem Rathe, an dem nächften offen: 
baren Rechtötage — nachdem er den vorangegangenen Aufbot 
und Ankündigung nachgewiefen — einen Bot (Anbot) auf 
das Immobil, und find deren mehrere, auf jedes beſonders, und 
bittet um die Immissio ex primo decreto, welche ihm ber Rath 
nicht verweigern barf®). Ueber die Verhandlung erhält er ein 
ProtocoN, mit welchem er ſich nun bei dem Boigtei- und refp. Lands 





a) Rig. SR. B. II. Gap. 32 $. 6 und 7. 

b) Es ift nicht nothwendig, den breimaligen Aufbot von 8 zu 8 Tas 
gen hintereinander zu bewerfftelligen, fonbern er kann ausgefegt und z. B. 
4 oder 4 Sahr fpäter (aber immer nur an einem offenbaren Gerichts: 
tage) fortgefegt werben. | 

c) Rig. StR. II, 32 $.7. 
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voigteigericht (je nachdem das Immobil in der Stadt oder in den 
Vorftädten belegen) melden und um Vollziehung fuchen muß. 
Die Vollziehung gefchieht durch eine fymbolifche Tradition ®), und 
ed erwirbt der Gläubiger durch diefe Immissio ex primo decreto 
ein gerichtliched Pfandrecht an dem Immobil®), jedoch ohne Nas 
turalbeſitz ). Er erhält dadurch das Recht und zugleich bie 
Pflicht, das Immobil zu ,„wahren”, d.h. darauf zu fehen, 
. daß e8 nicht vermahrlofet werde, und wird gleichzeitig von Gerichts 
wegen bem Eigenthlimer oder Miethsmann aufgegeben, dad Im- 
mobil zu hüten. Binnen Jahr und Tag, nämlich von dem 
offenbaren Rechtötage, wo die Immiſſion verfügt ift, bis auf des 
folgenden Jahres leßten offenbaren Rechtstag felbiger Zeit, find 
alle Gläubiger, welche Forderungen, für welche das fehuldneri- 
Ihe Immobil haftet, haben, fchuldig, fich mit diefen Forderungen 
zu melden, und befugt, ein höheres Gebot auf das Immobil zu 


—— — 


d) Daſ. F.833 „— — Der Voigt gehet mit dem Untervoigt unb 
Secretario in das Haus oder Erbe, und thut allda dem Gläubiger felbi- 
ges als ein Pfand, mit Ueberreichung des Thürkioppers, übergeben, dem 
Eigner aber ober Mittlinge anmelden, daß nunmehr felbiges des Klägers 
gerichtliches Pfand worden, und zu Bewahrung demſelben eingegeben fei.' 
— Die Vollziehung diefer Immiſſion pflegt jest mißbräuchlich nicht gleich, 
nachdem fie beeretirt worden, erbeten zu werben, fondern erft nach einem 
Jahr zu gefchehen, nämlich wenige Zage vor der Immissio ex secundo 
decreto. in anderer Mißbrauch befteht darin, daß die Immissio ex 
primo decreto auf eben, welcher nachmals mehr bietet, — ben Anbot 
verbeffert, — übertragen wird, während in früherer Zeit bloß der ver: 
befjerte Anbot verfchrieben zu werben pflegte. S. bie rigifchen Rathöpro- 
tocolle von den Zahren 1552, 54, 55, 58. 

e) Daß fchon vorher der Gläubiger ein (außergerichtliches) Pfand: 
recht an dem Immobil gehabt habe, ift nicht erforderlich, denn dieſes Ver—⸗ 
fahren findet auch bei perfönlichen Forderungen ftatt. Rig. StR. 
0,0. 0.8.10 a. €. | 

f) Rig. SR, a. a. O. $. 8. ae Nielfen’ 8 Proceßform 
§. 538 Anm. *). 
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hun, wie denn auch jedem Dritten bie icitation underwehrt 
iſts). Nach Ablauf diefer Frift, während welcher dad Immobil 
dergeftalt „zum Anbot geſtanden“, erfolgt ber Zufchlag ober bie 
Immissio ex secundo decreto an den Meiftbieter, in Folge deren 
der Schuldner oder Miethsmann, nach Willkuͤr des Meiftbieters, 
das Haus zu räumen oder ihm die Miethe zu zahlen ſchuldig iſt. 
Sechs Wochen von diefer zweiten Immiſſion an gerechnet haben 
der Schuldner oder deſſen nächfte Werwandte noch dad Recht, 
dad Immobil gegen Erlegung des Meiſtbotſchillings zu reluiren"). 
Gefchieht dies nicht, fo berichtigt der Meiftbieter feinen Meiftbot 
beim vefp. Niedergericht, erhält von diefem eine foͤrmliche Adjudi⸗ 
cation, und bie Erlaubniß, fi) nunmehr das Immobil als fein 
Eigenthum auftragen zu laflen, und ermwirkt folched beim Rath, 
unter Borweifung ded Detrets, was wieder an einem offenbaren 
Rechtstage gefchieht‘). — Diefed Verfahren ift übrigens num. . 
noch in Riga felbft üblich, nicht aber in den andern Städten, wo 
vigifches Recht gilt"). In diefen wird vielmehr die Erecution in 
ein Immobil in der Art vollzogen, daß daffelbe, ohne daß dem 
Gläubiger ein Pfandrecht daran beftellt worden, nach vorgängis 
ger Bekanntmachung, öffentlich verfteigert wird. 


Auch nad) Fübifhem Recht erlangt der Gläubiger durch 
die Einweifung oder Immiffion in ein Immobil ein Pfandrecht 
an demfelben'), deffen Auslöfung dem Schuldner im Laufe von 
vier Wochen geftattet if, fo daß, wenn fie alddann nicht erfolgt, 


g) Rig. SR. a. a. O. FG. 9. 

h) Daſ. $. 10, 11. &. unten $. 185 fgg. 

i) ©. oben $. 123. 

k) Vergl. indeß Nielfen a. a. O., wonach biefes Verfahren in 
Pernau uͤblich ſein ſoll. 

1) Luͤb. StR. B. III. Tit. 1Art. 7. 
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das Immobil verfteigert wird”). . Eigenthümlich: ift. die Be: 
flimmung, daß, wenn der Schuldner abwefend ift, deſſen Ehe- 
frau binnen Jahr und Tag nicht aud dem Haufe gewiefen wer: 
den darf, es fei denn, daß fie mit für die Schuld verhaftet, ober 
daß der Schuldner notorifch wegen Nichtzahlungsfähigkeit flüch- 
tig geworden wäre”), In Reval, wo die Immiſſion in der an- 
gegebenen Weife noch bis gegen das Ende des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts uͤblich geweſen war?), iſt fie ſeitdem ganz außer Ge- 
brauch gekommen, und an deren Stelle die ſofortige Verſteigerung 
des Immobils, in welches die Execution vollzogen werden ſoll, 
getreten. 


$. 169. (164.) 

b) unfreiwilliges Pfandrecht ohne Beſitz: ftillfchweigendes ober 

gefegliches Pfandrecht. 

Dos fillfhweigende oder gefeslihe Pfand: 
recht ift ein Inftitut des römischen Nechts, welche im pro: 
vinciellen Land- und Stadtrecht recipirt, und theil3 durch Ge- 
feße, theild durch Praris weiter fortgebildet worden if. Die 
Bauerrechte Fennen Fein ftilfchweigendes Pfandrecht, und muß 
namentlich im efthländifchen Bauerrecht, wegen der auöfchließ- 
lichen Wirkſamkeit der öffentlichen Hypothek($. 166), daffelbe 
als durchaus unzuläffig angenommen werden. Was zundchft 
die im efthländifchen Ritter » und Landrecht aufgezählten ftil- 
ſchweigenden Pfandrechte anlangt, fo find fie zum heil dem roͤ— 
mifchen Recht faft unverändert entlehnt, namentlich: 1) das zu- 





m) Luͤb. StR. B. V. Zit. 6 Art, 2. 
n) Daf, 8, III. Tit. 4 Art. 0000. a 
0) Harpe’s Repertorium Bd, VII. S, 269. fag. 

24* 
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gleich mit einem Retentionsrecht- verbundene, fpecielle Pfandrecht 
des Wermietherd eined Haufes, Gemachs, Keller, Bude und. 
dergl. wegen des ruͤckſtaͤndigen Miethzinfes und ber Deterioratio- 
nen, an demjenigen, was der Miethsmann an ihm eigenthuͤm⸗ 
lich gehörigem Hausgeräth, Waaren oder fonftigen Mobilien in 
das gemiethete Local gebracht”); 2) das gleichfalls mit Neten- 
tionsrecht verbundene fpecielle Pfandrecht des Verpächters eines 
Landgutes wegen ruͤckſtaͤndigen Pachtzinfes, ſowohl an den in das 
gepachtete Gut, Haus und Hof gebrachten Mobilien, ald an den 
auf dem Gute gewachfenen $rüchten®); 3) das allgemeine Pfand- 
recht der Ehefrau an dem Vermögen ihres Ehemannes, wegen bed 
in die Ehe gebrachten Brautſchatzes“), und 4) der Pupillen an 
dem Vermögen ihrer Bormünder und Euratoren wegen aller aus 


# - 


a) R. und ER. B. IV. Zit. 6 Art. 21. v. Madai, bas Obliga=- 

tionenrecht Efth=, Liv = und Eurlande, Lief. J. S. 178 fgg. Die Praris 

gefteht dem Vermiether in diefem, und bem WBerpächter in dem ſolgenden 
Falle ein Separationsrecht zu. 


b) Das R. und ER. gefteht a. a. O. Art. 22, wo ex professo vom 
ftillfchmweigenden Pfandrecht gehandelt wird, bem Verpachter bloß das ge- 
meintechtliche Pfandrecht an den Früchten zu, an einer anderen Stelle da⸗ 
gegen, 8. IV. Zit. 16 Art. 3, wo von dem Mieth- und Pachtvertrage bie 
Rebe ift, wird das gemeinrechtlich nur dem Vermiether eines praedii ur- 
bani zuftehende ftillfehweigende Pfandrecht an den invectis et illatis 
auch auf den Verpachter eines praedii rustici übertragen. ©. v. Ma— 
dai a. a. O. &.180 fgg. Uebrigens ift in einer von beiden Stellen 
deſſen erwähnt, daß dieſes Pfandrecht fi auch auf die Forderungen bes 
Verpachters wegen Deteriorationen beziehe 5 es ift vielmehr in beiden bloß 
von dem rüdftänbigen Pachtzins die Rede. — Leber bie Frage, ob das Pfand: 
recht des Vermiethers fi) auch auf die invecta et illata des Aftermiethers 
erftrede, vergl.v. Madai a. a. O. S. auch noch die vorhergehende 
Anm, a. 


c) R. u. ER, B. IV. Zit. 6 Art. 28. Vergl. übrigens Niefen- 
tampff’s Marginalien zu 8. IV. Zit, 7 Art. 3. 
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der Verwaltung der Bormundfchaft und Euratel entipringenden 
Forderungen). Die übrigen ftilffchweigenden Pfandrechte des 
römifchen Rechts fcheinen von der efthländifchen Iandrechtlichen 
Praxis nicht anerkannt zu werden. Dagegen wird, gegen das 
römifche Recht, 5) dem Verkäufer eined Smmobild wegen bes 
rüdftändigen Kaufichillings ein fpecielles gefegliches Pfandrecht 
an bem verkauften Immobil eingeräumt ®), und 6) demjenigen, 
der zur Erbauung, Beſſerung und Unterhaltung eined Haufes 
oder Gutes, nicht nur Geld fondern auch andere (vertretbare) 
Sachen dargeliehen, ein ſpecielles Pfandrecht an dem Haufe ober 
Gute, wenn nämlich dad Geld (oder die Sachen) dazu verwen: 
det worben?). 

Bon den einzelnen diefer Pfandrechte zuftehenden Privile- 
gien ift bereitö früher gehandelt worden ®). 
$. 170. (165.) 
Fortfegung. Lioländifches Landrecht. 


Die livlandifche Iandrechtliche Praris hat in die Lehre von 
dem gefeßlichen Pfandrecht die größte Verwirrung gebracht, in- 
dem fie das ftillfchweigende Pfandrecht nicht nur mit den im 
Concurſe abfolut oder fonft privilegirten Forderungen, ſondern 
auch mit dem fpeciellen (particulären) Pfandrecht überhaupt, ja 


d) R. u. ER. B. IV Tit.6 Art.23 und B. U. Tit. 13 Art, 4,- 
Efthländ. Landwaifengerichtsorbnung v. 3. 1724 Zit. 12 Art. 1 a. E. 

e) Rund ER. IV, 6,24. Nach der Praris bat gleiches Recht. 
mit dem Verkäufer der Verpfänder eines Immobils, wegen des rüdftän- 
digen Pfandſchillings.  ® 

f) R. und ER. a. a. O. v. Madai inden Erörterungen Bd. V. 
S. 51 fgg. 

g) Bergl. $. 163 Anm. u und x, 
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fogar mit dem öffentlichen Pfandrecht verwechfelt”). Die Quel- 
len, auf welchen diefe Praxis beruht, welche aber zu jenen Irr⸗ 


a) Belege dafür finden fich in den Darftellungen ber Orbnung der 
Goncursgläubiger, wie fie von ben practifchen Zuriften Livlands, auf 
Grundlage biefer verworrenen Praris, aufgeftellt wird, namentlich von 
Nielfen in der Procefform 5. 436 fgg., 578 fag., v. Budden⸗ 
brod in der Sammlung ber Gefege Bd. II. ©. 1041 fog. und v. Sam- 
fon in ben Inftitutionen des Livländifchen Proceſſes $. 1355 fgg. Die 
befte Ueberficht gewährt die Darftellung in dem Iegtgenannten Werke, wo 
die hypothecariſchen Gläubiger im $. 1356 folgendergeftalt claffifieirt er- 
fcheinen ; 

„Zu den Öffentlichen Hypothecarien gehören diejenigen: 1) welche 
ihre Forderungen gehörigen Orts ‚und zu gehöriger Beit auf ihre Hppo= 
thek haben gerichtlich verfichern (ingroffiren) laffen. Diefen werben gleich: 
geachtet diejenigen, welchen das Gefes eine ſchweigende Hypothek in 
den Vermögen des Schulbners beilegt, und welche deswegen feiner beſon⸗ 
deren Verficherung oder gerichtlichen Ingroflation bedürfen; — 2) bie 
Anleihen aus der Reichsbank und ben öffentlichen Konds; — 3) bie Krone 
und die Kirche, rücfichtlich ihrer Anfprühe an Perfonen, welche ihr Ver: 
mögen verwalten; — 4) Unmündige und Pflegbefohlene, in fo fern Ge— 
meinfchulbner ihre Wormund und Gurator warz — 5) Kinder, wenn ihre 
Eltern gur folgenden Ehe fchreiten, rüdfichtlich ihres Erbtheils und Ad: 
ventitienguts, oder des durch Erbfchaft und Geſchenke Erworbenen 5; — 
6) die gefeglichen Pfandrechtgläubiger, in fo fern ihr. Unterpfand, an 
welches insbefondere, und nicht an das Wermögen bes Gemeinfchuldners, 
fie nach) dem Alter ihrer Korberungen fich zu halten haben, noch vorhanden 
if. Bu biefen werben alle gerechnet, weichen das Gefes ein befonderes 
Pfandrecht (pigaus particulare) an einem gemeinfchulbnerifchen Vermoͤ⸗ 
genftüde, es mag verfchrieben fein oder nicht, zulegt, und zwar nament= 
lih: a) die zur nothmwendigen und wirklich erfolgten Reparatur eines 
Haufes Vorſchuͤſſe gethanz b) die zur Erbauung eines Haufes, unter 
deffen fpeciellee Berpfändung, Geld vorgeftredtz c) der Wermiether in 
dem eingebrachten Mobiliar des Miethmannes, rüdfichtlich des Miethzins 
feö; d) der Werpächter eines Landgutes in dem, was der Pächter von ben 
Gefällen bes Pachtſtuͤckes gehoben, nicht in- feinen fonftigen illatis et in- 
vectis; e) ber Dienftherr in den illatis et invectis feines Dieners; 
f) derjenige, welcher zur Bearbeitung eines Bergwerks Vorſchuͤſſe ge= 
than, in dem aus diefen Vorſchuͤſſen gefloffenen Gewinne; g) derjenige, 
welcher bie Schiffsheuer aus der in dem Schiffe noch vorhandenen Ladung 
fordert; h) derjenige, welcher Borfchüffe gethban zur Erbauung eines 


zit. 8 Bon dem Pfandrecht. $. 170. 375 


thuͤmern Feinegweged Beranlaffung geben, find theild das gemeine 
Recht, theild eine Note des Landlags?). Nach diefen Quellen 
muͤſſen: 


Schiffes, oder zu deſſen Reparatur, oder zur Bezahlung und Unterhal—⸗ 
tung bes Schiffeuolks, oder zur Tilgung einer fonft auf dem Schiffe haf⸗ 
tenden Schuld, welche legtere Borfiredung den erftern vorgehk; i) bieje- 
nigen, welche wegen vorgeftrediter Bobmereigelder und Beilbriefe auf das 
Schiff einen Anfpruh machen; — 7) Schabenftand wegen eigenmächtiger 
Benusgung ungetheilter Waldungen; — 8) rüdftändige Alimenten; — 
9) Forderungen, welche aus rechtskraͤftigen Urtheilen herruͤhren; — 10) ins 
groffirte Sequeſtrations⸗ und Executionsdecrete.“ 

Diefe Darftelung ift mit Gitaten aus dem römifchen Recht und aus 
ber Not. e pag. 140 fgg. LW., befonders aber aus einer Reihe hofgericht- 
licher Glafjifieationsurtheite belegt, Es werben, wie aus dem Eingange 
ſich ergiebt, alle in diefem 6. 1356 genannten Pfandgläubiger, alfo 
auch die unter Nr. 6 aufgezählten gefeglichen, zu den öffentlichen 
Hypothecarien gerechnetz jene in Nr. 6 ausdruͤcklich für folche erklaͤrt, 
welchen das Gefes ein befonderes Pfandrecht zulegt, und enblich uns 
ter diefen ſtillſchweigenden Pfandgläubigern diejenigen aufge: 
führt, welche b) Geld vorgeftredt zur Erbauung eines Hauſes, nnter beffen 
fpecieller (alfo ausprüdlicher) Werpfändung! — Go heißt es aud 
bei Rielfen a. a. O.: „$. 436. Hypothecariſche Gläubiger find die: 
jenigen, denen wegen ihrer Forderung eine Hypothek verfchrieben worden 
ift. Sie find entweder hypothecarii publici (legales) oder hypotheca- 
riiäudiciales. 6.437. Die hypethecarii publiei oder legales find ſolche 
Glaͤubiger a) die entweder nach den Gefegen eine ſpecielle Präferenz ges 
nießen, und einen ftillfchwmeigenden Vorzug vor den Übrigen Glaͤubigern 
haben, b) ober die zu rechrer Zeit und bei gehörigem Gerichte ihre For⸗ 
derungen haben ingrofficen oder verprotocolliren laffen 10. — Wo ſich fo 
auffallende Widerfprüche und Begriffsverwechielungen in der Praris vorz 
finden, ift eine wiffenfchaftliche Darftelung derfelben unmöglich, und bie 
Theorie muß baher ganz auf die Quellen zurüdgehen. ine ausführlichere 
Gritit von Bunge f. in den Erdrterungen Bd. J. S. 38 fg., 50 fag. 


b) Dies ift die Not.e pas. 140-143 bed Pandlag, welche eine 
ausführliche Darftellung der Drdnung der Goncursgläubiger enthält, und 
— wiewohl fie fich großentheils auf Quellen fügt, die an fich in Liv— 
and keine Gültigkeit Haben — dennoch mit ben Übrigen litterirten Noten 
des Landlag von der Praris retipirt it (|, Nielfen, v. Budden— 
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I. die ſtillſchweigenden Pfandrechte des römifchen Rechts, 
wie fie im gemeinen Recht durch mannigfache Ausdehnung fich 
geftaltet haben, und fofern ihnen nicht die Beftimmungen der 
einheimifchen Rechtöquellen entgegenftehen, als auch in Livland 
geltend angenommen werden ®). 


I. Zu ihnen kommen dann noch folgende hinzu ®), welche 
in der gedachten Note des Landlags, meift dem römifchen Rechte 
fih anfchließend, aufgeführt find: | 

A. Ein fpecielles gefegliched Pfandrecht*) hat darnach 
1) derjenige, der zur Bearbeitung eines Bergwerks einen Bor: 


brod, v. Samfon und v. Bunge a. a. O.). Mehreres, was fich 
darin auf die eigenthämlichen, zum Theil nur temporellen Verhältniffe 
Schwedens bezieht, ift natürlich in Livland nicht anwendbar, z. B. bie pri⸗ 
vilegirten Pfandrechte an des Schuldners ‚‚zinspflichtigem Lande‘ (pag. 141), 
bie Forderungen des Fiscus „welche aus: der großen Commiſſion Urtheilen 
nach Ao. 1680 herruͤhren“ (pag. 142) ꝛc. Obgleich in biefer Note die 
Gläubiger niht namentlich in Glaffen abgetheilt werden, fo ergiebt 
fich doch deutlich, daß fie, außer den Separatiften (pag. 140 Not, e Beile 
1—13), folgende fünf Glaffen von Gtäubigern annimmt: 1) abfolut privis 
legirte Gläubiger (pag. 140 3. 13 bis pag. 141 3. 11); 2) privilegivte 
Pfandgläubiger (pag. 141 3. 11—33) ; 3) nicht privilegirte Pfandgläus 
biger, unter denen die Ingroffarien obenan ftehen (pag. 141 3. 33 bis pag. 
143 3. 10) ; 4) privilegiete chirographarifche Gläubiger (pag. 143'3. 10 
—14) und 5) fimple Chirographarien (pag. 145 3. 15—17). Eine voll» 
fländige Darftellung f. bei v, Bunge a. a. O. ©, 44 fgg. 

c) Vergl, unten Anm: Lund v. Madai inden Erdrterungen Bd. IV. 
©2385 fog. Se 

d) Die genauere Angabe der Ordnung diefer verfchiedenen gefeglichen 
Pfandrechte der Not. e unter einander und ihres Verhältniffes zu den ge 
meinrechtlichen Hypotheken der Art gehört nicht hierher, fondern in die Lehre 
vom Goncurfe der Gläubiger. Vergi. übrigens oben $. 162 Anm. f und 
v. Bunge a. a. O. 

e) Zwar werben die nachſtehend genannten Pfandrechte in der Not, e 
niht namentlich als ſtillſchweigende bezeichnetz allein daß fie es find, 
ergiebt fich deutlich aus ihrer fonftigen Natur, | 
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ſchuß gethan, an der aus dem Vorſchuß geflöffenen Nugung‘); 
übrigens haftet auch das Bergwerk felbft dafür?); 2) der Schif- 
fer, wegen der Schiffsheuer, an der im Schiffe übrig gebliebenen: 
Ladung”); 3) derjenige, der zum Bau eines Schiffes, oder zu 
deffen Reparatur, deögleihen zur Bezahlung und Unterhaltung 
des Schiffsvolfs, oder zur Bezahlung von dergleichen auf dem 
Schiffe Haftenden Schulden, Geld dargelichen, an dem Schiffe‘); 
4) Bodmereigläubiger an dem Schiffe"). 


B. Ein generelles ftillfchweigendes Pfandrecht') haben 
1) die Pupillen in dem Vermögen des Vormundes, wegen der in 
feinen Händen befindlichen Waifengelder”"); 2) der Fiscus und 
die adelige Herrfchaft im Vermögen ihrer Beamten und Dienft- 


f) Königl. Refolution vom 24. Maͤrz 1652 und 30. November 1657. 
Not, e pag. 141 82 

g) Königl. Urtheil vom 8, October 1669. Not. e pag. 143 22. 

b) Schwebifches Seereht vom 12. Iuni 1667 Cap, 14 $. 4 von 
Schiffsheure. Not. e pag. 141 LE. Vergl. unten Anm, p und v, Ma⸗ 
dai in den Erdrterungen Bb. IL. ©. 342 fgg. 

i) Schwed. Seereht von 1667 Cap. 9 von Bobmereien, urkun⸗ 
den uͤber dergleichen Darlehne werden hier Bylbriefe genannt, und 
den jüngeren Darlehnen dieſer Art der Vorzug vor ben älteren verliehen. 
Not. e pag. 141 2%. 

k) Schwed. Seereht Cap. 8 und 9 von Bodmereien. Not. e 
a, a. D. Auch unter den Bobmereibriefen gehen die jüngeren den Altes 
ren vor, 

I) Diefe Pfandrechte werben in ber Not. e pag. 142 ausdrüdlich ala 
ſolche bezeichnet, welche der Gläubiger „durch Verfügung ber Rechte (ex 
dispositione legis)’ hat; übrigens werden die genannten nur „zum Exem⸗ 
pel” angeführt, was einen Grund mehr abgiebt, neben ihnen auch die ftills 
fchweigenden Pfandrechte des gemeinen Rechts beftehen zu laffen. 

m) Königl. Urtheil vom 4, November 1668. Not. e a. a. O. Das 
durch kann übrigens das ausgebehntere gefegliche Pfandrecht, welches das 
römifche Recht den Pupillen verleiht, micht als er angeſehen 
werden. 
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leute, wegen abminiftrirten Krons» und berrichaftlichen Ver— 
mögens"); 3) die Miteigenthüumer eines Waldes in dem Ver: 
mögen dedjenigen von ihnen, welcher aus dem gemeinfchaftlichen 
Walde Holz gefällt und abgeführt‘); 4) Schiffs: und Hausei- 
genthümer im Vermögen der Miether, wegen rüdftändiger 
Schiffs⸗ und Hausheuer?); 5) diejenigen, welche Koftgeld zu 


n) Königl. Refolution auf der Witterfchaft Beſchwerden vom 29, 
November 1680 8.23. Not. e pag. 142 82. Vergl. auch über das ftill- 
ſchweigende Pfandrecht der Herrſchaft: den koͤnigl. Brief vom 6, März 
1669 und das Patent des livländifchen Generalgouvernements vom 31, Juli 
1764. — Wegen Forderungen aus Gontracten fcheint weder dem Fiscus, 
noch der Kirche ein ftillfchiweigendes Pfandrecht zu gebühren. Die Nat. e 
a, a.D. führt nämlich unter den Beifpielen von gefeglichen Pfandrechten 
(f. Anm. 1) unter Nr. 1 auf: „Schulden, welche aus der großen Com⸗ 
miffion Urtheilen nach Annum 1680 herrühren : Eönigl. Refol. v. 3. 1688 
(f. oben Anm. b), und fegt dann in Parenthefe Hinzu: ‚(Wegen anderen 
Prätenfionen aber, die der König von feinen Schuldnern zu fordern hat, 
wird die Praeference don ber Zeit an gerechnet, da in bes Debitoren Eigen 
thumb Berfiherung gefhehen (Ebnigl. Refolution vom.1. Februar 
1700); welches auch in Schulden, fo ein Wirchengeoollmächtigter wegen 
vorgeftrectter Kirchenmittel von jemand zu fordern bat, obferviret wird 
(königl. Brief vom 4. April 1690). Demnach bürfte alfo den angeges 
benen Horberungen ein Pfandrecht und badurc ein Vorzugsrecht („„Prae- 
ference**) nur burch ausdruͤckliche Beftellung (‚‚Werficherung‘') erworben wer⸗ 
den. Anderer Meinung ift in Beziehung auf die Korderungen bes Fiscus 
— in Betracht des demfelben gemeinrechtlich zuftehenden ſtillſchweigenden 
Pfandrechts — v. Madai (in ben Grörterungen Bb. IV. ©. 284 fgg.), 
indem er jene Worte der Not. e bloß auf den „Beginn der Praeference** 
ober des Vorzugsrechts vor andern zu berfelben Glaffe gehörenden For⸗ 
derungen, nicht aber auf das Pfandrecht bezogen wiffen will, indem viel- 
mehr das dem Fiscus gemeinrechtlich zugeficherte flillfchweigende Pfandrecht 
neben jener Beftimmung ftehen bleiben könne und muͤſſe. Vergl. noch 
über die in diefer Beziehung fehr ſchwankende Prarisv. Samſon a. a. O. 
Bd. 11. ©. 137 fg. Anm, b. 

0) Koͤnigl. Waldverordnung vom 29. Auguſt 1664 $. 16. Not. e 
pag. 142 8. 

p) Gap. 16 von Ratbftubenproceß Ste., Urtheil des ſchwed. Hofge: 
richte vom 16. Mai 1691. Not, e pag. 142 8&, Diefes allgemeine Pfands 
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fordern haben, im Vermögen ihrer Schuldner); 6) diejenigen, 
welche Forderungen aus rechtöfräftigen Urtheilen haben”). 

IH. Endlich fönnen als durch eine beftändige Praris fanctios 
nirt angefehen werden: 1) das flillfchweigende fpecielle Pfand: 
recht des Verkäufers oder Pfandgebers eines Immobils an biefem 
Immobil, wegen bed rüdftändigen Kauf» oder Pfandfchil: 
lingd®). 2) Das generelle Pfandrecht der Kirchen und milden 
Stiftungen im Vermögen ihrer Adminiftratoren‘). 


$. 171. (166.) 
Fortſetzung. Nigifches Stadtrecht. 


Inden Stadtrechten ift zwar nirgends ausdrüdlich von 
ftinfchweigenden Pfandrechten die Rede, und man findet vielmehr 


— — —— 


recht muß als ein ſubſidiariſches angeſehen werden, da dem Schiffsver⸗ 
miether auch ein ſpecielles Pfandrecht an der Schiffsladung (ſ. oben Anm. h.), 
und dem Vermiether eines Hauſes nach roͤmiſchem Recht ein ſpecielles 
Pfandrecht an den inveoctis et illatis zuſteht. v. Mad ai (Erdrterun⸗ 
gen Bd. II. ©. 336 fgg. und Obligationenrecht Lief. I. S. 189 fgg.) will, 
mit Rüdficht auf die oben angeführte Quelle (ec. 16 von Rathftubenproceß 
Ste.) diefes Pfandrecht nicht als ein ftillfchweigendes allgemeines, ſon⸗ 
dern als ein gerichtliches fpecielles Pfandrecht betrachtet wiſſen; indeffen 
dürfte die Stellung, welche es in der Not. e (unter ben Beifpielen der 
ex dispositione legis beftehenden Pfandrechte), fei es auch durch fehler 
bafte Interpretation, erhalten hat, hier entfcheidend fein. Webrigens tft 
allerdings nicht zu Überfehen, daß bie livlaͤndiſchen practifchen Schriftfteller 
nichts von einem ſolchen allgemeinen gefeslichen Pfandrechte des Ver⸗ 
miethers wiffen. — Vergl. auch noh Nielfen in v. Bröder’s 
Jahrbuch f. Rechtögelehrte Bd. II. S. 190 fgg. 

q) Eap. 16 von Rathftubenproceb Stk. Kruͤger⸗ und Gaftgeber- 
orbnung vom 29, Auguft 1664 $. 24. Not.k pag.55. Not. epag. 142 2e, 

r) Not. e pag.-142 28, 

s) Bergl.v. Buddenbrod a. a.O ©, 1083 C. Rr. 7. 

t) Nielfen a. a. O. $. * und v. Bubdenbrod a. a. O 
S. 1044 II., A, Nr. 8. 
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bei Gelegenheit ver Claſſification der Gläubiger für mehrere Faͤlle, 
wo Gläubigern ein privilegirtes Pfandrecht zugeftanden wird, da⸗ 
bei als Requifit aufgeftellt, daß das Pfandrecht überhaupt von 
dem Schuldner ausbrüdlich beftellt, oder von dem Gläubiger aus: 
drüdlich vorbehalten worben fei*), namentlich felbft in einem 
Falle, in melchem gemeinrechtlich dem Gläubiger ein flillfchwei- 
gendes Pfandrecht zufteht”). Daraus darf indeffen keinesweges 
gefolgert werben, daß bie Stadtrechte überhaupt Fein ftillfchwei- 
gendes Pfandrecht anerkennen, fondern nur, daß fie in den frag» 
lichen Fällen nur dem ausdrücklich beftellten Pfandrecht ein Bor: 
zugsrecht im Goncurfe zugeftehen. Im Gegentheil ift gerade 
aus der Forderung der ausdrüdlichen Beftelung für einzelne Fälle 
zu folgern, daß es auch nicht beftellte Pfandrechte geben, man . 
daher die Grundfäße des gemeinen Rechts über das gefeßliche 
Pfandrecht in subsidium anwenden dürfe‘). Und fo finden fich 
denn, bei der Darftelung der Ordnung der Eoncurögläubiger im 
rigifhen Recht mehrere Forderungen als privilegirt aufgeführt, 
welche ed, wie ſich fchon aus ihrer Stellung unter den übrigen 
ergiebt 2), ohne Zweifel wegen eines — gleichwohl nicht nament— 


a) Rig. StR. B. IM. Zit. 10 Nr. 9: „Diejenige, welche dem 
Schuldner zu Verbefferung und Erhaltung eines Haufes Geld vorftredet, 
und ihnen (d. h. fich) darin ausdrüdiich ein Pfand vorbehalten; jedoch, bag 
auch das Geld würdlich darzu verwandt, und das Haus annoch vorhans 
ben ſey.“ — Daſ. Rr. 10: „Welche zu Erkaufung eines Haufes Gelb ges 
geben, und ihnen vor Auszahlung der Gelder daffelbe zum Unterpfanbe be⸗ 
dungen, das Geld auch wuͤrcklich dazu angewandt worden.” — Daf. Nr. 11: 
‚„Diejenige, fo ihr Guth, mit ausbrüdlichem Vorbehalt des Unterpfandes 
in bemfelben bis zur völligen Zahlung, verkauft.’ 

b) Rig. StR. a.a, D.Nr.9, S. Anm. a. 

ec) Mevii Comment. ad jur. Lubec. L. III. Tit. 1 Art. 12 No.53. 

d) Sie find nämlich im Goncurfe mitten unter die Gläubiger, welche 
eonventionelle Hypotheken haben, geftellt. Auch ergiebt fich die ſtillſchwei⸗ 
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lich bezeichneten — ſtillſchweigenden Pfandrechtes in dem Ber: 
mögen des Gemeinfhuldners find. Dahin gehören: 1) die 
Morgengabe der Wittwe im Vermögen des Mannes ®), 2) die 
Ausipruchögelder der abgefonderten (fo wie der Voraus der ein- 
gefindfchafteten) Kinder erfter Ehe im Vermögen der Eltern‘), 
3) die Forderungen ber Pupillen an ihren Bormund, im Vermoͤ— 
gen dieſes legteren®); ferner werden den fimplen chirographari- 
ſchen Gläubigern auch diejenigen vorgezogen, welche 4) zur Er— 
faufung oder Reparatur eines Haufes, ohne Beding bes Unter- 
pfandes, Geld geliehen"); und 5) der Verkäufer, wegen des Kauf? 
(hillingsrüdftandes, wenn er in dem verkauften Gute fich kein 
Pfandrecht vorbehalten‘). Dieſes Worzugsrecht der beiden zu- 
legt genannten Forderungen kann nur aus einem ſtillſchweigen⸗ 
ben Pfandrecht erklaͤr werden. Endlich finden wir auch 6) im 
rigiſchen Stadtrecht offenbar eine Beftätigung des gefehlichen 


gende Natur diefer Pfandrechte aus der Beftimmung über die Zeit, von 
welcher an fie als beftehend angenommen werden. &. Anm. e—g. 

e) Rig. SER. B. III, Zit. 10 Nr. 8: „Der Wittiben Morgengabe: 
jedoch, wenn fie mit den Ausfpruchögeldern ber Kinder erfter Ehe allein 
coueurrirt, müffen biefe vor — als tempore priores, den Vorzug 
baben.’’ | 

HD Daf. Nr, 8 (Anm. 2), Nr. 12: „Denen fuccebiren bie publici hy- 
pothecarii, fo Öffentliche Auffchreibungen gewonnen, wie auch des Schul: 
denern Pflegefinder, von Zeit angenommener Wormundfchaft, item, bie 
bey Antretung der anderen Ehe den Kindern gethane Ausfpruchägelder, 
alſo baß welcher unter biefen, ber Zeit nach, ber Ältere ift, derfelbe auch den 
Vorzug habe.” Daf. Nr. 13: „Folgen die privati hypothecarii; und fo 
die Pflegekinder und Ausfpruchsgelder mit benfelben concurriren , muͤſſen 
fie gleichfalls, nach Ordnung ber Zeit, einander weichen.” . 

g) Daf. Nr. 12, 13. | 

h) Daf. Nr. 15, 

i) Dafı Nr, 16. Gleiches Recht mit dem Kaufſchilling muß auch 
dem Pfandfchilling zugeftanden werben. 
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Pfandrechtd des Wermietherd an den invectis et illatis des 
re 
6. 172. (167.) 
Fortſetzung. Luͤbiſch⸗reval'ſches Recht. 

Das luͤbiſche Recht erwähnt nicht nur nirgends ber ſtill— 
ſchweigenden Pfandrechte, fondern feheint fogar diefem römifch- 
rechtlichen Inftitut geradezu entgegen zu fein®). Nur mittelbar 
kann man aus einer Beftimmung deffelben ein gefegliches Pfand: 
reiht des Vermietherd an den invectis et illatis bed Mietherd we: 
gen ruͤckſtaͤndigen Miethzinfes ableiten”). Auch von ben ge- 
fchriebenen Quellen bes befondern Revaler Rechts finden wir nur 
ein einziges geſetzliches Pfandrecht ausdrücklich anerkannt, naͤm⸗ 
lich das der Pupillen im Vermoͤgen ihrer Vormuͤnder wegen ge⸗ 
führter Bormundfcaft”). Dies iſt jebdoch in einer Art geſchehen, 
welche die durch die Praxis erfolgte Reception auch der uͤbrigen 





k) B. III. Zit, I0o Nr. 7: „Der Dienſtboten Lohn, Haus⸗Heur 
und gare Koſt, es ſey dann, daß der Creditor, durch Ausſtattung 
(d. i. Auslieferung) der bonorum illatorum (an denen ihm daher 
ein dingliches Recht, — Pfandrecht, — zugeſprochen werden muß), oder 
ſonſt durch langes Stillſchweigen, des debitoris fidem gefolget.“ Vergl. 
v. Madai's Obligationenrecht Lief. J. S. 194 fgg. 

a) Dahin gehört namentlich, daß im B. III. Tit.1 Art, 12 die Cre- 
ditores bypothecarii als diejenigen befinirt werden, „welche ausbrüde 
liche chriftliche Verpfändung haben”, fo wie da ein Pfandrecht an 
Immobilien nah B. I. it, 4 Art. 1 nur vor dem Rathe erworben 
wird, ©, oben $. 165. und vergl, v. Madai in den Erörterungen 
Bd. V. ©. 55 fog. 

b) Luͤb. SR. B. III. Zit.8 Art.14. (f. unten $. 220 Anm. H, 
vergl, mit B. III. Zit. 1 Art. 12 und B. V. Zit, 7 Art. 13. Vergl. v. 
Madai’s Dbligationenrecht Lief. I. S. 184 fgg. und unten $. 220. j 

e) Revaler Waifengerichts « und Vormuͤnderordnung Zit. 8 Art. 1. 
S. unten $. 339. 
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gemeinrechtlichen ſtillſchweigenden Pfandrechte”) rechtfertigt®), 
wenngleich nicht die Ausdehnung, welche letztere zugleich durch die 
Praxis erhalten, wozu ohne Zweifel die befonderen Privilegien 
Veranlaſſung gegeben haben, welche nach dem lübifchen Recht’) 
einzelne Forderungen im Goncurfe genießen. Namentlich find es 
— außer den bereit3 erwähnten — folgende ſtillſchweigende 
Pfandrechte, welche die Praris in Reval annimmt: A) Won fpe: 
ciellen flilfchweigenden Pfandrechten: 1) das bes Verkäufers 
und Pfandgebers eines Immobils in diefem, wegen des rüdftän: 
digen Kauf» und Pfandfhillings; 2) das Pfandrecht an einem 
zinsbaren Grundftüde, wegen der Grundzinfen; 3) das Pfand: 
recht der Miterben an dem in das Eigenthum des Schuldners 
übergegangenen geerbten Vermögen, wegen ihrer Erbtheile; 
4) das Pfandrecht desjenigen, der zum Ankauf, zum Bau oder zur 
Reparatur eined Smmobild Geld dargeliehen, an dem Immobil 
wegen des Darlehns, fo weit e8 bazu wirklich verwendet wor: 
den; 5) auch denjenigen, welche Bau - und Reparaturfoften für 
ein Smmobil zu fordern haben, wird ein ſtillſchweigendes Pfand: 
recht an diefem Immobil zuerfannt. — B. Ein allgemeines 
ftinfchweigendes Pfandrecht haben: 1) der Fiscus und bie 
Stadtcaffe wegen adminiftrirter Krons- und Stadtmittel; 2) die 





d) Mevii Commentarius ad L. III. Tit. 1.Art, 12. No. 53 et 64. 
Stein’s Abhandlung des lüb, R. Bd. III. $. 61 Anm. 

e) Es heißt nämlich in der (Anm. c) erwähnten Stelle der Waiſen⸗ 
gerichtsordnung : „Weilen der Vormuͤnder felbft eigene Güter und Nahrung 
ben Pflegkindern, derjelben Unterhalt und in Verwaltung habender Hab 
und Güter wegen, vermöge Rechts, ausbrädlich verobligirt und verpfändet 
feyn, fo folen ꝛc.“ Es wird hier mithin das ſtillſchweigende Pfandrecht 
nicht etwa angeordnet, ſondern ale — bem fubfidiarifch geltenden gemeis 
nen Recht gemäß — ſchon beftehend vorausgefest. 

f) B. 11. Tit. 1 Art, 12. 
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Kinder wegen ihres Sonderguted, fo wie wegen der Ausſage⸗ 
gelder im elterlichen Vermögen; 3) die unbeerbte Ehefrau wegen 
ihres Brautfchaes, im Vermögen des Ehemannes; 4) öffentliche 
Gorporationen, Kirchen und milde Stiftungen im Vermögen 
ihrer Abminiftratoren wegen aller Forderungen aus der Abmi- 
niftration. 


$. 173. (168) 
3) Die landſchaftlichen Greditvereine in &io= und Eſthland. 


Zur Wiederherftellung und Erhaltung des Credits der liv- 
und efthländifchen Güterbefiger wurden von denfelben im Sahre 
1802 unter Allerhöchfter Beftätigung in beiden Provinzen Ere: 
ditvereine errichtet *), welche unter gemeinfchaftlicher Ver: 


a) N. U. vom 15. Detober 1802. Durch denfelben wurben zugleich 
die Reglements beftätigt, welche für diefe Vereine entworfen worden waren : 
1) das Livoländifhe landfhaftlihe Ereditreglement (ges 
brudt zu Mitau, 1808. 8.) in 13 Sapiteln und 206 $$. Durch ben 6.32 
diefes Reglements wirb der Generalverfammlung bed Greditvereind das 
Recht ertheilt : „‚erforberlichen Falls Abänderungen und Zufäge biefes Regle⸗ 
ments, welche den Gefegen und dem Öffentlichen Beften nicht zuwider, da⸗ 
gegen ber Societät und ihrem Intereffe zuträglich find, nach genauer Prü- 
fung und Mehrheit der Stimmen anzuordnen.” Die älteren der in Folge 
beffen gefaßten Generalverfammlungs = Befchlüffe find durch 
Patente der livländifchen Goupernementsregierung publicirt worben, die fp&= 
teren jeboch nicht. Eine Zufammenftellung fämmtlicher Befchlüffe mit dem 
Reglement lieferte zuerft die Schrift: Darftellung der Verfaffung des liv- 
ländifchen Grebitvereins, von einem Gliede ber Oberdirection (G. v. Ren⸗ 
nentampff, berausgegeben von $. ©. v. Bungee). Dorpat, 
1837.8. Demnaͤchſt erfchien auf Beranlaffung ber Generalverfammlung eine 
neue, von ber Oberbirection fanctionirte Redaction bes Reglemente unter 
dem Zitel: Das Livländifhe Creditſyſtem, in feinen jest 
gültigen Beftimmungen, nad dem Allerhöchft beftätigten Regle⸗ 
‚ment vom 15. Dctbr. 1802 unb nach ben bis zu ber Generalverfammlung 
vom 3. 1837 ergangenen Beſchluͤſſen dargeftellt von R. I. &. Samfon 
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pfändung ihrer Güter Gapitalien aufnehmen, fie den einzel: 
nen Güterbefißern auf ihre Güter vorftreden, und Behufs deffen 
Hypothefeninftrumente ausfertigen und in Cours bringen, welche 
in Livland Pfandbriefe”), in Efthland landſchaftliche 
Obligationen heißen‘). Diefe Pfandbriefe und Obligatio: 
nen werben daher im Namen und unter der Garantie fämmtlis 
her zu dem Verein verbundener Güterbefiger, nicht auf den Na: 


von Himmelftiern Riga 1838, 8, 2) Reglement zur Ber 
waltung der eftbländifhen adeligen Privatbant 
oder Greditcaffa (gedrudt zu Reval [1833], 8.), in 11 Gapiteln. Die 
Ergänzung und Abänderung der Beftimmungen dieſes Neglements war ur« 
fprünglich dem auf dem Landtage verfammelten efthländifchen Adel anheim: 
geftellt, an deffen Stelle in der Folge die garantirende Gefeufchaft (f. unten 
Anm. g) trat; dieſe Befchlüffe bedürfen jedoch — fofern fie auch für Dritte 
bindend werben follen — ber Beftätigung der efthländifchen Gouvernes 
mentöregierung (Reglement ber efthländifchen Grebitcaffe v. 1802 Gap. X, 
$.4,5. Reglement v.1846 $. 16.). Die aus diefen Befchlüffen zuſam— 
mengeftellten, am 10. April 1836 von ber efthländifchen Gouvernements- 
regierung beftätigten „Bufäge zu dem Reglement ber efthlän- 
bifchen abeligen Creditcaſſe wurden in bemfelben Jahr zu Reval in, ge⸗ 
druckt. ine neue, von ber efthländifchen Gouvernementöregierung am 
4, Sebruar 1846 beftätigte Redaction des efthländifchen Greditreglements 
ift erfchienen unter dem Titel: Das eftbländbifhe Erebditfyftem, 
in feinen jest gültigen Beftimmungen, nad dem Xller- 
höchft beftätigten Reglement vom 15. Octbr. 1802 und nad den bis zu 
bem 3. 1845 von der garantirenden Gefellfchaft gefaßten Befchlüffen. Res 
val 1846. 8. 

b) Livlaͤndiſches Greditreglement $. 1. 

e) Die efthländifche Greditcaffe fertigte zu Anfang zwei Arten von 
Hypothekeninſtrumenten aus: 1) landfhaftlihe Obligationen 
an diejenigen, von welchen, zur Gründung eines baaren Fonds, Darlehne 
eontrahirt worden waren (Reglement ber efthländ. Greditcaffe v. 1802 
Cap. 11.), und 2) Erediteaffenfcheine, db. i. von dem Verein garan— 
tirte Verfchreibungen, welche jedem Gutöbefiger, der um eine Anleihe fuchte, 
unter Verpfändung feines Gutes, ftatt baaren Geldes ausgetheilt wurden 
(ebendaf. Gap 1.) Diefe Gafjenfcheine find jedoch in der Folge abge- 
ſchafft, und auch an deren Stelle landſchaftliche Obligationen eingeführt 

T: 25 
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men dieſes oder jenes Glaͤubigers oder Schuldners“), fondern 
auf einzelne Güter“), und zwar bis zum Betrage von zwei 
Drittheilen des Werthes eines jeden Gutes”), von den zu dem 


Pr 


worden. (Zufäge zum Gap. I. des efthländifchen Reglemente. Regle— 
ment v. 1846 $.. 68. 

d) Livlaͤnd. Reglement $.8. v. Samfon a.a.D. 9.5. Zuſaͤtze 
zum efthländ. Reglement Gap. II. ©. 7. Efthländ. Reglement v. 1846 
$. 3, 68 u. 69. . 

e) Pfandbriefe koͤnnen nicht auf Eleinere Grundftüde, fondern 
nur auf eigentliche Landgüter (Beſchluß der Generalverfammlung bes 
livlaͤndiſchen Greditvereins vom 16. Februar 1805, v. Rennens 
kampff a. a. O. F. 15a E un v. Samſon $. Iu. 14, 
Eſthl. Regl. v. 1846 $. 1.), und zwar nur auf Privatguͤter vers 
fchrieben, daher auch nicht auf Krons-, Stadt» und andere öffentliche 
Güter ausgegeben werben (livländifches Grebitreglement 6.13. v. Sams 
fon $.137.). Die Ritterfchaftögüter dürfen indeß mit Allerhöchfter Ge: 
nehmigung mit Pfandbriefen belegt werden (Befchluß der Generalver: 
fammlung vom 9, Juli 1806, v. Rennentampff $.8.). Der Bei: 
tritt zum Greditvereine mit einzelnen Hafen eines Gutes ift in Efthland ganz 
unftatthaft (Regl. v. 1846 $. 1)5 in Livland zwar der Regel nach auch 
(Beichluß der Generalverfammlung vom 11. Juli 1830, v. Rennen: 
tampff $.16 Anm. **), v. Samfon $. 142 fg.); eine Ausnahme 
findet jedoch — aber auch nur mit Befchränfungen — bei Gütern flatt, 
welche von mehreren Inhabern zu gemwiffen Antheilen befefien werden 
(livl. Regl. 6. 15,0. Samfon $. 140.). Vergl. auch das efthl. Regle⸗ 
ment v.1846 $. 100. Ueber die Theilnahme abgetheilter Bauerländereien 
am Pfandbrieferedit vergl. die ergängenden Beftimmungen der livlaͤndi⸗ 
fhen Bauerverordnung v. 3. 1845 8.51 Anm. — In Eſthland bleiben 
Landftüde, die von einem zum Grebitvereine gehörenden Gute abgetheilt 
find, oder noch abgetheilt werben, bei dieſem Vereine, und konnen für fich be= 
ſonders Anleihen erhalten (Reglement v. 1846 $. 1). Ein in ben efth- 
länbifchen Ereditverein einmal, aufgenommenes Gut bleibt bemfelben für 
immer verhaftet, und nur wenn es fideicommiffarifche Eigenfchaft erhalten 
fol, darf es durch die garantirende Gefellfchaft von ber allgemeinen Garans 
tie befreit werben, nachdem die durch die Verpfändung an bie Greditcaffe 
eingegangenen Verbindlichkeiten vollkommen erfüllt worden. Daf. $. 3. 

f) Livlaͤnd. Reglement $. 3, 62. v. Samfon $. 152. Eſthl. 
Reglement v. 1846 $. 69, 118— 120. Ueber die Zarationsgrundfäge ſ. livlaͤnd. 
Reglem. $. 75—86 und bdiefelben $6. beiv. Rennentampffa.a,Dd. 
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Zweck angeordneten Berwaltungen oder Directionen®) auögefer: 
fertigt®). 


v. Samſon $. 176 — 218. Bergl. auch oben 6. 82 Anm, 4. 
Eſthlaͤndiſches Reglement Gap. I. $.2, Gap. II. $. 2 Anm., Gap. IV. 
und Zufäge bazu, befonders aber bie von ber efthländifchen Gouvernements⸗ 
regierung am 21. Mai 1845 beftätigten „Grundſaͤtze zur Zaration ber Gü- 
ter beider efthländifchen abeligen Creditcaſſe. Reval 1845. 8.” Vergl. 
oben $. 84 Anm. e. — Pfandgüter fönnen in Livland nur bis auf zwei Drits 
theile des Betrages des Pfandfehillings mit Pfandbriefen beſchwert werben. 
Livlaͤnd, Reglement $.17. v. Samſon $. 144. Daſſelbe gilt auch in 
Efthland. Ä 


g) In Livland befteht eine Dberdirection (zu Riga), welche 
über die genaue Befolgung der Grundfüge des Creditſyſtems wacht, über 
die Gefuche und Aufnahme in den Greditverein entfcheidet, die Aufficht fiber 
die Gaffen um Fonds des Vereins führt, die erforderlichen Geldanleihen 
contrahirt 2c., und die etwanigen Befchwerben gegen bie beiden Diftricts= 
directionen (in Riga und Dorpat) annimmt und entfcheibet. Den 
Diftrietsdireetionen liegt zunächft die Zaration der dem Vereine beitreten- 
den Güter, bie Außsreichung der Pfandbriefe, ber Empfang und die Zahlung 
ber Binfen, die Aufficht auf die Bewirthſchaftung der Güter, auf die Se— 
queftration zc. ob, Die Glieder diefer Directionen werben von der Ges 
neralverfammlung fämmtlicher Affociirten gewählt und angeftellt, 
welche der Regel nach alle drei Jahre ftattfindet und die Oberleitung des 
Ganzen hat. Diefe Generalverfammlung fibt Autonomie (f. Anm. a.), bes 
fchließt die Gontrahirung von Anleihen, beftimmt den Zinsfuß der Pfand- 
briefe, und entfcheidet definitiv über Befchmwerden ſowohl gegen die Dber- 
direction, als gegen den engern Ausfchuß der Werfammlung — ten $ re: 
ditconvent, — welchem in der Zeit zwiſthen ben Genegalver- 
fammlungen bie Leitung des Ganzen und Erledigung der minder wichti- 
gen Angelegenheiten des Vereins obliegt (f. Überhaupt das Livländ. Gre⸗ 
ditreglement $. 11, 12, 18—57 und v. Rennentamp ff in denf. $$. 
und Beilage 3 u.6. v. Samfon a. a. O. Hauptftüd 2—4, $. 10 
—136.). — In Efthland befteht cine Oberverwaltung, welder bie 
Dberaufficht über die Caſſen, deren Nevifion, fo wie die Entfcheidung 
auf Befchwerden obliegt, welche etwa gegen die Credit-Caſſenver— 
waltung angebracht werden, Diefe Iegtere hat im Wefentlichen bie- 
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Die livländifchen Pfandbriefe werden nur in Silberrubeln!), 
und zwar zu 100, 500, 550, 600, 650, 700 u. f. w. immer zu. 


felben Verpflichtungen, wie die Diftrictsdirectionen in Livland. Ihr ift 
übrigens auch bie Sorge für die erforderlichen Geldnegocen übertragen, 
Einer befonderen Verwaltung, welche übrigens auch unter ber Obervers 
mwaltung ftebt, ift die mit ber Grebditcaffe verbundene Depofitencaffe 
anvertraut, Die Wahl der Glieder diefer Verwaltungen wird auf bem 
Lanbtage bewerkftelligt. Die mit ihrem Grundbeſitz der Garantie ber Eres 
bitcaffe beigetretenen adeligen Gutöbefiger bilden die garantirenbe 
Gefellfhaft, welche, wie die Lioländifche Generalverfammlung, alle 
‚das Grebitwefen betreffenden allgemeinen Beſchluͤſſe faßt, von den Ver— 
waltungen Rechenfchaft erhält, etwanige Differenzen unter denfelben fchlich- 
tet ꝛc. (Eſthlaͤnd. Reglement v. 1802, Gap, VIII—X. Reglement v. 
1846 Gap. I u. II.) 

h) Eioländ, Reglement $. 2. v. Samfon $. 3. Efthländ. 
Reglement v. 1802 Gap. I., vergl. mit Gap. II. und den Bufägen zu bei- 
ben Gapiteln 5 Regl. v. 1846 6,75. — Die Form ber livländifchen Pfand: 
briefe (vergl. das Regl. 6. 66 — 65. v. Samfon $. 149 fag.) ift fols 
gende: 

„Der verbundenen Liefländifchen Gütherbefiger privilegirter Pfand⸗ 

brief über 000 Rbl. S. M., welcher fowohl zur Sicherheit des Ga- 

pitals ald der Intereffen, unter befonderer Garantie der verbundenen 

Gütherbefiser auf das im NN. Kreife und beffen NN, Kirch: 

fpiel belegene Guth NN. von den Bevollmächtigten der Societaͤt 

ausgefertigt und sub Nr. 000 bes Regifters eingetragen worden, Zu 

NR am.... 


Siegel Siegel Bevollmächtigte 

( bed ) ( bed ) Dberbirection 
Hofgerichts. Vereins, (Unterfchrift.) 
Diſtrictsdirection 

(unterſchrift.) 


Dieſer Pfandbrief iſt am ........ in dem gehoͤrigen Pfandbuch 
sub Nr. 000 auf das Guth NN. ingroſſirt worden. 
Ad mandatum NN, Secrs.“ 
Die efthländifchen Iandfchaftlichen Obligationen lauten: 
„Unter ber Garantie ber verbundenen Güterbefiger, leiftet bie efth- 
ländifche adliche Credit-Caſſe, nach fechsmonatlicher Auftündigung 


Anm. i ſ. folgende Seite. 
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50 Rbl. bid 1000 Rbl. S. M. auffteigend, ausgeſtellt ®), und zur 
Sicherheit des Vereins beim Hofgericht auf dad darin fpeciell 
verfchriebene Gut als erſte Hypothek ingroffirt!), fo daß fie den 
Vorzug vor allen übrigen auf dem Gute haftenden Forderungen 
haben”). Die älteren efthländifchen Iandfchaftlichen Obligatio> 
nen lauten auf 100, 200, 500 und 1000 Rubel Silber oder 
Banco Affignationen, wenige find auf 5000 Rubel gezeichnet; 
‚gegenwärtig werden fie nur auf Silbermünze, aber in jeder be- 
liebigen geraden runden Summe, je nach der Uebereinfunft des 
Darlehnfucherd mit der Verwaltung der Greditcaffe, audges 


die prompte Zahlung des Gapitals von 000 Rbl. S. M. (oder B. %.) 
und ber jährlichen Binfen in termino; und ift diefe Landfchaftliche 
Dbligation auf das, im NN. Kreife und NN, Kirchfpiele belegene 
Gut NN. ausgefertigt und sub Nr. 000 bes Regifters eingetragen 


worden, 
Reval am ........ 
Segel ber (Unterfchriften der Gaffenverwaltung.) 
Kitterfhaft. 


Die Umfchrift lautet: ‚‚Landfchaftliche Obligation über 000 Rbl. S. M. 
(ober B. A.) ber privilegirten Efthlänbifchen adlichen Grebit-Gaffe, zur 
Sicherheit der Zahlung ded Capitals und ber Binfen. NR. (Namen des 
Gutes) Nr. 00. 

i) Generalverfammlungs-Befchluß vom 15. Mai 1814. v. Sams 
fon $. 148. Früher wurden fie auch auf Albertsthaler ausgefertigt. 
io. Regl. 8. 9. 

k) ivländifches Reglement 8.9. GVB. vom 16. Juli 1806. Vergl. 
v. Rennentampff 99,0. Samfon $. 148. 

1) Livlaͤnd. Reglement $. 6L und 66. v. Samfon$.169 u. 172. 


m) Livlaͤnd. Reglement $. 61, 66, 69, 70. Vergl. die Einleitung 
zum Reglement 9.4. v. Samfon $. 153, 155,156. Auch darf auf 
ein dem livländ. Grebitvereine beigetretenes Gut, ohne ausdrüdliche Geneh- 
migung ber refp. Direction bes Vereins, Feine anderweitige Forderung in= 
geoffirt, noch ein Verbot gelegt werben. S. bie Einleitung zum Regle- 
ment a. a, D. und vergl. das Reglement felbft $. 66, 70 2. v. Rennen: 
kampff zu diefen Stellen, und v. Samfon $. 155. 
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flelt”), Uebrigens haben die eſthlaͤndiſchen Obligationen ein 
gleiches Vorzugsrecht, wie die livlaͤndiſchen Pfandbriefe‘). 


$. 174. (169.) 
Fortfegung. Binszahlungen. Geffion und Umlauf der Pfandbriefe. 


Sn Beziehung auf die Gläubiger oder Inhaber der Pfand- 
briefe oder landfchaftlichen Obligationen find diefe insgefammt 
von einerlei Würde und völlig gleichen Vorrechten“). Die In: 
haber haben überhaupt mit den einzelnen Güterbefigern nichts zu 
thun, fondern ihr Schuldner ift und bleibt der gefammte Ver: 
ein®). Diefer erhebt durch feine Verwaltungen von den ver: 
pfändeten Gütern für bie denfelben erteilten Darlehne in Livland 
in halbjährigen Zerminen‘), in Eſthland jährlich), die Zin- 


n) Zufäge zum efthländ. Reglement v. 180% Cap. I. Reglement v, 
1846 $. 74. . : 

0) Auch in Efthland werden nämlich Darlehen aus der Erebitcaffe 
nur unter der Bedingung ertheilt, daß keine anderweite Hypothek dem Gres 
bitcaffendariehn vorgehen darf (Reglement v. 1846 $. 105, 114). Ueber 
das Darlehn wird von dem Schuldner dem Verein eine „Pfanbverfchreibung” 
ausgeftellt, und diefe (nicht — wie in Livland — die Pfandbriefe felbft) 
auf das fpeciell. verpfänbete Gut ingroffirt. Reglement v. 1802 Gap. III. 
Reglement v. 1846 $. 98 fag., 114 fgg. 

a) Livlaͤnd. Greditreglement vom 15. October 18028. 8. v. Sams 
fon 8.5. Vergl. tas efthländifche Reglement v. 1802 Gap. I. und II., 
und die Zufäge dazu. Regl. v. 1846 $. 71. 

b) Livl. Reglement $. 2. Eſthl. Reglement Gap. I. $. I und 2, 

c) Diefe Zermine find zwifchen dem 31. März und 15. April und 
zwifchen dem 1. und 15, October, für dſel'ſche Güter aber zwiſchen dem 
16. $ebruar und 1. März, und dem 15. September und 2, Detober, 
S. v. Rennenkampff a. a. O. F. 6 nd v Samfon $. 215 
und 362. 

d) Die Einzahlung geſchieht, je nach dem Datum der Pfandver⸗ 
ſchreibung, zwiſchen dem erſten und zehnten Maͤrz oder September. Zu⸗ 
fäge zum eſthlaͤnd. Reglement Gap. I, Reglement v. 1846 6. 122. 
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ſen“), und entrichtet ebenfo, in Livland in halbjährigen Ver: 
minen'), in Efthland jährlich 8), die Zinfen an die rechtlichen In; 
haber der Pfandbriefe oder Tandfchaftlichen Obligationen®), oder 
auch nur der Zinscoupond. Mit den Pfandbriefen und Obliga- 
tionen werben nämlich zugleich Zinscoupondbogen ausgegeben, 
damit die Inhaber Behufs des Zinfenempfangs bloß diefe Bogen, 
oder bie abgefchnittenen Coupons, nicht aber jedesmal das Dri- 
ginaldocument felbft beizubringen brauchen‘). Dies gefchieht zu 
dem Zweck, Damit die Pfandbriefe defto leichter aus einer Hand in 
die andere, wie baared Geld, übergehen koͤnnen. Früher war 
hierzu eine förmliche Geffion erforderlich, die in Livland auf einem 
dem Pfandbriefe beigegebenen Bogen, in Efthland auf der Rüd: 
feite der Obligation felbft, verzeichnet und der refp. Verwaltung 
angezeigt werden mußte"). Gegenwärtig bedürfen bie livländi: 





e) Eivländ. Reglement $. 5,6, BT fgg. Samfon $. 214 fag. 
Berg, das efthländ. Reglement Cap. IH, 

f) Nämlich vom 17. April bi 1. Mai und vom 17. Detober bis 
zum 1. November. ©. v. Rennentampffa. aD. 8.6 und 
v. Samfon $. 231. 

g) Vom 5. bid 15. März oder September, je nach dem Datum 
ber Iandfchaftlichen Obligationen. Zufäse zum efthländ, Reglement Cap. II. 
Reglement v. 1846 $. 85. 

h) Livlaͤnd. Reglement $.4, 6,99 fgg. v. Samfon $. BL fag. 
Efthländ. Reglement v. 1802 Gap. I und IT, und Zufäge dazu. Regle—⸗ 
ment von 1846 $. 85 und 86. Die efthlänbdifchen Binscoupons werden auch 
in Riga, St. Petersburg, Berlin und Hamburg eingelöft, Reglement 
v. 1846. $. 87. 

i) Livlaͤnd. Generalverfammlungs + Befchluß vom Januar 1809 und 
vom 1. Zuli 1834. v. Rennenftampff $. 4 und 99; v. Sam: 
fon a.a. D, Zufäge zum efthlänbdifchen Reglement Gap. I. und IT. Re: 
glement v. 1846 $. 76. 

k) Livländ, Reglement $.8. Efthländ. Reglement v. 180% Gap. 1. 
$. 8, Gap. II. $.14. Vergl. das Reglement v.. 1846 $. 76. 
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fchen Pfanpbriefe von 100 Rbl. S.M. gar feiner Ceffion'); bei 
den größeren ift eine auf dem Geffionsbogen verfchriebene Blanco: 
Geffion "), und bei den efthländifchen Obligationen eine Indofla- 
tion in blanco hinlänglich"), wodurch, der ungehinderte Umlauf 
biefer Papiere noch mehr befördert worden ift. Auch ftellt gegen- 
wärtig bie efthländifche Ereditcaffe, wenn der erfte Empfänger ed 
wünfcht, die Obligation gleich au porteur aus; geftattet jedoch jes 
dem Eigenthümer einer ſolchen Obligation,, diefelbe auf feinen 
Namen verfchreiben zu laffen °). 


$. 175. (170,) 
Sortfegung. Sequeftration der Güter im Nichtzahlungsfalle. 


Da die Zinfen an die Pfandbriefsinhaber ungefäumt ausge: 
zahlt werden müffen, fo ift auch eine prompte Einzahlung der 
Zinfen (fo wie etwa gefündigter Gapitalien) von Seiten ber 
Schuldner, und, wenn fie ausbleibt, die fchleunigfte Erecution 
in das verpfändete Gut unerlaͤßlich). Diefe gefchieht durch 


I) Livländ, Generalverfammlungs:Befchluß vom 16. Juli 1806. 

m) Desgl. vom 1. Juli 1824. Die für bie Stieglig’fche Anleihe aus» 
gereichten Pfandbriefe können auch durch Indoffament in blanco weiter 
übertragen werben. Ebendaf. Vergl. überhaupt v. Rennentampff 
6.8. und v. Samfon $.6. 

n) Bufäge zum eſthlaͤnd. Neglement Gap. I. und II. Vergl. das 
Reglement v. 1846 $. 72 und 76. 

0) Efthländ. Reglement von 1846 $. 71. J 

a) Livlaͤnd. Creditreglement $.108. v. Samfon $. 236. Eſthl. 
Reglement v. 1802 Gap. VII, $, 1. Reglement v. 1846 8.18. Wenn 
übrigens der Schuldner nicht durch fchlechte Wirthfchaft, fondern durch 
unverfchuldete Ungiädsfälle an der Erfüllung feiner Zinszahlungsverbind- 
lichkeit verhindert worden ift, fo wird ihm, nach dem Ermeffen ber Ber: 
waltung, die Zahlung geftundet. Livl. Reglement $. 135 —140, v. Sam: 
fon $. 238, 237—293. Eſthl. Reglement v. 1802 Cap. VII, $: 2—5. 
Vergl. das Reglement v. 1846 $.129 fgg. 
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Sequeftration des Gutes, welche in Livland von Seiten des 
Ordnungsgerichts bewerfftelligt wird, und in gänzlicher Abnahme 
der Wirthfchaft und des Gutdinventard und deren Uebergabe zur 
Verwaltung an einen zuverläffigen Landwirth für Sequefter- 
Iohn®), und zwar unter Aufficht eines benachbarten Gutöbe: 
figers, oder eined Gliedes der Societätöverwaltung, ald Eurators, 
befteht ). In Efthland wird, auf Anfuchen der Verwaltung, 
dad Sequefter von der Gouvernementöregierung verhängt und 
das Gut der Greditcaffenverwaltung übergeben, welche daſſelbe 
in Difpofition oder Arende giebt‘). Bei der Concurrenz von 
Privatgläubigern forgt eine fogenannte Vermittelungscommiffion 
für die Difpofition des Gutes, trägt die Revenuͤen in die Grebit: 
caffe ein, und zahlt den Ueberſchuß den Privatgläubigern des 
Schuldners nad) Verhältniß ihrer Forderungen aus“). Die Ses 
queftration, während welcher in Livland dem Schuldner ein noth⸗ 
bürftiger Unterhalt zugeftanden wird‘), dauert fo lange, bis bie 
ruͤckſtaͤndigen Zinfen nebft aufgewendeten Koften ıc. beigetrieben 
find®). Werden im erften Zinszahlungdtermin nach der Se- 
queftration die Zinfen und der Rüdftand nicht getilgt, oder hat 
ein Gut ſchon dreimal fequeftrirt werden müffen, fo wird in Liv» 





b) Livl. Reglement $. 109, 110. v.Samfon $. 337 fgg. 

ce) Ueber die Pflichten dieſes Gurators’f. das Livländ. Reglement 
$.115—118, 122 und 1235 v. Samfon $. 250—262. 

d) Efthländifches Reglement v. 1846 $. 141 fgg. 

e) Efthländ. Reglement v. 1802 Cap. VII. und Zufäge zu demſel⸗ 
ben ©, 10 fg, Reglement v. 1846 $. 129 fgg. 

f) Livlaͤnd. Realement $. 113 und GVB. vom November 1812 und 
0.3.1837. v.Rı ınentampff g. 108. v. Samſon $. 247 
u. 248, 


g) Lioländ, Reglement $. 119. v. Samfon $. 242. Efthländ. 
Reglement v. 1846 $. 145. 
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land das Gut auf gewiſſe (gewoͤhnlich drei) Jahre dem Meiſtbie⸗ 
tenden in Arende gegeben*). Wenn jedoch die gebotene Arende⸗ 
fumme die Binfen des auf dem Gute haftenden Pfandbriefcapitals 
nebft den Zinfen des Ruͤckſtandes und den Auslagen nicht 
dedt, fo wird Dad Gut durch öffentliche Verfteigerung zum Ber: 
kauf gebracht). Der Meiftbotichilling muß indeß mindeftens 
fo viel betragen, ald das auf dem Gute haftende Pfandbriefdar: 
lehn, mit Ausſchluß der Rüdftände*), und fol in Lipland jeden- 
falls der fechite Theil des Darlehnd vom Meiftbieter baar oder 
in Pfandbriefen abgezahlt werden'). Zindet fich Fein Meiftbieter 
zu dieſen Bebingungen, fo acquirirt der livlaͤndiſche Verein felbft 
pfanbweife das Gut für das höchfte Gebot”), und wegen des Zur 
kurzſchuſſes haftet auch das uͤbrige Vermoͤgen des Schuldners dem 


h) Livl. Reglement $: 10. GBB. v. 1812 u. 1815. v. Sam⸗ 
fon $. 248, 273 fog. Eſthlaͤnd. Regl. v. 1846 $. 147. 

i) Livländ, Greditreglement a. a.D. v. Samfon $. 281 fag. 
Efthländ, Reglement v. 1846 $. 151. Wird das Gut in einen Concurs 
bineingezogen, fo bezieht die Grebitcaffe dennoch bis zur Verſteigerung des 
Gutes die Zinſen für das Pfandbriefsdarlehn. Einleitung zum livlaͤnd. 
Greditreglement P. 2. Vergl. auh v. Rennenftampffa. aD. 
$. 115. Eſthl. Reglement v. 1802 Eap. VII. $.6. Reglement v. 1846 
$. 154. 
k) Livl. Reglement $. 132. Vergl. auch daſ. $. 134 und GVB. 
vom 3. Zuli1818, bein. Rennentampff$. 15. v.Samfon 
$. 282. Eſtglandiſches Reglement v. 1802 Gap. VII. $.7. Reglement 

v. 1846 $. 152. 

1) GWB. vom 3. Juli 1818, bei v. Rennenkampff $. 115. 
Bergl. v. Samfon $. 284. 

m) Livl. Reglement 6.132. Die Direction bed Vereins ift verpflich- 
tet, zu dem Zweck bei ber Licitation bis zum Betrage des Pfandbriefdars 
lehns mitzubieten, und wenn es auch nicht gefchehen, fo wird ſtillſchwei⸗ 
gend vorausgefest, daß der Verein den Bot bis zu jenem Betrage mache, 
GWB. vom 26. Juni 1812, vom 3. Zuli 1818 und vom 17. Februar 
18277. ©. vo, Rennentampff $. 127 und vergl. v. Samfon 
$. 282 fg. | 
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Verein”). In Efthland muß, wenn ber Meiftbotichilling nicht 
ben tarirten Werth bed Gutes erreicht, dad Darlehn auf zwei 
Drittheile des Meiftbotfchillings ermäßigt, und dad Webrige, 
wenn ber Meiftbotfchilling nicht einmal den Betrag des Darlehns 
erreicht, fofort, wenn er mehr beträgt, allmälig zu 10 Pro⸗ 
cent jährlich eingezahlt werden‘). Wenn ein Privatgläubiger 
eine auf einem mit Pfandbriefen belegten Gute haftende hypothe⸗ 
carifche Forderung gerichtlich geltend macht, fo wird von der com- 
petenten Behörde die Vollziehung ber Erecution der Verwaltung 
des Grebitvereind übertragen, welche babei auf die oben angege: 
bene Weiſe verfährt ?). 


$. 176. (171.) 


Fortſetzung. Aufkuͤndigung und Einlöfung der Pfandbriefe und 
landfchaftlichen Obligationen, 


Wie der Inhaber eines Pfandbriefes oder einer landſchaftli⸗ 
chen Obligation feine Zinfen von dem ganzen Verein durch deffen 
Direction erhält, fo wird ihm auch, falls er ed wünfcht, von ber 
Direction das Capital ausgezahlt, jedoch nur in den Zinszahlungs: 
terminen und nach vorgängiger halbjähriger Kündigung"). Der 
Pfandbrief muß bei der Kündigung im Original producirt wer⸗ 


n) Livl. Reglement $. 130 und 131. v, Samfon $.266, 267. 

o) Eſthl. Regl. v. 1802 Cap. VII. $. 9 und Zufäge dazu ©. 11. 
Reglement v. 1846 $. 153. 

p) Livl. Reglement $. 127—129. v. Samfon $. 268—271. 
Vergl. auch die Einleitung zum Reglement 9.6. Hinfichtlich Eſthlands 
f. die Zufäge zum efthländ. Reglement v. 1802 Cap. VII. ©. u, und 
Reglement v. 1846 $. 129 fgg., oben ad Not. e. 

a) Livländ. Reglement 5.155,90. Samfon $. 306 u. 309 und 
v. Rennentampffg.144. Efthländ. Reglement v. 1802 Gap: I, 
$. 9 fag. Eap. V.$. 1. Reglement v. 1846 $. 68, 77 fg. 
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den, wird von ber Verwaltung ad depositum genommen und 
ftatt defjen dem Gläubiger eine Recognition über gefchehene 
Kündigung und Depofition gegeben?). Der Gläubiger präfen- 
tirt fodann im nächften Zinszahlungstermin in Livland bei der 
Oberdirection, in Efthland bei der Gaffenverwaltung, die Ne: 
cognition entweder perfönlich oder Durch einen Bevollmächtigten, 
und empfängt das Capital nebft den Zinſen bes legten Halbjah- 
res“). Die Einlöfung des Pfandbriefed gefchieht entweder durch 
Berwechfelung des einen Gläubigerd mit einem andern, der den 
Pfandbrief an fich bringen will, oder aus den Fonds der Societaͤt, 
oder durch Gontrahirung von Anleihen °). — Wenn ein Schuld» 
ner auf fein eigened Gut eingetragene Pfandbriefe ablöfen will, 
fo muß er es in Livland der Direction vier Wochen vor dem Zind- 
zahlungstermine anzeigen, und den abzulöfenden Betrag entwe- 
der in den auf feinem Gute ruhenden oder in anderen Pfand: 
briefen erlegen. Im leßteren Falle bewerfftelligt die Direction 
nach Möglichkeit den Umtaufch der eingelieferten Pfandbriefe-ges 


x 


b) Livlaͤnd. Reglement $. 157, v. Samfon $. 310. Eſthlaͤnd. 
Reglement von 1846 6.88. Nach dem Livländ, Generalverfammlungsbe« 
ſchluß v. 1. Juli 1824 Eonnte eine folche Recognition ebenfo wie der Pfand⸗ 
brief felbft cebirt werben und cireuliven (w. Rennentampff$. 145), 
was jeboch gegenwärtig unftatthaft erfcheint. S. die in der folgenden 
Anm. ec angeführten Beftimmungen. 


c) Livländifches Reglement $. 158. v. Samfon $. 312. Eſth⸗ 
länd. Reglement v. 1846 $. 90. Nimmt der Gläubiger im nächften Ter⸗ 
min den Betrag der gefündigten landfchaftlihen Obligation nicht in 
Empfang, fo verzichtet er auf bie weitere Werzinfung des Capitals, wel- 
ches vielmehr für feine Rechnung und Gefahr in der Verwaltung beponirt 
bleibt. Eſthlaͤnd. Reglement v. 1846 $. 91. 

d) Efthiänd, Reglement v. 1802 Gap. V. $. 1 fag. Reglement 
v. 1846 6.157 fgg. Livlaͤnd. Reglement $. 159 fag., 170 fgg., 179 fag. 
v. Samfon $. 316 fgg. 
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gen die abzulöfenden®). Die dergeftalt eingelöften Pfandbriefe koͤn⸗ 
nen entweder durch Löfchung in den Güterregiftern der Societaͤt 
und in ben Hypothefenbüchern caffirt, oder, wenn der Schuldner 
wünfcht, bei ber Vereinsdirection auf einen etwanigen Eünftigen 
Nothfall außer Cours affervirt werden‘). In Efihland koͤnnen 
bie Schuldner die Darlehne ganz oder theilweife mit Iandfchaft: 
lien Obligationen zurüdzahlen, ohne daß es einer befonderen 
Aufkuͤndigung bedarf®); wollen fie aber baare Abzahlungen ihrer 
Schuld machen, ſo kann ed nurnach voraufgegangener ſechsmonat— 
licher Auffündigung gefchehen"). Mit dem efthländifchen Cre— 
ditſyſtem ift überdies ein zwangsweifer Sinkingfonds ver: 
bunden‘), mit dem livländifchen dagegen nicht‘). Sonft findet 


e) Livländ. Reglement 6.165. GVB. v. 3.1837. v. Samfon 
$. 313. Es wird auch eines jeden Gutöbefigers, welcher Pfandbriefe auf 
fein Gut ausfertigen läßt, freier Wahl überlaffen, ob er folche wirklich 
ausgeliefert erhalten zu haben verlangt, ober dem Werein die Umſetzung in 
baares Geld übertragen und leteres von ihm nach 6 Monaten in Empfang 
nehmen will. Daf. $. 71 und 166. v. Samfon $. 147. 

f) Livlaͤnd. Reglement 6. 168, 169. v. Samfon $. 314 und 
315, vergl, mit $.147 Anm. ©. auch bad efthländ. Reglement v. 1846 

g) Zufäge zum efthländ, Reglement v. 1802 Cap. III. S. 7. Regles 
ment v. 1846 $. 126, 

h) Efthländ. Reglement v. 1802 Gap. IH. $. 7 fgg. Reglement 

v. 1846 $. 126 und 127. 

i) Vergl. das efthländ. Reglement v. 1802 Gap. III. $. 10, und bie 
Zufäge zum Gap. IV. S. 9. Reglement v. 1846 $. 121 u. 122 Anm. 

k) Wiederholte Werfuche, einen Amortifations = oder Sinkingfonds 
in Livland zu errichten (GWB. vom 6. März 1805, vom 13. Januar und 
13. Juli 1806, vom 25. Juni 1809, vom März 1811), haben fich als 
unzwedmäßig bewährt; wohl aber find freimillige Gapitalabträge jedem 
Schuldner geftattet, Generalverfammlungs: Befchluß vom 26. Juni 1812, 
Bergl. v. Rennenktampff in ber Vorrede zu ber angeführten 
Schrift. 


# 
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eine Aufkuͤndigung der Forderung des Vereins an ihren Schuld» 
ner, fo daß diefer zur Einlöfung der Pfandbriefe (in Efthland der 
Pfandverfchreibung) — nöthigenfalls durch Sequeftration und 
Beräußerung ber Hypothek — gezwungen werben fann, ber Res 
gel nach nur flatt, wenn ber Schuldner das verpfändete Gut 
deteriorirt, oder ſich hartnädig weigert, bie Verfügungen und An« 
ordnungen bed Vereind und deſſen Verwaltungen zu befolgen'). 
Will der efthländifche Greditverein einzelne landſchaftliche Obliga- 
tionen einlöfen, fo kuͤndigt er fie mittelft Publication in den 
öffentlichen Blättern”). 


$. 177. (172.) 
Fortfegung. Meortification verlorener Pfandbriefe. Werfälfchung. 


Für den Fall, daß eine landfchaftliche Obligation oder ein 
Binsbogen verloren geht, verordnet das efthländifche Greditregle- 
ment, baß, nachdem barüber der Verwaltung Anzeige gemacht, 
von berfelben ein Mortificationsproclam auf Jahr und Tag er: 
laffen werde, und wenn im Laufe deffelben die verlorene landfchaft: 
liche Obligation oder der Zinsbogen nicht präfentirt worden, der⸗ 
jenige, der fie als verloren angezeigt, die Außfertigung einer 
neuen Obligation oder eines neuen Zinsbogens verlangen fann®). 
In Livland wird in ſolchen Fällen daffelbe Verfahren beobachtet )- 





I) 2iol. Reglement $. 202 fgg. v. Samfon $. 352 fag., vergl. 
au $. 307 und 310. Eſthl. Regl. v. 1802 Gap. XI. 9. 3, 4. Regl. 
v. 1846 $. 155, 165 fgg. 


m) Eſthl. Regl. v. 1846 $. 89. 


a) Efthländ, Reglement v. 1802 Gap. VI. $. 5—9. Reglement v. 
1846 6. 81—84. 


b) Vergl. das livlaͤnd. Creditreglement 8.73, v. Samfon 6.159, 
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Da urfprünglich die Pfandbriefe und Iandfchaftlichen Obli- 
gationen nur mittelft fchriftlicher Geffion, welche jedesmal bei 
der Vereindverwaltung angezeigt und regiftrirt wurde, aus einer 
Hand in die andere übertragen werden Fonnten“), diefelben auch 
jedesmal beim Zinsempfang im Original präfentirt werden muf- 
ten®), fo waren fie dadurch vor jeder Verfälfchung hinlänglich 
gefichert‘). ALS in der Folge die Nothwendigkeit diefer fchrift: 
lichen, zu regiftrirenden Geffion erlaffen ward‘), wurde, nament: 
lich auch die Geffion in blanco, ausdrüdlich nur auf Gefahr des 
Inhabers des Pfandbriefes oder der Obligation für zuläffig er: 
Flärt®). Der Inhaber hat daher allen durch eine etwanige Fäl: 
[hung entftehenden Schaden allein zu tragen, und kann fi nur 
an den Verfälfcher, falls er diefen ermittelt, halten). Dem» 
nach findet bei in blanco cedirten oder indoffirten Pfandbriefen 
und Iandfchaftlichen Obligationen keine Bindication ftatt '), 


c) Livländ, Erebitreglement F. 8. Efthländ. Reglement Gap. 1. 

$. 8, Cap. II. $. 14. ©. oben $. 174. 
qh Leivlaͤnd. Reglement $. 99. Eſthlaͤnd. Reglement v. 1802 Cap. I, 

6. 6. Vergl. übrigens ebendaf. Gap. II. $. 14. 

e) Livländ. Reglement $. 8. Efthländ. Regl. v. 1802 Gap. VI. 
$. 1 fag. 

f) ©. oben 6.174 a. €. 

g) Livländ. GVB. vom 16. Juli 1806 und vom 1. Juli 1824. Berg. 
v. Rennenkampff 6.8. Zuſaͤtze zum eſthlaͤnd. Reglement v. 1802 
&ap. I. und II. ©. 4 und 7. 

h) Vergl. das efthländ. Reglement v. 1802 Cap. VI. $. 4. Kegies 
ment v. 1846 $.79 u. 80. | 

i) Vergl. Eich hor n's beutfches Privatrecht $. 191. 


Meunter Titel. 


Bon dem Näherredbt®). 


$. 178. (173,) 
I. Geſchichtliche Einleitung®). 


Schon das ältefte liv- und efthländifche Lehnrecht geftattete 
bei dem Verkaufe und bei der Verpfaͤndung von ererbten Rehngü- 
tern den Erben des Weräußererd, dad veräußerte Lehngut von 
dem Erwerber gegen Erftattung des Kauf: oder Pfandfchillings 
zu refrahiren“), und verpflichtete auf der andern Seite den 
Lehndmann, vor der Veräußerung das Lehngut den nädh- 
fen Erben anzubieten“), es wäre denn echte Noth vorhan« 


a) Die Einwendungen, welche v. Mabai (in Richter’s Erit. 
Jahrbb. für deutfche Rechtswiffenfhaft. Jahrg. 5. S. 838 fg.) gegen bie 
bier gewählte Stellung des Näherrechts im Syſtem macht, fcheinen zwar 
nicht unbegründet; indeß fteht auch feinem Worfchlage, daffelbe unter den 
allgemeinen Gründen der Erwerbung des Eigentbums an Immobilien abs 
zubandeln, der Umftand entgegen , daß durch das Näherrecht nicht bloß 
Eigenthum, fondern auch Pfandbefig erworben werden Tann. S. unten 
$. 179. 


b) ®eral.v. Helmerſen's Gefchichte des Livländifchen Adels⸗ 
rechts $. 14, 42, 143. 

e) Waldemar: Erich’fches Recht Art. 23, aͤlteſtes livlaͤndiſches RR- 
Art.34 und 35, mittleres lioländifches RR. Gap. 66. S. oben $. 91 
Anm. a. 


d) Waldemar: Erich’fches Recht Art. 2: „„Wor alsodann saamende 
hand is, und will een sien guhd verkopen edder versetten,, de sall 
dat den anderen beeden, de de saamende hand daran heflt. — — — 
— Will dejene dat hebben, so is heneger tho beholden, den jenich 
man, umb so vele geldes, alse de jenne, de dat verdinget hefft edder 
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den®). Bon einem Rechte der nächften Erben, das veräußerte 
Lehngut, ohne Erftattung des Preifed zu vindiciren, findet fich 
dagegen ebenfowenig eine beftimmte Spur, ald von einer Be 
fugniß derfelben, den Widerruf der Veräußerung durch den Ver: 
äußerer zu verlangen‘). — Als ein Recht des nächften Erben 
mußte dad Näherrecht mit dem Erbfolgerecht gleichen Schritt-ge= 
hen, und mit des legteren Erweiterung gleichfalls erweitert wer: 
den®), daher in den älteren Rechtöquellen, welche nur Lehnsfolge 
der männlichen Defcendenten Eennen, bloß den Söhnen"), in den 


uthsetten will; aver will düsse des guhdes nicht, so mag de jenne 
dat guhd verkopen edder versetten, wem he will.“ Damit wörtlich 
übereinftimmenbd ift das Altefte Livländifche RR. Art. 10 und das mittlere 
RR. Cap. 8. Daß hier von Erbgütern bie Rede ift, folgt daraus, 
daß, der Natur der Sache nach, nur folche in ber famenden Hand (der 
Lehnöfolger nämlich, f. mittleres livl. AR. Cap. 5) fein Eonnten. 

e) ©, die in der Anm. c. angeführten Stellen. Daß in dieſen ber 
Verpflichtung des Veräußerers zum Anbieten des Gutes an die nächften Er: 
ben keine Erwähnung gefchieht, erfläct fich daraus, daß in dem vorliegen: . 
den Fall die Minderjährigkeit der nächften Erben ausdruͤcklich vorausgefest 
wird. 

f) Anderer Meinung ift v. Helmerfen a. a. O. $.14, indem er 
— wiewohl gegen den beutlichen Wortverftand der in der Anm. c. ange: 
führten Stellen — annimmt, daß darin von zwei verfchiedenen Fällen die 
Rede fei, fo daß bei einer Veräußerung ohne echte Noth Vindication, 
bei echter Noth dagegen Näherrecht ftattfinde. Diefer Meinung fteht aber 
auch noch entgegen, daß in den Stellen Anm. d., wo doch nur ein Vor—⸗ 
kaufs- und reſp. Näherrecht zugeftanden wird, von echter Noth nicht die 
Rede, und auch Fein Grund vorhanden ift, eine Bevorzugung ber Söhne 
vor den Gefammthandberechtigten in diefem Falle anzunehmen. — Noch 
weniger haltbar ift die Anfiht v. Budbdenbrod’s (Sammlung der 
Geſetze Bd. I. ©. 96 Anm. b.), daß den Erben nur im Falle ber Ver— 
Außerung ohne Noth ein Näherrecht zuftehe, bei echter Noth dagegen keine 
Einlöfung anders, als auf der Stelle, ftattfinde. Vergl. auch noch unten 
6.182 Anm. d. 

g) Ebenfo, wie mit der Erweiterung des Erbfolgerechts der Biorif 
des Erbgutes ſich erweiterte. S. oben §. 91. 
h) ©, bie in der Anm. c. citirten Stellen. 
l. | 26 
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fpäteren auch den Seitenverwandten, wenn fie die nächften Er: 
ben find, das Näherrecht zugefprochen wird‘). Im Uebrigen 
hat fich diefes Inftitut im MWefentlichen unverändert auch im 
heutigen livlaͤndiſchen Kandrecht erhalten; die Verpflichtung des 
Veraͤußerers zur Anbietung des Gutes an die nächften Erben 
vor der Veräußerung, und bad daraus entftehende Borkaufs: 
recht der Iegteren *), wurde jedoch mit der Zeit") auch in Livland un- 
practiſch. In Efthland kommt in Folge ded veränderten Be: 
griffs der Erbgutdeigenfchaft im neueren Recht ($. 94) dad Nä- 
herrecht in der Praris nur höchft felten no vor. ©. indeß 
unten $. 180 Ann. e. — Auch in den älteften Stabdtrechten fin- 
det ſich das Näherrecht der nächften Erben bei der Veräußerung 
von Immobilien in ganz ähnlicher Weiſen), — nur daß hier die 


i) Dahin gehdren fchon die in der Anm, d. angeführten Beftimmun- 
gen über bie Gefammthandberechtigten, und in dem Privilegium bes Or⸗ 
densmeifters Hermann von Brüggenet vom Tage nach Eucid 1546 heißt 
es: „Ein man mag sin guth verkopen, vorsetten, im testament upla- 
ten, wem he will, averst kop und uthsettning is broder und ved- 
der neger.“ Bergl. v. Helmerfen a. a. O. $. 143, Efthlän- 
difches R. und ER. B. IV. it. 14 Art.2. Vergl. auch Not. a und *) 
pag. 150 ER. 

k) Vergl. aud) Not. a pag. 146 &2. und bas efthländ. R. und ER, 
0.0.9, Art. 1. 

1) Für Eſthland wird ihrer noch im eſthlaͤnd. R. u. ER. a. a. O. auss 
druͤcklich erwähnt. 

m) Delrichs’fches rigifches StR. Th. IV. Cap. 2 und 4; vergl. 
auch Gap. 17. Nach dem älteren lübifchen Recht feheinen bie nächften 
Erben ein Räherrecht nur im Falle des Verkaufs wegen echter Noth gehabt 
zu haben, der freiwillige Verkauf dagegen fcheint ein Widerrufsrecht ber 
naͤchſten Erben begründet zu haben, oder vielmehr durchaus unguläffig ges 
wefen zu fein. S. ©. W. Pauli, Darftellung des Rechts der Erbgü- 
ter nach aͤlterem lübifchen Rechte (Lübed, 1837. 8.) $.17. Im älteren 
rigifchen Stadtrecht a. a. D. feheint jedoch eine ſolche Unterſcheidung ebenfo= 
wenig als im liv= und efthländifchen Lehnrecht angenommen geweſen zu fein. 
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durch die Lehnsverhaͤltniſſe herbeigeführten Beſchraͤnkungen weg- 
fielen. Auch hat es fich in den Städten Livlands bis auf bie 
neuefte Zeit erhalten”); in ben efthländifchen dagegen ift es, 
aus demfelben Grunde wie im efthländifchen Landrecht, faft ganz 
außer Gebrauch gefommen °). 


Neben diefem ohne Zweifel älteften und auch heut zu Tage 
am häufigften vorfommenden Retract, der daher auch vorzugs⸗ 
weife Näherrecht oder Beifpruch genannt wirb?), kommen ſchon 
in ben älteren Rechtöquellen mehrere-andere Arten deffelben vor, 
wohin hauptfächlich der Iehnöherrliche Retract gehört), der aber 
ebenfo wenig mehr practifch ift”), ald diejenigen Näherrechte, 
welche fich auf die Grundeigenthumsverhältniffe der Landesein— 
geborenen in der älteren Zeit beziehen‘). Dagegen haben ſich 


n) ©. unten $. 185 fgg. 

0) Bergl. Pauli a a. O. ©. 182, Daher reichen auch die un: 
ten ($. 183 und 188) anzuführenden Präjudicate nicht weit über die Hälfte 
des 18. Jahrh. (1765) hinaus. 

p) Die in anderen beutfchen Rechtsquellen, und überhaupt im gemei⸗ 
nen Recht übliche Benennung „Erblofung“ kommt in ben Quellen 
bes Liv» und efthländ. Provincialrechtd gar nicht vor. 

gq) Aelteres livländifches RR, Art. 31 — 33, mittleres RR. Cap. 
64 und 65. Beim Verkauf eines Lehngutes hatte der Lehnsherr darnach 
unbedingt das Vorkaufs⸗- und refp. Näherrecht ; bei der Werpfänbung nur 
dann, wenn ber Pfandnehmer nicht Vaſall bes Lehnsheren war, Vergl. 
v. Helmerfen a. a. O. $. 10 und IL, 

r) ©. oben $. 96. Uebrigens wurbe bie Verpflichtung ber Vaſallen 
zur Anbietung des zu veräußernden Lehns an den Lehnsherrn bereits in der 
erften Hälfte bes 16ten Jahrhunderts erlaffen. ©. v. Helmerfen 
6. 138. 

s) Das Nahbarrecht fommt im Gap. 91 des mittleren livlän- 
difchen RR. vor, die Marklofung im Gap. 89 und 90, eine Art Con— 
dominialretract im Gap. 5. S. überhaupt v. Helmerfen 
a. a. D.$.65 und 66. Vergl. ebendaf. ©. 76 fg. Anm, 23, 

26 * 
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zum Theil in fpäterer Zeit einige andere Arten des Näherrechts- 
ausgebildet '). 


$. 179. (174) 


I. Heutiges Recht: 1) liv- und efthländifches dandrecht a). 
Begruͤndung des Naͤherrechts. 


Nach heutigem liv- und eſthlaͤndiſchem Landrecht kann der 
Retract bloß durch geſetzliche Beſtimmung, nicht aber, wie das 
davon zu unterſcheidende Vorkaufsrecht?), auch durch Vertrag 
oder einfeitige Willenserklärung begründet werben“), und befteht 
in der Befugniß, ein von einem Dritten veräußerted Immobil 
dadurch zu erwerben, daß man, vermöge eines Vorzugsrechts vor 
dem Erwerber, diefen verbrangt und in beffen Recht eintritt. 
Jedoch Fann nicht in Folge jeder Art von Veräußerung das Nä- 
herrecht ausgeübt werben, fondern es tritt zunächft nur bei ver: 
fauften Immobilien ein‘). Daß bereits Tradition erfolgt fei, 


t) ©. unten $. 183, 185, 189, 

a) ©. überhaupt R, 3. 8%. Samfonv. Himmelftiern, 
das Livländifche Erbſchafts- und Näherrecht (Riga, 1828. 8.) Tit. IX, 
&.357—384. Da nad) livländifchem Recht in ber Lehre vom Retract fehr 
Vieles auf Praris und Präjudicaten beruht, welche legtere bei v. Sam: 
fon a.a D, mit vielem Fleiß benugt find, fo ift im Verfolge, ftatt des 
Gitirens der Präjudicate felbft, bloß auf die Schrift v. Samfon’s verwie- 
fen, welche die Belege anführt, 

b) Sowohl mit diefem, als mit dem Wiedereinlöfungsrecht des Ver— 
Außerers felbft (f. Not.e pag. 68 LE. und oben 6. 167), desgleichen mit dem 
Widerruf und Einldfungsrecht, welches 4.3. den Pupillen nach erlang— 
ter Großjährigkeit wegen von dem Vormunde veräußerter Immobilien zu: 
fteht (livl. RR. Cap. 50), wird häufig in der Praris das Näherrecht ver⸗ 
wechfelt, Bergl.v. Samfon a. a. O. $. 978, 1005. 

e) Berge. Eihhorn’s beutfches Privatrecht $. 101. 

d) Livl. RR. Cap. 66, Efthländ. R. und ER. B. IV. Zit. 14 Art,2, 
B. I. Zit. 11 Art. 2, 
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ift nicht erforderlich, da das Näherrecht, feinem Urfprunge nach, 
ein VBorfaufsrecht in fich ſchließt ). Auch kommt es nach livlaͤn⸗ 
diſchem Landrecht nicht darauf an, ob der Kauf ein privater, oder 
ein oͤffentlicher geweſen, denn, fo wie dem bisherigen Eigenthuͤ— 
mer eines wegen Schulden ſubhaſtirten Immobils das Recht zur 
Wiedereinloͤſung deſſelben zuſteht), fo iſt auch durch die öffent: 
liche Verfteigerung der Netract nicht audgefchloffen 8). Aber 
auch an einem verpfändeten Immobil, wenn mit ber Verpfaͤn⸗ 
dung die Uebertragung des Pfandbefiges verbunden ift, kann der 
zum Retract Berechtigte ein Näherrecht geltend machen, befonders 
wenn mit dem Pfandcontract ein eventueller Kaufcontract ver: 
bunden ift?). Inwiefern dagegen an vertaufchten Immobilien 


e) Denn das Näherrecht ift bloß die Folge der unterlaffenen Anbies 
tung des Immobils vor ber Veräußerung an ben Berechtigten, welche das 
ältere Recht verlangte; und wenn auch diefes Anbieten gegenwärtig uns 
praetifch ift e$. 178), To ift doch das Vorkaufsrecht, aus welchem eben die 
Pflicht zum Anbot von Seiten des Veraͤußerers hervorging, deshalb nicht 
als ausgefchloffen anzufehen. Daher ann alfo auch jchon vor erfolgter 
Gorroboration bes Veräußerungsvertrages das Näherrecht geltend gemacht 
werden. S. v. Samfon 5.884. Vergl. auch unten $. 181 Nr. 6. 

f) ©. oben $. 167. 

e) Königl. ſchwediſcher Brief vom 18. April 1699. Not. e pag. 68 
ese. Eben daher find die damit im Widerfpruch ftehenden Beftimmungen 
des ruffifchen Rechts (Swod ber bürgerlichen Gefege [Bd. X.] Art. 1111) 
in Livland unanwendbar. Vergl. v. Samfon a. a. O. $. 997 und 
in v. Bröder’s Jahrbuch für NRechtögelehrte Bd. II. ©. 40. In 
Eſthland ift diefe Beſtimmung des ſchwediſchen Rechts nicht practifch ge— 
worden. — Vergl. übrigens noch die Allerh. beftät. Verordnung vom 
24. Dechr. 1841 $. 31a. €. 

h) Dies ergiebt fich aus der Natur des liv- und efthländifchen Pfand: 
befiges, da er dem Eigenthum ganz analog iſt. &, auch das livländifche 
RR. Cap, 66,, wo ausdrücdlich auch von der Satzung bie Rebe ift, und 
v. Samfon a. a. O. $. 975, beögl. v. Samſon's livlaͤndiſches 
Creditſyſtem $. 286 und den daſelbſt citirten Befchluß der Generalverfamm- 

lung des livlaͤnd. Greditvereind vom 3.1809. Zweifelhafter als bei der 
Erblofung war nach dem älteren Recht die Krage bei dem Näherrecht des 
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ein Näherrecht ausgelibt werben kann, ift nach der livlaͤndiſchen 
Praxis beftritten ); theoretifch muß dieſe Frage, wie auch im 
efthländifchen Landrecht gefchieht*), verneinend beantwortet wer: 
den, indem in allen Faͤllen, wo derjenige, der dad Näherrecht gel: 
tend macht, die Hauptbebingungen des Gefchäfts zu erfüllen nicht 
im Stanbe ift, alfo namentlich auch beim Vergleich, beim Freund: 
ſchaftskauf zc., der Retract wegfaͤllt). Eben daher findet auch 
bei der Schenkung fein Näherrecht ſtatt *). 


— 


Adels und ber Bürger an reſp. adeligen und ſtaͤdtiſchen Gütern ($. 117 fg,), 
weil dadurch einer ber Hauptzwede des Pfandbefigcontract# ($. 152) ver: 
eitelt fcheinen konnte; allein dies durfte feinesweges als genuͤgender Grund 
zur Ausfchließung des gefeglichen Näherrechts angefehen werben, beſonders 
wenn burch die Verbindung des eventuellen Kaufcontracts mit dem Pfands 
contracte diefer in der That eine peremtorifhe Veräußerung involvirte. 
Das neuere Recht (Allerh. beftät, Verordnung vom 24. Decbr. 1841 
6. 9, vergl. auch $.31a. E.) hat die Frage beftimmt dahin entfchieben, 
baß bei verpfändeten Immobilien nicht nur die Erblofung, fondern bei 
abeligen Randgütern auch das Näherrecht des immatriculirten Adeld gegen 
andere Erwerber von Pfandgütern ausgeübt werben darf. ©. gegenmärs 
tig auch das Provincialrecht der Dftfeeguuvernements vom 1. Juli 1845 
Bb. II. Art. 877 und die dort allegirte Unterlegung des Oberbirigirenden 
der zweiten Abtheilung der Eigenen Kaiferlichen Ganzlei vom 20. Zuni 1841, 


i) v. Samfon (Erbfchaftsreht a. a. D.) ift baflr, unter Bes 
rufung auf Not. e, pag. 163 fg. Er. 


k) Eſthlaͤnd. Rund ER. B.IV. Tit. 14 Art. 6: „An vertaufchten 
ober verarendirten Gätern mögen ſich die Erben Feiner Beifprache ober 
Naͤhergeltung gebrauchen,” 


) S. Eihhorn!s Privatreht $. 102. Die Praxis in Livland 
1äßt jeboch auch beim Freundfchaftstauf ein Näherrecht zu. Vergl. v. 
Samfon a. a.D. $. 989, 


m) S. Eihhorn a,a.D, Damit ift indeß nicht zugleich gefagt, 
daß jede Weräußerung, welche Fein Näherrecht zur Folge hat, an ſich gültig 
fei, im Gegentheil findet 4. B. bei der Schenkung von Erbgütern ein Wis 
berrufsrecht ber nächften Erben ftatt. Vergl. livl. RR. Gap. 45. S. auch 
oben $. 91 und unten 6. 221, 
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Hortfegung. Erforberniffe zur Ausübung bes Räherrechts. 


Der Retrahent muß alle Bedingungen erfüllen, welche der 
Käufer oder Pfandnehmer übernommen hat, und mithin vor Als 
lem den Kaufs oder Pfandfchiling in derfelben Quantität und 
denfelben Zerminen erlegen °); wobei eö fich von felbft verfteht, 
daß die von dem bisherigen Befiger bereits geleifteten Terminzah⸗ 
lungen vom Retrahenten nicht etwa auch in Zerminen, fondern ſo⸗ 
fort zu erlegen find. Außerbem muß der Retrahent dem biöhes 
rigen Befiger alle zum Beſten des Immobild gemachten noths 
wendigen und nüßlichen Verwendungen, nicht aber auch im- 
pensae voluptuariae, erfegen®), und ebenfo die bei der Veraͤuße⸗ 
rung an den bisherigen Befißer vorgefallenen Koften und Abga- 
ben ihm erflatten®). Ueberdies fol gleich bei Anftellung der 
Näherrechtöflage, bei Verluſt derfelben, der Kauf: oder Pfand: 
ſchilling baar bei Gericht deponirt werden ), was jedoch in Livland 
von der Praris nicht mehr beachtet wirb®). Sft das zu retrahirende 


a) EHE. R. und ER, IV, 14,3. Libl. RR. Cap. 66. Königl. 
Brief vom 18. April 1699, 

b) Königl, Zeftamentsftadga vom 3. Zuli 1686 $. 3. 

c) Bergl. v. Samfon a. a. O. $. 1013 und beffen Schrift: 
Das Livländifche Ereditfyftem $. 286. 

4) Koͤnigl. Brief vom 1. März 1671. Not. c pag. 148, Not, e 
pag. 152 22. Eſthl. R. u. ER. a. a. O. Riefenktampff’s Mar: 
ginalien bi Ewers ©. 557. Wenn übrigens der Retrahent von den⸗ 
jenigen Gtäubigern., deren Forderungen auf dem zu retrahirenden Immo: 
bit ruhen, die Befcheinigung beibringt, daß fie ihn, für den Ball, daß ihm 
das Näherrecht zugefprochen wird, als Schulbner behalten wollen, fo braucht 
er ohne Zweifel nur den Ueberfchuß des Kauffchillings zu dbeponiren. 

e) Vergl. ©. u. vom 18. März 1779 in S. koͤwis, betreffend das 
Gut Bergehoff, und v. Samfon’s Erbſchaftsrecht F. 1013 Anm, 1. 
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Gut bereit8 durch mehrere Hände gegangen, fo erlegt der Retrahent 
dennoch nur den Preis, welcher bei der erften Veräußerung dafür 
entrichtet worden ift ). Wenn ein Immobil von einem Glaͤubi— 
ger an Zahlungsftatt für einen höheren, ald den wahren Werth 
deffelben angenommen worden ift, fo ift der zum Retract Berech- 
tigte dennoch) nur den wahren, durch gerichtliche Schäßung aus- 
gemittelten Werth zu erlegen verpflichtet %). Der Veräußerer 
darf übrigens Feine Mittel anwenden, durch welche das Näher: 
recht des Berechtigten audgefchloffen oder deſſen Geltendmachung 
erjchwert werben koͤnnte. Entſteht namentlich ein Verdacht, 
daß zu diefem Zweck der Kauf: oder Pfandſchilling in der Con⸗ 
tractsurkunde höher, als er in der That verabredet worden, ange: 
geben iſt, ſo darf der Retrahent von beiden Contrahenten die 
eidliche Erhaͤrtung der Richtigkeit der Angabe verlangen®). 


In Eſthland dagegen wird dies Requifit noch von der neueren Praris bes 
achtet, und die ftatt der Zahlung angebotene Gaution für ungenügend 
erachtet. Urtheil des efthländ,. Oberlandgerichtd vom 15. Septbr. 1839 
in ©. Baron G. dv. Stadelberg wider X. v. Schubert. 


f) Livl. RR. Cap. 66: „‚dat geldt, dat ehr vader hefft 
npgehaven,‘ ®Bergl.v. Samfon $. 1015. Der jebesmalige Be- 
figer hat übrigens Anfpruch auf Gewährsteiftung gegen ben Veräußerer, 
falls er nicht bei der Veräußerung ausbrüdtich auf diefelbe verzichtet. Dies 
ergiebt fich aus dem mit dem Gap. 66 in unmittelbaren Zufammenhange 
ftehenden Gap. 68 des livlaͤnd. RR.: „„We gudt vorköpet edder vorset- 
tet, de schall yennem waren des gudes vor iwelike ansprake, 
iar unde dach, daryn syn denn vörwort, unde de men bewisen mach, 
wente vörwort breken alle rechte.‘* Not, a pag. 161 &2. undv. Sam» 
fon a. a. O. 

ge) Koͤnigl. Brief vom 18. April 1699, Vergl. v. Samſon 
$. 1014. Ebenſo hat nach der livlaͤndiſchen Praris bei einem Freund: 
ſchaftskauf ($. 179 Anm, 1.) der Retrahent ben gerichtlich abgefchägten 
Werth des Immobild zu erlegen. ©. v. Samfon $. 989. 


h) Eftgländ. R. und ER. B. IV. Zit. 14 Art, 4. 
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Ebenfowenig darf der Veräußerer die Ausübung des Näherrechts 
von Seiten ded Berechtigten durch Feflfeßung einer Poͤn verhin- 
dern, und ift der Berechtigte zur Erlegung einer folchen Feines: 
wegs verpflichtet). Weil übrigens das Näherrecht, feiner Na: 
tur nach, nicht einem Dritten cedirt werden kann, fo darf der 
Retrahent ed auch nur für fich und zu feinem eigenen Beften aus: 
üben, und ift verbunden, dies eidlich zu erhärten ). Zum Er: 
fat der genoffenen Früchte an den Retrahenten ift der bisherige 
Befiger nur von da ab verpflichtet, wo er fich in mora restituendi 
befindet’). 


— 


$. 181. (176.) 
Fortſetzung. Erldſchung des Näherrechts, 


Das Näherrecht erlifcht: 1) durch die Wiederaufhebung des 
Vertrages, durch welchen dad Immobil veräußert worden, falls 
nicht bereit der zum Netract Berechtigte fein Recht geltend ge- 
macht hat ); 2) wenn der Berechtigte vor oder bei der Veräuße: 


i) Vergl.v. Samfon $. 990, wo jedoch eine Ausnahme für den 
Fall angenommen wird, wenn der Retrahent Erbe des Veräußerers ift, und 
Letzterer fo viel fonftiges in feiner freien Difpofition ftehendes Vermögen bins 
terließ, ald zu Erlegung der Pbn erforderlich ift. — Inwiefern bei Dete— 
riorationen des Immobils durch den Erwerber, biefer fich einen verhältniß: 
mäßigen Abzug vom Kauf = oder Pfandfchilling von Seiten des Retrahenten 
gefallen laffen muß, ift, außer dem Falle eines dolus, wohl zu bezweifeln, 
Vergl. übrigens v. Samfon $. 1016, der fich aber hier auf Gefege ftügt, 
bie in Liv» und Efthland ungültig ins. 


a Königl. Brief vom 18. April 1699. Efthländ. R. und ER, III, 
14, 5, ®Bergl.v. Samfon $. 992 und 1013. 


I) Vergl. v. Samfon a. a. O. $. 985. 
a) Vergl. v. Samfon a. a. O. $. 1026. 
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zung in diefe ausbrüdlich eingeroilligt ®), oder nach derfelben fei- 
nem Rechte ausbrüdlich entfagt hat); 3) wenn der Berechtigte 
‚ nachdem ihm vor der Veräußerung dad Immobil angeboten wor: 
ben, binnen der von ihm felbft begehrten, oder vom Richter ans 
beraumten Friſt, weder fein Vorkaufsrecht geltend macht, noch 
ſich überhaupt auf die Anzeige der beabfichtigten Veräußerung 
erflärt, indem in diefem Falle eine ftillfchweigende Einwilligung 
in die Veräußerung zu präfumiren ift 9); 4) wenn dad dem Re- 
track unterworfene Immobil feine Natur verändert‘); 5) wenn 
dad Immobil unter Allerhöchfter Beftätigung veräußert, und dem 
Acquirenten mittelft Namentlichen Ufafes ein ruhiger Beſitz ver: 
fichert worden‘); 6) durch Verjährung der Retractöflage, in- 
dem diefe binnen Jahr und Tag erlifht?). Diefe Frift wird 
von dem Zage an gerechnet, wo der Berechtigte von der Ver: 
dußerung Kenntniß erhielt ®), und wenn ein Proclam erlaffen 
worben war, von dem Tage des Proclams an). Minderjähri: 


b) Vergl. livländ, AR. Cap. 8. Eſthl. R.und ER. B. IV, Tit. 14 
rt. J. 


ec) Vergl. livl. RR, Cap. 66. Eſthl. R. und ER. a. a. O. und 
II, 11,2%. S. auch v. Samfon $. 988 und 1008, 

d) S. befonders efthländ. R. und ER, IV, 14, 1. Vergl. aud) liv: 
laͤnd. RR. Cap, 66. Eine ftillfehweigende Einwilligung und Entfagung 
nimmt mit Unrecht v. Samfon a.a.D. $. 1008 auch in dem Falle an, 
wenn ber Berechtigte die Urkunde, welche über die Veräußerung des dem 
Retract unterworfenen Immobils aufgenommen wird, als Zeuge unters 
fchreibt. 

e) v. Samfon $ 986. 

f) Ebendaf. $. 987. 

g) Livl. RR. Cap. 66. Königl. Brief vom 18. April 1699. Eſth⸗ 
laͤnd. R. und ER. IV, 14, 3. Allerhöchft beftät. Verordn. v. 24. Dechr. 
1841 $. 9. 

h) Vergl. ebendaf. und v. Samfon $. 1019 bef. Anm. *). 

i) Allerhoͤchſt beftät. Werorbn. v. 24. Dechr. 1841 6.9. v. Sam: 
fon „aD. 


Tit.9. Don dem Näherreht. 6. 182. 4 - 


gen läuft die Frift von dem Lage der Großjährigfeit an ); Ab: 
wefenden, nach ivländifchem Recht, von der Zeit ihrer Ruͤckkehr); 
nach efthländifchem Recht müffen Abwefende binnen drei Sahren, 
von der Veräußerung an gerechnet, Die Klage erheben"). Webris 
gend muß derjenige, der den Retract ausüben will, zur Zeit ber 
Veräußerung bes zu retrahirenden Immobild bereitd gelebt ha: 
ben, wenn auch nur ald Embryo"). 


$. 182. (177.) 
Fortfegung. Arten des Näherrechts: a) Erblofung. 


Die meiften der bisher entwickelten Grundfäge find zunaͤchſt 
in Beziehung auf das Näherrecht der Erben an veräußerten Erb- 
gütern, oder die fogenannte Erblofung, als die wichtigfte und ges 
woͤhnlichſte Art des Retracts, durch Geſetz und Praris feſtgeſtellt 
worden, können indeß ebenfowohl auf andere Arten des Näher- 
rechts angewendet werben. 


Die Erblofung hat den Zweck, die in einer Familie in 
Erbgang gefommenen Immobilien, zur Aufnahme und zum 
Glanze der Familie, bei derfelben zu erhalten”), daher biefer Art 


k) Livl. RR, Cap, 66. Eſthlaͤnd. R. und ER. III, 11,2. Ster⸗ 
ben Eltern, denen das Näherrecht zufteht, vor Ablauf der Verjährungsfrift, 
fo koͤnnen minderjährig binterbliebene Kinder noch binnen Jahr und Tag 
nach erlangter Großjährigkeit das. Näherrecht geltend machen. Not. b 
pag. 154 ER. 


I) Bergl. Not. c pag. 113 28. 
m) Eſthl. R. u. ER, II, 11.2. Vergl. überh. oben $. 127 fge. 
n) dv, Samfon $. 979. 


a) Königl. Verordnung vom 25. Detober 1686. Eſthlaͤnd. R. und 
ER.B. IV, it. 14. Art. 5. 
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des Naͤherrechts zunaͤchſt die Erbguͤter unterworfen find’), fie 
moͤgen nun an fremde, gar nicht zur Familie gehoͤrige Perſonen, 
oder an entferntere Verwandte, veräußert fein“). Allein auch 
wohlerworbene Immobilien, welche wegen Schulden des erſten 
Ermwerbers verfteigert worden, koͤnnen nach livländifchem Recht von 
deflen Erben retrahirt werden‘). Zur Erblofung find nur bie: 
jenigen Verwandten des Veraͤußerers berechtigt, welche zur Zeit 
der. Veräußerung feine nächften Verwandten find, und ihn, im 
Falle feines Todes, beerbt haben würden, fo daß alfo die entfern® 
teren von den näheren audgefchloffen werben“). Hat der nächfte 


b) Livlaͤnd. RR. Cap. 66. König. Teſtamentsſtadga vom 3. Juli 
1686 $. 3. Königl. Verorbnung vom 25. Detober 1686. Eſthl. R. 
und ER. III, 11, 2, und IV, 14, Lund 2. Das nach ber koͤnigl. fchwedi- 
fhen Kirchenorbnung vom 3. September 1686 Gap. 28 $. 13. den Erben 
eines in einem Hoſpitale (oder fonft einer milden Stiftung) Berpflegten 
vorbehaltene Recht, das Erbgut, das Lesterem etwa während der Ber: 
pflegung anheimgefallen (und mit dem Gefammtnadhlaß des Verpflegten 
dem Hofpital zufällt), einzulöfen (vergl, auch Not. pag. 18188. und 
unten $. 380), Tann nicht ald Erblofung angefehen werben, wie es bei 
v. Samſon a. a. O. $. 993 gefchieht. 

c) Vergl. v. Samfon $. 996. 

d) Königl. Brief vom 18. April 1699. Um fo unrichtiger ift die 
bin und wieder von der Praris ausgefprochene Anficht, daß bei der Ver— 
Außerung eines Erbgutes wegen echter Noth das Näherrecht wegfalle 
(fe 3. B. die Refolution des Reichsjuftizcollegiums vom 14, Novbr. 1779 
in Sahen W. 3. o. Brümmer wider B. Bergmann und Gonf.). Sie bes 
ruht auf einer irrigen Interpretation des Gap. 66 bes livlaͤnd. RR. (vergl. 
auch oben $. 178 Anm. f), welches vielmehr, in Verbindung mit Cap. 8, 
dahin zu verftehen ift, daß die Verpflichtung zur Anbietung des Immo— 
bild an den zum Retract Berechtigten vor der Veräußerung, welche das 
ältere Recht dem Veraͤußerer auferlegte, im Kalle der echten Noth ceffire, 
keinesweges aber dadurch das Näherrecht ausgefchloffen werde. &. über: 
haupt oben 6.178, Damit flimmt denn anch die neuere Praxis überein, 
Bergl. v. Samſon a. a. O. $. 995 und 1005 Anm. 1. 

e) Livl. AR. Cap. 66. Not. a pag. 150 82, Efthländ. R. "und 
ER, IV, 14, Lund 2. v. Samfon $, 980 und 998. Der Streit 
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Verwandte dem Näherrecht ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend ent: 
fagt, oder ift er mit feiner Klage präfcribirt worden, fo dürfen die 
entfernteren Verwandten ben Retract nicht geltend machen ). Das 
weibliche Gefchlecht ift zwar vom Retract nicht ausgefchloffen, je 
doch hat vor demfelben im Colliſionsfalle, wie bei der gefeßlichen 


darüber, ob die Erblofung bloß den Defcendenten bes Weräußerers, oder 
auch anderen Verwandten — wenn fie nur bie nächften find — zuftehe, 
und das Schwanken der Praris in diefer Beziehung (v. Samfon$. 998 
Anm. *) ift durch Werwechfelung bes älteren mit dem neueren Rechte ent= 
ftanden. Nach jenem waren, fo lange das ftrenge Mannlehnrecht und 
die ausfchliegliche Lehnsfolge der Defcendenten beftand, allerdings nur biefe 
zum Retract berechtigt, allein mit der Erweiterung des Erbrechts eriveis 
terte ſich auch das Näherrecht (vergl. oben $. 91 und 178 und vo. Hel- 
merfen, Gefchichte des Adelsrechts $. 14 und 143). Eine andere Frage 
ift es, ob bloß die Defcendenz bes erften Erwerbers (nicht des Veraͤußerers) 
des nachmaligen Erbgutes, ober auch deſſen Afcendenten und Geitenver- 
wandten zum Retract berechtigt find ? Diefe Frage muß allerdings, der 
Theorie nach, zum Nachtheil der legteren entfchiedben werben (f. Eihhorn 
a. a. D. $. 105), wiewohl die Praris hierauf nicht gebührende Rücficht 
zu nehmen fcheint. Vergl. v. Samfon $.998 Anm. a a. E. Die 
dafelbft angeführte Not. a pag. 150 LE. dürfte, als den Principien des liv: 
und efthländifchen Landrechts über die Erbfolge in Erbgütern widerfpres 
chend (vergl.v. Helmerfen?’s Abhandlungen aus dem Gebiete des liv- 
ländifchen Adelsrechts Lief. II. S. 120 fag., 127 fag.), in Livland unans 
wenbbar fein. ni an % 

f) Dies hat die Praris unter Berufung auf die Analogie des $. 8 
der koͤnigl. Teſtamentsſtadga vom 3, Zuli 1686 (f. unten $. 396 Anm. c) 
feftgeftellt. ©. v. Samfon $. 981 und 1002. Damit fteht übrigens 
6. 1001, der fich freilich auch auf ein in Liv- und Efthland nicht anwend⸗ 
bares Gefeg ftügt, im Widerfpruh. Anderer Meinung ift v. Helmer- 
fen: Gefchichte des Adelsrechts $. 143, indem er überhaupt annimmt, daß 
nicht bloß der. nächfte, fondern jeder Erbe des Veraͤußerers das Näherrecht 
ausüben könne, was aber gegen die Natur des Inftitutes, und weder durch 
Geſetz, noch durch Praris begründet if. — Nach der heutigen Praris 
koͤnnen die Erben bes Berechtigten das von dieſem verfäumte Recht auch 
dann nicht in Anfpruch nehmen, wenn fie zu der Zeit, da der Retract hätte 
ausgeübt werben follen, noch unmündig gewefen find. Vergl. Not. b pag. 
154 22, Beſcheid des Livländ. Hofgerichts vom 7. December 1779 in Sachen 
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Erbfolge in Immobilien, das männliche Gefchlecht den Vorzug ®), 
ja ed kann fogar ein männlicher Verwandter das Näherrecht an 
ein Smmobil geltend machen, welches an eine, mit dem Beräuße- 
rer in gleichem Grabe wie er verwandte Frauensperſon veräußert 
worden ift®). 


$. 183. (178.) 
- b) uebrige Arten des Näherrechts. 


Außer der Erblofung kennt das heutige livlaͤndiſche Land- 
recht”) noch zwei Arten des Näherrechtö, deren bereit3 früher Er: 
wähnung geſchehen ift, namlich 1) die Marflofung, oder 
das Näherrecht des livlaͤndiſchen immatriculirten Adels hinficht: 
lich der an Fremde, d. h. nicht Immatriculirte, veräußerten abeli: 
gen Landgüter”). Eigenthuͤmlich ift, daß bei dieſem Retract die 
Berjährungäfrift von Jahr und Tag zu einem Jahre, ſechs Wo: 
hen und drei Tagen berechnet wird‘). 2) Den grund: 
herrlichen Retract, vermöge deffen der Eigenthümer eines 





G. F. Grakowicky wider 9. 3.0. ZTiefenhaufen. Eine Ausnahme hiervon 
findet nur in dem oben $. 181 Anm, k angeführten Falle ftatt. 

g) ©. v. Samfon 6.998 und 999, 

h) Ebendaſ. $. 1000. 

a) Dem efthiänd, R. und ER. (IV, 14) ift bloß bie Erblofung 
befannt. 

b) Refolution bes Livländifchen Generalgounernements vom 5. März 
1774, Livlaͤnd. BMW. von 1819 $. 56. Alterhöchft beftätigte Unterle- 
gung bes Oberbirigirenden der zweiten Abtheilung der Eigenen Kaiferlichen 
Sanzlei vom 20. Juni 1841, angeführt im Provincialrecht der Oſtſeegou⸗ 
vernements vom 1. Zuli 1845. Bd. I. Art. 876 und 877, ©, überhaupt 
oben $. 117. 

0) ©. die angeführte Refolution vom Jahre 1774 6.4. Vergl. aud 
die Allerhoͤchſt beſtaͤt. Berordn. v. 24. Decbr, 1841 $.9 und das Pros 
vincialrecht bes Dftfeegouvernements a. a, D. 


Tit.9. Don dem Näherrecht: F. 184. 415 


lioländifchen Edelhofes, bei der Veräußerung von dem Hauptgute 
getrennter Bauerländereien, diefe zu retrahiren befugt ift*). Die 
Naͤherrechtsanſpruͤche, welche nach der älteren Werfaffung der 
Bauern an Gefindeftelen geltend gemacht werben fonnten, find 
durch die neue livländifche Bauerverordnung aufgehoben wor: 
den®). 3) Bei dem Verkauf eined an einen Bauer verpachteten 
zu einem abeligen Landgute gehörigen Grundftüds hat in Liv 
land der Pächter das Näherrecht zum eigenthümlichen Erwerb 
des Grundſtuͤcks ). 


§. 184. (179.) 
Fortſetzung. Colliſion mehrerer Naͤherrechte. 


Collidiren mehrere Naͤherrechtspraͤtendenten, welche 1) aus 
demſelben Grunde einen Retract geltend machen, fo entſcheidet zu- 
nächft die größere Stärke ded Rechts“), worüber in Beziehung 
auf die Erblofung das Nähere bereits oben angegeben worden 
ift®); find fie gleich berechtigt, fo giebt die Prävention ben Aus: 
fhlag, und wenn auch diefe nicht flattgefunden hat, tritt Thei— 
lung ein®); wo aber eine ſolche nicht zuläffig tft, muß wohl das 





d) Livländ. BB. $. 56. S. oben $. 80, 

e) Livländ. BV. $. XII, 

f) Ergänzende Beftimmungen zur livlaͤnd. BB. v. 3. 1845 6, 20. 
Hier wird zwar ausdrüdlich von einem „Räherrecht’' gefprochen 5 allein es 
ſcheint, zunädjft wenigftens, ein Workaufsrecht des Pächter gemeint 
zu fein. 

a) Vergl. das livländ, RR. Gap. 91, wo hinfichtlich des Nachbar⸗ 
rechts dem näher belegenen Grundeigenthümer das Vorzugsrecht eingeräumt 
wird, 

b) S. $. 182. 

c) Vergl. v. Brafch: Unterfuchung ber Rechtsfrage: Steht unter - 
mehreren gleich nahen Näherrechtö-Prätendenten, bemjenigen an einem vers 
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Loos entſcheiden ). 2) Für den Fall, daß Retractspraͤtendenten 
aus verfehiedenen Gründen auftreten, dürfte wohl angenommen 
werden, daß der bloß zur Erblofung Befugte, wenn er nicht zu: 
gleich Indigena ift, Durch den zur Marklofung Berechtigten aus: 
gefchloffen werde, weil diefer jeden Nichtindigena ausichließt °). 
Eben fo möchte dem grundherrlichen Retract der Vorzug vor den 
übrigen Retractdarten zuzufprechen fein. 


$. 185. (180.) | 
2) Rigifches Stadtrecht : Begründung und Arten des Näherrechts, 


In dem rigifchen Stadtrecht ift ein Näherrecht der nächften 
Erben an Immobilien, welche Schulden halber öffentlich verftei- 
gert werden, ausdrüdlich begründet, und zwar ohne Unterfchied, 
ob jene Immobilien Erbgüter oder wohlerworbenes Vermögen de3 
Verſchuldeten find"). Aber auch für den Fall des freiwilligen 
Verkaufs von Erbgütern gefteht die heutige Prarid den nächften 
Erben ein Näherrecht, und nur ein folches, zu, falls der Verkauf 
ohne der Erben Einwilligung gefehah, obfchon die rigifchen Sta- 
tuten zundchft nur eines Vorkaufsrechts der naͤchſten Er: 
ben, und der Verpflichtung ded Verkäufers zur vorgängigen An: 


kauften Grundftüde das Näherrecht allein und ausſchließlich zu, der fich des= 
halb zuerft gehörig gemeldet und Klage uͤbergeben hat, oder ift er verbunden, 
mit allen, die fich fucceffive melden, zu theilen, und ihnen gleiche Rechte zuzu— 
geftehen? in v. Bröder’s Jahrbuch für Rechtögelehrte Bd. II. S. 25 
—38. ©. indeß v. Samfon a. a.D.$.1003. Gegen die hier ange- 
führte hofgerichtliche Entfcheidung fcheint v. Brafch’s Abhandlung ge: 
richtet zu fein. 

d) Berg. Eihhorn a.a.D. $. 106. 

e) ©. oben $. 117. Anderer Meinung ift jedoch v. Samfon 
0.0.9. $. 1012. 

a) Rig. StR. B. II. Gap, 326.10 a. €. ©. oben $. 168. 
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bietung des zu veräußernden Immobils an diefelben ertwähnen®). 
Um fo mehr muß denn auch die Beiſprache nach dem Ber: 
kauf, wegen welcher ber Verkäufer dem Käufer Gewähr leiften 
muß‘), zunaͤchſt von bem Näherrechte ver Erben verftanden: wer: 
den. Wiewohl übrigens jede Veräußerung von Erbgütern ohne 
„der Erben Genehmigung verboten ift*), fo ift doch von dem Naͤ— 
herrechte bloß für den Kal des Verkaufes die Rebe‘); jedoch 
muß, wie nach Landrecht, auch hier angenommen werben, baß 
die Verpfändung eines Erbgutes mit Befigübertragung — und 
vollends mit eventuellem Eigenthumsrecht — gleichfalls ein Nä- 
herrecht der nächften Erben begründe'). 

In Betreff der Frage, welche Erben in den angegebenen 
Fällen das Näherrecht ausüben dürfen, fpricht fich das rigifche 


b) Rig. StR. B. III. it. 11 $.5: „Der nun ſolch Erbe zu ver 
kaufen gedenket, welches Er inner diefer Stadt Marke bat, ber foll es 
zweyen feiner näheften Anverwandten, von jeglicher Seite, Vater und 
Mutter wegen, zuforberft antragen: Und dba fich diefelbe der Anfprache be- 
geben, fo mag er baffelbe aufs theuerfte verfaufen an dem Meiftbiether.’ 
Was in bem vorangehenden $. 4 (f. oben $. 93 Anm, b) über die „hohe 
Roth“ angegeben tft, kann bier ebenfowenig, als im Landrecht ($, 178 
Anm. f. $. 182 Anm. d), dahin verftanden werben, daß nur wegen hoher 
Roth überhaupt veräußert, oder nur in diefem Kalle ein Räherrecht ausge⸗ 
übt werden dürfe, fondern es bezieht fich die Ausnahme der hoben Noth 
offenbar nur darauf, daß dann die Verpflichtung des Veraͤußerers zur 
Anbietung und zur vorgängigen Einholung der Einwilligung der 
Erben weofalle, 

c) Rig. SR. a, a. O. 8.6: „Berkaufte liegende Gruͤnde und ſte⸗ 
hende Erbe, ſollen — — vorm Rathe, von dem Verkaͤufer oder deſſen 
Erben dem Käufer ober deſſen Erben (die legten fünf Worte find burdh ein 
Verſehen in den Drudausgaben des rigifchen Stadtrechte ausgelaffen) ver: 
laffen werden, denen auch von Verkäufern uf Jahr und Zag, wegen ber 
Beiſprache und Eviction, gewähret werben muß 2.” 

d) Rig. StR. B. INT. Tit. 115.4. ©. oben $. 9. 

e) Rig. SR. a. a. D..5ud6. 

f) Bergl. oben $. 179 Anm, h. 
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Stadtrecht beftimmt dahin aus, daß es nur den nächften Bluts- 
verwandten zufteht ®), und zwar ſowohl den väterlichen al3 müt- 
terlichen, ohne Rüdficht darauf, von welcher Seite die Erbguͤ⸗ 
ter herftammen®). Aber auch unter den nächften Blutöverwandten 
find nur diejenigen berechtigt, welche zur Zeit der Veräußerung 
des Veraͤußerers nächfte gefeliche Erben fein würden. Daher 
find 3.3. abgetheilte Kinder, fo lange unabgetheilte am Leben 
find, wie von der gefeglichen Erbfolge, fo auch vom Näherrecht 
auögefchloffen‘). Auch hier muß endlich angenommen werben, 
daß, wenn der näachfte Erbe fein Näherrecht nicht geltend gemacht 
hat, der entferntere dazu nicht befugt ift®). 


Außer dem Näherrecht der nächften Erben oder der Erblofung 
ift dem livlaͤndiſchen Stadtrecht auch noch die Marflofung be= 
kannt'). 


g) Rig. StR. U, 32, 10: „deſſen nähften Freunden”; 
III, 11, 5: „zweien feiner näheften Anvermwandten.” Daß in 
ber legteren Stelle bloß zwei Anverwandte genannt find, denen der Ver: 
äußerer das Immobil anbieten muß, fihließt das Näherrecht der übrigen 
gleich nahen nicht aus. 


h) ig. StR. III, 11,5. 
i) Vergl. das rigifche Stadtrecht IV, 3, 1, und unten $. 421. 


k) Daß der Ehegatte zum Näherrecht befugt fei, fpricht das Stadt⸗ 
recht zwar nicht beftimmt aus; allein nad) der Natur der ftädtifchen Erb» 
güter (III, 11,4, und oben $. 93), fo wie der Erbfolge der Ehegatten 
(f. unten $. 283 fgg.), dürfte daran kaum zu zweifeln fein. Auch ift im 
S. U. vom 5. Mai 1845 in Appellationsfachen Brandenburg wiber Ran: 
thon bahin erkannt worden. S. das Inland Jahrg. 1845 Sp. 368 fg. 


I) S. oben $. 118. Hinfichtlich der Colliſion zwifchen der Mark: 
und Erblofung müffen diefelben Grundfäge wie im Landrecht ($. 184) ans 
genommen werden, 


Tit. 9. Bon dem Näherrecht. $. 186. 419 


$. 186. (181.) 
Fortfegung. Bedingungen der Ausübung des Näherrechts. 


Ueber die Verbindlichkeiten des Retrahenten bei der Aus: 
übung des Näherrechts ift für den Fall der öffentlichen Verſtei⸗ 
gerung feftgefegt, daß der Retrahent binnen ſechs Wochen, von 
der Immissio ex secundo decreto ($.168) an gerechnet, den 
Betrag des Meiſtbotſchillings gerihtlih deponiren*), und zu: 
gleich eidlich erhärten fol, daß er das Näherrecht für fich felbft 
geltend mache”). Daffelbe wird von der Praris auch bei dem 
Retract eines freiwillig verfauften Smmobild verlangt, und zwar 
muß bier der Betrag des Kauffchillingd binnen fechs Wochen, - 
von der Adjudication an gerechnet, erlegt werden. Auch nach 
der ftadtrechtlichen Praris ift, wenn dad Immobil bereitd durch 
mehrere Hände gegangen, ber Netrahent nur den an den erften 
Beräußerer gezahlten Preis zu erlegen verpflichtet; im Uebrigen 
hat der Retrahent alle fonftigen Leiſtungen des Käufers, in deffen 
Recht er tritt, zu erfüllen. 

In Folge der dem Käufer von dem Verkäufer bei einem 
freiwilligen Verkaufe zu leiftenden Gewähr, muß der Verkäufer, 
falls das Näherrecht an dem veräußerten Erbgut geltend gemacht 
worden, dem Käufer nicht nur allen Schaden erfeßen, fondern 
auch den zehnten Theil des Kaufſchillings zahlen®). 


a) Rig. SER. B. II. Cap. 32 $. 10. Uebrigens wirb dem Retra- 
benten, wenn er felbft Korberungen an das Immobil hat, welche vor den 
übrigen den Vorzug haben, oder wenn die ihm vorgehenden Gläubiger 
darin willigen, daß ihre Forderungen auf dem Immobil ruhen bleiben, 
die Beibringung ded baaren Meiftbotichillings gang oder theilmeife er: 
Laffen. u 

b) Rig. SER. a. a. O. 

ec) Daf. B. M. Zit.11 8.6. 
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$. 187. (182.) 
Fortſetzung. Erldſchung des Naͤherrechts. 


Die Erloͤſchungsgruͤnde des Naͤherrechts find nach dem rigi- 
ſchen Stadtrecht dieſelben, wie nach dem Landrecht, denn auch 
hier iſt die Veräußerung der Erbgüter bloß durch die Rechte der 
nächften Erben befchränft, und das dadurch begründete Näher- 
recht erlifcht mithin, fobald die Erben in die Veräußerung willi- 
gen, die Einwilligung mag übrigens ausdrüdlich oder ſtillſchwei⸗ 
gend gefchehen ſein“). Die Retractöflage muß bei öffentlich vers 
fteigerten Immobilien bei der Verhaͤngung der Immissio ex pri- 
“ mo decreto angeftellt werden?) ; bei freiwillig verfauften Dagegen 
binnen Sahr und Tag, von dem Tage des gerichtlichen Auftrages 
an gerechnet*). Eine befondere Prorogation diefer Berjährungs- 
frift für Minderjährige, Abwefende ꝛc. kennt aber das rigifche 
Stadtrecht nicht. 


$. 188. (183.) 


3) Luͤbiſch⸗ reval'ſches Recht. Begründung und Bedingungen 

des Naͤherrechts. 
Die lübifhen Statuten Eennen, fireng genommen, nur ein 
Vorkaufsrecht der nächften Erben bei Erbgütern**), und des 
Rentner bei Immobilien, welche mit einer Rente befchwert find*), 





a) Rig. SR. B. IH. Zit. 11 6.4 und 5. Vergl. oben $. 181. 
b) Daf. 8 II. Gap. 32 $. 10. . 
c) Daf. 8. II. Zit. 11 $. 6 und 7. 


ar) Luͤb. SR. B. J. Zit. 10 Art. 6, B. IU. Zit. 7 Art. 1. 
Pauli das Recht der Erbgüter $. 16 fag. 


b*) Lub. SR, 8. II. Tit.7 Art. 1a. €. 
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und verpflichten daher in beiden Fällen den Veraͤußerer zur vor: 
gängigen Anbietung des Smmobild an die Berechtigten. Zu⸗ 
gleich wird feftgefegt, daß die zum Vorkauf Berechtigten benfel: 
ben ‚Preis erlegen follen, den ein Dritter dafür bietet, und daß, 
wenn die Berechtigten dad Vorfaufsrecht nicht ausüben, oder in 
den Verkauf willigen, der Kauf gültig wird). Die Praxis hat 
hierauf ein Näherrecht begründet, welches auch nach der Veräu: 
Berung ausgeuͤbt werden kann, wenn nämlich die Anbietung von 
Seiten ded Veraͤußerers unterlaffen worden war ®), ſchließt je- 
boch, wie die efthländifche Tandrechtliche Praris®), das Näherrecht 
aus bei Immobilien, welche durch öffentliche Subhaftation ver: 
Fauft worden find‘). Beim Taufch findet Fein Retract ftatt®). 

Der Retrahent muß nad) der Praris alle Bedingungen des 
Kaufcontractö erfüllen, namentlich den vom Käufer entrichteten 
Preis und zwar baar erlegen"). Lebterer ift zur Erftattung der 
‚vor der Zeit, wo das Näherrecht geltend gemacht wurde, bezoge: 


* 


—— —— — —— 


c) Luͤb. SR. a. a. O. 
d) ©. die in den folgenden Anmerkungen allegirten Urtheile. 
e) ©. oben $. 179 Anm. g. 

y Urtheile des Revaler Raths v. 20. Detbr. 1696 und v. 6. Zuli 
1744. Dies ift um fo auffallender, als das ältere lübifche Recht gerade 
im Falle des Verkaufs wegen echter Noch ein Näherrecht der Erben aner- 
Eennt, bei der freiwilligen Veräußerung dagegen ihnen das firengere Re: 
vocationsrecht zugeftanden zu haben ſcheint (S. Pauli a. a. O.). Die 
revidirten Lübifchen Statuten geftatten zwar auch einerfeits den Verkauf 
des Erbgutes nur im Falle der echten Noth (B. I. Tit. 10 Art. 6), an⸗ 
dererfeits geftehen fie aber ben Erben im Falle des Verkaufs boch kein ans 
deres Recht, ald eben nur das ius protimiseos, Zu. S. bie oben ange: 
führten Stellen, 

g) Urtheile des Revaler Rathes vom 31. Detbr. 1665 und vom 18, 
San. 1754. 

bh) Urtheile vom 17. Decbr. 1695, vom 27. Auguft 1753 und vom 
18. San. 1754. 
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nen Srüchte nicht verpflichtet. Dagegen muß der Retrahent dem 
Käufer alle auf das Immobil verwendeten nothiwendigen und 
nüßlichen Verwendungen , wie nicht weniger bie für bad Immo: 
bil während der Zeit, für welche dem Retrahenten die Früchte ge- 
bühren, entrichteten Abgaben und Leiftungen erfegen. Wegen 
der fonftigen NRachtheile hat der Verkäufer den Käufer zu entfchd- 
digen‘). Auch hier muß auf Verlangen des Gegners der Res 
trahent eiblich befräftigen, daß er das Näherrecht für fich felbft 
geltend mache, fo wie der Gegner, daß der Kaufcontract in Feiner 
Weiſe fimulirt fit). — Die Näherrechtöflage verjährt binnen 
Fahr und Tagh von dem Zage der Zuzeichnung an gerechnet ”). 


$. 189. (184.) 
Fortfesung. Arten des Näherrechtd und Collifion. 


Außer den beiden bereitö erwähnten Arten des Näherrechts, 
nämlich 1) der Erblofung und 2) dem Retractrechte des Rent: 
ners, kennt das lübifch-reval’fche Necht auch noch 3) das Na- 
herrecht der Bürger hinfichtlih ftädtifcher Immobilien, wovon 
auch ſchon früher die Rebe geweſen“), und 4) das Näherrecht 


i) Das ältere lübifche Recht ftimmte in feinen Beſtimmungen über 
die Gemwährleiftung in diefem Falle mit dem rigifchen Stadtrecht (f. $. 186 
a. €.) überein; in den revidirten Statuten (B. IN. Tit. 6 Art. 18) ift 
aber diefen Beftimmungen ein anderer Sinn untergelegt worben. ©. Pauli 
a. a. D.$. 21, und unten $. 218 a. €. 


k) Urtheile bes Revaler Rathes v. 3. Febr. 1654, v. 16, Auguft 1670, 
vom 12. Juni 1683 und vom 27. Detbr. 1765. 


1) Ueber die Berechnung diefer Krift f. oben $. 130. 


m) Urtheile des Revaler Rathes vom 17. Febr. 1654 und vom 14. 
Dctbr. 1702. 


a) ©. oben $. 116, 
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der Schifförheber in Betreff des von einem berfelben an einen 
Fremden verkauften Antheild am Sciffe®). 

Ueber die Gollifion mehrerer Retrahenten fteht in der Praris 
feft, daß bei der Erblofung nur der nächfte Erbe, der ed nämlich 
zur Zeit der Veräußerung ift, retrahiren dürfe, und zwar ohne 
Unterfchied der väterlichen und mütterlichen Verwandten und der 
Abftammung der Erbgüter‘). : Unter mehreren gleich nahen Ber: 
wandten entfcheidet die Prävention. | Haben fie fi aber gleich: 
zeitig gemeldet, fo haben die männlichen Verwandten vor ben 
weiblichen den Vorzug. Unter Gefchwiftern deffelben Gefchlechts 
wird bei gleichzeitiger Meldung auf das Alter Ruͤckſicht genom: 
men, fo daß der Jüngere dem Xelteren nachfteht; bei der Gon 
currenz anderer Verwandten entfcheidet das Loos‘). — Gollidiren 
Prätendenten aus verfchiedenen Gründen, fo fteht der zur Erb: 


b) Hanfifhe Schiffsorbnung vom 3. 1614 Zit.3 $. 14: „Ob fi 
gleich ein Schiffer unterftehen würbe, fein Antheil Schiffs, feinen Rhedern 
etwa zum Verdrieß und Widermwillen, jemand anders Über den rechten Werth 
zu verfauffen, dahero den Rhedern in den Kauf zu treten, 
wie ihnen fonft gebühret, ungelegen, fo follen fie doch nicht mehr 
als den billigen Werth, nach guter Leute Erkaͤndtnus, darumb zu geben 
fehuldig ſeyn.“ — Andere Näherrechte, als die vier angegebenen kennt das 
Revaler Recht nicht. Namentlich erklärt das Urtheil des Raths v. 1. No- 
vember 1659 das ius congrui für unftatthaft. — Dagegen wirb in einem 
Urtheil vom 3. März 1703 den Retrahenten das Näherrecht aus dreifachen 
Grunde zuerkannt: 1) wegen Blutsfreundfchaft; 2) ex iure vicinitatis 
und 3) weil ber Retrahent eine auf dem verkauften Haufe vergewifferte 
Forderung gehabt, 

ec) Bergl. das lübifche SER. B. I. Tit. 10 Art. 6. Urtheil des Re: 
valer Raths vom 17. Dechr. 1695. Nach dem heutigen lübifchen Recht 
koͤnnen Ehegatten nicht als zur Ausübung des Näherrechts befugt ange- 
fehen werden, Vergl. das Urtheil des Raths vom 17. Decbr. 1719, wo— 
durch dem Sohne der Vorzug vor feiner Stiefmutter zugeftanden wird, 
Ueber das ältere Recht f. Pauli a, a. D.$. 18, vergl. auch $. 25. 

d) Urtheile des Revaler Rathes vom 16. Decbr. 1692, vom 15. und 
17. Septbr. 1719, 
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loſung Berechtigte -allen übrigen Retrahenten nad”). Dem 
Bürgerretract muß vor bem bed Rentners der Vorzug gegeben 
werben; bad Näherrecht des Schiffsrhebers — ſchließt ohne 
Zweifel andere Näherrechte aus. 





e) Dies ergiebt fich für den Retract des Rentners ſchon aus dem luͤ⸗ 
biihen StR. B. III. Zit. 7 Art. 1, wo, nachdem vom Vorkaufsrecht ber 
Erben bei freiem (d. i. nicht mit Renten befehwertem) Erbgut die Rebe 
gervefen, es heißt: „Dem Rentner vorbehalten feine Gerechtigkeit, wo Ren 
ten in dem Erbgute feyn, Deme es für allen andern muß anges 
boten werden.’ 


v 


Drittes Buch. 
Necht der Sorderungen. 


Erfter Titel. 


Bon den Forderungen im Allgemeinen. 
| | = 
$. 190. (185.) 
I. Einleitung. 


Für feinen Theil des provinciellen Privatrechts fließen die 
einheimiſchen Quellen fo dürftig, als für dad Recht der Forderun: 
gen, befonderd was bie allgemeinen Grundfäge anlangt. Die 
Einfachheit der Principien des dem einheimifchen Provincialrecht 
zum Grunde liegenden deutfchen Rechts in den hierher gehörigen 
Snftituten ftellte der Neception des im Obligationenrecht fo fehr 
ausgebildeten und vollftändigen römifchen Nechts Fein Hinder⸗ 
niß in den Weg, und fo ift dieſes die Grundlage, auf welcher 
auch das heutige liv⸗ und efthländifche Recht ber Forderungen be, 
ruht. Zwar wird in dem vierten Buche des efthländifchen Rit- 
ter und Landrechts diefer Theil des Provincialrechtd ziemlich aus: 
führlich abgehandelt, allein gerade dieſes vierte Buch ift haupt: 
fachlich, ja faft ausfchlieglich, aus dem römischen Rechte gefchöpft. 
Auch das livlaͤndiſche Landrecht wiederholt und beftätigt meift nur 
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einzelne gemeinrechtliche Grundſaͤtze. In beiden Landrechten, 
gleichwie in den Stadtrechten”) find daher nur die wenigen Mo⸗ 
dificationen hervorzuheben, welche das römische Recht im Einzel: 
nen, zum Theil nur durch die Praxis, erlitten hat, und demnächft 
die wenigen den Rechten beutfchen Urfprungs eigenthuͤmlichen 
Snftitute, welche daher auch in den provinciellen Rechtsquellen 
mehr Beruͤckſichtigung gefunden haben. 

Bollends dürftig find die Bauerrechte, welche faft nur über 
zwei, bei den Bauern am häufigften vorfommende Verträge, den 
Dienft: und Pachtcontract, Beftimmungen enthalten ®), der allge: 
meinen Grundfäge aber ganz und gar entbehren. 


$. 191. (186.) 
I. Entftehung, Ceſſion und Erlöfchung der Forderungen: 1) überhaupt. 


Die Forderungen entftehen, wie nach gemeinem, fo auch 
nach dem Provincialrechte theils aus Verträgen, theils aus uner: 
laubten Handlungen. Bon jenen wirb im zweiten bis vierten, ' 
von dieſen im fünften Titel diefes Buches gehandelt werden. 

Hinfihtlih der Geffion der Forderungen, welche im 
Uebrigen ganz nach dem gemeinen Recht beurtheilt wird, ift nur 
zu bemerken "*), daß die fog. Lex Anastasiana nicht bloß bei fol- 
chen Forderungen, welche fich auf eine auf den Inhaber lautende 


a) Rig: SER. B. INT: „Bon allerhand Handthierung und Gontra- 
eten.’ Hier ift zunächft in den Zit. L— 4 vom Ehe: und Bormund: 
fhaftsrecht, und erft vom Tit. 5 an vom Vertragsrechte gehandelt. Luͤb. 
StR. B. III. 

b) Livlaͤnd. BB. ZH. II. B.2 Cap.5. Eſthlaͤnd. BEB. B. I. 
Hauptftüd 5. ‚ ; 

a*) Indeß finden fich Spuren ber Anwendung der Lex Anastasiana 
in der älteren Praris bes Revaler Raths. 
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oder in blanco cedirte Schuldverfchreibung gründen, wegfällt, 
fondern auch überhaupt unpractifch ift®). 


Was die Erlöfhung der Forderungen betrifft, fo Fennt 
das liv und efthländifche Recht Feine andere Arten der Erlöfchung, 
als die römifchen, und enthält über die meiften derfelben Feine 
eigenthümlichen Beftimmungen, fondern nur einzelne Wiederho⸗ 
lungen gemeinrechtlicher Grundfäge; fo namentlich über bie 
Gompenfation‘), die Depofition®), die Angabe an Zahlungs: 
ftatt‘). Nur über die Zahlung‘) und die Verjährung finden 
ſich ausführlichere, zum Theil vom gemeinen Recht abweichende 
Beflimmungen, welche Daher befonders zu erörtern find ®). 


b) Vergl. auch noch bie Revaler Proceuratoren » und Advocatenord⸗ 
nung v. 3.1687 Art. 21. — Ueber die Form ber Geffionsurfunden vergl. 
unten $. 212 a. E. 

e) Dahin gehört der allgemeine Grundbfag, daß die Compenſation 
nur eintreten dürfe, wenn beide zu compenfirenden Forberungen liquid und 
fällig find. Königliche Erecutionsverorbnung vom 10. Juli 1669 $. 10. 
Eithländ. R. und ER. B. I. Tit. 28 Art.6. Luͤb. StR. B. II. Tit. 1 
Art. 1 vergl. mit B. V. 8it.7 %rt.7. ©. auch noch v. Mabdai’s 
Obligationenrecht Lief. 1 ©. 15 fgg. 

a) Efthländ. R.u.ER, B. IV. it. 3 Art.3, Tit. 9 Art.4 u.5. 
Vergl. auch unten $. 192 Anm. a. 

e) Zur Annahme derfelben darf der Regel nad) ber Gläubiger nicht 
gezwungen werden. Vergl. die Eönigl. fchwedifche Wechfelorbnung vom 
10. März 1671 $. 15. Als eine Erweiterung des beneficii dationis in 
solutum ift übrigens die Beftimmung des fchwebifchen Rechts anzufehen, 
daß, wenn der Schuldner erweislich Fein anderweites Vermögen hat, er ſei⸗ 
nem Gläubiger feine ausftehenden Forderungen anmweifen kann und biefer 
fie annehmen muß. Koͤnigl. ſchwediſche Nefolution vom 16. Mai 1689. 
Not. c. pag. 310 82. Vergl. Nielfen’s Proceßform $. 23 und 430, 
und f. auch rig. StR. 3. II. Cap. 32 $. 15. In Efthland und Reval ift 
dies jedoch unpractifch. 

f) Was übrigens über diefe im efthländifchen R. und ER. B. IV, 
Zit. 9 enthalten ift, beruht ganz auf gemeinem Recht. 

g) Ueber die Mortification von Schuldurkunden f. unten $. 212 a. E. 
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‘8.192. (187.) 
2) Von ber Zahlung. 


Nach dem livlaͤndiſchen Landrechte muß der Schuldner, 
welcher an einem beſtimmten Tage eine Schuldſumme abzutragen 
hat, die Zahlung noch vor Sonnenuntergang, und zwar in der 
Wohnung feines Gläubiger, wo er dad Geld empfangen hat, 
leiſten) — Iede Schuld Fann zwar auch vor ihrer Berfallzeit 
bezahlt werben®); wenn aber der Gläubiger frühere Zahlung 
durch Erhebung einer Klage fordert, fo verfaͤllt er nach Lübifchen 
Recht nicht nur in eine Geldbuße zum Beſten des Richters, fon- 
dern es wird auch dem Schuldner die Zahlungsfrift auf drei Mos 
nate verlängert, eö fei denn daß der Gläubiger erwiefe, daß der 
Schuldner in feinen Vermoͤgensverhaͤltniſſen zurüdgefommen 
und unficher geworben iſt). Nach dem efthländifchen Landrecht 
fol der Gläubiger in diefem Falle mit der Bezahlung noch ein- 
mal fo lange, als zuvor beftimmt war, und zwar ohne Zinfen, 
warten®), was ohne Zweifel dahin zu verftehen ift, daß er um fo 


a) Livlaͤnd. RR. Cap. 20: „Wem man ichtes gelden schal, de 
moth ydt warden, wenn de Sonne undergheit in synes sülvest hus, 
dar dat gelt gewunnen ys.“ Die Quelle, Sachſenſpiegel B. IH. Art. 40 
$.1, hat noch nad) „‚sülvest hus“‘ bie Worte: „edder in’me nesten hus 
des richters** und diefe Einfchaltung ift auch im umgearbeiteten RR. B. II. 
Gap. 28, beögleichen im öfel’fchen Lehnrecht 8. III. Gap. 10 $. 7 enthal- 
ten, daher fie ohne Zweifel urfprünglich auch -im mittleren livländifchen 
RR. geftanden hat (vergl. v. Bunge’s Beiträge zur Kunde ber 
Rechtöquellen ©. 24 und 27). Es liegt in diefem Zufag gewiffermaßen bie 
Anordnung einer gerichtlichen Depofition. — Vergl. übrigens das efthläns 
bifche R. und ER, B. IV. Zit. 9 Art. 3. 

b) Livländ, RR. Gap. 112, Eſthlaͤnd. R. und ER. B. IV. Zit. 9 
Art, 3. 

c) Lüb. StR. B. III. Zit. 1 Art. 8, 

d) Eſthlaͤnd. R. und ER. B. IV. Zit. 2 Art. 5. 
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viel Zeit länger warten muß, als er zu früh geklagt hat®). Aber 
auch hier darf, wenn der Schuldner erweislich in feinen Vermoͤ⸗ 
gensverhältnifien zurüdgefommen und unficher geworben, oder 
feine Flucht zu befürchten ift, der Gläubiger vor der Verfallzeit 
Sicherftellung feiner Forderung verlangen‘). — Hinfichtlich der 
Mora findet fih nur im efthländifchen Landrecht zur Begrün: 
dung derfelben die Regel dies interpellat pro homine ausdruͤcklich 
anerfannt®), womit auch die Praris in Livland übereinftimmt. 
— Eigenthuͤmlich ift die Beftimmung des Tübifchen Rechts, daß 
der, welcher „freventlicher und muthmwilliger Weife” den Zah: 
lungstermin nicht hält, dem Gläubiger außer der Zahlung der 
Schuld den Betrag berfelben auf fo lange, als er fie über den 
Bahlungstermin hinaus zurüdbehalten, darleihen, oder ihm an- 
derweiten Schadenserſatz leiften muß®). | 


e) Dies ift wenigftens der Sinn ber (übrigens ungloffirten) const, 
1C. de plus petitionibus (3, 10), auf welche fich die angeführte Be— 
flimmung bes efthländ, R. u. ER. gründet, und wo eö namentlich heißt : 
„Omnis aetor — — ante definitam delationem debiti agens, et per 
hoc reo damnum affıciens, aliud tantum exspectet tempus, nullam usu- 
ram in medio accipiens, quantum ipse praevenire definitum solutionis 
diem conatus est.‘ 


h) Efthländ. N. u. ER. B. IV. Tit. 2 Art. 5 und Zit.8 Art.8. ©, 
auch das rig. SER.B. IN. Zit. 118. 2 und vergl, bie koͤnigl. ſchwediſche 
Executionsverordnung vom 10. Juli 1669 6. 14. 


) R. und LR. B. IV, Tit. 3 Art. 2: „Es mögen keine Renten ge⸗ 
fordert werben, es ſey denn entweder 1) daß dieſelben ausdruͤcklich ver⸗ 
ſchrieben ſeyn, oder 2) daß ein gewiſſer Tag zur Zahlung in 
der Verſchreibung benannt waͤre, oder 3) daß der Debitor auf beſchehenes 
Mahnen mit der Bezahlung ſaͤumig bliebe, auf welche beiden letzten Faͤlle die 
Renten von ber zur Bezahlung beſtimmten und verfloße⸗ 
nen Zeit, oder des beſchehenen — und a — * 
laufen.“ 


h) Luͤb. StR. B. II. Tit. 1 Kst, 2. 
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$. 193. (188.) 
Fortſetzung. Werfchiedenheit der Geldforten: a) gefchichtliche Einleitung. 


Nach dem aͤlteren Recht mußten der Regel nach alle Zah: 
lungen in berfelben Münzforte geleiftet werben, in welcher die 
Schuld contrahirt worden war”), und mer fich eine Schuldverfchreis 
bung in anderer Münze ausftellen ließ, ald er wirklich auögezahlt, 
verlor das ganze Capital zum Beſten milder Stiftungen?). 
Uebrigens war im Handel und Wandel, namentlich bei Kauf und 
Verkauf gegen baared Geld, der Gebrauch jeder in» und aus- 
ländifhen Münzgattung, nach gegenfeitiger Uebereinfunft der 
Intereffenten,, geftattet‘). Nur in fchriftlichen Urkunden über 
Berträge und Rechtögefchäfte jeder Art durften feit dem Jahre 
1811, bei Strafe der Nichtigkeit und des Verluſtes der Klage, 
Feine Zahlungen in anderer Münze, ald in ruffifchen Bancoaffigna- 
tionen, ruſſiſcher Kupfer», Silber» und Goldmuͤnze, nach deren 
Nennwerth, verfchrieben werden‘), Die Reihsbanco- 
affignationen®) aber mußten bei allen Berechnungen und 
Zahlungen zur Bafid angenommen, und darnach der Cours der 
übrigen Münze berechnet werden‘). Der Gläubiger durfte fich 





a) Koͤnigl. ſchwed. Refolution an den Revaler Rath vom 15. Dctbr. 
1630 $.2. Königl, Placat vom 13. April 1700 $.2. Not. a pag. 373 
ee, Efthländ. R. u, ER. B. IV. Zit.9 Art. 6. 

b) Königl, Erklärung vom 8. März 1683 Not. a pag. 373 %£, 

e) Vergl. den älteren Swod ber Münzgefege vom 3. 1832 Art. 161 
und 178. 

d) Allerh. Manifefte vom 20. Juni 1810 $. 18 und v. 9. April 
1812 $. 13. NR. U. v. 19, Juni 1833. 

e) Diefe Bancoaffignationen wurben durch das Manifeft vom 28. 
Juni 1786 eingeführt. Vergl. darüber, wie über das durch ven N. U. v. 
29. Decbr. 1768 eingeführte ältefte ruffifche Papiergeld. 9. Storch, 
Gemälde des vuffifchen Reiche. Bd. LIT. (Leipz. 1799. 8.) ©. 436 fgg. 

f) Wanifeft v. 9. April 1812 $. 1. 
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nicht weigern, ſelbſt wenn eine Zahlung in klingender Muͤnze ſti⸗ 
pulirt worden war, die Zahlung in Bancoaſſignationen, nach dem 
am Zahlungstage beſtehenden Courſe derſelben, welcher ſtetem 
Wechſel unterworfen war®), zu empfangen?‘). 

Durch das Mlerhöchfte Manifeft vom 1. Juli 1839 aber 
wurde die Silbermünze ruffifchen Gepräges als die regelmaͤ—⸗ 
Bige Zahlungsmünze fuͤr das ganze Reich, der Silberrubel mit 
feinen Unterabtheilungen ') als der unabänderliche gefegliche Maaß⸗ 
ſtab (Münzeinheit) des im Reiche courfirenden Geldes aner: 
fannt"); die Reichöbancoaffignationen follten dagegen als aus: 
huͤlfliches Schaßungsmittel angefehen werden, und erhielten ein 
für allemal einen beftändigen und unabänderlichen Cours gegen 
das Silber, im Verhältniß von 7:2). Die Goldmünzefol 
bei Zahlungen aus der Kronscaffe und in diefelbe um drei Pro- 
cent höher, als ihr nomineller Werth beträgt, berechnet wer- 


g) In den Kriegsjahren 1812 fgg. war der Cours des Banco⸗Rubels 
unter & SR. gefallen. Für die Zahlungen an die Kronscaffen wurde 
feit dem 3. 1830 alljährlich vor dem 1. Novbr. für das folgende Jahr 
vom Finanzminifter dev Cours feftgefegt und Öffentlich bekannt gemacht. 
Vergl. den N. U. v. 11. Decbr. 1830 u, den S. U v. 23. Sept. 1830. 

h) Manifeft v. 9. April 1812 $. 14. 

i) Die ruffifche Silbermünge wird in Bank» und Wechfelmünge einge- 
theilt: zur Bankmuͤnze gehören ganze und halbe Silberrubel, zur Wechfel- 
muͤnze bie Viertelrubel, die Zwanzig, Zehn und Fuͤnfkopekenſtuͤcke (Swod 
der Münzgefege Bd. VII. Art. 43 u. 44). Dazu kommt noch die mit der 
ruffifhen im Umlauf gleiche Geltung habende polnifche Münze mit Kaifer: 
lihem Bildniß, in Stüden von (10,) 5, 2 und 1 Gulden, den Gulden 
‚zu 15 Kop. S.M, gerechnet (baf. Art. 44 Anm. Lund Art. 177)... Die 
ruffifche Bankmuͤnze ift übrigens von gleichem Gehalte, wie die Wechfel- 
muͤnze, und zwar enthalten 100 Rbl. S. M. 5,% Pfund legirten Silbers 
von der 834 Probe (daf. Art. 45 und 46). 

k) Manifeft vom 1. Juli 1839 Art. J. (Swod ber Münggefege 
Art, 154.) 7 

1) Manifeft vom 1, Juli 1839 Art. I. (Swod a, a, O. Art, 155.) 
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den”); die alte Kupf er muͤnze erhielt einen ben Bancoaffigna- 
tionen entfprechenden Cours, bis fie gegen bie neue, auf Silber: 
werth geprägte umgemwechfelt worden fein wird”). Demnaͤchſt 
wurden drei neue Gattungen von Staatöpapiergeld ein- 
geführt: 1) die fog. Depofitenbillette (Silberfcheine), welche 
von der Depofitencaffe der Reichscommerzbank, gegen dafelbft 
niedergelegte ruffifche Silbermlünge, Gold» und Silberbarren und 
Gefchirre von edlem Metall, in Noten von 3, 5, 10, 25, 50 und 
100 Rbl. S. M. auögefertigt wurden‘) und im ganzen Reiche 
gleichen Cours mit der Silbermünze, ohne irgend ein Agio, haben 
folen”). 2) Die Reihöcreditbillette, welche in einer 
befonderen Erpedition in Noten zum Betrage von 1,3, 5, 10, 
25,50 und 100 Rbl. S. M. wirklichen Werth (nach welchem 
der Rubel 431 Solotnik reinen Silbers enthält) ausgelaffen wer- 
den®) und gegen welche allmälig fowohl die Reichöbancoaffigna- 





m) Manifeft v. 1. Zuti1839, Art. X.(Swob a. a. O. Art, 163). 
Denfelben Cours hat die Geldmünze auch im Privatverkehr. 

n) Manifeft v. 1. Juli 1839, Art, XIL N. U. v. 6. Septbr, 1840 
und v. 10. Juni 1842 (Swod a. a. D. Art, 53 u. 165), woſelbſt auch die 
näheren Beftimmungen über den Cours ber alten Kupfermuͤnze. — Außer⸗ 
bem exiſtirte auch noch die Platinmünge in Stuͤcken von 3, 6 und 12 
Ro, Durch den N. U. vom 22. Juni 1845 wurde aber nicht nur für die 
Zukunft das Prägen neuer Platinmünze eingeftellt, fondern auch verordnet, 
bie alte Platinmünze nur noch im Laufe eines halben Jahres bei den 
Kronscaffen anzunehmen; im Privatverkehr follte fie nach gegenfeitiger 
Uebereintunft der Parteien mod angenommen werden, allein auch aus dies 
ſem ift fie feit bem Ende bes 3. 1845 in den Oftfeeprovingen faft ganz ver— 
ſchwunden. 

o) Allerh. Verordnung v. 1. Juli 1839 $.1u.3. Swod der Ge- 
fege über die Reichserebitanftalten (Bd. X1.) Art. 992 und 997. 

p) Allerh. Verordn. v. 1. Zuli 1839 9.5. Smwoda.a.D. Art. 999. 

q) Manifeft v. 1. Juni 1843 Art. V. Allerhoͤchſt beftät. Ber: 
orbn. v. demf. Datum $. 22. Fortſ. des Swod der Gefege Uber die 
Neichscreditanſtalten Art. 3 und Beilage dazu. 
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tionen, als auch die Depofitenbillette eingewechfelt werben follen, 
ſo daß fiefünftig das einzige Staatöpapiergeld bilden werben"). 
Dazu kamen noch 3) die Creditbillete der Reichsleih— 
bank und der Depofitencaffen der Erziehungshäufer 
in St. Peteröburg und Moskau in Noten von 50 RE. S.M., in 
welchen diefe Banken Darlehne gegen die Verpfandung von Im: 
mobilien ertheilen®). Auch diefe Billette follen, gleich den Reichs» 
crebitbilletten*), im ganzen Reiche mit der Silbermünze gleichen 
Gourd haben”). 


§. 194. 
Fortfegung. b) Heutiges Recht. 


Nach dem am Schluß des vorhergehenden $. 193 ängegebe- 
nen geſetzlich beftimmten Werthe der verfchiedenen ruffifchen 
Münzforten, fo wie der verfchiedenen Arten von Staatöpapier- 
geld, werden gegenwärtig nicht nur alle Zahlungen aus der Krons: 
caffe und den Greditanftalten (Banken) geleiftet ”), fondern auch 
Zahlungen jeder Art an die Krondcaffe, an die Reichscreditanſtal⸗ 
ten, die Gollegien allgemeiner Fürforge, fo wie an die von ber 


r) Allerh. Verordn. v. 1. Juni 1843 $. 26, 28 fog. Uebrigens 
werden bei der Depofttencaffe die alten Depofitenbillette denen, bie es 
wünfchen, gegen neue verwechfelt, auch dafelbft noch Gefchirr und andere 
Sachen von edlem Metall ad depositum genommen, Münzen und Golbs 
und Silberbarren aber nicht mehr. Manif. v. 1. Zuni 1843 Art. IX, a. 
Fortf. des Swod a. a. Ö, Art. 992. 

s) Allerh. Verordn. v. 1. Zuli 1841 $. 1. Swod ber Gefege Über 
bie Reichscrebitanftalten Art. 288 und 1136. 

t) Manifeft v. 1. Zuni 1843. 

u) Allerh. Verordn. v. 1, Juli. 1841 $. 4. Swod a. a. O. Art, 290 
u. 1137. 

:a) Swod der Münzgefege (Bd, VII.) Art. 157. 


I. 28 » 
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Regierung beftätigten Privaterebitanftalten (mithin auch an bie 
landfchaftlichen oder adeligen Creditcaſſen Liv- und Eſthlands) 
empfangen, und ift ed namentlich in die Willfür der Zahlungs 
pflichtigen geftellt, ob fie Die Zahlungen in baarem Gelde oder in 
Staatöpapiergeld, und in welcher Gattung des legtern fie dieſelben 
leiften wollen®), wie denn auch im Privatverkehr niemand fich 
weigern darf, nach dem gefeslich beflimmten Courfe, ohne Daß 
irgend ein-Aufgeld berechnet werben darf”), die eine oder die ans 
dere Münze oder Papiergattung ohne Unterfchied zu empfangen ®). 
Vebrigens dürfen im innern Verkehr Zahlungen auch in probehals 
tiger *) ausländifcher Münze geleiftet werben, wenn ſich Zahler 


b) Daf. Art. 156. 

e) Daf. Art. 161. 

d) Daf. Art. 159 a. E. Swod ber bärgerl Gefetze Ge. X.) 
Art. 1293 a, E. Swod der Handelsgefege (Bd. XI.) Art. 508 9. 1. 
Dies gilt auch für Zahlungen Älterer, vor bem 1. Sanuar 1840, contras 
birter Schulden. Ebendaſ. 

e) Ausländifche Münze niederer Probe (Scheidemü u, Bil: 
ton), wohin auch die polnifchen Fuͤnf- und Behngrofchenftüde gehören 
(Smwob der Münzgefege Art. 177 Anm.), darf weder eingeführt, noch im 
Kauf und Verkauf ober in anderen Rechtsgefchäften gebraucht werben (eben⸗ 
daf. Art, 176). Im den Dftfeeprovingen wurde deren Girculation durch 
den Allerh. Befehl v. 16. Detbr. 1844 noch auf zwei Jahre prorogirt. 
Durch das Verbot der Scheidemünge ift denn auch bie Beflimmung des 
Altern Rechts antiquirt, nach welcher Fein Schuldner bei einer Zahlung 
dem Gläubiger mehr als ſechs Procent an Scheibemünge aufbringen durfte, 
bei Berluft deffen, was er bdergeftalt obtrudiren wollte (königl. ſchwed. 
Muͤnzordnung vom 19, März 1681. Not. a pag. 37LE2.). Bloß auf bie 
alte Scheibemünge ift wohl auch die Beftimmung des livländifchen Regie 
rungspatents vom 28, März 1812 zu beziehen, daß bei Zahlungen in Gil: 
bermünze der Gläubiger fich nicht weigern dürfe, den fünften Theil in 
Eleiner Silbermünge zu empfangen. Es waren nämlich in Livland, befons 
ders im lettifchen Diftrict, bis zum 3. 1810 bie meiften Rechtögefchäfte 
‚auf Albertsthaler abgefchloffen gewefen, und zwar meift auf alte, nur we: 
nige auf neue Thaler; wobei es herfömmlich war, daß bei Zahlungen 80 
Procent in harten Thalern und 20 Procent in halben Zihalern und in Schei⸗ 
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und Empfänger darüber einigen, jeboch nicht anders, ald nad 
dem gefeblich beſtimmten) Cours und inneren Werth diefer Mün- 
zenk). Alle Berechnungen nad ausländifher Münze, z. B. 
nah Zhalern, Gulden ıc, find dagegen im inneren Verkehr ver. 
boten"). Vielmehr find alle Berechnungen, Verträge und Rechts» 


demünge von geringerem Werthe (fog. Orten) entrichtet wurden. Die Ber 
ſtimmung bes Manifeftes vom 20. Juni 1810 (f. oben $. 193 Anm. d) hatte 
auf den Cours fo lange keinen Einfluß, ald das Albertsgeld in bderfelben 
Beziehung zu den Bancoaffignationen ftand, wie der Silberrubel zu bdens 
felben. Als aber durch das Werbot des Courſirens ber auslänbifchen 
Scheidemuͤnze bie Möglichkeit genommen wurde, mittelft derfelben die Tha—⸗ 
ler zur Beflimmung ber Preife der Sachen und Waaren zu gebrauchen, 
blieben zwar bie GSilberrubel in ihrem Preife, die Thaler fielen aber im 
Gourfe. Die Gläubiger fingen nunmehr an, ihre Forderungen zu kuͤn⸗ 
digen, und wollten fich nicht anders zu einem Aufſchube bequemen, als 
wenn ihre Schuldner die Zahlung in Sitberrubeln, den Thaler zu 1 RbI. 
335 Kop. SM. gerechnet, oder in Banco nad dem Gourfe zu entrich- 
ten fich verpflichteten. Zur Vorbeugung ber dadurch für die Schuldner 
entftehenden Bedrücdtungen warb demnach, da nur der neue Thaler von den 
Probirhöfen zu 1 Rbl. 33 Kop. SM. tarirt und angenommen wurbe, 
mittelſt Befchluffes bes Miniftercomite vom 11, Mai. (S. U. v. 29. Juni) 
1815. ber Werth des alten Albertöthalers auf 1 Rbl. 26 Kop. S. M. 
feſtgeſezßt. Vergl. v. Buddenbrock's Sammlung der Geſetze Th. II. 
Borrede S. XXVI. 

f) Dieſe geſetzliche Beſtimmung befindet ſich in einer dem Swod ber 
Münzgefege beigefügten Tabelle. Darin ift namentlich ber preußifche Friede 
richsd'or auf 5 Rbl. 114, Kop., das franzoͤſiſche Zwanzigfrankenftäd auf 
4Rbl. 92 Kop., der preußifche Thaler auf 914 Kop., das franzöfifche 
Fünffrantenftüd auf 1 Rbl. 24 Kop. S.M. feftgefest. — Bollwichtige 
holändifche Ducaten werden auch in einzelnen Kronscaffen zu 2 Rbl. 
934 Kop. S.M. angenommen. Swod d. Münzgefege Art. 174. — Ueber 
den Cours des Albertöthalers in Livland ſ. Anm. e a. €. 

g) Swod ber — Art. 173. Swod der buͤrgerl. Geſetze 
Art, 1294. 

‚h). Ebendaf. Wenn im Auslande ausgeftellte Wechfel auf auslaͤn⸗ 
difche Münze lauten, fo ift die Zahlung in ruffifchem Gelbe nach dem 
Wechfelcours zu leiſten. Unter dem Cours ber Zahlung wird berjenige 
verftanden, welcher. am Zahlungsort am Werfalltage befteht, oder wenn: 

28* 
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gefchäfte aller Art, ſowohl zwifchen der Krone und Privatper- 
fonen, als zwifchen legteren unter einander, ausfchließlich auf ruſſi⸗ 
fhe Silbermünze zu ſtellen). Nur in folder Münze dürfen 
gegenwärtig Börfen -Wechfelcourfe, Preiscourante‘) und Zaren 
aller Art zc. beftimmt, nur in ihr überall, wo ein öffentlicher Ver— 
fauf von Sachen irgend welcher Art ftattfindet, 3. B. auf Maͤrk⸗ 
ten, in Buben, Magazinen ıc. die Preife der Sachen angeſetzt 
werben‘). Wenn Rechtögefchäfte auf Bancoaffignationen abge: 
ſchloſſen find, fo dürfen die daruͤber ausgefertigten Urkunden von 
Behörden, Maͤklern und Notarien, bei deren eigener Verantwor⸗ 
tung, weder zur VBollziehung noch zur Beglaubigung angenom⸗ 
men werben”). 


$..195. (189.) 


Fortſetzung. Moratorien oder Anftandäbriefe, 


Die Moratorien, ISndulte, eiferne oder Ans 
fandsbriefe, welche 'zahlungsunfähigen Schuldner aus 
landesherrlicher Gnade ertheilt zu werden pflegen, find unſerem 
Provincialrecht fchon früh befannt gewefen; indeß finden wir in 





biefer Tag kein Gourstag tft, am nächftfolgenden Tage, Swod der Hans 
delögefeße (Bd. XL.) Art.508 P. 2 u. 3, 

i) Swod der Münzgefebe Art, 158. Swod ber bürgerl. Gefege 
Art. 1292. 

k) Swob der Münzgefege Art. 161, 

) Daſ. Art, 162, 

m) Daf. Art. 159. Swod der bürgerl, Geſetze Art. 1293. Daraus, 
daf das Geſetz bloß die Beamten, welche dergleichen Urkunden: annehmen, 
verantwortlich macht, dürfte übrigens gefolgert werben, daß deshalb die Ur⸗ 
Funden: und vollends. bie Mechtögefchäfte nicht an ſich ungültig, ſondern 
nur, daß fie nicht Hagbarı find, : Vergl. unten 6.203 fg. 
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alteren Rechtsquellen nur, daß befonderd Städte fich gegen die 
Ertheilung ſolcher Anftandsbriefe durch Tandesherrliche Privile: 
gien zu ſchuͤtzen fuchten, indem fie ſich namentlich zufichern ließen, 
daß ohne Beprüfung und Zeugniß des Raths Niemanden, nament: 
lich nicht muthwilligen Banfrotteurs, eiferne Briefe gegeben wer: 
ben follten®). Auch nach heutigem Recht fteht das Necht zur 
Ertheilung von Moratorien in der Regel nur dem Kandesherrn 
zu. Sie pflegen theild einzelnen Perfonen, theild ganzen Cor: 
porationen, auf ein oder mehrere Sahre ertheilt zu werden, und 
fiftiren in der Regel alle, zuweilen auch nur einzelne Schuldflagen 
gegen den Geſchuͤtzten. Diefer muß aber feinen Gläubigern auf 
die Schußzeit die fofort nach Ablauf derfelben zu leiftende Zahlung 
durch genügende Gaution verfihern®). Bei der Ertheilung jedes 
einzelnen Moratoriums vom Landesheren pflegen übrigens die 
näheren Beflimmungen über die dabei in Betracht kommenden 
Berhältniffe befonders aufgeführt zu werden‘). 


a) Für Riga: Corpus privil, Stephan. vom 16. November 1581. 
Corpus privil, Gustav, vom 25. September 1621. Für Dorpat: Corpus 
privil. vom 20. Auguft 1646 Art. 30, 

b) Not. c pag. 311 8, 

ce) Beifpiele von Anftandöbriefen , welche ganzen Gorporationen ers 
theilt worden, find: das der Stadt Riga von Peter dem Großen am 3 Mai 
1722 bemilligte zehnjaͤhrige Moratorium, und der vom Kaifer Alerander 
dem livs, eſth- und curländifchen Adel durch das Allerhöchft beftätigte 
Reichsrathögutachten vom 25. April 1811 auf ein Jahr ertheüte, und fox 
dann noch auf ein Jahr verlängerte (S.Uu. vom 21. Suni 1812) Indult. 
Das letztgedachte Reichsrathsgutachten lautete bahin : „Nachdem ber Reichss 
tath in allgemeiner VBerfammlung die Gefuche des cur =, liv- und efth: 
ländifchen Adeld, in Betreff der in diefen Gouvernements entftandenen 
Schwierigkeiten bei der Zahlung der Privatfchulden in Silbermuͤnze, und 
das Gutachten des Departements der Staatswirchfchaft hierüber beprüft, 
bat er folgendes Gutachten gefaßt : 1) Die Zahlung aller Capitalſchulden 
in Eur», Liv» und Eſthland, welche aus Grbfhaftstheilungen oder hypo⸗ 
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Nah Analogie de3 nothwendigen Nachlaßvertrages oder 
Accordes kann indeß in Livland einzelnen Perfonen auch vom or: 


thecarifchen Verfchreibungen herrühren, wird bis zum Zünftigen 1812ten 
Zahre, und zwar bis zu den in den einzelnen Verſchreibungen feftgefesten 
ober in den einzelnen Gouvernements berfömmlichen Terminen ausgeſetzt. 
2) Die Binfen für diefe Sapitalien find in Silber oder in Bancoaffignas 
tionen, nach dem am Bahlungstermin flattfindenden Courfe, zu entrichten. 
3) Im Laufe diefer Anftandsfrift darf kein Schuldner unter feinem Vor⸗ 
wande fein Immobiliarvermögen über den tarirten Werth mit neuen Schul- 
den belaften, 4) Alle Pfandverfchreibungen, welche gehörigen Orts in 
der vorgefchriebenen Ordnung binnen 28 Tagen (vom Tage der Bekannt 
machung gegenwärtigen Anftandsbriefes an jedem Orte gerechnet) producirt 
und eingetragen werben, follen in allen Fällen, ſowohl binfichtlich des Gas 
pitals als der Zinfen, ein Vorzugsrecht vor denjenigen haben, weiche erft 
nah Ablauf diefer Frift probucirt werben. 5) Zur Vorbeugung von 
Mißverftändniffen und Unterfchleifen follen diejenigen Behörben, bei wel: 
hen in der anberaumten Frift Pfandverfchreibungen producirt werden, hier⸗ 
yon — unter Unterfchrift der Glieder und bes Secretaͤrs — allen Bes 
börden jener Gouvernements zur erforderlichen MWiffenfchaft Mitteilung 
machen. 6) Ale Immobilien und Gapitalien, welche den Schuldnern im 
Laufe des gegenwärtigen Moratoriums aus Pfandverfchreibungen, Erb; 
fchaftstheilungen und andermweitigen gefeglichen Ermwerbungsarten zufließen 
möchten, follen einzig und gllein zur Bezahlung der gebachten hypotheca= 
rifhen Schulden verwendet werben. 7) Um ben Gläubigern eine noch 
größere Sicherheit für die Integrität der ihnen verpfändeten Immobilien 
zu gewähren, wirb ihnen das Recht ertheilt, falls nachgewiefen wird, daß 
der Eigenthümer, den Anftand genießend, fein Immobil beteriprirt, zu 
verlangen, daß das Immobil fequeftrirt und fogar öffentlich verfteigert 
werde, 8) Ebenfo wird ihnen das Recht auf Sequeftration und Sub⸗ 
haſtation für den Fall zugeftanden, wenn das verpfändete Immobil erweis⸗ 
lich zur Befriedigung der darauf haftenden Schuld nicht zureicht. 9) Der 
zum Beften dev Schuldner ertheilte Anftand erſtreckt fih Übrigens auch auf 
ihre Gläubiger, wenn diefe, als Schuldner anderer Gapitaliften, hypothe⸗ 
earifhe Schuldserfchreibungen vorweifen, deren Betrag den von ihnen 
fhuldigen Summen entfprechend ift. 10) Der Zahlungsanſtand erftredt 
fich nicht auf Kronsabgaben, Arende- und Miethgelder, Penfionen, Dienfts 
und Arbeitslohn, Faufmännifche Rechnungen und überhaupt alle ſimplen 
Forderungen (aoMmaumie cyemmi). Diefe Schulden müffen im Termin 
und ohne Auffchub und Rachficht bezahlt werben. 11) Ebenfowenig er: 
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dentlichen Richter unter Umfländen wider den Willen einzelner, 
in der Minderzahl befindlicher Gläubiger ein Moratorium, felbft 
auf mehrere Jahre, ertheilt werben‘). Endlich fteht auch dem 
Generalgouvernement dad Recht zu, aus eigener Macht derglei- 
chen Anftandöbriefe, auch ohne der Gläubiger Einwilligung, zu 
ertheilen. Jedoch darf dies nur fpeciel in einzelnen Schuld: 
fachen, nicht generell zum Schuß gegen alle Gläubiger, geſchehen, 
beögleichen nur nach vorgängiger Beprüfung der Sache und ver: 
fuchter gütlicher Audeinanderfegung beider Theile, endlich auch 
nicht auf länger, ald auf drei Monate‘), Auf feinen Fall darf 
aber ein ſolches Moratorium demjenigen ertheilt werden, der ſei— 
ner Bahlungsverbindlichkeit zu gehöriger Zeit Genüge zu leiſten 
im Stande ift‘). 





ſtreckt fich diefe Stundung auf Fauftpfänder, und überhaupt auf bewegliche, 
zur Aufbewahrung gegebene Sachen. 12) Da kraft des Manifeftes vom 
29, Auguft 1810 über das Münzfpftem keine Verträge und Obligationen 
vom 1. Zanuar d. 3. an in ausländifchen Münzforten abgefchloffen werden 
dürfen, fo fol bei der Liquidation der Privatfchulden der im Manifeft vom 
19. December v, I. für Bankzahlungen feftgefegte comparative Werth des 
Albertsthalers zu 1 Rbl. 40 Kop. BancosSilbermünze berechnet werden.’ 


* . d) Königt. Refolutionen vom 9. November 1685 und vom 28. Mai 
1687. Bergl. v. Samfon’s Inftitutionen des Livländ. Proceſſes 
$. 1263— 1267, Mittelft Referiptes des Reichsjuſtizcollegiums vom 21. 
Auguft 1721 in Schuldfachen des Gapitäns Franz v. Rennentampff ward, 
auf ein Gefuch des Legteren um ein Moratorium wider feine Gläubiger 
auf fünf Jahr, dem livländifchen Hofgericht aufgetragen : „die Gläubiger 
„zu convoeiren und zur Nachgebung der Dilation zu vermögen; wenn bie 
„Meiften und potiores einmwilligen würden, fo müßten fich die, fo ein 
„ſchlechteres Recht haben, es gefallen laflen, und PAR alsdann die Dias 
„tion gerichtlich beftätigt werden.“ 


| e) Königl. Erecutionsverordnung vom 10. Juli 1669 $. 5 
f) Daf. $. 14. 
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$. 196. (192.) 
3) Bon der erlöfchenden Verjährung. Livländifches Landrecht. 


Außer dem Verluſte der Klage durch die Erwerbung der 
rechten Gewere von Seiten eines Dritten ($. 88, 127, 128) 
kennt das angeftammte livländifche Landrecht noch einige andere 
Falle, in welchen Rechte und Forderungen verloren gehen, wenn 
fie nicht binnen Sahr und Tag geltend gemacht werden?). 
Diefelbe erlöfchende Verjährung von Naht und Jahr?) 
kennt auch das ſchwediſche Recht — fo weit ed von der Praxis 
recipirt ift — für noch mehrere Fälle‘). Ueberdied aber ord- 
net das ſchwediſche Necht noch eine Verjährung von zwanzig 
Fahren für Schulden und Privatforderungen an, fo daß alle 
Schulden und Privatforderungen, welche binnen zwanzig Sahren 
verfchwiegen gewefen und nicht auf die gehörige Weife gefordert 
worden find, als gänzlich aufgegeben und durch die Präfeription 
gehoben angefehen werden ſollen ). Zur Unterbrechung diefer 
Präfeription ift jedoch nicht förmliche gerichtliche Klage erforder= 


a) Livländ. RR. Gap. 34, 50, 66, 116, 142. Die einzelnen Fälle 
find gehörigen Orts anzuführen. 

b) Daß unter Nacht und Zahr-ein Jahr und ſechs Wochen zu ver: 
ftehen find, ergiebt fich aus der Vergleichung bes Eönigl. Briefes vom 18, 
April 1699 mit Gap. 7 von liegenden Gründen LE, 


c) Königl, Bormünderordnnng vom 17. März 1669 $. 35. Königl. 
Erecutionsverordnung vom 10. Zuli 1669 $. 6 und 23. Königl. Zefta: 
mentsftadga vom 3. Juli 1686 6.8. Königl. Verordnung vom 25. Octo⸗ 
ber 1686, Koͤnigl. Brief vom 18. April 1699 u.a. Die gleichfalls hiers 
ber gehörige Beftimmung des Eönigl, ſchwediſchen Seerechts vom 12. Juni 
1667 Zit. 5 Gap. 1 ift antiquirt. S. oben $. 134 Anm. g. 


d) Königl. Erklärung vom 10. December 1629. Königl, Refolution 
vom 29, November 1680 $. 5l. Not.d pag. TLEE, 
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lich, fondern es genügt dazu, daß der Gläubiger feinen Schuld: 
ner vor dem Ablauf von 20 Jahren privatim, entweder felbft 
oder Durch einen Dritten, fchriftlich oder mündlich, gemahnt hat ®). 
Da der Grund diefer Prafeription lediglich in der Nachläffigkeit 
des Gläubigers beruht, fo kann hier von dem guten Glauben bes 
Schuldners, ald Erforderniß der Verjährung, keine Rede fein, und 
ebenfowenig wird ein folches Requifit für die Verjährung von 
Jahr und Tag verlangt), welche leßtere übrigens nur Durch ge- 
richtliche Interpellation unterbrochen werden kann. 

Neben diefen Beftimmungen der Provincialrechte hat in eiv- 
land die gemeinrechtliche erlöfchende Präfcription, 
insbefondere die Klagenverjährung, fubfidiarifche Gültigkeit ge- 
wonnen®), und die Einführung der zehnjährigen Ber: 
jährung des ruffifhen Rechts, welche zunaͤchſt bloße 
Klagenverjährung ift"), auf die erlöfhende Verjährung des 
Provincialrehts nur fo weit gewirkt, daß alle Verjährung: 
friften, welche den Zeitraum von zehn Jahren überfteigen, auf 
diefen Zeitraum, als bie längfte Praͤſcriptionsfriſt, befchrankt 


e) Königl, Erklärung vom 3. November 1691. Publication des 
tioländifchen Dofgerichts vom 9. März 1692. 

f) Ein dem entgegen: gefälltes Urtheil des livlaͤndiſchen Hofgerichts 
vom 7. Auguft 1731 in Sachen Reuter gegen Liphart ift vom Reichsjuſtiz⸗ 
eollegium und vom Senat reformirt, ©. auch die in $. 128 Anm. d anges 
führten Präjudicate. 

8) ©. 3: B. das Hofgerichtsurtheil vom 1. Mai 1745 in Sachen 
der Schultz'ſchen Erben wider Marg. Kynaird, geb. Stegelinge, und die 
Reſolution des Reichsjuſtizcollegiums in derſelben Sache vom 3. Juni 1746. 

h) Manifeſt vom 28. Juni 1787 $. 4. Swod der bürgerlichen 
Gefege (Bd. X.) Art. 2232 und oben $. 128 Anm, i. uUnwiſſenheit 
ober Nichtkenntniß des zuftehenden Rechts von Seiten desjenigen, gegen 
den bie Verjährung läuft, komme demfelben nicht zu ftatten, Allerhoͤchſt 
beftätigtes Reichsrathsgutachten vom 13, April (S. U. vom 21. Juli) 
1825. 
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worden find’). Obgleich diefe Verjährung des ruffifhen Rechts 
nur durch Erhebung einer gerichtlichen Klage unterbrochen werden 
kann), fo ift dadurch die Unterbrechung ber ſchwediſchen er» 
Löfchenden Verjährung — welche im Uebrigen auch auf zehn Jahr 
zu beſchraͤnken ift — durch Privatmahnung nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen'). Dagegen hat das ruffifche Recht darin das dltere Recht 
modificirt, Daß auch eine bereitö erhobene Klage verjährt, wenn 
fie im Laufe von zehn Jahren nicht weiter auögeführt wird”). 


$. 197. (193,) | 

Fortfegung. Anfang der Berjährungsftift. Ausnahmen von der Verjährung. 
Hinfichtlich des Anfangs der Verjährungsfrift gelten im 

Ganzen die Grundfäge deö gemeinen Rechts, mit benen auch bie 


i) S. u.vom 21. Juni 1815 $. 2: „In allen Fällen, wo durch 
die früheren Rechte jener Gouvernements (Livlands, Eſthlands zc.) eine 
Verjährung von mehr als zehn Jahren feftgefeät ift, foll die zehn— 
jährige Friſt nicht von der Zeit an, wo die Klage hätte erhoben wer: 
den müffen, fondern auf folgende Weife berechnet werben: wenn 
die Berjährung auf 20 Jahre feftgefegt ift, und in ben Gouvernements 
Livland, Efthland zc, vor der Erlaffung des Manifeftes vom Jahre 1787 
— — — bereits 15 (fol wohl heißen 10) Jahre verftrichen find, fo blei— 
ben zur Erhebung der Klage nicht 10, fondern nur fünf Zahre übrig; ift 
aber die frühere Verjährung auf 30 Jahre feftgefegt, und es find bis zur 
Erlaffung des Manifeftes nur 10 Jahre verfloffen, fo bleiben zur Erhes 
bung der Klage noch zehn volle Jahre, nicht aber zwanzig, übrig.’ 
Diefe fpeciellen, übrigens nicht erfchöpfenden Beſtimmungen waren tranfiz 
torifch, und für Liv - und Efthland bereits zur Zeit der Erlaffung berfels 
ben von Keiner practifchen Bedeutung mehr; allein es ergiebt fich baraus 
(und befonderd aus den ausgezeichneten Worten im Eingange) als befini« 
tives Nefultat, daß die Längfte Verjägrungsfrift fh auf zehn Jahre 
belaufen folle. 

k) Swod a. a. O. Art. 2232. 

1) &. u. vom 26. Juni 1806 in Sachen Chlers wiber Kayſer. 
Vergl. v. Bröder in deffen Jahrbuch für Rechtsgelehrte Bd. 1. ©. 
245 fgg., 250. 

m) Swod a, a. O. Ä 
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Beftimmungen des ruffifchen Rechts im Einflange ſtehen. Bei 
Klagen nimmt mithin die Verjährung von dem Zeitpunkte ihren 
Anfang, wo die Klage begründet ift, und von bem Berechtigten 
angeftellt werden kann”), bei Rechten von dem Augenblid an, wo 
die Nichtausübung derfelben beginnt”). Im denjenigen Fällen, 
wo auf ähnliche Weife, wie Behufs der Acquifitivverjährung der 
Immobilien ($. 128), zur Vollendung der Verjährung von Jahr 
und Tag nach der Praris eine Edictalcitation erlaffen zu werden 
pflegt*), läuft diefe Frift vom Tage der Erlaffung des Proclams 
an“). Auch bei der Erftinctivverjährung gilt übrigens der Grund- 
fat, daß fie gegen Minderjährige, Wahnfinnige, Abmwefende und 
überhaupt gegen Alle, welche ihre Rechte wahrzunehmen nicht im 
Stande find, ruht, und zwar fo, daß alle diefe Perfonen noch 
Jahr und Tag nad) der Zeit, wo fie zu handeln fähig werben, 
ihre Forderungen geltend machen koͤnnen ®). 


J 





— 


a) Vergl. den Swod ber bürgerlichen Geſetze (Bd. X.) Art. 2232, 
2235 und bef. den N. U, vom 23. April 1845. 

b) ©. ebenda. und binfichtlich der Servituten oben $. 140. Das 
ruffifche Recht erkennt auch den Grundfag an, daß durch theilmeife Er: 
fülung der WBerbinblichkeit von Seiten des Schuldners die Verjährung 
unterbrochen wird. N. U. vom 23. April 1845. 

e) Dies pflegt gegenwärtig in ben meiften Fällen zu gefchehen, wie 
gehörigen Drts anzuführen fein wird, 

d) 3war pflegen nach dem Ablauf der Proclamsfrift ber Regel nach 
die Folgen der Präckufion einzutreten (vergl, oben $. 128)5 weil jedoch 
bier diefe Krift auf der alten Berjährungsfrift beruht, fo dürfte jebenfalls 
den durch den Ablauf derfelben Präcludirten nicht , wie das ruſſiſche Recht 
in ähnlichen Fällen geftattet (Swob der bürgerlichen Gefege Art. 2233, 
2234 5 vergl. auch Art. 1025 fgg.), das Recht zuftehen, ihre Anfprüche 
noch im Laufe der zehnjährigen Werjährungsfrift geltend zu machen. 

e) Königl, fchwed. Vormünderordnung vom 17. März 1669 $. 35. 
Zeftamentsftadga vom 3, Juli 1686 $.5. Not. c pag. 11328. ©. U. 
vom 21. Juni 1815 $. 5. Reſolution des Reichsjuftizcollegiums dom 28. 
Februar 1773 in Sachen Zuderbeder wider Roſe's Erben, In einem 
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- Bon ber zehnjährigen Verjährung des ruffifchen Rechts find 
ausdrücklich auögenommen‘) 1) Freiheitäreclamationen ®), 2) Ges 
ſuche um Bewilligung von Penfionen von Seiten der Witten 
und Waifen verftorbener Beamten), 8) die Fälle, wenn in einer 
durch einen Allerhöchften Befehl entfchiedenen Sache, diefer Be- 


- 


einzelnen Falle, nämlich binfichtlich der Anfechtung eines Zeftaments, wird 
auch den Erben der Minderjährigen, falls diefe minderjährig verfterben, 
zur Anfechtung des Zeftaments Naht und Jahr vom Tode der Minder- 
jährigen an gerechnet, offen gelaffen (Teſtamentsſtadga a. a. D.), welche 
Beftimmung wohl analogifch auch auf die übrigen hierher gehörigen Fälle 
anzumenden fein möchte. — Nach dem ruffifchen Recht ruht zwar die Ber: 
jährung felbft gegen die außerhalb des Reichs bei der activen Armee be— 
findlichen Perfonen während ihrer (unfreiwilligen) Abwefenheit nur, falls 
fothes vor dem Feldzuge ausdrücklich feſtgeſezt und befannt gemacht 
worden ift (Swod der buͤrgerl. Gefege Art. 2193, 2240). Darnach wird 
ferner das durch bie Verjährung erlofchene Klagerecht nicht mwieberherges 
ftellt, wenn es duch die Nachläffigkeit nicht des Berechtigten felbft, fons 
dern feines Bevollmächtigten erlofchen wäre (daf. Art, 2241). Allein diefe 
Beftimmungen find, fo weit fie mit den vorher angeführten provinciellen 
ſich nicht vereinigen laffen, unanwendbar, ©, u, vom 21, Suni 1815 
a. a. O. | | 


f) Da das ruffifche Recht die Verjährung gleichmäßig gegen bie 
Krone, wie gegen Privatperfonen laufen laͤßt (Swod der bürgerl. Gefege 
Art. 2232), fo ift die heutige Anwendbarkeit der Beftimmung der Eönigl. 
fchwedifchen Refolution vom 13. Zuli 1691, daß gegen ‘den Fiscus Feine 
Präfeription ftatthaben foll, zweifelhaft. — Unanwendbar ift aber unftreis 
. tig in Livland, wie in den Dftfeeprovingen überhaupt, die. Beftimmung des 
ruſſiſchen Mechts (daf. Art, 971 fy.), daß die Klage des Überlebenden 
Ehegatten wegen feiner Statutarportion aus dem Nachlaß des verftorbenen 
ber Verjährung nicht unterliegen fol. 


g) Swod a. a. D. Art. 2238. Ueberhaupt foll bie Befugniß, ein: 
gebüßte Standesrechte geltend zu machen, wenn fie nicht in Folge eines 
Verbrechens verloren gingen, nicht durch die zehnjährige Verjährung er: 
löfhen. Swod ber Standesgefege (Bd. IX.) Art. 13. 

h) Solche Gefuche müffen von Wittwen und Waifen, wenn fie fich im 
Reiche befinden, im Laufe eines Jahres, wenn im Auslande, binnen zwei 
Sahren nach dem Zobe bes verftorbenen Ehemannes und vefp. Vaters ans 
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fehl nicht im Laufe von zehn Jahren erfüllt worden ift, weil in 
ſolchen Fällen bie Behörde, an welche der Befehl ergangen ift, zu 
deffen Erfüllung verpflichtet ift, ohne abzumarten, daß ber Be: 
rechtigte fein Recht geltend mache‘). Ferner follen 4) auf Abs 
rechnung ertheilte Recrutenquittungen zu jeder Zeit und ohne 
Rüdfiht auf den Ablauf von zehn Jahren, ftatt der Recruten- 
ftelung in Natur angenommen werden“). Dagegen erlifcht 
5) bie Verbindlichkeit einer Gemeinde zur Stellung eines rüd: 
‚fländigen Recruten durch die Verjährung ebenfomenig'), als 6) 
überhaupt bie Verpflichtung zur Leiftung von Staats⸗ und öffent: 
lihen Dienftbarkeiten aller Art”), fo wie von Abgaben"). 


— 





gebracht werden. Aber auch wenn nach Ablauf dieſer Friſten, ja ſelbſt 
nach zehn Jahren, um eine Penſion ſupplicirt wird, ſo findet das Geſuch 
noch Beruͤckſichtigung, allein die Penſion wird nicht vom Todestage des 
Beamten, ſondern nur vom Tage des Geſuches an bewilligt; auch iſt dazu 
jedesmal die Allerhoͤchſte Genehmigung erforderlich. Swod der Geſete uͤber 
Penſionen (Bd. III.) Art. 148, 149, 207. 


: i) Swod ber buͤrgerl. Gefege Art. 2239. Indem Falle, welcher zu 

diefem Geſetze Veranlaſſung gab, ift von ber Freilaffung von Leibeigenen 
auf Grundlage eines Zeftaments die Rebe, welches Allerhöchft beftätigt, 
aber in Beziehung auf diefes Moment lange Zeit unerfüllt gelaffen wor⸗ 
ben war. N.U. vom 28, Bebruar 1804. 


k) Swob ber Geſete uͤber die Recrutenſtellung (BD. IV.) 
Art, 442. Es ift nämlich geftattet, daß auch außer den regelmäßig 
alle zwei Jahre ftattfindenden Recrutenaushebungen, einzelne Perſo⸗ 
nen von ihrer Gemeinde zu Recruten abgegeben werden, wogegen bie 
Gemeinde eine Quittung erhält, welche fie bei einer nachfolgenden orbent- 
lichen Recrutenaushebung ftatt der Stellung eines Recruten in Natur erbi- 
biren kann. 


1) Swod der Gefege über Rekrutenſtellung Art, 583, 
m) Swob ber Gefege über die Landesobliegenheiten (Bd. IV.) Art. 71. 
n) Swod ber Gefege Über die Abgaben (Bb. V.) Art. 539. 
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$. 198. (194,) 
Fortfegung. Efthländifches Landrecht. 


Auch die Ertinctioverjährung des efthländifchen Ritter - und 
Landrechts beruht, wie die Acquifitivverjährung ($. 129), im 
Wefentlihen auf den Grundfägen bed gemeinen Rechts, deſſen 
fubfidiarifche Geltung in dieſer Lehre überdies von ber Praris 
unbeftritten ift *), wiewohl auch in Efthland durch die Einführung 
der zehnjährigen Verjährung des ruffifchen Rechts diefelben Mo- 
bificationen herbeigeführt find, wie in ioland’). Eigenthimlich 
ift jedoch, daß mit der perfönlichen Klage auch das für die For: 
derung beftellte Pfandrecht erlifcht ). — Auf guten Glauben 
kommt ed auch in Efthland bei der erlöfchenden Verjährung eben- 
fowenig an, als auf rechtmäßigen Titel. Unterbrochen wird _ 
die Verjährung durch gerichtliche Proteftation oder infinuirte Ci⸗ 
tation®), bei Schuldforderungen durch Privatmahnung), durch 
Renten: und abjchlägige Gapitalzahlung, fo wie durch Bürg- 
I&haftöbeftellung®). Ausgefchloffen ift die Verjährung, außer in 
den auch hier geltenden Faͤllen des ruffiichen Rechts"): 1) gegen 





a) Riefentampff’s Marginalien zum Art.13 Zit. 218. IV. 
bei Ewers ©. 560 fe. 

b) Swod der bürgerlichen Geſetze Art. 2232. ©. u. vom 21. Jimi 
1815. ©: oben $. 196 und 197, 

ce) Efthländ. R. und LR.B. IV. Zit. 21 Art. 8. 
4) Vergl. das efthländifche R, und ER, a. a. O. 

e) Daf. Art. 14. 


f) Königl. ſchwed. Erklärung vom 3. November 1691; vergl. eſth- 
land, R. und ER. a.a.D. Art.8 und Riefentampff’s Mar: 
ginatien dazu: 

g) R. und ER. a.a.dD. Art. 15, vergl. auch Art. 8. 1 

h) ©. oben $. 197 a. €. 
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die Kirche‘), und 2) bei ver Klage aus dem Ruͤckkaufsvertrage, 
wenn zu beren Geltendmachung Fein beftimmter Zeitpunkt feft- 
geftellt worben ift*). — Die längfte Zeit, in welcher gegenwaͤr⸗ 
tig alle Rechte und Forderungen erlöfchen, ift zehn Jahre); in⸗ 
deſſen Eennt das efthländifche Recht auch mehrere Falle, in wel⸗ 
chen Schon in Fürzerer Zeit die Verjährung eintritt”), und na= 
mentlich ift bie alte Verjährung von Jahr und Tag theild bei 
einigen Inftituten des einheimifchen Rechts ftehen geblieben ”), 
theils auf Inftitute bed gemeinen Rechts angewendet worden‘). 


$.199. (195.) 


Fortſetzung. Stabtrehte. 


Beide Stadtrechte, fomohl das rigifche *), als das tübifche ®), 
laſſen in einzelnen beſtimmten Fällen Rechte und Klagen durch 





i). Eſthlaͤnd. R. und ER. a. a. O. Art, 13. Vergsl. übrigens auch 
oben 9.129, 


k) Daf. Tit. 13 Art. 5. 


I) Swod der bürgerlichen Gefege Art. 2232, vergl. mit dem ©. U. 
vom 21. Juni 1815 $. 2. 


m) ©. 3.8. das efthländ, R.u. CR. B. IV, Tit. 21 Art. 10—12. 


n) Daf. B. II. Zit. 11 Art. 6, B. IV, Zit, 14 Art, 3. Auch bie 
meiften Fälle, in welchen das fehmebifche Recht die Verjährung von Nacht 
und Zahr eintreten läßt ($. 196 Anm. c), find in Efthland practifch, nur 
baß bier diefe Krift unrichtig bevechnet wird, Bergl. oben $. 196 Anm. b 
unb unten $. 396 Anm, d. 


0) 3.8. 8. IV. Zit. 21 Art. 9 auf bie Klage wegen laesio enormis, 


a) Rig. StR. B. II. Gap. 32 $. 9, Gap. 356.2. B. HI. Lit. 3 
$. 2, Ait. 66.2, 3. Tit. 11 6. 6, 7. 
by Sb. SR. B. I. Tit. 6 Art. 2, Tit. 8 Art. 1 md 9, ©. In. 


Zi, 1 Art. 9, Tit.2 Art. 14, 8. III. BEER. Si. 6 
Art, 1, Zit. 12 Urt. 3, | 
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die Verjährung von Jahr und Tag erloͤſchen). Für 
ein. Paar andere Falle ordnen fie eine zweijährige erlöfchende 
Verjährung an®), und für einen Fall findet ſich im rigifchen 
Stadtrecht auch eine Verjährung von einem „gewöhnliden 
Zahre” feſtgeſetzt). Außer. diefen beflimmten Faͤllen, welche 
theild bereit3 früher angegeben, theild in der Folge zu erwähnen 
find), tritt fubfiviarifch überall die gemeinrechtliche erlöfchende 
Verjährung in Anwendung, jedoch mit den Mobdificationen, welche 
durch das ruſſiſche Recht herbeigeführt find®), deſſen Beſtim⸗ 
mungen in diefer Beziehung für die Städte in gleichem Maße, 
wie für das Land, gelten. — Die fürzere Klagenverjährung der 
Stadtrechte (von Jahr und Tag und von zwei Sahren) Tann 
übrigens in der Regel nur unterbrochen werden durch Anftellung 
der Klage. Allein ausnahmsweife Fann dem Verluſt des Rechts 
durch Ablauf der Klagenverjahrung auch vorgebeugt werden burch 
eine innerhalb der Verjährungöfrift vorgenommene Privatmah: 
nung oder Proteftation, wenn namlich befondere Familien » oder 
Sreundfchaftöverhältniffe eine ſolche Ruͤckſicht rechtfertigen ®). 


| c) Die Frift von Jahr und Zag wird auch hier nach rigiſchem 
Stadtrecht zu einem bürgerlichen Jahr und fechs Wochen, nach luͤbiſchem 
zu 366 und reſp. 367 Tagen berechnet. ©. oben $. 130. 
A) Rig. SIR, B. III. Zit.2. Luͤb. SR. B. J. Tit. 5 Art. 1 und 
2., Vergl. unten Anm, h. 
e) Rig. StR. B.IV. 8it.7. S. unten $. 416. 
f) Vergl. übrigens auch noch, was oben 6 * über die Ver⸗ 
jährung der Servituten angegeben iſt. 
ge) ©. oben $. 197 und 198. 
h) Das rig. StR. B. III. Tit. 6 6. 2 enthält nämlich die Beſtim⸗ 
mung, daß wer Jemanden „nach todter Hand‘ um eine fchlechte Schuld aus 


Rechnung oder bloßen Handfchriften, ohne daß ein Pfand verfchrieben wäre, 
mahnen (d. i. hier gerichtlich belangen) will, folches bei Werluft feiner Ans 
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Bei einfachen Schuld» und Rechnungsforberungen werben in Me 
val die Grundfäge des ſchwediſchen Rechts befolgt‘), und die Ber 
jährung ſchon durch Privatmahnung — namentlich auch durch 
Ueberfendung einer Rechnung an den Schuldner — für unterbro: 
chen angefehen‘). — Nach lübifchem Recht läuft die Verjährung 
von Jahr und Tag für Abwefende vom Tage der Wiffenfchaft 


forberung binnen Jahr und Tag thun follz es wäre denn, baf er mit 
Beugen erweifen könnte, baf die Mahnung „um Freundfchaft willen’ nach⸗ 
geblieben. Aehnlich wird hinfichtlich der ebendafelbft B. III. Zit.2 ange: 
orbneten zweijährigen Haftung bes Bürgen für einen beftellten Brautfchag 
die Beichräntung gemacht: „es wäre denn durch ehrliche Leute und gewifle 
Urkunden dargethan, daß er (der Gläubiger) aus Liebe und mit Willen auf - 
Bitten geftundet, oder auch, daß erden Brautfchag, ob er fich gleich ge— 
richtlich bewahrt, nicht befommen können.” Dieſe Beftimmungen koͤnnen 
nicht anders verftanden werben, als daß zur Unterbrechung der Verjährung 
auch fchon Privatmahnung oder Proteftation hinreiht. Wenigftens wer⸗ 
den auf diefe Weife die mir bem rigifchen Stadtrecht im Wefentlichen im 
Einklange ftehenden Beftimmungen des Lübifchen Rechts B. I. Tit. 5 
Art. 1, 2 und 3 erklärt, Nach dem erften Artikel follen Kinder dasjenige, 
was ihnen bei ihrer Abfonderung von den Eltern zugefichert worden, binnen 
zwei Jahren fordern, wibrigenfalls fie der Forderung verluftig geben, es 
fei denn, daß fie es mit gutem Willen hätten ftehen Laffen, und ſolches durch 
ehrliche Leute oder briefliche Urkunden beweifen könnten. Und ebenfo beißt 
ed daf. Art. 2, daß der Ehemann wegen bes feiner Ehefrau mitgelobten 
Brautfchages binnen zwei Jahren mahnen fol, wibrigenfalls verliert er 
nit nur feinen Anfpruch darauf, fondern es kann fogar nach feinem Tode 
bie Wittwe ben Broutfchag-raus des Ehemannes Nachlaß fordern, wenn fie 
nur beweift, daß die Dos dem Manne mit ihr gelobt worden iſt; «6 
könnte denn dagegen nachgewiefen werben, baß der Mann den Brautfchas 
(privatim) gemahnt und mit gutem Willen habe ftehen loffen, oder daß er 
fi innerhalb Zahr und Tag bei dem Bürgermeifter gemeldet, und bavon 
proteftirt, daß er ben Brautfchag in der Güte gefordert, aber nicht befom: 
men können. S. Mevius Kommentar zu biefen Artikeln, Stein’s 
Abhandlung Bd. I. $.150 fag. und Pauli’s Abhandlungen aus dem lüs 
bifchen Recht Bd. U. $. 10, 19 und 32 a. E. 


i) Königl. Erklaͤrung p. 3, Novbr. 1691. S. oben $. 196. 
k) Darpe’s Repertorium Bb. XIII. ©. 375 fag. 
29 
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an). Daſſelbe muß ohne Zweifel auch für das rigiſche Recht, 
und nicht nur für den Fall der Abmwefenheit, fondern auch für alle 
übrigen Fälle angenommen werben, in welchen derjenige, gegen 
welchen die Verjährung läuft, zu handeln verhindert ift”). 


| $. 200. (196.) 
Fortfegung. Bauerrechte. 


Das efthländifche Bauerrecht verweift wegen der Verjährung 
überhaupt auf die Landesrechte). Das livländifche dagegen 
fpricht zwar zunaͤchſt nur von der Verjährung ald Erwerbungs— 
mittel des Eigenthums, jeboch jo, daß auch diefe erwerbende Ver: 
jährung aus der erlöfchenden hergeleitet wird”), und verbindet 
beide dergeftalt mit einander, daß es fcheinen möchte, auch zu der 
leßteren werde, außer dem Ablauf der Zeit — namentlich von 
zehn Jahren”) — auch guter Glaube von Seiten deöjenigen, zu 
deffen Gunften die Verjährung läuft, erfordert 2), was aber jeden⸗ 


1) üb. SR. B. J. Tit.6 Art. 2, Tit. 8 Art. 1. 8. II. Tit. 6 
Art. 3. B. V. Tit. 6 Art. 1, Tit. 12 Art. 3. Pauli a. a. O. Bd. J. 
S. 176 fgg., Bd. Il. ©. 136 fo. 

m) Berg. Pauli a. a. O. und oben $. 197. 

a) Efthländ. BER. $. 127. 

b) Livlaͤnd. BB. 8.390: „Zu den gefeglich erlaubten Erwerbsmit⸗ 
teln gehört auch bie Verjährung.” €. 391. „Verjährung ift aber das 
Erlöfhen einer Verbindlihkeit, und daher bas Mittel, 
eine Sache ober Berechtigung dadurch zu erwerben, weil in ber vom Ge- 
feß beftimmten Zeit die Erfüllung der Verbindlichkeit nicht 
gefordert, oder der Befig der Sache ober die Ausübung der Berech- 
tigung nicht angeftritten worden.“ 

ec) Daf. $. 392. 

d) Daf. $. 391: „Da das Gefeg durch bie Verjährung nur bie 
Sicherung des rechtmäßigen Eigenthums und Verhinderung der Proceffe 
beabfichtigt, fo kommt fie bLoß demjenigen zu ftatten, weldyer guten Glaubens 
ift, d. h. der oder deſſen Beſitzvorfahr oder Erblaffer nicht weiß noch ge: 
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falls nicht auf Klagen bezogen werben dürfte. In mehreren 
einzelnen Fallen ift auch von beiden Bauerrechten die Verjährung 
von Sahr und Tag beibehalten‘). Hinfichtli der Minderjäh: 
rigen ift im livländifhen Bauerrecht beftimmt, daß fie ihr Necht 
gegen die Verjährung binnen einem Jahr und ſechs Wochen nad 
erlangter Volljährigkeit geltend machen Eönnen ‘). 


$. 201. (190.) 


IH, . %cceffionen der Forderungsrechte: Zinſen. Entftehung und Maaf 
der Binfen®), 


Das Provincialrecht unterfcheidet vertragsmäßige (be: 
bungene, benannte, verfchriebene) und nicht vertragö- 
mäßige (gefegliche) Zinfen (Intereffen, Renten), 
unter welchen legteren befonderö?) die Werzugszinfen vor 
fommen”). 


wußt bat, ober leicht hätte wiflen tönnen und wiffen muͤſſen, d aß ihm bie 
geforderte Verbindlichkeit obliege, und daß die angefpro: 
chene Sache einem Anderen zuftehe ac.“ 

e) ©. 3. B. livlaͤnd. BV. 6.56, 395 P.4, 6.419 u. a. Eſthl. 
BGB. 6. 156. Weber eine noch kuͤrzere Verjährungsfrift f. die livl. BB. 
$. 394 und unten $. 218, 

) Livlaͤnd. BB, 393, 

a) ©. Überhaupt v. Mabai in den Erörterungen Bd. I. ©. 393 
— 418, 

b) Dies ift keinesweges fo zu verftehen, als wenn alle Fälle, in 
welchen das römifche Recht — außer den Verzugszinfen — gefesliche Zinſen 
ftatuirt (v. Madai in ben Erdrterungen Bd. 1. ©. 414 fag.), auch in 
Liv = und Efthland gelten, vielmehr find die betreffenden römifchrechtlichen 
Beftimmungen in feiner der beiden Provinzen practifch geworden (vergl. 
v. Mad ai a. a. O. S. 283 fgg., 404 fgg., 420 fgg.); wohl aber kennt 
auch das Provincialrecht geſetzliche Zinſen außer den Verzugszinſen: eſth— 
laͤnd. Landwaiſengerichtsordnung v. J. 1724 Tit. 9 Art. 13, koͤnigl. ſchwed. 
Vormuͤnderordnung v. 17. März 1669 $. 25, luͤb. SER. B. J. Tit. 7 
&rt. 7. S. unten $. 322 und 337, 

.c) Königl. Placat vom 14. November 1666 und vom 16. December 
1687. Eſthlaͤnd. R. unbER.B. IV. Tit. 3 Art. 2, 

29 * 
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Das Maaß der vertragsmäßigen Binfen oder der Zins: 
fuß ift ſchon feit der ſchwediſchen Regierung auf ein Marimum 
feftgeftellt worden, welches jedoch zu verfchiedenen Zeiten verfchies 
den beftimmt war *), und gegenwärtig, nach den auch für die Oft: 
feeprovinzen anzumendenden ruffifchen Reichögefegen, ſechs von 
Hundert beträgt). Was über dieſes gefehliche Maaß be: 
dungen ift, wird als verbotener Zinswucher angefehen, ift 
nicht Elagbar, und wenn es bereits bezahlt worden, wird es, als 
auf Abfchlag des Capitals bezahlt, angefehen‘). Der Darleiher 
wurbe nach dem älteren Rechte überdied mit dem Verluſte des Ca⸗ 
pitals beftraft, von welchem die eine Hälfte dem Angeber, die an⸗ 
dere milden Stiftungen zufallen follte®). Nach dem neueften 
Recht wird der Darleiher das erftemal mit Zahlung be dreifachen 
Betrages der von ihm bedungenen wucherlichen Zinfen zum 
Beften des Collegiums allgemeiner Fürforge beftraft, im Wie: 
derholungsfalle unterliegt er noch überdies einer Arreft- 


d) Das koͤnigl. Placat vom 14. November 1666 geftattete acht Pro⸗ 
cent zu nehmen, das vom 10. December 1687 feste den Zinsfuß auf fechs 
Procent herab. Damit ftimmte auch das efthländ. R: und ER. B. IV, 
Zit.3 Art. 1, deögl. der durch den N. U. vom 13. Mai 1754 für das 
ganze ruffifche Reich feftgefegte Zinsfuß überein; das Manifeft v. 
28. Juni 1786 feste ihn auf 5 Procent herab, 


e) N.U. vom 18, Detober 1808, Swod ber bürgerlichen Geſetze 
(Bd. X.) Art. 1733. 


f) Königl. Placat vom 14, November 1666. al ae R. und ER. 
0.0. D. Art. 1 und 4. 


g) Königl. Placat v. 16, December 1687. Nach dem efthländ, R. 
und ER. a.a. D. Art, 4 a, E. verlor der Gläubiger, welcher einen höheren 
Zins als dem gefeglichen ausbedungen, den vierten Theil des Gapitals zum 
Beten des Oberlandgerichtd. — Das ältere ruffifche Recht beftrafte ben 
Zinswucher mit dem Verlufte des Capitals zum Beften des Gollegiums alle 
gemeiner Fuͤrſorge. Swod ber bürgerlichen Gefege Art. 1734 und 1735, 
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firafe®). — Ausnahmen, durch welche ein höherer Zinsfuß ge 
flattet ift, finden beim Bobmerei» und Affecuranzvertrage 
flatt). Beim Getreidbedarlehn ift es in Livland geftat- 
tet, von ſechs Maag, welche im Frühjahr dargelichen werben, 
im nächften Herbfte das fiebente Maag, alfo 16% Procent, als 
Bins, — Bath — zu nehmen“). Betraͤgt aber ber bei einem 
Darlehn an Getreide ober andern vertretbaren Sachen (außer 


h) Diefe Beftimmung enthält das neue Strafgefegbudy vom 15. 
Auguft 1845 Art, 2220, wodurch auch die abweichenden Beftimmungen bes 
Provineialrechts als aufgehoben anzufehen find. Daß die Geldftrafe dem 
Collegium allgemeiner Fuͤrſorge zufallen fol, wird in ber Kortfegung des 
Swod ber bürgerl. Gefege v. 3. 1845 Art. 1735 angegeben. Vergl. dage⸗ 
gen das Strafgeſetzbuch Art. 45. Sortirte ber Beſtrafte unter Stabtjus 
risbiction, fo fällt die Geldftrafe wohl der Stadtcaffe zu. 


i) Königl. Placat vom 16. Decbr, 1687. Königl. ſchwed. Seerecht 
vom 12. Zuni 1667 Zit. 4und 6. Das Strafgefegbuch vom J. 1845 ge⸗ 
ftattet den adeligen Bormundfchaftsämtern (alſo wohl auch den Landwaiſen⸗ 
gerichten) für dargeliehene Pupillencapitalien, wenn die Schuldner es freis 
willig zugefteben, auch höhere Zinfen als 6 Procent zu nehmen. Gtrafge: 
fe6b. Art. 2220 Anm. 


k) Zunaͤchſt wurde diefes Maaß der Bath in dem Goupernementö- 
placat vom 6. October 1697 ald Marimum, welches Arendbatoren von 
Krondgätern von den Kronsbauern nehmen durften, angeordnet und fpäter 
von der Praxis allgemein auögebehnt. Vergl. Nielfen’s Handbuch ber 
Polizergefege Bd. I. S, 108 fgg. In Efthland war vor Zeiten üblich, von 
einer dargeliehenen Zonne Getreide ein Loof, mithin 334 Procent, Bath 
zu nehmen. Harpe’s Repertorium Bb. II. ©. 89, — Bei Getreide: 
barlehnen aus den Bauervorrathömagazinen in Livland wird „I, ber dar— 
geliehenen Quantität, d. i. 84 Procent, als Bath entrichtet (livlaͤnd. BB. 
$. 514 P. 11); in Efthland von jeder Zonne (== 3 Loof — 108 Stof) 
6 Stof, d.i. 55% Procent, als Bath gezahlt (efthländ. BGB. $. 262); 
in Defel bei Getreideanichnen aus der Bauerbank 65 Procent ober 6 Ga= 
rnez vom Zfchetwert (Allerh. beftät. Befchluß des Miniftercomite vom 30. 
Januar 1845). Die Bath wird übrigens nicht als jährlicher Zins be— 
rechnet, fondern es darf — wenn bas Darlehn auch fpäter als nach Jahres— 
frift erftattet wird — dennoch nur die einfache Bath gefordert werben. 


* 
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Geld), unter welchem Namen es auch fei, bedungene Vortheil 
fo viel, daß ber Schuldner binnen kurzer Zeit dad Doppelte der 
dargeliehenen Summe erftatten müßte, fo erhält der Gläubiger 
zwar das dargeliehene Gapital mit fechd Procent zurüd, muß 
aber diefelbe Summe doppelt zum Beften milder Stiftungen er- 
legen’). — Wenn Binfen von Zinfen ausbedungen find, fo wer: 
den doch nur einfache Zinfen verftanden; jedoch ift der Anatocis- 
mus infofern geftattet, ald bei der Erneuerung einer Schuldver- 
fchreibung die rüdftändigen Zinfen zum Capital gefchlagen wer: 
den dürfen”). 

Für die nicht vertragsmaͤßigen oder geſetzlichen, insbefondere 
für Verzugszinſen oder Weilrenten, ift das Maaß auf 
fünf von Hundert feftgefeßt”). Ausnahmsweiſe find bei 
Wechſeln, Bodmereibriefen und Affecuranzverträgen höhere 
Weilrenten angeordnet‘). Die Verpflichtung zur Zahlung von 
Weilrenten tritt nach dem efthländifchen Landrecht, falls ein be= 
fimmter Tag als Zahlungstermin feftgefeßt ift, mit diefem Tage 
ein; wo dies nicht der Fall ift, mit dem Tage, an welchem der 
Schuldner gemahnt wird?). Nach dem Revaler Stadtrecht ge= 


I) Königl. Placat vom 16. December 1687. 

m) Königl. Refolution vom 20. Zuni 1683. Not. f pag. 153 LER, 
Vergl. Riefentampff’s Marginalien bei Ewers ©. 547. 

n) Königl, Placat vom 16. December 1687. Riefentampff 
a. a. O. Dies wird auch von der Revaler Praris befolgt: Urtheile bes 
Revaler Raths v. 17. Decbr, 1697, vom 30. März 1699, v. 16. Septbr. 
1757, vom 11, Deebr. 1786, dv. 21. Jan. 1802. Nad dem Placat vom 
Sahre 1666 waren bie Werzugszinfen auf 6 Procent feftgefest; und damit 
ftimmt auch das rigifche StR. B. Il. Cap. 32 $. 15 überein. 

0) Königl. Placat vom 16, December 1687. Koͤnigl. ſchwed. Wech⸗ 
felcecht vom 10. März 1671 Art. 23. In Reval werden aud bei Wechfeln 
nur 5 Procent Verzugszinfen zugeftanden. S. die in der Anm, m ange— 
führten Urtheile. 

p) R. und ER. B. IV. Tit. 3 Art. 2. S. oben $. 192 Anm. g. 
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nügt im letzteren Falle Privatmahnung nicht, fondern ed werden 
die Verzugszinſen nur vom Tage der gerichtlichen Interpellation 
— fie gefchehe nun durch Proteflation oder Klage — zuge 
ftanden®). 


% 
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Bortfegung. Hemmung bes Binfenlaufs. 


Der Binfenlauf wird gehemmt: 
1) wenn die rüdftändigen Zinfen fo weit angeſchwollen find, 
daß ihr Gefammtbetrag dem Capital gleichlommt*). 


2) durch die Eröffnung eines Goncurfes über das ſchuld— 
nerifhe Vermögen, und zwar von dem age an, wo die Eröffnung 
vom Gericht förmlich decretirt wurde’). Jedoch gilt dies nur 


q) Urtheite bes Revaler Rathes v. 14. Decbr, 1686, v. 12. Juli und 
18. Decbr. 1694, v. 20. Mai 1735, v. 21. Juni 1794, v. 26. Febr. 1801 
u. v. a. 


a) Rig. SR. B. II. Cap. 32 Fo 10. Nielſen's Proceßform 
6. 873 und 874. Rieſenkampff's Marginalien zum R. und ER. 
bei Ewers ©. 547 fg. Vergl. auch den Swod der bürgerlichen Gefege 
(Bd. X.) Art. 2094, 2157 9. 1. 


b) Not. e pag. 143 88, Auf biefelbe Weife ift auch das eftht. 
R. und ER. B.IV. Zit. 7 Art. 10 durch den ©. U. v. 13. April 1787 
erklärt worden. Nach dem rigifchen StR. a. a. D, ceffiren die Zinfen 
von der Zeit ber Cessio bonorum oder der Immissio ex primo decreto, 
wenn aber nicht bonis cedirt worben, erft von der Verhängung der Immis- 
sio ex secundo decreto an, ©. überhaupt Nielfen $. 572, v. 
Samfon $. 1301, 1347. Nach dem Revaler Stadtrecht (Rathsconfti: 
tution vom 12. März 1706 $. 1), und ebenfo nach der livlaͤnd. BB. $. 321, 
erhält ver Gläubiger, weicher mit feiner Forderung zur Perception gelangt, 
außer dem Gapital nur die Binfen des legten Jahres, es fei denn, daß die 
Maffe zur Bezahlung auch der übrigen rüdftändigen und während des 
Concurſes laufenden Zinfen binreiht. Das efthländifche Bauerrecht be: 
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für den Fall, daß die Concursmaſſe zur Befriedigung der Capi- 
talforderungen nebft rüdftändigen Zinfen nicht hinreicht”). Aus: 
nahmöweife beziehen ferner auch während des Concurſes bie 
Renten: a) diejenigen, welche nach Landrecht in das fchuldnerifche 
Immobil eine Immiſſion erhalten haben®) und b) die Inhaber 
von Pfandbriefen und Iandfchaftlichen Obligationen der Credit: 
vereine, wenn auch über das fpeciell ——— Gut ein Concurs 
ausbricht ). 

3) Bei Forderungen bed Fiscus hören die Zinſen von dem 
Augenblick zu laufen auf, wo bie Entfcheibung über bie Recht: 
mäßigfeit folcher Forderungen an den Senat gebracht ift ). 


Bweiter Vitel, 


Don Verträgen und Rechtögejchäften überhaupt, 


$. 203. (197.) 
I. Erforberniffe der Verträge und Rechtögefchäfte: 1) überhaupt. 


Was oben ($. 190) von der Dürftigfeit der einheimifchen 
Quellen der Provincialrechte hinfichtlich des Rechts der For⸗ 


flimmt über die Zinfen im Goncurfe verfchieden je nach der Art der Fors 
derungen (BGB. $. 551, vergl. indeß auch 8.536), Das Nähere hierüber 
gehört überhaupt in die Lehre vom Gläubigerconcurfe. 

c) Bergl. v. Samfon a.a.D, $. 1302, 1347, 

d) Ebendaf. $. 1303, 1357. ©. oben $. 167. 

e) Denn da dem Pfandbriefinhaber immer der ganze Ereditverein für 
Capital und Zinfen haftet (f. oben $. 174), fo kann er überhaupt in kei— 
nen Concurs hineingezogen werben, Livländ. Grebitreglement vom 15. 
Dctober 1802 5.7. Efthländ. Reglement v. 4. Febr. 1846 $. 70. 

f) Swod der bürgerlichen Gefege (Bd. X.) Art. 2157. 
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derungen überhaupt gefagt worden, gilt in gleichem Maße auch 
bon den allgemeinen Grundſaͤtzen über Nechtögefchäfte und Ver: 
träge. Daher beruht auch hier Alles auf dem römifchen Recht, 
deſſen Beftimmungen zum Theil in den provincialrechtlichen 
Quellen wiederholt und beftätigt werden). Nur Über die äußere 
Form der Nechtögefchäfte und Verträge, deren fchriftliche Ab— 
faffung und die Mitwirkung des Richterd bei denfelben, fo wie 
“über ihre Verbindlichkeit und Klagbarkeit, ftellt das Provincial- 
recht eigenthümliche, vom römischen Recht abweichende, Grund: 
füge auf. Was fonft über die allgemeinen Erforder: 
niffe der Verträge vorkommt, befteht im MWefentlichen in 
Folgendem. Zur Gültigkeit derfelben gehört: 

1) freier Wille der Pacidcivenden?). Wenn daher 
Semand durch Gewalt oder Hinterlift, oder ald Gefangener zur 
Eingehung eines Vertrages oder überhaupt zu einer Zufage ge- 
zwungen worben, fo ift ein folcher Vertrag oder Zufage ungültig, 
felbft wenn eine eidliche Bekräftigung hinzugefommen wäre‘). 
Die fpeciellen Grundfäge über den Einfluß von Zwang, Betrug, 
Irrthum ꝛc. auf Rechtögefchäfte müffen aus dem römifchen Recht 
gefchöpft werben. | 


a) ©. befonders den erften Titel im vierten Buche des efthländifchen 
R.undeR.: „Von vertragenen Sachen und Compromiſſen“, welcher faft 
ausfchließlich aus dem römifchen Recht gefchöpft iſt. 


b) Livlaͤnd. RR. Cap. 81, 221, 223. Efthländ. R. und ER. B.IV- 
zit. 1 Art, 1 und 9. Rig. StR. B. III. zit. 5 $.1. Ä 


c) Livländ. RR. Cap. 223. Die Ausnahmen, welche das livlänbdi- 
[he RR. (Cap. 81, 221) von diefer Regel, namentlich in Betreff der foges 
nannten Urfehde macht, find, wie das ganze Inftitut der Privatfehde, 
unpractiſch. Auch das efthländ. R. und ER. (IV, 6, 9 a. E.) erkennt den 
Grundfag an, daß das Hinzufommen des Eides ein an fih ungültiges 
Rechtögefchäft nicht gültig mache, 
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2) Der Gegenſtand, uͤber welchen paciscirt wird, muß 
ein disponibler fein‘). Die näheren Beftimmungen hier: 
über find theil bereits im Eigenthumsrecht abgehandelt worden ®), 
theils find fie im Familien: und Erbrecht zu erörtern‘). 


3) Die. Perfonen, welche den Vertrag eingehen oder das 
Rechtögefchäft abfchließen, müffen dazu fähig fein. Wer über: 
haupt rechtöfähig ift, ift e8 auch in Beziehung auf Rechtögefchäfte 
und Verträge, daher die bereitö im Perfonenrecht aufgeführten 
Beſchraͤnkungen der Rechtöfähigkeit auch hier gleichen Einfluß 
haben®). Ueberdies werden mandhe Befchränfungen durch Fa— 
milienverhältniffe begründet ®). Hier if daher nur noch anzu: 
führen, daß | | 


a) Studirende der Dorpater Univerfität dafelbft der 
Regel nach Feine vechtöverbindlichen Verträge fchließen können). 


“ d) Die Beftimmung des efthländ. NR. und ER. B. IV. Zit. 1 Art. 4: 
„Wann zweene Verträge über einerlei Sachen vorhanden, aber wider ein⸗ 
ander fepn, fo ift der legte Vertrag zu halten“ ift aus dem roͤmiſchen Recht 
entnommen, und unftreitig bloß von Verträgen zu verftehen, welche über 
biefelbe Sahe von denfelben Perſonen abgefchloffen find. 


e) ©. oben $. 90 fgg. 

NS. die Darftellung der Güterrechte ber Ehegatten im vierten, bie 
Zeftamentslehre im fünften Buche ꝛc. 

g) ©. oben $. 40—48. 


h) 3. B. durch die elterliche Gewalt, die Vormundſchaft ꝛc. ©. das 
vierte Buch. 


i) Die näheren Beftimmungen über das Grebitwefen der Studiren- 
ben der Dorpater Univerfität f. in den Allerhöchft beftät. Vorſchriften für 
diefelben vom 4. Juni 1838 $. 66 fgg. — Aehnliche Beftimmungen über 
das Greditwefen der Handwerkögefellen enthalten auch die Handwerksord— 
nungen; f. 3. B. das Revaler Handwerköreglement vom 19. Septbr. 1822 
Abſchn. II. $. 12. 
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b) daß, mit Ausnahme der Kaufleute erfter Gilde und der 
mit ihnen gleich berechtigten Handelöleute*), die übrigen Han- 
delSclaffen hinfichtli der Summen begränzt find, über 
welche fie Handelsverträge) höchftens abfchliegen dürfen. 
Es dürfen nämlich dergleichen Verträge von Kaufleuten zweiter 
° Gilde und denen, die mit ihnen gleiche Handelöberechtigung ge: 

nießen, nicht über mehr als 15,000 Rbl. S.M.”), von Kauf: 
leuten dritter Gilde und den ihnen gleichgeftellten Handelsleuten 
nur bis auf die Summe von 6,000 Rhl. S.M."), von ben han: 
deltreibenden Bürgern und den mit ihnen gleiche Handelörechte 
habenden Perfonen nur bis auf 1200 Rbl. S. M. abgefchloffen 
werben‘). Diefe Befchränfungen auf die angegebenen Summen 

find jedoch fo zu verftehen, daß die Summe eines jeden einzelnen 
. Vertrages nicht den für die einzelnen Handelsclaſſen feſtgeſetzten 
Betrag überfchreiteP), und mehrere Handelsleute gemeinſchaft— 
lich duͤrfen Handelsgeſchaͤfte bis zum Geſammtbetrage der jedem 
einzeln bewilligten Summe abſchließen ). Wer einen Vertrag 
ıc. über eine höhere Summe, als das Geſetz geſtattet, eingehen 


k) Swod der Handelögefege (Bd. XI.) Art, 74 9.7. 

I) Daß dieſe Befchränkungen bloß Verträge und Abmachungen, weiche 
eigens auf den Handel Bezug haben, betreffen, beftimmt ausbrüdtich der 
Swod a.a, D.Art.80. Durch das Allerhöchft beftät. Reichsrathsgutac- 
ten vom 9, Juli (S. U. v. 6. Septbr.) 1840 ift insbefondere vorgefchrieben, 
daß auch die zünftigen Meifter in den Städten der Oftfeeprovingen, wenn 
fie vermittelft öffentlichen Ausbots zu vergebende Kronspodriade und Pach— 
tungen übernehmen wollen, diefen Beftimmungen unterworfen find, 

m) Swod a. a. O. Art. 76 9. 3. 

n) Daf. Art. 85 P. 9 und 10. 

0) Daf. Art. 292. 

p) Daf. Art. 81 und 292 Anm, 

q) Daf. Art. 83. 
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will, muß in die, dem Betrage entſprechende, hoͤhere se 
claſſe treten”). 


$. 204. (198.) 


2) — der Rechtsgeſchaͤfte und Vertraͤge: a) Mitwirkung 

des Gerichts ®). 

Die Mitwirkung des Gerichts bei Mechtögefchäften und 
Verträgen Tann fowohl ihrer Form, ald ihrem Zwecke nach ver: 
fchieden fein, und fowohl von der Willkuͤr der Parteien abhan- 
gen, als vom Gefes, ald nothwendiged Erforderniß, vorgefchrie: 
ben fein. Was bie formelle Verſchiedenheit anlangt, fo kann 
bie vichterlihe Mitwirkung beftehen: 1) in Abfchließung des 
Rechtögefchäfts oder Vertrages vor dem Richter; 2) in der rich: 
terlihen Beftätigung eines bereits abgefchloffenen Rechtögefchäf: 
tes oder Vertrages, und 3) in der bloßen Beglaubigung einer Ur: 
Funde, welche über ein abgefchloffenes Rechtögefchäft oder einen 
Vertrag aufgefegt worden. Diefe verfchiedenen Formen werden 
zum Theil durch den verfchiedenen Zweck der richterlihen Mit- 
wirkung bedingt, und in allen Faͤllen Fann diefe Mitwirkung, in 
Beziehung auf die Parteien, eine freiwillige oder eine noth— 
wenige fein. 

1) Abgefehen von dem rigifchen Stadtrecht, welches vers 
ordnet, daß Teſtamente, Eheftiftungen und Vollmachten nicht 





r) Daf. Art. 81, 82, 85, 292 Anm. ©. uͤberh. F. G. v. Bunge’s 
Darftellung des ruſſiſchen Handelsrechts $. 24, 25, 26, 53, 126. 

a) Die Provincialgefege enthalten über dieſen Gegenttand nur fehr 
wenige Beftimmungenz; das Meifte beruht auf der — bier freiiich oft 
ſchwankenden — Praris. Diefe letztere überall moͤglichſt berüdfichtigend, 
ift die nachfolgende Darftellung größtentheils auf die Theorie des gemeinen 
deutſchen Rechts gebaut. 
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anders, ald von den Stabtfecretären verfertigt werben dürfen), 
ift in dem Provincialvecht die gerihtlide Abſchließung 
für feine einzelne Art von Rechtögefchäften oder Verträgen, als 
nothwendiged Erforderniß in allen Fällen, vorgefchrieben”). Sie 
kann aber bei allen Arten von Rechtögefchäften vorfommen, wenn 
namlich das Intereffe Schußbedürftiger überhaupt, insbefondere 
Minderjähriger, mit im Spiele ıft, und ift namentlich bei ber 
Veräußerung von Pupillengütern®), deögleichen bei der Einfind- 
Schaft) unerläßlih. Auch muß die Veräußerung erequirter 
Sachen, befonders der zu Concursmaſſen gehörigen Immobilien 
und Effecten, gerichtlich gefchehen‘), und zwar, gleichwie die 
Beräußerung der Pupillengüter®), auf dem Wege der Licita- 
tion, Auction ober offentlihen Berfteigerung®). 


b) Rig. Stadtrecht B, II. Cap. 5 $. 3. S. auch unten $. 285, 
426, 431. 

c) Auch die den fogenannten Krepoftacten bes ruffifchen Rechts ent: 
fprechenden Verträge der Provineiafrechte brauchen nicht, wie jene, gericht: 
lich abgefchloffen zu werben, fondern bedürfen nur ber gerichtlichen Beftä- 
tigung. S. oben $. 126, befonderd Anm. b. Auch die Krepoftirung vor: 
ftädtifcher Häufer in Reval (ſ. oben $. 124), macht Hier Feine Ausnahme, 
indem berfelben ftets die vollftändige — wiewohl muͤndliche — Abſchlie⸗ 
fung des Veräußerungsvertrages vorausgeht. 

d) Vergl. efthländ. R. und ER. IT, 11, 65 IV,6, 35 13, Lie. Rig. 
Vormünderorbnung $. 23, 25,26. Reval’fche Waifengerichtsorbn. Zit. 5 
$. 5, 6. ©. uͤberh. unten $. 324 und 337, 

e) ©. unten $. 432. 

f) Uebrigens darf — in Efthland wenigſtens — in diefem Falle, 
wenn fammtliche Gläubiger darin übereinfommen, bie Veräußerung mit 
gerichtliher Genehmigung auch außergerichtlich gefchehen. 

g) In Efthland pflegt beim Verkauf von Pupillengütern bloß Schägung 
derſelben durch Sachverftändige vorauszugehen, und nur ausnahmsweiſe 
wird zur Öffentlichen Verfteigerung gefchritten, wenn fich zu dem gefchägten 
ober einem höheren Werthe kein Käufer findet. 

h) Ueber biefe enthalten die Provincialrechte nur procefiualifche Bes 
flimmungen. Bergi. Samfon v. Himmelftiern, SInftitutionen des 
livländ. Proceffes $. 1041, 1050 fgg., 1070, 1325 fag. 


462 B. U. Recht ver Forderungen. 


Sn allen dieſen Fallen muß die Abſchließung vor dem der Per⸗ 
fon der Parteien oder der Sache nach competenten Richter gefches 
hen, und die außergerichtliche Abfchließung folcher Rechtögefchafte 
und Verträge hat deren Nichtigkeit zur nothwendigen Folge‘). 
Die vor der Abfchliegung von ben Parteien verabredeten Be: 
dingungen (Zractaten, Präliminarien) haben in fol 
chen Fallen gar Feine rechtöverbindliche Kraft. Selbft wenn die 
gerichtliche Abfchliegung, ohne vom Geſetz ald nothwendig vor= 
‚gefchrieben zu fein, in Folge freiwilliger Uebereinkunft der Par: 
teien, befchloffen ift, und.diefe fich dıber den Gegenftand vorher 
nicht vollfommen geeinigt haben, muß jeder Partei bis dahin der 
einfeitige Rücktritt freiftehen!). In feinem Falle jedoch hebt die 
gerichtliche Abfchliegung eines Nechtögefchäftes oder Vertrages die 
inneren Mangel defjelben, noch Eann fie auf wohlerworbene 
Rechte Dritter irgend von Einfluß fein‘). 


$. 205. (199,) 
Fortfegung. Gerichtliche Beftätigung. 


2) Die gerichtliche Beftätigung, Gorroboration 
(auch Ingroffation im weiteren Sinne) eines Nechtögefchäftes 


i) ©. bef. das rig. SER. B. II. Cap. 5 $. 3. Auch nachträgliche 
Beftätigung ift, in den meiften Fällen wenigftens, unzuläffig, — 
wo bei Veraͤußerungen bie Licitation erforderlich iſt. 

k) Wo die Parteien ſich früher über alle Haupt: und Nebenpunkte 
geeinigt haben, ift das Gefchäft als bereits gefchloffen anzufehen, und kann 
daher in ſolchem Falle wohl von gerichtlicher Beftätigung ($. 205), nicht 
aber von gerichtlicher Abfchliegung die Rebe fein. 

1) &s pflegt daher folchen gerichtlich gefchloffenen Gefchäften gewöhn- 
lich die Glaufel: „in quantum de iure‘‘ oder auch nur „salvo iure tertii‘‘ 
hinzugefügt zu werben: aber auch wo dies nicht ausdrücklich gefchehen ift, ift 
es ftillfehweigend anzunehmen, 
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oder Vertrages ſetzt ſtets die bereits vollzogene Abſchließung def: 
ſelben voraus, und hat entweder zum Zweck, die Wirkungen der 
gerichtlichen Auflaſſung zu begründen *), oder dem Rechtsgeſchaͤfte 
oder Vertrage Publicität, und dadurch größere Sicherheit”), oder 
ein vorzügliches Necht zu verleihen, oder auch dritten Perfonen 
Gelegenheit zur Bewahrung eines etwanigen Intereffe zu bie: 
ten), oder endlich durch den Richter die Zweckmaͤßigkeit des Ver- 
traged oder Rechtögefchäftes beprüfen, und das Widergefeßliche 
zurechtftellen zu laffen, wobei dem Richter auch wohl das Recht 
zuftehen muß, die Beftätigung unter Umftänden zu verfagen. 


Die gerichtliche Beftätigung kann entweder eine nothwendige, 
durch Gefeß oder Praris gebotene, oder eine freiwillige, von den 
Parteien verabredete, fein. Nothwendig ift die gerichtliche 
Beftatigung 1) überall, wo von der Uebertragung oder Begrün- 
dung des Eigenthumsrechts, und, ftreng genommen, jedenfalls 
nach den Stabfrechten, jedes dinglichen Rechts an einem Immo— 
bil die Rede iſt. In allen diefen Fällen muß nämlich gerichtliche 
Auflaffung flattfinden, von deren Form und Wirkungen bereits im 
. Sachenrecht gehandelt worden ift®). 2) Vergleiche über Rechts: 
fireitigkeiten, welche gerichtlich anhängig gemacht find, dürfen 
nicht ohne des Nichterd Beſtaͤtigung abgefchloffen werden“). 





a) ©. oben $. 121 fgg. 

b) Vergl. z. B. das rig. StR. II, 20,175 24 8.1 und 2. 

ec) Mehrere dieſer Zwecke treffen zuſammen bei dem Inſtitute ber 
öffentlichen Hypotheken (ſ. oben $. 160 fgg.), der letztere findet auch bei der 
gerichtlichen Auflaffung ftatt ($. 121 fag.). 

d) ©. oben $. 121—126, 140, 143, 144, 155. 

e) Livl. RR. Cap. 77 und 135. R. und LR. B. IV. Zit.l „ Bus 
fag= Art. 6. Luͤb. SR, 8. V. Tit. 9 Art. 3. Vergl. rig. SLR. 
8. II. Tit. 5 $. 2. 
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3) Die Beſtimmung ded gemeinen Rechts Über die Nothiwen: 
digkeit der gerichtlichen Infinuation von Schenkungen unter Ze 
benden, welche den Betrag von 500 Solidi überfteigen 9, ift in 
Liv =» und Efthland unpractiſchs). — Die Wirkung der unterlaffe- 
nen gerichtlichen Beftätigung bei den unter 1 und 2 genannten 
Rechtögefchäften ift übrigens keinesweges Unguͤltigkeit des Rechts- 
gefchäftes, vielmehr dürfte in jedem alle, wenn im Uebrigen bad 
Nechtögefchäft vollſtaͤndig abgefhloffen ift, jedem Xheile eine 
Klage gegen den andern auf Vollziehung der Beftätigung, feinem 
Theile aber das Recht zuftehen, wegen noch nicht vollzogener Be- 
fiätigung einfeitig zurüdzutreten®). 

Iſt die gerichtliche Betätigung von den Parteien in folchen 
Fallen freiwillig verabredet, wo dad Geſetz oder die Praris 
fie nicht ald nothiwendiges Erforderniß zur Gültigkeit des Rechts: 
gefchäftes verlangt, fo müflen dieſelben Grundfäge gelten, weil 
hier die Autonomie der Parteien an die Stelle der gefeglichen 
Vorſchrift tritt. Es muß daher auch hier einerfeits jedem Xheile 
die Befugniß zuftehen, bei fonft vollftändig abgefchloffenem 
Rechtögefchäft, auf deffen Beftätigung zu Hagen, andererfeitö aber 
feinem Theile einfeitig zurüdzutreten geftattet fein, zumal wenn 
bei einem zweifeitigen Rechtsgefchäft daffelbe von einem Theile 
bereits erfüllt worben ift'). 





“ 


f) 36 $.3C, de donation. (8, 54.) 

g) In Betreff Eſthlands z. B. ift dies noch im 3. 1843 in einem 
Urtheile des Oberlandgerichts ausdrücklich ausgefprochen worden. Weber 
die Befchränkung ber Schenkungen an die Kirche f. unten $, 221; über das 
Bauerreht unten $. 225. 

h) Vergl. das eſthlaͤnd. R. und ER. B. IV. Zit. 11 Art. 10 a. E. 
unb oben $. 126. 

i) Vergl. überhaupt Eichhorn's Privatrecht $. 95, wo indeß, 
wie es fcheint ohne genügenden Grund, zwifchen den Wirkungen der noth⸗ 
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‚Die Beftätigung wird, nachdem die Behörde nach gehöriger 
Prüfung darüber verfügt hat, durch Eintragung ber über das 
Rechtsgeſchaͤft ausgeftellten Urkunde, oder des darüber aufgenom: 
menen Protocolles in die Corroborations⸗ oder Hypothekenbücher, 
vollzogen") ‚wobei die fog. Canzlei- oder Corroborationd: 
poſchlin, auch Einfchreibegebühr genannt, mit 3 Rbl. 
S. M.h, und überdies, wenn durch dad Rechtögefchäft Eigenthum 
oder Pfandbefik an Smmobilien übertragen werben foll, die Kre— 
poftpofchlin”), beide zum Beften der Kronscaffe, zu erheben 
find. Da in allen Fällen der gerichtlichen Beftätigung, fie mag - 
eine nothwendige oder freiwillige fein, Die Beprüfung des Rechts⸗ 
gefchäftes von Seiten des Gerichts ftattfindet, fo muß Lebteres 
das der Perfon oder Sache nad) competente fein”). Uebrigens 
benimmt die gerichtliche Beftätigung ebenfowenig ald die gericht: 
liche Abfchliegung ($.204 a. €.) dem Rechtögefchäfte deffen innere 
Mängel, noch dritten Perfonen felbftftändige Rechte). Nach 
dem lübifchen Recht dürfen jedoch Rechtsgeſchaͤfte und Verträge, 


wendigen und freiwillig verabredeten Beftätigung unterfchieden wird, Wohl 
ift aber die bloße Beglaubigung ($. 206) von ber Beftätigung zu unters 
ſcheiden. 

k) ©. oben $. 121 fgg., 160 fag. Bu dieſem Zweck find bei den⸗ 
jenigen Behörden, welchen vorzugsweife und in größerem Umfange das Ge⸗— 
fhäft der Gorroboration obliegt, namentlich bei dem livlaͤndiſchen Hofge— 
richt, dem efthländifchen Dberlandgericht, beim rigifchen und reval’fchen 
Rath, befondere Abtheilungen der Ganzlei unter der Benennung ber Kre— 
pofterpedition errichtet. Ueber deren Einrichtung vergl. dag am 
1. Zuli 1845 Allerhöchit beftätigte Provincialrecht der Dftfeegouvernements 
3b. I. $. 300, 347,447, 503, 849, 884, 1078. 

I) Swod ber Gefege über Pofchlinen (Bd, V.) Art. 403 fag. 

m) ©. oben $. 126, 155, 159. 

n) ©. oben $. 121 fgg., 160 fgg. 

0) S. überhaupt Eihhorn a. a. O. 

I. 30 
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welche gerichtlich abgefchloffen oder beftätigt, und in den Gerichts- 
büchern verfchrieben worden, nad) Jahr und Tag aus keinem 
Grunde angefochten werben, ed fei denn, daß der Betheiligte ab: 
wefend gewefen, in welchem Falle ihm die Frift von Jahr und 
Tag vom age der Wiflenfchaft an läuft). Damit fiimmt 
auch das efthländifche Ritter - und Landrecht überein, nach wel: 
chem übrigens hier die Zrift von Jahr und Tag auf ein Jahr, 
ſechs Wochen und drei Tage angenommen wird"). 


$. 206. (200.) 


Fortfesung. Gerichtliche Beglaubigung. Deffentliche Urkunden. 
Mäkler und Notarien. 

3) Die gerichtlihe Beglaubigung, Vidimation, 
hat nur den Zweck, über ein NRechtögefchäft oder einen Vertrag 
eine öffentlihe Urkunde zu erhalten, und befteht darin, 
daß die handelnden oder contrahirenden Perfonen fih vor Ges 
richt zu dem Inhalte und der Unterzeichnung der Über das bereits 
vollkommen abgefchloffene Nechtögefchäft aufgefegten Urkunde 
befennen, und foldyes vom Gericht, in der Regel unter der Ur⸗ 
Eunde felbft — fogenanntes Handatteft — feltener durch eine 
befondere Verfügung, befcheinigt wird. Da eine foldhe Beglau« 
bigung bloß des Beweiſes halber gefchieht”), fo hängt fie auch 





p) Cab. SR.B.V. Tit. 6 Art. 1, vergl. auh Zit. 9 Art, 1 
und Stein’s Abhandlung des &.R. Bb. IV. $. 145 fgg. 

g) B. I. Tit, 28 Art. 5. Vergl. dagegen die Marginalien zum 
B, 1V. Zit. 1 Art. 9, wo ein Urtheil aufgeführt wird, durch welches ein 
Vergleich, der fchon 5 Jahre beftanben hatte, und „in dem Gerichtöproto= 
coll ingroffirt war’, caffirt wurde, 

a) Vergl. rig. SR. B. II. Cap. 24 $. 1: „— — — alte Ber: 
fchreibunge, Gontracten, Eheftiftungen, Zeftamenten, Inftrumenten, fo von 


Tit. 2. Verträge und Rechtögefchäfte überhaupt. $.206. 467 


von der Willkuͤr der Parteien ab, und wird daher der Regel nach: 
vom Geſetz nicht nothwendig verlangt. Sie pflegt indeß bei Ur« 
Funden gefordert zu werben, welche zur gerichtlichen Beftätigung 
gelangen follen, und ift namentlich da unerläßlich, wo, wie auch 
bei zweifeitigen Nechtögefchäften gewöhnlich, die Urkunde von 
einem Xheile, oder von einem Dritten, zu dieſem Zweck bei Ge: 
richt erhibirt wird ®). Bei der bloßen Beglaubigung fommt es 
in Livland, weil dabei Feine causae cognitio erfordert wird, auf 
die Gompetenz des Gerichteö nicht an, und es kann ftatt des Ge- 
richts auch ein Notarius publicus die Vidimation verrich- 
ten“); in Efthland dagegen darf auch eine Beglaubigung nur 
durch die competente Behörde gefchehen‘). Deffentliche Urkuns 
den über Handelögefchäfte werden durch Zuziehung eines Ma. 
klers und Eintragung in das Mäflerbuch erlangt %). — Die be: 
fonderen Beftimmungen über die Mitwirkung des Gefinde: 


unferer Gerichte Secretarien gefchrieben, follen für glaubwürdig geachtet 
und dawider feine Difputation noch Zeugniß verftattet werben,’ 


b) ©. 5. 8. oben. $. 160, In Efthland ift übrigens bie Beglau- 
bigung wenig üblich, indem in der Regel perfonliches Anerkenntniß vor 
Gericht ober Befragung des Ausftellers durch ein Glieb der AR ober 
durch deren Seeretär verlangt wird. 


ce) Rig. SR. a, a. O. $.2: „Die Instrumenta guarentigionata, 
in welchen einer vor Notarien und Gezeugen eine Schuld geftehet und zur 
Bezahlung fich verbindet, follen auch bie Kraft eines Urtels, foin rem 
iudicatam ergangen, in fi haben.” Nach der heutigen Praris gentigt 
übrigens das Atteft bloß des Notarins publicus, um einer Urkunde volle 
Glaubwürdigkeit zu verleihen. 


d) ©. U. v. 11, October 1837. 


e) Vergl. bad rigifche StR. II, 24, 6. Ueber die Zugiehung von 
Mäktern bei Handelsgefchäften f. befonbere v.Bunge’& — bes 
ruſſiſchen Handelsrechts $. 99 fgg. 


30* 
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maͤklers bei der Abfchließung von Gefindeverträgen werben 
gehörigen Orts angegeben werben). 


$. 207. (201.) 


b) Schriftliche Abfaffung der Rechtögefchäfte und Berträge: 
Vom Stempelpapiera), Gefchichtliche Einleitung. 


Die Frage über die fchriftliche Abfaffung der Nechtögefchäfte 
und Verträge fteht mit den gefeglichen Beftimmungen über den 
Gebrauch des Stempelpapierd zu Urkunden über Nechtögefchäfte 
und Verträge in dem genaueften Zuſammenhange. 

Der Gebrauch des Stempelpapiers überhaupt wurde 
in Liv- und Efthland bereits während der Schwedischen Regierung, 
gegen das Ende des fiebenzehnten Jahrhunderts, eingeführt”). 


f) ©. unten $. 352. 


a) E. Wegener, das ruffifche Stempelpapier in Beziehung auf 
das bürgerliche Recht. Dorpat, 1837. 8. 

b) Bereits im 3. 1662 ordnete die fchwedifche Regierung den Ge— 
brauch von Charta sigillata beim Revaler Rathe in der Art an, daß Acten 
und Documente, welche nicht auf Stempelpapier gefchrieben worden, weder 
beim Hofgericht zu Stodholm, noch von Eöniglicher Majeftät angenommen 
werden follten (Lönigl. Refol. vom 30. Juli 1662 5. 8 und vom 30, Detbr. 
1663 $. 11), und wahrfcheinlich wird folches um diefelbe Zeit auch bei anderen 
Behörden Liv- und Efthlands angeordnet gewefen fein... Weber die wirk- 
liche Ausführung dieſer Anordnungen, der die Behörden entgegenarbeiteten, 
finden fich indeß keine Spuren, vielmehr bewirkten die Deputirten der 
Stadt Reval im 3. 1663 die Abwendung biefer Steuer für ihre Stadt. 
Uebrigens fcheint damals in Schweden felbft die Charta sigillata nur auf 
eine Zeitlang eingeführt gewefen zu fein. Denn auf dem Reichötage vom 
3. 1686 mwurbe von den Reichöftänden bewilligt, daß „auf einige Jahre 
Charta sigillata wieder gehoben und in Brauch kommen möge” (Reiche- 
tagsſchluß vom 9. Novbr. 1686). In Folge beffen wurde unterm 23. Decbr. 
1686 eine ausführliche Stadga über Charta sigillata publicirt, welche 
im $. 32 befonbere Zermine für den Anfang ihrer Anwendung in den ein- 
zelnen Theilen bes fchmedifchen Reichs anordnet. Liv» und Efthlands wird 
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Diefes fchwebifche Stempelpapier oder Charta sigillata blieb auch 
in den erften Jahren der ruffifchen Herrfchaft im Gebraudh ‘), 
bis das ruffifche Stempelpapier, deffen Gebrauch Peter der Große 
mittelft namentlichen Ukaſes vom 23. Januar 1699 zuerft ange: 
ordnet hafte, im Jahre 1720 auch in diefen Provinzen eingeführt 
warb). Der Preis des Stempelpapiers veränderte fi im Laufe 
der Zeit fehr bebeutend®), und ebenfo zum Theil die Vorfchriften 
über den Gebrauch deffelben‘). Die Grundlage des heutigen 
Rechts in diefer Lehre bildet der namentliche Ukas vom 24. No— 
vernber 1821, durch welchen die früheren Stempelpapiergefeße 
meift antiquirt find, und auf welchem auch zunächft die Redaction 
der ruffifchen Stempelpapiergefeßgebung im Swod ber Gefebe 
über Pofchlinen (Bd. V.) Art. 2 fgg. beruht. Diefe Gefeße gel- 
ten auch in Liv» und Efthland, während die ſchwediſche Wer: 


hier Hoch nicht: erwähnt; aber fhon im J. 1693 erfolgte auch in biefen 
Provinzen die definitive Einführung des Stempelpapiers. Patente des 
lioländ, Generalgouvernements vom 20. Septbr. 1693, vom 12. Octbr. 
1696 und vom 30. Juli 17065 hofgerichtliche Sonftitutionen vom 20. Detbr, 
1693 und vom 21. Febr. 1694. Revaler Rathsprotocoll vom 18. und 
27. Septbr. und vom 3. Detbr. 1693. Vergl. W. Hezel in v. Bröder’s 
Jahrbuch f. Rechtsgelehrte Bd. IL. ©. 81 fgg. Anm. *). 
0) Livländ. Regierungspatent vom 14. December 1710. 


d) Desgl. vom 11. Mai 1720. Ueber die wiederholten, wiewoht 
fruchtlofen WVerfuche, die Einführung auch des ruffifchen Stempelpapiers 
abzumenden, f. die Gapitulation der Stadt Riga v. 4, Zuli 1710 $. 13 und 
die Allerhöchfte Refol. darauf v, 12. Octbr. 17105 die Gapitulation ber 
Stadt Reval v. 29, Septbr, 1710 $. 25 und bie der efthländ. Ritterfchaft 
von demſ. Datum $.31. ©. auch Wegener a. a. O. ©. 111. Anm. 21. 

e) Wegener a.a.D. $. 5 und Zab. I., welche eine Ueberficht der 
allmäligen Steigerung ber Preife enthält. — Der Preis deö billigften 
fhwebifchen Stempelpapierd betrug 2 Dere, etwa 2 Kop. S. M., bes 
theuerften 3 Thlr. fchwebifch, d.i. etwa 210 Kop, ©. M. 


f) ©. überhaupt Wegener a. a. O. 6. 2,7, 9 fgg. 
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ordnung über diefen Gegenftand ſchon laͤngſt unpractifch gewor- 
ben ift?). 


$. 208.. (202.) 
Fortſetzung. Gattungen und Gebraud, des Stempelpapiers. 


Für das Privatrecht kommen vorzugsweiſe drei Gattungen*) 
des Stempelpapierd in Betracht: 

1) das einfahe Stempelpapier, wovon ed wieder 
neun Arten giebt, nämlich zu 15, 30, 60 und 90 Kopefen, zu 2, 
3,5,6 und 10. Rbl. S. M. der Bogen?). Diefes Stempel: 
papier wird zu Eingaben aller Art bei verfchiedenen Behörden, 
fo wie zu Protocollen, Ausfertigungen zc. diefer Behörden ge: 
braucht‘), und gehört nur infofern hierher, ald a) auf Papier 
der Art von 15 Kop. Compromiffe zu fchreiben find); b) auf 
Papier von 30. Kop. Urkunden über Rechtögefchäfte und Verträge 
aller Art bis zum Werth von 150. Rbl. S.M.°); c) auf Papier 





e) Zwar hält v. Buddenbrod (Sammlung der Gefege Tb, II. 
&, 1019 Anm. 11) die ſchwed. Stadga vom 23. December 1686 noch für 
anwendbar, fo weit fie nicht durch ruffifche Gefege modificirt iſt; allein in 
der Praris wird fie jedenfalls nicht berüdfichtigt, indem diefe vielmehr 
mit Recht ganz dem ruſſiſchen Rechte folgt, in welchem überhaupt alle in 
jenem ſchwediſchen Gefege enthaltenen Beftimmungen weit vollftändiger und 
genauer erörtert find. ©. übrigens unten $, 209 Anm, i a. E. 

a) Eine vierte Gattung, welhe Wegener a. a. O. $.3 und 10 
hierher zählt, nämlich das Stempelpapier zu Urkunden über Börfenge: 
Schäfte, wird bier übergangen, da fie zunächft in das Danbdelörecht gehört. 
Ueber die übrigen Gattungen vergl. den Swod der Gefege über Pofchlinen 
(Bd. V.) Art. 3. 

b) Swod a. a. O. Art. 8. 

c) Daf. Art. IUfgg. Wegener S. 11. 

d) Daf. Art. 479.21. 

e) Daf. Art.48 P. 10 und 11. Art. 122 Anm. ©, unten Anm. | 
a. 68. 
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von 90 Kop. Abmachungen zwifchen Privatperfonen wegen Leber: 
gabe zur Arende verliehener Kronsgüter"), Getränfepacht-GEeffio- 
nen, und Urkunden Über Die Theilung einer Behufs der Getränke: 
pacht eingegangenen Gefellichaft ®) ; d) auf Zweirubelpapier Bol: 
machten jeder Art ®). 


2) Dad Krepoftftempelpapier (MWerthbogen, 
Summenbogen), welches zu fogenannten Krepofturkunden‘), 
fo wie zu Contracten, Verträgen und Rechtögefchäften jeder Art*) 


f) Daf. Art.50 P.10. 

g) Daf. Art.50 P. 14 und Art. 135. 

h) Daf. Art. 52. Weber noch andere Urkunden, Zeugniffe, Quits 
tungen ze. f. überhaupt den Swod a. a. D. Art. 47 fog. und Wegener 
S. 82—89. 

* 4) Swod a. a. O. Art. 115. Bu den Krepofturkunden ober Krepoft: 
acten (f. oben $. 126 Anm. c) werden gerechnet: 1) Kaufbriefe über Im: 
mobilten, 2) Schentungsbriefe über Immobilien, 3) Pfandeontracte Über 
Immobilien, 4) Bufchlags = oder Zuzeichnungs-Refolutionen über in oͤffent⸗ 
licher Verfteigerung erftandene Immobilien, 5) Zeftamente, Eheftiftungen 
und Erbverträge, 6) Erbtheilungstransacte (Abſchriften derfelben für die 
einzelnen Miterben find auf Papier von 30 Kop. zu fohreiben), 7) Ab: 
fchichtungsurktunden und Brautfchagverfchreibungen, 8) Vergleiche, 9) Urs 
Eunden über die gerichtliche Einweifung in Immobilien, 10) Urkunden Über 
die Ueberlaffung von Kronsländereien auf Grundzind an Privatperfonen, 
11) Beugniffe über die von Privaten neu erbauten Schiffe und andere 
Fahrzeuge, 12) vorläufige Abmachungen, Punctationen und dem ähnliche 
Urkunden über ben Verkauf oder jede andere Veräußerung von Immobilien, 
und 13) Sontracte und DBerträge aller Art, und alle Urkunden überhaupt, 
welche mit ben genannten ihrem Wefen nach übereinftimmen und in ben 
Dftfeeprovinzen unter verfchiebenen Benennungen vorlommen, Swod ber 
Gefege über Pofchlinen (Bd. V.) Art. 116. 

k) Als ſolche werden im Swod a. a.D. Urt. 117 namentlid auf: 
geführt: a) alle Verträge zwiſchen Privatperfonen unter einander und 
mit der Krone über Verpachtung, Vermiethung und Abgabe zum temporellen 
Befig von Ländereien, Fabriken, Werkftätten, Mühlen, Fiſchereien und an: 
beren Erwerbözmweigen, Häufern, Plägen, Wäldern, Wiefen, Gärten, Kel- 
ern, Speichern, Buben, See» und Zlußfahrzeugen und bergl.; nament: 


472 3. UI. Recht ver Forderungen. 


gebraucht werden fol. Der Preis biefed Stempelpapierd rich⸗ 
tet fi nah der Summe, auf welche ſich der Gegenftandb des 
Vertrages oder Rechtögefchäftes beläuft, und ift darnach das Kres 
poftftempelpapier in 24 Arten zu dem Preife von 90 Kop. bis 
1200 Rbl. S.M. eingetheilt'). Wenn ein Vertrag auf eine be» 
flimmte Anzahl von Jahren gefchloffen ift, und im Laufe diefer 
Zeit jährlich eine beftimmte Summe gezahlt werben fol, z. B. 


lih auch Privat= und Kronsarendecontracte und Geffionen der letzteren, 
Contracte mit den Getränfefteuerpächtern; Verträge wegen Haltung von 
Zraiteurs in Städten, Fleden und Dörfern; b) Kaufcontracte über be= 
wegliche Sachen ; c) Podriade, d.i. Verträge Über die Uebernahme und 
Ausführung von Arbeiten, Bauten und Reparaturen, Lieferungen, fie mös 
gen mit Privatperfonen oder mit Krons- und Gemeindebehörden abges 
fchloffen werden ; d) Handels = und andere Gefellichafteverträgez e) Leib: 
renten= und Alimentenverträge ; E) Dienftz oder Gefindecontracte; g) Mieth- 
verträge zwifchen Schiffsheren und Schiffsvoll ; h) Verträge über die An 
nahme von Perfonen zum Unterricht in einem Gewerbe oder einer Kunft. 


I) Swod der Gefese Über Pofchlinen Art. 122, 123 u. 127. Das 
Krepoftftempelpapier zu Urkunden über den Werth 


Rbl. Kop. 
von mehr als 150 bis 300 Rbl. S.M. koſtt — 90 
z ⸗ ⸗ 300 ⸗ 900 =: ⸗ 5 1 80 
⸗ ⸗ ⸗ 90 = 1500 : . * u — 
* = s 1500 = 2000. = * ⸗ 4 20 
⸗ ⸗ ⸗ 2000 =: 3000 = 3 ⸗ 6 — 
⸗ ⸗ ⸗ 3000 ⸗ 4500 = ⸗ ⸗ 9 — 
⸗ ⸗ ⸗ 4500 ⸗ 6000 ⸗ * ⸗ 12 — 
⸗ ⸗ ⸗ 6000 = 7500 = > s 15° — 
2 * ⸗ 7500 =: 9000 = s ⸗ 18 — 
⸗ ⸗ ⸗ 9000 = 10,000 = ⸗ 5 211 — 
- ⸗ : 10,000 = 12,000 = ⸗ ⸗ 24 — 
⸗ ⸗ : 12,000 ⸗ 13,000 = ⸗ ⸗ V — 
⸗ ⸗ :s 13,000 ⸗ 15,000 ⸗ ⸗ ⸗ 30 — 
⸗ ⸗ 1,000 ⸗ 18,000 = 5 : 36 
⸗ : 18,000 = 21,000 = s ⸗ 42 — 
⸗ ⸗ 21,000 ⸗ 30,000 * 3 60 = 
⸗ ⸗ : 30,000 = 45,000 = ⸗ ⸗ 90 — 
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bei Pachteontracten auf mehrere Jahre, fo ift der Werth des 
Stempelpapierd nach der Summe aller jährlichen Zahlungen zu 
berechnen”). Iſt dagegen die Anzahl der Jahre unbeftimmt, 
3. B. beim Leibrentencontract, fo richtet fich der Werth des Kre: 
poftftempelpapierd nach dem zehnfachen Betrage der jährlich zu 
leiftenden Zahlung"). In allen Fällen, wo der Werth des Ge: 
‚genftandes, über welchen dad Rechtsgeſchaͤft abgeſchloſſen wird, 
überhaupt nicht beftimmt ift, und fich nicht vorausbeftimmen 
läßt, muß Krepoftftempelpapier vom niebrigften Preife, d. i. zu 
90 Kopeken den Bogen, genommen werden). Iſt zu einer Ur 


Rbl. Kop. 
von mehr ald 45,000 bis 60,000 Rbl. S. M. koſtet 10 — 
⸗ ⸗ 60,000 ⸗ 90,000 = ⸗ ⸗ 10 — 
⸗ ⸗ :s 90,000 = 120,000 = = s 20° — 
⸗ ⸗ s 120,000 = 150,000 ⸗ ⸗ a 30 — 
⸗ ⸗ s 150,000 = 225,000 ⸗⸗ ⸗ 460 — 
⸗ « 225,000 = 300,000 = = ⸗ 600 — 
⸗ ⸗ : 300,000 = ⸗ ⸗ ⸗ 1200 — 


©. die Beilage zum Art. 4. des Swod ber Geſetze über Poſchlinen. Urs 
kunden über den Werth bis 160 Rbl. S. M. einfchließlich werben auf ein- 
fachem Stempelpapier zu einem Rubel den Bogen gefchrieben. Swod 
a. a. O. Art. 48 P. 10 u. Il und Art. 122 Anm, 

m) Swod ber Geſetze uͤber Poſchlinen Art. 128, 132, 135. Vergl. 
auch Art. 136. 

n) Daf, Art. 129, 


0) Dahin gehören namentlich Verträge Über die Lieferung von Mas 
terialien, oder Ausführung von Arbeiten, deren quantitativer Bedarf erft 
. fpäter beftimmt werden foll (Swod a.a.D, Art. 137), Zeftamente und 
Erbverträge (daf. Art. 157), Gontracte über den Unterricht von Perfonen, 
wenn darin feine Zahlung feftgefest ift (daf. Art. 140). Auch find auf 
Papier von 90 Kop. zu fehreiben Urkunden über den Verkauf eines ruffi 
fchen Fahrzeuges an einen Ausländer, Beugniffe über von Privatperfonen 
erbaute Schiffe und Fahrzeuge und Beugniffe über die Erlaubniß zum Bau 
von Fahrzeugen für Ausländer, Wenn ruffifche Unterthanen an Ihresglei⸗ 

hen ruſſiſche oder ausländifche Fahrzeuge verkaufen, fo ift die Ausfertigung 
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kunde mehr als ein Bogen erforderlich, fo ift bloß der erſte Bo- 
gen nach der Summe, auf welche die Urkunde, lautet, zu berech- 
nen, zu den übrigen können Bogen vom. einfachen Stempelpapier 
zu 90 Kop. gebraucht werden). Werfchiedene Urkunden follen 
nicht auf einen Stempelbogen gefchrieben, und verfchiedenartige 
Verträge nicht in eine Urkunde zufammengefaßt werden, fon: 
bern. es muß über jedes Nechtögefchäft eine befondere Urkunde 
verfaßt, und jede auf einen befonderen Bogen gefchrieben wer: 
den®).. Ein im: Auslande oder während eines Feldzuged oder 
auf einem Schiffe wahrend einer Campagne abgefaßter Krepoft« 
act über ein im Inlande belegenes Smmobil muß, nachdem er in 
die Reichögrängen gelangt, bei der competenten Behörde produ— 
cirt, und von. diefer dem Producenten außer dem Original eine 
beglaubigte Abfchrift auf beim gefeglichen Stempelbogen ausge: 
fertigt werden”). 


3) Stempelpapier zu Wechſeln und Leihbrie- 
fen. Alle Wechfel und LXeihbriefe, desgleichen Faufmännifche 
Anweifungen und Reverfe*), müffen auf dem dazu befonders an- 
georbneten Stempelpapier gefchrieben werden, deffen Werth fich 
nad) der Summe richtet, auf welche der Wechſel ꝛc. Tautet, fo 
daß es davon 14 Arten, zu dem Preis von 30 Kop. bis 30 Rbl. 


einer Krepoft nicht erforderlich. Wenn dagegen ein ruffifcher Unterthan 
don einem Ausländer ein ausländifches Fahrzeug Fauft, fo muß der Kauf: 
brief auf dem entfprechenden Werthhogen gefchrieben werben. Swod a. a. D, 
"Urt. 125 und 126, 


p) Swod a. a.D. Art. 143. 

q) Daf. Art. 142. 

r) Daf. Art. 145 und 146. 

s) Daſ. Art. 177. Vergl. auch den S. U. vom 14. Ian. 1839. 
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SM. giebt‘). Die Secunda-, Tertia⸗ und Quartawechfel 
find gleichfalls auf befonders dazu verfertigtes Stempelpapier, zu 
15 Kopefen den Bogen, zu fhreiben”). Wechfel und Leihbriefe, 
welche aus dem Auslande zur Bezahlung nach Rußland gelan- 
gen, müffen gehörig producirt und auf dem erforderlichen Stem: 
pelpapier copirt oder bei Wechfeln die Acceptation auf — 
papier geſchrieben werden). 


— —— —— 


t) Daſ. Art. 169 und 170. Das Papier zu Wechſeln, Anweiſungen 
und Leihbriefen über die Summe 


Rbl. Kop. 

- bis 1650 Rbl. S. M. Ef — 30 

von mehr ad 150 = 300 =: = ⸗ — 90 
⸗ ae 300 ⸗ 900 ⸗ ⸗2 ⸗ 1 80 
⸗ ⸗ ⸗ 900 =: 1500 = ⸗ B 5 — 
⸗ ⸗ s 1500: =: 2000 = s ⸗ 4 — 
⸗ ⸗ s 2000 = 3000 = = 5 6 — 
B ⸗ s 3000 = 4500 = s ⸗ 9 — 
⸗ = 450 = 6000 =. =: ⸗ 12 — 
* ⸗ 600 = 7500 = x: ⸗ 15 — 
⸗ ⸗ : 7500 =: 900 ⸗ : ⸗ 13 — 
⸗ ⸗ : 9000 = 10,000 = B ⸗ 3 — 
⸗ ⸗ : 10,000 = 12,000 = ⸗ ⸗ 24 — 
⸗ ⸗ s 12,000 = 13,00 = = s — 
⸗ ⸗ » 13,000 = 15,000 = x Pr 30 — 


S. die Beilage zum Art. 4 des Swod der Geſetze uͤber Poſchlinen. Wenn 
Wechſel rc. über größere Summen als 15,000 Rbl. ausgeſtellt werben fols 
len, fo müffen fie auf mehrere Bogen, der ganzen Summe angemeffen, 
gefchrieben werden. Swod a. a. D. Art. 171. 


u) Swod a. a.D. Art. 178. Vergl. auch Art. 179. 


v) Daf. Art. 174 und 175. Dergleichen Wechfelcopien, fo wie in; 
nerhalb des Reichs auf ausländifche Handelshäufer gezogene Wechfel kön: 
nen auf dem verorbneten Stempelpapier (Anm. t) bis zum doppelten Bes 
trage der für inländifche Wechfel feftgefesten Summen gefchrieben werben, 
d. h. auf Stempelpapier von 30 Kop, bis zur Summe von 300 Rbl., auf 
Papier von 90 Kop. bis 600 Rbl. ıc. Daf. Art. 173 und 175. 
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Die Befreiungen von dem Stempelpapier”) beziehen 
ſich meift auf das einfache Stempelpapier. Hierher gehört ba, 
gegen nur: a) daß die Univerfität Dorpat und die unter dem Eu- 
rator des Lehrbezirfes ftehenden Kronslehranftalten hinfichtlich der 
Urkunden über Verträge, durch welche fie Smmobilien und über: 
haupt Vermögen erwerben, namentlich auch Schenkungsbriefe, 
vom Krepoftftempelpapier befreit find“); b) daß Kaufbriefe über 
Immobilien, welche aus Privathanden zu des Reichs und des Ge: 
meinweſens Beften erworben werden, auf gewöhnlichen Papier 
zu fchreiben find”); ebenfo c) Entwürfe von Gontracten über 
Kronspodriade und Lieferungen, welche ber Obrigkeit zur Beſtaͤ— 
tigung vorgeftellt werden follen”); d) Urkunden über Verträge, 
welche Behörden mit Krondwerkftätten wegen Anfertigung und 
Lieferung von Fabricaten abfchließen”’); e) Vollmachten zum 
Empfang von Briefen und Paketen von Poftämtern®®), zum 
Empfang ded Gehalts für abmwefende Beamte“), für Eranfe 
Militärs niederen Ranges und für deren Wittwen 4), 


w) Vergl. auch oben Anm. o und f. überhaupt Wegener a. a. O. 
$. 14 &.107—131. Ueber die Befreiung der Bauern f. unten $. 225, 
und über den Gebrauch gewöhnlichen Papiers zu Teftamenten $. 307. 

x) Swod a. a. D. Art.150, Vergl. auch das Statut der Univer: 
fität Dorpat vom 4. Juni 1820 $. 151. Gontracte aber, welche von Pri- 
vatperfonen mit der Univerfität und mit Lehranftalten gefchloffen werben, 
müffen auf dem entfprechenden Stempelpapier gefchrieben fein. Swod 
0. a, D. Art. 151. 

y) Swobd ber Befege über Pofchlinen Art. 164. 

z) Daf.. Art, 159. 

aa) Daf. Art. 161. 
| bb) Daſ. Art. 113. Solche Vollmachten dürfen nämlich auf der 
Rüdfeite der von den Poftämtern ausgefertigten Anzeigen (Poweftka) ge: 
Schrieben werben. 

cc) Swod der Gefege über den Givildienft (Bd. TIL.) Art. 998. 

dd) Swod der Gefege über Pofchlinen (Bd. V.) Art. 86. 
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Kortfegung. Wirkungen der Webertretung der Stempelpapiergefegea). 


Aus den im $. 208 aufgeführten Beftimmungen der. Gefeße 
ergiebt fich, daß fchriftliche Urkunden über Verträge und Rechts: 
gefchäfte jeder Art auf Stempelpapier geſchrieben werden 
müffen®). Es fragt fi mithin demnächft, welche Wirkungen 
eine Urkunde über einen Vertrag oder ein NRechtögefchäft hat, 
welche auf gewöhnlichen Papier, oder auf anderem, ald bem ge: 
fegmäßigen Stempelpapier gefchrieben ift? 

Eine Urkunde, welche auf gewöhnlichen oder auf Stempel: 
papier von geringerem, ald dem gefeßlichen Werthe gefchrieben ift, 
muß wohl für nichtig gehalten werden, ba die Gefeße den Ge: 
brauch des Stempelpapierd anordnen, damit die Urkunde „ge: 
fegliche Kraft und Wirkfamfeit” erhalte“). Die Nichtigkeit einer 
folhen Urkunde hat insbefondere zur Folge, daß diefelbe von 
Maͤklern und Notarien in ihre Bücher nicht eingetragen, von kei⸗ 
ner Behörde atteftirt oder beftätigt), noch überhaupt angenom: 
men und irgend berüdfichtigt werden darf, mithin an fich feine 
Beweiskraft hat, und daher auch auf Grundlage derfelben Feine 
Klage erhoben werben kann“). Die Gefege ſchreiben fogar vor, 


— — — — 


a) ©. überhaupt C. H. Zimmerberg, in ben Sränterangen 
Bd. 111. ©. 159 fgg. 

b) Aus der Art und Weife, wie bie einzelnen Arten von Rechtöge: 
fchäften und Verträgen im Swod der Gefese über Pofchlinen (Bd. V.) 
Art. 116, 117, 169 und 177 (f oben $. 208 Anm, i,k, s, t) aufgezählt wer: 
den, erhellt offenbar die Abficht des Gefeggebers, alle Arten von Rechtöges 
fchäften und Verträgen möglichft zu erfchöpfen. 

ce) Swod a. a. D, Art. 120, 172. 

d) Daf. Art, 121, 176. 

e) N.U. vom 18. December 1797 und vom 28. November 1806. 
Berg. Wegener a. a. O. $. 12, und befonders Bimmerberg a. a. O., 
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daß die Beibringung der vollen Stempelfteuer, wenn die Ur- 
kunde auf gemwöhnlichem Papier gefchrieben ift, und der ergänzen 
den Summe, wenn fie auf Stempelpapier von geringerem Werthe 
gefchrieben worden, den Mangel des Stempelpapiers felbft, als 
Schreibmateriald für die Urkunde, keinesweges erfeßen, und durch⸗ 
aus unzuläffig fein ſoll). Zwar find zugleich für den Nichtge- 
brauch des Stempelpapierd in einzelnen Fällen Geldftrafen an- 
geordnet ®); allein ed wird durch die Erlegung der Strafe bie 
durch den Mangel des Stempelpapierd nichtige Urkunde nicht 
gültig’). — Ueber den Fall, wenn ftatt der angeordneten 
Gattung Stempelpapierd, Stempelpapier von einer anderen Gats 
tung, jedoch von demfelben Werthe, zu der Urfunde genommen 
worden, oder gar Stempelpapier von höherem, ald dem vorge, 
fchriebenen Werthe, enthalten die Gefege zwar Feine ausdrüdliche 
Beftimmungen. Allein da ein Hauptzwed bei der Einführung 
des Stempelpapierd, der financielle, durch Verwechfelungen und 
Verſehen diefer Art nicht verlegt wird, fo dürften diefelben der 
Gültigkeit der Urkunden um fo weniger Eintrag thun, als eben 
nur für den Gebrauch von Stempelpapier von geringerem 
Werth, oder von gemöhnlichem Papier die oben erwähnten nad): 
theiligen Wirkungen angeordnet find‘). x 


der mir aber ©. 162 ohne Grund vorwirft, daß ich den N, U. v. 18, Dechr. 
1797 unbeachtet gelaffen. 

f) Swod a, a. D. Art. 120. 

g) Daf. Art. 180, 

h) Der N. u. vom 4. September 1829 $.3 fagt ausbrüdlich, daß 
die Geldftrafe, außer der Ungültigkeit der Urkunde, noch hin zu kom⸗ 
men folle, 

i) Diefe Annahme dürfte auch dadurch gerechtfertigr erfcheinen, daß 
bie Gefege felbft für einzelne Faͤlle ausdrüdlich den Gebrauch ber einen 
Battung Stempelpapiers ftatt der andern geftattenz; fo koͤnnen z. B. Diſpa⸗ 
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Fortſetzung. Einfluß der Nichtigkeit der Urkunde auf das ::- 
Rechtögefchäft felbit. 

Bon der bisher entwidelten Frage ift fehr wohl zu unterfchei- 
den die andere: welchen Einfluß die Nichtbeobachtung der Stem- 
pelgeſetze auf das Rechtsgeſchaͤft oder den Vertrag felbft hat? denn 
aus ber Nichtigkeit der nicht auf verorbnetem Stempelpapier ger 
fchriebenen Urkunde folgt noch. Feinesweges die Nichtigfeit des in 
derfelben aufgezeichneten Nechtögefchaftes oder Vertrages. Diefe 
zweite Frage hängt vielmehr davon ab, ob und für welche Ver: 
träge die Schriftliche Form ald nothwendiges Erforderniß vorge: 
fhrieben, und ob an die Vernachlaͤſſigung diefer fehriftlichen 
Form die Strafe der Nichtigkeit, oder eine andere, und welche na- 
mentlich, geknüpft ift, indem aus ber Beftimmung der Gefege, 
daß alle Urkunden über Rechtögefchäfte und Berträge auf Stem- 
pelpapier zu fchreiben find, durchaus nicht gefchloffen werden darf, 
daß folche Rechtögefhäfte und Verträge überhaupt nicht anders 
als fchriftlich abgefaßt werden dürfen. Im Gegentheil geftatten 
nicht nur die Provincialvechte im Allgemeinen die mündliche Ab— 





chen, welche der Regel nach auf einfachem Stempelpapier von 15 Kopes 
Een zu fehreiben find, wenn dazu ein Bogen größeren Formats erforder: 
lich ift, auf Krepoſtſtempelpapier zu 90 Kopeken den Bogen gefchrieben 
werden (Swod der Handelögefege [Bd. XI] Art. 2430). Auch gehört 
hierher, daß Krepoftacten und Contracte aller Art bis zum Betrag von 
150 Rbl., ftatt auf Krepoftftempelpapier , auf einfachem Stempelpapier 
von 30 Kopeken gefchrieben werden dürfen (Swod ber Gefege über Pofch- 
linen [Bd. V.] Art, 48 9. 10 u. 11. ©, oben 5.208 Anm.1 a. E.). 
Die ſchwediſche Stadga Über charta sigillata vom 23, December 1686 
Art. 29 fagt ausdrücklich: „daß einem jeden zugelaffen feyn fol, grös 
beren Stempel zu gebrauchen, wo es bie Sache erfordert, aber Eeinen ges 
ringeren.“ 
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ſchließung von Rechtögefchäften"), fondern ed führt auch die 
ruffifche Gefeßgebung mehrere Falle ausdrüdlich auf, in welchen 
Berträge mündlich abgefchloffen werden dürfen , ohne dadurch an 
ihrer Wirkſamkeit zu verlieren®). Und unter diefen legteren find 


a) Efthländ, R. und ER. B, IV. Tit. 1 Zuſatz-Art. 8: „Alle Ver⸗ 
träge können fowohl durch Zeugen, als aufgerichtete Schriften bewiefen 
werden.’ Vergl. ebendaf. Zit. I1 Art. 5. Rig. SER. B. III. Zit, 9 
$.2 (f.oben $. 164 Anm. b). Koͤnigl. ſchwed. Teſtamentsſtadga v. 3. 
Juli 1686 $. 9 u.a. Insbeſondere f. auch fr. 4 et 5 Dig. de fide in- 
strument. (22, 4). 

b) Als folche werden namentlich aufgeführt : 1) alle Verträge, 
burch welche bewegliche Sachen einerfeits veräußert und andererfeitö er— 
worben werden (Swod ber bürgerlichen Gefege [Bd. X.] Art.576), ins⸗ 
befondere Kaufverträge über bewegliche Sachen (daf. Art. 1287). Aus 
genommen find hier jedoch wiederum Verträge über die Veräußerung und 
Erwerbung von Leibeigenen, Reerutenquittungen und See- und Flußfahr⸗ 
zeugen (daſ. Art. 594, 1173 und 1174). 2) Miethverträge über beweg⸗ 
liche Sachen, wovon aber wiederum Fluß- und Seefahrzeuge ausgenom= 
men find (daf. Art. 1425). 3) Miethverträge über ftädtifhe Immobi— 
lien (daf. Art. 1427). 4) Aufbewahrungsverträge (daf. Art. 1257, 1812 
und 2740), insbefondere folche, welche a) in Fällen der Noth durch Feuer, 
Waſſer u. dgl., b) zwiſchen Handelsleuten und c) von Militärs, wenn 
biefe ſchleunig ins Feld sc. ziehen muͤſſen, abgefchloffen werden (daf. Art. 
1808 und 1809). 5) Verträge mit einem zünftigen Meifter über die An— 
nahme von Arbeiten (daf. Art. 1921). 6) Vollmachten des Schreibens 
unkundiger zur Unterfchrift von Urkunden und gerichtlichen Sasfchriften, 
und Bollmachten zur Einreichung von Satzſchriften bei einer Behörde, Bei 
ben lesteren ſoll übrigens eigentlich die Bevollmächtigung auf der Saß- 
Schrift ausdrücklich bemerkt fein (daf, Art. 1287 und 2207). — Es könnte 
zwar fcheinen, daß aus der namentlichen Aufführung von Fällen, in wel: 
hen Vertraͤge mündlich abgefchloffen werben dürfen, zu folgern fei, daß 
zu allen übrigen Verträgen bie fchriftliche Form erforderlich, und biefe 
demnach die Regel fei. Allein jene Fälle find offenbar in den ruffifchen 
Gefegen nur beifpielsweife genannt: denn ohne Zweifel dürfen gleichwie 
Mietheontracte, fo auch Leiheontracte über bewegliche Sachen mündlich 
abgefchloffen werben; ebenfo Miethverträge mit Zagelöhnern, Vollmach⸗ 
ten zur Beforgung geringfügiger Aufträge und dergl., ohne daß biefer aus: 
drüdlih in den ruffiichen Gefegen gedacht wird, Kerner möchte es 
ſchwerlich in ber Abficht des Gefeggebers gelegen haben, bei ganz gering 
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namentlich folche, hinfichtlich deren es gleichzeitig in den ruffifchen 
Stempelgefegen heißt, daß fie auf Stempelpapier gefchrieben 
werden müffen‘). Die legtere Beftimmung kann mithin nur fo 
verftanden werden, daß wenn über dergleichen Verträge Ur: 
kunden audgefertigt werden, die ſe auf Stempelpapier ge- 
fchrieben werden müffen. Daraus ergiebt ſich aber nothwendig, 
daß alle Rechtögefchäfte und Verträge, für welche die fehriftliche 
Form nicht ald wefentliches Erforderniß vorgefchrieben oder von 
den Parteien verabredet worden ift, auch ohne ſolche Gültigkeit 
haben, und felbft dann aufrecht erhalten werden müffen, wenn 
darüber eine Urkunde ausgefertigt wäre, welche wegen Nichtbeach- 
tung der Stempelgefeße an ſich nichtig iſt). Dabei verfteht es 
fi übrigens von felbft, daß die Eriftenz des Rechtögefchäftes, 
wenn es durch Feine gültige Urkunde gefchehen kann, auf andere 
Weiſe, durch Zeugen oder Eidesbelation, erwiefen, oder vom Ge: 
gentheil eingeftanden fein muß ). 


fügigen, mit und ohne Verpfändung einer beweglichen Sache gefchloffenen 
Darlehnen die Ausftellung eines Leihbriefes, Wechfels oder anderweitigen 
Schuldfcheins als unerläßliches Requifit zu verlangen ꝛc. 

c) So ift z. B. einerfeits die Abfchließung münblicher Gontracte 
über den Kauf beweglicher Sachen, über Häufermiethe, geftattet (f. oben 
Anm, b Nr. 1 und 3), andererſeits von benfelben Sontracten im Swod 
‚ ber Gefege Über Pofchlinen Art. 117 (f. oben $. 208 Anm. k Lit. a und b) 
gefagt, daß fie. auf Stempelpapier gefchrieben werden müßten. 

d) Vergl. die bamit übereinftimmende Refolution des Departements 
der Manufacturen und des innern Handels vom 7. Zuli 1836, publicirt von 
der livländifchen Gouvernementsregierung am 1. September 1836, bei We- 
gener, das ruſſiſche Stempelpapier ©, 94 fg. Anm. 10. 

e) Efthländ. R. und ER.B. IV. Zit. 1 Zuſatz-Art. 8 — a) 
rig. StR. B. IT. Tit.9 8.2. Mit Recht ſpricht ſich Zimmerberg 
a. a. O. 8.165 fgg. und befonders S. 169 fgg. gegen bie vorzüglich in 
der livländifchen Praris aufgefommene Anficht aus, daß Urkunden, welche 
nicht auf dem gefeglichen Stempelpapier gefchrieben find, zwar nicht als 
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Fortfegung. Fälle der Nothwendigkeit der fehriftlichen Form und 
Wirkungen der Unterlaffung derfelben. 


Die fchriftliche Form kann bei Rechtögefhäften und Verträ- 
gen aus verfchiedenen Gründen nothwendig werben ; 

1) Bei einigen Rechtögefchäften, namentlich beim Wechfel?), 
wird deren Wirkſamkeit überhaupt dadurch begründet, daß bie 
übernommene Verbindlichkeit fchriftlih, und zwar in einer ganz 
beftimmten Form, anerkannt wird). So lange daher in ſolchen 
Fallen die Urkunde nicht ausgeftelt iſt, kann das Gefchäft nicht 
als vollzogen, mithin auch nicht ald wirkſam angefehen werben. 
Dem fteht aber nicht entgegen, daß aus der vorläufigen, beſtimm⸗ 
ten Verabredung über die Schliegung des Gefchäfts auf Ausftel- 
fung der Urkunde geflagt werden kann, mithin auch dann ſchon 
einfeitiger Rüdtritt nicht zuläffig ft. Zum wenigften muß dem 
anderen Theile eine Klage auf Schadenserfag, und, im Falle er 
feinerfeits bereit3 etwas geleiftet, die condictio ob causam dato- 
rum zuftehen °). | 


Fundament ber Klage benugt, wohl aber im Beweisverfahren, gleih an⸗ 
deren Brieffchaften, mit Erfolg producirt werben dürfen, Vergl. noch 
Wegenera, a. O. ©.92 fg., der fich für bie Praris zu entfcheiden 
ſcheint. 

a) Das mit dem Wechſelinſtitut in vielen Beziehungen übereinftim- 
mende Leihbriefweſen (3aemımsın obasamerscmea) des ruffifchen 
Rechts (Swod der bürgerlichen Gefege [Bd. X.] Art. 1726 fgg,, 1742 fgg.) 
ift in Liv- und Eſthland nicht üblich und uͤberhaupt unanwendbar, weil 
es auf dem in den Dftfeeprovingen nicht gültigen (S. U. vom 1, December 
1801) ruffifchen Banfrottreglement vom 19. December 1800 beruht, 

b) Vergl. die Eönigl, ſchwediſche Wechfelordnung vom 10. März 1671 
$. 2 fgg. S. auch das vig. SER. B. V. Tit. 8 6.1 fgg. j 

c) Vergl. bie ſchwediſche Wechfelordnung $ 4 
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2) Bei anderen Rechtögefchäften ift Die fchriftliche Form er: 
forderlich, weil fie gerichtlich abzuschließen find ober ber gericht, 
lichen Beftätigung bedürfen; ‚bei der Iesteren namentlich wird, 
wenigftens ber Regel nad), verlangt, daß eine über das Rechtsge⸗ 
fchäft aufgelegte Urkunde beigebracht werde, welche in die Ge- 
richtsbuͤcher eingetragen wird‘). Im den Fällen, wo gerichtliche 
Abfchliegung erfordert wird, ift — weil ohne fie bad Rechtsge⸗ 
ſchaͤft felbft nichtig ift*) — jede vorhergehende. Uebereinkunft, 
auch wenn darüber eine fchriftliche Urkunde aufgefeht wäre, 
kraftlos, begründet keine Klage, und das bereitd Geleiftete kann 
jedenfall mit der condictio sine causa zuruͤckgefordert werden. 
Dei den gerichtlich zu beftätigenden Mechtägefchäften dagegen find 
folgende Fälle zu unterfcheiben: na) wo von ber gerichtlichen Be: 
ftätigung befondere Wirkungen abhängen, namentlich da, wo in 
Folge des Rechtögefchäfts das Eigenthum oder ein anderes bing- 
liches Recht an einem Immobil Übertragen werben foll, wird zwar 
das dingliche Recht des Erwerbers erft Durch die Vollziehung der 
Form, d. i. ber gerichtlichen Beſtaͤtigung und der vorgängigen 
fchriftlichen Abfaffung‘), vollkommen begründet?). Allein es 
Fann davon die perfönliche Verbindlichkeit und mithin auch die 
perfönliche Klage Feinesweges abhängig fein, und das Rechtsge⸗ 





d) ©. oben $. 205. Uebrigens dürfte auch im folchen Fällen eine 
Verfchreibung des Rechtsgefchäftes zu Protocol nicht unzuläffig ſein ba= 
bei verfteht es fich jedoch von felbft, daß das Protocol oder vielniehr bie den 
Parteien aus dem Protocol (Journal) zu erfradirende Ausferfigung (ber 
fog, Protocoll: oder Fournal: Ertract) auf dem gefeglichen Stem⸗ 
pelpapier geſchrieben ſein muß. 

e) ©. oben $. 204. 

f) Eſthlaͤndiſches R, und ER, B. IV. Zit. 11 Art. 5. ©. überhaupt 
oben $. 121 fgg., 140, 143 fg., 146, 155. \ J 

g) ©. oben $. 126. Ä 
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ſchaͤft an fich ift, fobald nur die Parteien über ale wefentlichen 
Punkte deffelben fich geeinigt haben ?), auch ohne fchriftliche Form, 
als perfect anzufehen. Es fannı mithin Fein Theil einfeitig zu- 
rüctreten, und muß vielmehr dem anderen Theile jedenfall die 
Klage auf Erfüllung der Form zuftehen‘), denn die Geſetze be- 
flimmen nirgends, daß der Mangel der Form: das Nechtögefchäft 
nichtig made. Iſt daher noch gar Feine fchriftliche Urkunde 
aufgefest, fo kann auf deren Ausftelung, ift ein auf alle wefent- 
lichen Beftandtheile des Rechtögefchäfts fich erftredender, von den 
Paciöcenten genehmigter Entwurf (Punctation) auf gewoͤhn⸗ 
lihem Papier vorhanden“), auf die Unterzeichnung ber auf den 
gehörigen Stempelbogen gebrachten Reinfchrift geklagt werden‘). 
— b) In einzelnen Fällen wird von der fhriftlichen Form und 
der gerichtlichen Beftätigung dad Klagerecht aus dem Nechtö- 
geihaft überhaupt und auf deffen Erfüllung insbefondere abhän- 
gig gemaht”). Sind folde Rechtögefchäfte von beiden Thei⸗ 


h) Dies Tann mündlich, deögleichen durch Briefwechfel gefchehen. 

i) Dier dürfte es alfo auch keinen Unterfchieb machen, ob von einem 
Theile der Wertrag bereits erfüllt ift, oder nicht, 

k) Entwürfe der Art find fehr wohl von einem pactum de contra- 
hendo zu unterfcheiden. S. unten $. 213 a. €. 

l) Bergl. das eſthl. R. u, ER. B. IV. Zit. 1 Bufag = Art, 8: „Seynd 
nun über eine verhandelte oder vertragene Sache ausgefchnittene Zettel 
vorhanden, aber niht unterfhrieben oder verfiegelt, und es bes 
gebe fich hernachmals, daß jemand biefelbe Verhandlung anfichte, fo ift 
derjenige, der fich folcher ausgefchnittenen Zettel zu gebrauchen, und deren 
zu genießen vermeinet, fehuldig, zu Rechte genugfam zu beweifen, daß ber 
Handel nach Inhalt derfeiben Zettel in Wahrheit ergangen und vertragen 
fey, und fo es erwiefen wird, muß es bei ſolchem Vertrage alfo ver: 
bleiben.” . 

m) 3. B. in Livland beim Gefindes ober Dienſtvertrage. Swod 
der bürgerlichen Gefege (Bd. X.) Art. 1919 und 1920. ©. auch Art. 
1286 vergl. mit Art. 1285 und unten $. 352. 
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len erfüllt, fo. bringen fie ohne Zweifel alle Wirkungen hervor, 
welche fie in fehriftlicher Form gehabt haben würden, und findet 
daher. namentlich Feine Zurüdforberung des Geleifteten ftatt. Iſt 
von einem Theile der Vertrag erfüllt, und von dem anderen bie 
Erfüllung ganz oder auch nur theilweife angenommen, fo kann 
von jenem zwar nicht. auf Erfüllung ded Vertrages von Seiten 
des Anderen, aber doch jedenfalls auf Zurüdgabe oder Vergütung 
des Geleifteten, oder auf das Intereſſe geklagt werben. So lange 
endlich noch von feinem Theile erfüllt ift, findet auch Feine Klage 
ftatt”). Dieſe legteren Grundfäge müffen wohl überhaupt 

3) bei allen Rechtögefchäften angenommen werben, bei wels 
chen fonft noch die Gefeße fchriftliche Abfaffung verlangen, ohne 
an deren Bernachläffigung ausdrüdlich die Strafe der rn 
des Rechtsgeſchaͤftes ſelbſt zu knuͤpfen °). | 

4) Sftendlich die fchriftliche Form zwar nicht gefeßlich vor: 
gefchrieben, jedoch von den Parteien verabredet worden, fo muß 
im Zweifel?) angenommen werden, daß ſolches nur zur Erleich- 


n) Bergl. Eihhorn’s Privatrecht $. 93. Uebrigens dürfte doch 
auch hier angenommen werben, baß, wenn bie Parteien fich fonft geeinigt, 
jeder die Klage auf Vollziehung der Form zuftehen muͤſſe. Vergl. das 
Nähere unten $. 352. 

0) Die Provineialgefege kennen übrigens Eeine ſolche Rechtsgefchäfte, 
und daß die Beftimmungen bes in ber Vertragsiehre fonft fo fehr abweis 
chenden ruffifchen Rechts in diefer Beziehung auzuwenden feien, dürfte jes 
denfalls fehr zweifelhaft fein, indem es aus dem Zufammenhange ber in 
Lin» und Efthland eingeführten Stempelgefesggebung mit der Lehre von der 
fchriftlichen Abfaffung der Verträge keinesweges gefolgert werben darf, 
vielmehr das ruffifhe Bankrottreglement vom 19. Desember 1800, auf 
welchem bie allgemeinen Grundfäge des rufiifchen Bertragsrechts hauptſaͤch⸗ 
Yich beruhen, nach ausdrüdiicher Beflimmung bes ©. U. vom 1. Dereinber 
1801, in Liv » und Efthland nicht angewendet werben darf, F 

p) Wenn nämlich nicht von ber ſchriftlichen Form die Wirkſamkeit 
des Rechtsgeſchaͤftes an ſich ausdruͤcklich abhängig gemacht, ober beiden Thei⸗ 
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terung des Beweiſes bei etwanigen künftigen Streitigkeiten ge- 
ſchehen , daher die fchriftliche Form nicht als wefentliches Erfor⸗ 
derniß bed Rechtsgeſchaͤfts anzufehen fei. Letzteres ift mithin auch 
am fich, wenn ihm im Webrigen nicht. wefentliche Beftandtheile 
fehlen, als perfect anzufehen, einfeitiger Nüctritt wegen mans 
gender fchriftlicher Form ift unzuläffig, und vielmehr der. Ge: 
gentheil berechtigt, auf Audftellung der en Urkunde " 
— 3 


$. 212. (206.) 
Fortfesung. Form ber ſchriftlichen Rechtögefchäfte und Werträge. | 


Die ſchriftliche Abfaffung von Verträgen und Rechtsgeſchaͤf⸗ 
ten überhaupt ift heut zu Tage, auch wo das Geſetz folche nicht 
ausdruͤcklich verlangt, fo fehr üblich und gewöhnlich, daß fie über 
al, wo der Werth des Gegenftandes nur irgend von Bedeutung 
ift, angewendet. wird. Der Hauptzweck dabei iſt, uͤber das 
Rechtögefchäft eine Urkunde, und zwar in der Regel eine öffent: 
liche Urkunde, zu erhalten, durch welche, wie bereitö oben ($. 211 
a. E.) angegeben worden, der Beweis. des zu Stande gelomme- 
nen Rechtögefchäfts und der einzelnen Beftandtheile der Weberein- 





len bis gur Vollzie hung der ſchriftlichen Form der Ruͤcktritt ausdruͤcklich 
vorbehalten worden iſt. 


gq) Fr.4 et 5 Dig. de fide instrumentorum (22, 9 Const. 5 €. 
de transaction. (2,4). 


r) Vergl. efthländ. R. und ER.B. IV. Tit. 1 Zuſatz-⸗Art. 8, Tit. LI 
Art 5, Dem fteht auch die const. 17 C. de fide instrumentorum (4,21) 
nicht entgegen, indem fie zunächft auf die erfte der in der Anm. p ange 
führten Ausnahmen zu beziehen iſt. Daß in biefem Ausnahmsfalle eins 
feitiger Ruͤcktritt geftättet ift, fpricht noch deutlicher aus pr. I. de emtione 
et venditione (3, 23). 


Tit. 2. Vertraͤge und Rechtsgeſchaͤfte überhaupt. $. 212. 487 


tunft erleichtert werden fol. Beſondere Solennitäten, Formeln 
c. find dabei weder durch die Gefege vorgefchrieben, noch in ber 
Praxis hergebracht *); zwar pflegen bei der Abfaffung von Ur: 
unden gewiffe Formen beobachtet zu werden?), deren Bernach- 
Affigung jedoch durchaus Feine rechtlichen Folgen nach fich zieht. 
zn Beziehung auf die äußere Form iſt 

1) der Gebrauch des gefeglichen Stempelpapiers zur Güls 
tigkeit der Urkunde wefentlich erforderlich *),. ebenfo 

2) die Unterfchrift. des fich verpflichtenden Theils bei 
einfeitig obligatorifchen, beider Theile bei anderen Rechtöge. 
ſchaͤften ). 

3) Die Unterſiegelung der Urkunde iſt zwar uͤblich, jedoch 
keinesweges weſentlich); daſſelbe gilt 


a) Die im ruſſiſchen Recht für Urkunden über Rechtsgeſchaͤfte genau 
vorgeſchriebenen Formulare (f. die verfchiebenen Beilagen zum Swod der 
bürgerl, Gefege) find in Liv- und Efthland nicht üblich. | 

b) Bon den Wufterfammlungen find noh am braucpbarften: (@. H. 
Nielſen's) Formulare zu Berichten, kurzen Anzeigen — — —, wie 
duch zu allen Gattungen von Contracten, Transacten, letzten Willensbe— 
ſtimmungen und dergl. Dorpat, 1826. 8. — Dagegen beziehen ſich C. C. 
v. Dabelomw’s Formulare zu feinen WVorlefungen über nicht ftreitige 
Rechtsfachen, Dorpat, 1828. 4. faft ausfchließlich auf das gemeine Recht 
(vergl, oben $. 153 Anm. h). — Sehr viel Ungehöriges und nicht wenig 
Unrichtiges und Unanmwenbbares findet fih in: & Cambecq, ber ju: 
riftifche Rathöfreund für Nichtjuriften. Dorpat, 1835. 8. 

c) ©. oben $. 209. | 

d) Vergl. das eſthlaͤnd. R. u. CR. B. IV. Zit. 1 Zuſatz-Art. 8. Rig. 
StR. B. II. Gap. 24 $.7 und befonders const. 17 C. de fide instrum. 
(4, 21). Die Stelle der Unterfchrift wird bei der Schrift Unkundigen 
durch drei eigenhändige Kreuzeszeichen erfegt, neben oder unter welchen ein 
unbetheiligter Dritter den Namen des Unterzeichner, mit der Bemerkung, 
daß berfelbe des Schreibens nicht kundig, hinfchreibt. Uebrigens kann die 
Authenticität ber Kreugesgeichen auch durch Beglaubigung von Seiten einer 
Behoͤrde oder eines Notars außer Zweifel gefegt werden. 

e) Vetgl. das rig. SER. B. II. Cap. 4 5.7: „Würde einer ge: 
mahnt mit einer Dandfchrift, und feine Hand nicht leugnen; fo bat feine 
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4) von ber Angabe des Drtd und Tages ber AIR 
desgleichen 

5) von der Zuziehung von Zeugen und der Unterfchrift der 
felben, was jedenfalls bloß des Beweiſes halber gefchieht). Da— 
her ift zwar auch ſowohl die Zahl, als die Fähigkeit der Inftrus 
mentalzeugen im Ganzen nad den Grunbfägen über die ber 
Beweiszeugen im Givilproceß zu beurtheilen; indeß duͤrfte in 
der Praris nicht leicht ein Frauenzimmer ald Zeuge bei Urkunden 
zugezogen werben, fo daß man die Forderung, daß Inftrumen- 
talzeugen männlichen Gefchlecht3 feien, als durch das Gewohn⸗ 
heitörecht begründet anfehen fann®). Statt der Zuziehung von 
Zeugen ift 

6) in Livland befonders in neuerer Zeit die Beglaubigung 
der Unterfchriften ver Ausfteller durch eine Behörde"), und, wo 
Notarii publici angeftellt find, in der Regel durch diefe, in Ge: 
brauch gefommen‘). 

7) Bei der Eeffion einer urfundenmäßigen Forderung ift bie 
Ausftelung einer neuen Urkunde der Regel nach nicht erforderlich; 





Widerrede , daf fein Siegel wider feinen Willen daran gedrudt oder gehan⸗ 
gen, keine Statt.’ 


f) ©. oben Anm. d a. E. 


g) Dies Erforberniß läßt fih übrigens auch ſchon gemeinrechtlich 
behaupten. Vergl. const. Il Cod. qui potiores in pignore (8, 18), 
und F. Defterley, das deutfche Notariat (Hannover, 1845. 8.) 
Th. II. ©. 398 fog. In Betreff der Teſtamente insbefondere f. unten 
$. 389 fg., 426 fg. 

h) Wo außerdem, wie noch häufig gefchieht, Zeugen mit unterfchries 
ben haben, werben auch beren Unterfchriften atteftirt. 

i) Die Beglaubigung bloß durch den Secretär einer Behörde (falls 
es nicht im Auftrag der Behörde gefchieht) ift zwar Kblich (vergl. Hezel's 
Grundlinien bes Givilproceffes F. 84 Nr. I), jedoch wohl nicht vollfommen 
ausreichend ©. überhaupt oben $. 206. 


Tit. 2. Verträge und Nechtögefchäfte überhaupt. $. 213. 489 


vielmehr wird die Geffion entweder vollftändig oder in blanco auf 
der alten Urkunde verfchrieben ©), und nur in einzelnen Fällen find 
durch das Geſetz Ausnahmen ftatuirt'). 


8) Ueber die Mortification oder Amortifation 
verloren gegangener Urkunden gelten im Allgemeinen die Grund: 
fähe des gemeinen Rechtö”). In der darüber zu erlaffenden 
Coictalcitation pflegt die zur Meldung des Inhabers beflimmte 
Srift in der Regel auf Jahr und Tag anbeyaumt zu werden"). 
Bon einzelnen Fällen ift bereitö früher die Rede geweſen?). 


$. 213. (207.) 
I. Klagbarkeit der Verträge. 


Was einmal durch einen Vertrag, wenn derfelbe fonft die ger 
ſetzlichen Erforderniffe hat, feftgefeßt und abgemacht worben ift, 


k) Dahin gehört namentlich die fog. Inboffation der MWechfel (Eönigl. 
ſchwed. Wechfelorbnung vom 10. März 1671 $. 13), welche auch nad) 
ruſſiſchem Wechfelrecht auf der Ruͤckſeite des Wechfels felbft zu fchreiben, 
und, wenn diefe vollgefchrieben, auf einem hinzugefügten Blatte gemöhns 
lichen (nicht geftempelten) Papiers fortzufegen ift (Swod der Handelöges 
fege Bd. XI. Art. 451). Ebenfo werben hypothecariſche Schulbverfchreis 
bungen ducch Auffchrift auf dem Documente felbft cedirt.- Allerh. beftät. 
Neichsrathögutachten vom 26. März 1845. Ueber: bie Eeſſi ion ber Pfand: 
briefe ſ. oben $. 174. 


1) 3. 8. bei der Geffion der Pfandbefigcontracte über Smmobilien, 
S. oben $. 156 und 157. 


m) Berg, Nielfen’s Procehform $. 47 und 734, und ſ. be— 
ſonders C. Schumm, bie Amortifation verlorner oder ſonſt abhanden 
gekommener Schuldurkunden. Heidelberg en 8., Beilageheft zum Archiv 
für civilift, Praris Bd. XI. 


0) ©. 4.8. das efthländ. Greditreglement vom 4. Febr, 1846 $.82. 
0) S. oben $. 122 Anm. e, $. 161 0,;€, und $. 177. 
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muß auch aufrecht erhalten werben"). Es iſt daher, in Weber: 
einftimmung mit dem heutigen gemeinen Recht, jeder Vertrag, 
über deffen wefentliche Beftandtheile fich die Parteien geeinigt 
haben, klagbar, fofern er nicht in den Provincialgefegen ausdrüd: 
lich verboten ift?). Won dem Einfluß der geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen oder von den Contrahenten verabredeten beſonderen Form 
— Mitwirkung des Richters und ſchriftlichen Abfaſſung — auf 
die Klagbarkeit der Vertraͤge iſt bereits oben ausführlich gehan⸗ 
delt worden‘). Der roͤmiſchrechtliche unterſchied zwiſchen Con⸗ 

tracten und Pacten und die ganze Lehre des roͤmiſchen Rechts von 
der Klagbarkeit der Verträge iſt daher auch in’ Liv- und Eſthland 
unpractifch. Deshalb ift aber 1) nicht auch fchon jedes einfeitige 
Berfprechen für verbindlich zu halten. Wielmehr findet fich, na⸗ 
mentlich im: livlaͤndiſchen Landtecht, die Beftimmung, daß wenn 
Jemand etwas auf ſeine Treue ober gar mit felnem Eide ange: 
lobt hat, um dadurch fein Leben oder die Integrität feines Kör- 
perd zu retten, er, wenn er es nicht erfüllen kann, deshalb an ſei⸗ 
nem Rechte nicht leiden, d. h. feine bürgerliche Ehre und Rechts: 
fähigkeit dadurch nicht gefchmälert werben fol d). Eben barnad) 


a) Livlaͤnd. RR. Gap. 81. Eſthlaͤnd. R, und ER. IV, 1, 1. Ris— 
StR. II, 24,35 III, 5, 1 x. Der Grundſatz des älteren Rechts, daß 
ſolche Verondu hteiten, welche nicht vor Gericht übernommen waren, eid⸗ 
lich abgeleugnet werden dürfen (livlaͤnd. RR. Cap. 13), if, bei völlig ver- 
Anderter Proceßform, ſchon laͤngſt unpracstifch geworben, 

b) Dahin gehören z. B. Verträge, buch welche bie perfönliche 
Freiheit veräußert wird” (f. oben $. 52), das fog. pactum palmarium 
und de quota litis (eſthl. R. u. ER, I, 13,12. Vgl. die Revaler Procuras 
torenordnung v. 3.1687 Anhang $. 8. v. Samfon’s Inſtitutionen 
des livlaͤnd. Proceffes $. 88 2t.). ©. auch noch das Revaler Handwerks: 
reglement v. 19. Septbr. 1822 Abſchn. 4 $. 3. 

c) $. 204 fgg., 211. 

d) Livländ. RR. Cap. 222, 
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ift der Sohn nicht verbunden, die Angelöbniffe feines Vaters zu 
erfüllen ). 2) Ebenfowenig kann unbebingte Klagbarkeit einem 
bloßen pactum de contrahendo zugefprochen werben, namentlich 
auch nicht ein Klagerecht auf förmliche Abſchließung des Vertra- 
ges felbft, fofern unter jenem die bloße Webereinkunft der Parteien 
über die Abfchliegung eines beftimmten Vertrages, ohne daß fie 
ſich uͤber alle weſentlichen Beſtandtheile deſſelben geeinigt haben, 
verſtanden wird‘). 


$. 214. (208.) 


III. Tragen ber Gefahr in Vertragsverhältniffen. Verletzung über 
die Hätfte | 


Aus der Lehre von den Verträgen im Allgemeinen ift noch 
zu bemerken, daß 


1) das livlaͤndiſche Landrecht, besgleichen das rigifche und 
lübifche Stadtrecht*), die eigenthümlichen Grundfäße des älteren 
deutfchen Rechts vom Zragen der Gefahr in Vertrags: 
verhältniffen”) meift beibehalten haben. Diefe Grundfäge be> 


e) Daf. Cap. 82. — 

f) Die mindere Bottftändigteit ift es hauptfachlich, durch welche ſich 
das pactum de contrahendo von der Punctation ($. 211) unterſcheidet. 

a) Das efthländifche Landrecht folgt hier — nur mit einer Aus: 
nahme (f. unten Anm, c) — ganz ben Grunbfägen bed römifchen Rechte. 
Berg. v. Mad ai in den Erdrterungen Bd. II, S. 193 fag. 

b) S. Albrecht, die Gewere S. 134 fgg. Bergl. auch v. Hel⸗ 
merſen'“s Geſchichte des livlaͤnd. Adelsrechts S. 218 Anm. 12. Bine 
hiervon zum Theil abweichende Theorie ftellt v. Madai auf in der Ab: 
handlung + Weber die Werantwortlichkeit des Depofitars nach Lie =, efth: und 
eurländifchem Recht, in den Erdrterungen Bd, IT. S. 173-—206, aud in 
Reyfher’s und Wilda’s Beitfchrift für deutſches Recht Bd. VEIT. 
S. 131 — 1603. Er nimmt nämlich (Erbrterungen &, 179 fgg., Rey: 
ſcher 136 fgg.) an, daß die Werpflichtung Zur Uebernahme ber Gefahr 
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tuhen darauf, daß der Beſitzer einer fremden Sache auch den zu: 
fälligen Schaden oder Untergang berfelben trägt, wenn er von 
dem Befiße einen Vortheil zieht, den Gebrauch oder Genuß ber 
Sache, oder fonft einen Gewinn davon hat, Dagegen von dem 
Gafus frei ift, wenn der Eigenthümer oder überhaupt der Geber 
den Vortheil davon hat. Beim reinen Depofitum hat daher der 
Depofitar die Gefahr nicht zu tragen‘). Der Commodatar dage⸗ 


nicht lediglich davon abhängig fei, daß man Vortheil aus dem Befige ziehe, 
fondern dabei zugleich auch auf den Zweck der Befigübertragung zu fehen fei, 
Iſt dieſer auf die custodia gerichtet, fo trage ber Befiser, falls er zugleich den 
Vortheil aus dem Befige hat, auch ben zufälligen Untergang, nicht aber, 
wenn bie Webergabe der Sache vorzugsweiſe in Abficht bee Gebrauchsein- 
raͤumung gefchehen. Diefe Annahme fcheint hauptfächlich Behufs ber Er: 
Elärung der betreffenden Berhältniffe beim Miethvertrage gefchehen zu fein; 
allein diefe können auch bei der von Albrecht aufgeftellten Theorie 
fehr wohl beftehen (f. unten Anm. e), und jedenfalls wird bei der Anſicht 
v. Madai's das Nechtsverhältniß beim Pfandeontract (f. unten Anm. g) 
nicht erklärt, 


c) Livlaͤnd. RR. Gap. 191: „Welk man dem andern syn gudt deit 
tho beholdende, wert ydt em gestalen, edder gerovet, edder vor- 
brant, edder stervet he, effte ydt vee ys, he darfi dar nene nodt umb 
liden, dar he dar syn recht tho don, dat ydt ane syne schult sy.“ 
Vergl. v. Mad ai in ben Erdrterungen a.a.D, ©. 189 fgg. — Rig. 
StR. B. II. Tit, 8,0. Madai ©. 185 fgg. — Während bie vorange: 
führten Rechtöquellen vom Depofitum im Allgemeinen fprechen, befchräntt 
das lüb, StR. B. III. Tit. 3 $. 1 die im Wefentlichen damit uͤbereinſtim⸗ 
mende Vorfchrift ausdrücklich auf den-Fall, daß der Depofitar das Depofl: 
tum ohne alle Vergütung aufgenommen habe, und diefer Kal, als ber res 
gelmäßige, ift ohne Zweifel auch in den Beſtimmungen des livl. AR, und 
bes rig. SER. a.a. O. vorausgeſetzt. Daß dagegen beim entgeltlichen 
Depofitum ber Depofitar die Gefahr zu tragen habe, ift zwar auch im luͤ⸗ 
bifchen Recht nicht ausdrücklich beſtimmt; es rechtfertigt fich aber diefe Ans 
nahme, wenn man auch das argumentum a contrario nicht gelten laſſen 
will, aus bem im Zerte angeführten und durch die übrigen betreffenden Bes 
ftimmungen ber Statutarrechte wohlbegründeten allgemeinen Grundſatz des 
deutfchen Rechts Über die Präftation bes Caſus. Beachtenswerth ift «6 
überdies, daß das fonft dem römifchen Recht folgende efthländ. R, u. ER. 
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gen fommt auch für den Zufall auf, weil er den unentgeltlichen 
Genuß der Sache hat 9); nicht fo der Miether, weil der Vermie⸗ 
ther einen Gewinn aus dem Rechtögefchäft zieht‘). Dagegen 
trifft der Gafus den Handwerker, welcher eine fremde Sache zum 
Verarbeiten um Lohn erhalten‘). Bei der Verpfändung endlich 
hat zwar der Fauftpfandgläubiger das ohne feine Schuld unterge- 
gangene Pfand nicht zu erfeßen, er verliert aber feine Forderung ®), 


B. IV. Zit. 5 Art, 4 Nr. 3 gerade in diefem Punkte davon abweicht (f. un⸗ 
ten $. 217 a. E.), was boch wohl auf die im Lande herkömmliche Anficht 
ſchließen laͤßt. Wergl. dagegen v. Madai in den Erörterungen ©. 177 
fgg., 193 fgg., bi Reyfher S. 134 fgg., 148 fag. 

d) Livländ. RR. Cap. 19%: „Wat men överst einem manne leh. 
net, edder settet, dat schal he unvordorven wedder bringen edder 
gelden na syner werde.“ Luͤb. StR. III, 2, 1. Damit ſtimmt auch 
das Ältere (dlrichs'ſche) rigifche StR. (Th, I. Cap. 21) überein; das 
heutige dagegen (B. II. Zit. 7) befreit den Sommobatar ausbrüdlich vom 
Caſus. J —* 

e) Luͤb. StR. B. III. Tit. B Art. 4. Man kann dagegen nicht ein— 
wenden, daß auch der Miether aus dem Rechtsgeſchaͤft einen Vortheil zieht, 
denn ſein Vortheil der Nutzung der gemietheten Sache iſt kein unentgelt⸗ 
licher. Daher paſſen auch nicht die von v. Madai (a. a. D., be: 
fonders bei Reyſcher S. 138, vergl. aub v. Madai's Obligationens 
recht Lief. I. ©. 203) gezogenen Folgerungen. Auch ift nicht einzufehen, 
aus welchem Grunde, wie vd. Madai — zur Aufrechthaltung feiner 
Theorie — behauptet, der Miether weniger zur custodia verpflichtet ift, 
ald z. B. der Commobatar. 

f) Luͤb. SER. B. III. Zit.8 Art. 16, Damit ftimmt auch der Fluͤ⸗ 
gels Meyer’fche Entwurf des rigifchen SER. (IT, 12, 10) überein; das heu: 
tige rig. SER. dagegen enthält weber über dieſen, noch über den vorherge⸗ 
benden Fall eine Beſtimmung, und ebenfowenig das livl. Landrecht, Vergl. 
v. Mabai’s Dbligationenrecht Lief. I. ©. 204 fgg., 211 fgg. 

g) Lioländ. RR. Gap. 192, wo eö, nach den in ber Anm. d angeführ: 
ten Worten weiter heißt: „Stervet överst ein perdt, edder ander vee 
binnen vorsettinge, ane des yennen schuldt, de ydt under em hefft, 
Bewiset he dat, unde dar her dar syn recht tho don, he en geltes 
nicht, he hefft överst syn gelt vorlaren, dar ydt em vörstunde.“ ig. 
StR. II, 9, 1. Ueber biefen Fall fchweigt das neuere Lübifche Recht ; das 
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indem hier jeder die Gefahr ſeines Intereſſes an der Sache 
trägt”). 

2) Den Grundſatz des roͤmiſchen Rechts, daß der Verkaͤufer 
wegen Verletzung uͤber die Haͤlfte den Kauf ruͤckgaͤngig 
machen duͤrfe), dehnt dad eſthlaͤndiſche Ritter⸗ und Landrecht, 
— davon ausgehend, daß bei einer ſolchen Verletzung ein dolus 
zu präfumiren ſei*“), — nicht nur auf beide Theile beim Kauf— 
contract aus"), fondern auch ganz allgemein auf alle (onerofen) 
Verträge”), und insbefondere auf den Zaufchcontract”). Diele 
Ausdehnung ift, fo weit fie durch die gemeinrechtliche Praxis aner— 
kannt worden”), auch im livlaͤndiſchen Landrecht, und gleich⸗ 
mäßig in den Stabtrechten recipirtꝰ), wiewohl, nach einer richtigen 





aͤltere war in den aus dem hamburgiſchen Recht entlehnten Beſtimmungen 
(vo. Bunge's Quellen des Revaler Rechts Bd. IF. S. 502 Art. 456) da⸗ 
mit uͤbereinſtimmend. Vergl. überhaupt oben $. 147 Nr. 5. 

h) ©. befonders Albrecht a. a. O. 

i) Const. 2 und 8 O. de rescind. vendit. (4, 44). S. überhaupt 
v. Madai: Weber die Aufhebung der Rechtögefchäfte wegen laesio enor- 
mis, in den Erörterungen Bd. J. S. 97— 184. 

k) ©. bie in ben folgenden Anmerkungen angeführten Stellen bes R. 
- eR., befonderd B. IV, Zit.1 Art. 10. und v. Mabai a. a. O. 

©. 168 fog. 

1) Eſthl. R. und ER. B. IV. Zit. 13 Art. 4. 

m) Daf. Tit. 1 Art. 10: „Ebenmaͤßig ba einer alfofort beftänbig und 
Elärlich beweifen Eann, daß er im Vertrage auf ein Merkliches fiber bie 
Hälfte fey veroortheilt und verfärzt worden, fo mag bas verkürzte ober ver: 
legte Theil wegen ſolcher merklichen Verkürzung, welche einer Betruͤglichkeit 
faft gleich, fothanen Vertrag wohl. anfechten.“ Darnach muß die Aufhe 
bung felbft eines Vergleichs wegen laesio enormis als zuläffig — 
werden. S. v. Mabai a. a. O. S. 171 fgg. 

n) Ebendaſ. Tit. 15 Art. 2. 

0) Gluͤck's Erlaͤuterung ber Pandecten Bd. XVII. ©. 21 f99- 
120 fog. ©. dagegen». Madai a. a. O. ©. 131 fgg, 

p) Dies beweift fchon bie allgemein bei allen onerofen Verträgen ge 
brauchte Glaufel, durch welche die Gontrahenten auf alle Einmenbungen 
wegen „Verletzung über ober unter bie Hälfte verzichten. S. auch v. 
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Auslegung ber betreffenden Beftimmungen des römifchen Rechts, 
diefelben gar Feine Ausdehnung zulaffen®). — Dem efthländi- 
chen Landrecht ganz eigenthümlich ift, daß die Klage wegen enor⸗ 
mer Verlegung binnen Jahr und Tag verjährt"). 


— — — —— 


Dritter Titel. 
Bon einzelnen Berträgen. 


$. 215. (209.) 
1. Einleitung, 


Se weniger die einheimifchen Quellen des Livländifchen Land- 
rechts ausführlichere Beftimmungen über einzelne Verträge ent: 
halten, defto voliftändiger ift in diefer Beziehung das efthlänbdifche 
Ritter und Landrecht”), welches hier jedoch faft ausſchließlich 


nn —— 


Madai a. a. O. S. 157 ſfgg. Wegen des Pfanbbefigeontracts f. noch 
oben $. 156 a. €, und v. Bunge in den Erörterungen Bd. V. ©. 17 fg. 

q) v. Madai a. a.O. 8.124 fag. 

x) Eſthlaͤnd. R, und ER. IV, 21,9. Vergl. v. Mada i S. 178 fgg. 

a) Die einzelnen Vertraͤge, welche im vierten Buche ausfuͤhrlich ab⸗ 
gehandelt werden, find: 1) das Mutuum im 2. und 3. Titel, im 11 und 
4 Artikeln; 2) das Commodatum im 4. Titel in 6 Art.; 3) das Depo: 
fitum, im 5. Titel in 13 Artikeln; 4) der Pfandcontraet im 6. Zitel in 
26 Artikeln; 5) die Buͤrgſchaft im 8. Titel in 15 Artikeln; 6) das 
Spiel und bie Wette, im 10. Titel in 4 Art.; 7) ber Kaufeontraet im 
11—14, Zit, (oom Kaufen und Verkaufen in 10, von Gewehre verkauf: 
ter Güter 26. in 6, warum und woburd) ein Kauf vor nichtig zu halten in 
6, und von Beiſpruch verfaufter Güter in 6 Artikeln); &) nom Zaufchs 
eontraete im 15. Tit. in 2 Art.s 9) von Heuern, Verheuern und Arens 
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dem römifchen Rechte folgt. Mit Webergehung der dem fremden 
Rechte angehörigen Details, follen hier nur die Abweichungen 
von demfelben berüdfichtigt werben, an welche fich auch anfchließen 
fol, was die Stadtrechte von dergleichen Abweichungen enthal- 
ten®). Mehrere Arten von Verträgen, über welche die einhei- 
mifchen Quellen der Provincialrechte umfaffendere und ſelbſtſtaͤn— 
digere Beftimmungen enthalten, gehören übrigens anderen Zwei: 
gen des Provincialrechtd, indbefondere dem Handelörecht‘), des 


ben im 16. it. in 10 Art. : 10) von Dienftoolf, im 17. Zit. in 7 Art.; 
11) von Geſellſchaft, im 20. Zitel in 9 Artikeln, 


b) Bon einzelnen Mobificationen ift fchon im Vorhergehenden gele- 
gentlich die Rede gewefen. ©. z. B. oben $. 214. 


ce) Dabin gehören insbefondere 1) der Wechfel. Hauptquelle 
ift, außer dem rig,. StR, (B. V. it. 8), die Eöniglich ſchwediſche Wech— 
felordbnung vom 10. März 1671. Vergl. auh Io, Balth. de 
Huickelhaven (Praes, Io, Gottl. Siegel) Diss, iurid. se- 
lecta iuris Rigensium cambialis capita explicata atque observationibns 
illustrata exhibens. Lips. 1751. 4. Auhin Joh. Lu dw. L’Eftocg’s 
Erläuterung des allgemeinen und Preußifchen Wechfelrechts (Leipzig und 
Königsberg 1762..4.) Anhang S. 17—127. Ueber die Anwendung des 
ruffifchen Wechfelrechts in Eivland fe. W. Hegel: Verhaͤltniß der ruffi- 
ſchen zur fchwebifchen Wechfelorbnung in Livland, inv. Bröder’s 
Sahrbuche für Rechtögelehrte B. I. ©. 176 fgg. In Efthland ift die Aus- 
ftellung von Wechfeln nad) ruffifchem Wechfelvecht durch den ©; u. vom 
12. Septbr. 1805 verboten. 2) Die in das Seerecht gehörenden Gon- 
tracte, ald Affecurang, Bobmerei, Schiffäbefrahtung ıc., 
werben in Livland nad dem rigifchen Stadtreht (B. V.) und bemnädft 
nach dem ruffifchen Recht (Swod der Handelögefege Bd. XI.), in Efthland 
nach letzterem fowohl, als nach dem lübifchen Stabtreht (B. VI.) und 
bem hanfeatifchen Seereht vom 3. 1614 beurtheilt, Vergl. das Aller: 
hoͤchſt beftätigte Gutachten bes Reichsraths vom 11. Ianuar 1843. Das 
koͤnigl. ſchwediſche Seerecht vom 12. Juni 1667 wird von ber heutigen 
Praris. wenig beachtet. — 3) In ber Lehre von Handelsgeſell— 
fhaften, von Handelsvollmachten und Greditbriefen, 
Verträgen mit Handlungsdienern zc., gilt hauptfächlich das ruffifche Recht, 
enthalten im Swod a.a.D. Vergl. Über diefe und andere Handelsver⸗ 
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gleichen dem Proceß‘) an. Für andere Vertragsarten ift das 
ruffifche Recht in den Provinzen eingeführt oder recipirt®). Won 
dem Pfanbcontracte iſt bereit3 in der Kehre vom Pfandrecht aus⸗ 
führlich die Rede gewefen‘); von den Ehepacten, fo wie von dem 
GSefindevertrage wird zwedmäßiger im Familienrecht, von den 
Erbverträgen endlich in dem Erbrecht gehandelt werden ®). 


$. 216. (210.) 
I. Darlehnscontract, 


Einzelned über den Darlehnscontract ift bereits früher, bei 
den Zehren von der Zahlung und von den Zinfen, abgehandelt 
worden). Mas über das Mutuum in den Stadtrechten unter 
befonderen Ziteln vorfommt®), bezieht fich theild auf den Con: - 
curs der Gläubiger, theild auf den Erecutivproceß, und geht info: 


träge: v. Bunge’s Darftellung des ruffifchen Handelsrechts F. 87— 
92, 99—103, 127—139. | 

d) Dahin gehört: 1) die gerichtliche Bollmadht. ©. Niel- 
fen’s Procefform in Liefland $. 144 fgg., 676 fag., Hezel’s Grund: 
Yinien des livlaͤndiſchen Civilproceſſes 8.29 fg., Samfon v. Himmel: 
ſtiern's AInftitutionen des livländifchen Procefles 8. 78, 84, 91, 96 fgg. 
2) Die Bürgfhaft in Proceßſachen: Nielfen a. a.D.$. 107, 424, 
425, 625, 813 fgg., 857, 864. Hezela.a.Dd. 6.142 fgg. v.Sam- 
fon $. 177 fog., 733 fog., 862 fgg. 

e) Außer den bereits in der Anm. c erwähnten Handelsverträgen ge- 
hört hierher: 1) der Berlagscontract. Beilage zum Art. 147 bes 
Swod ber Gefege über Vorbeugung der Verbrechen (Bd. XIV.) Art.257 fgg. 
2) Die Lieferungs- und Reiftungscontracte (Podriade), 
insbefondere mit der Krone. Swod der bürgerlichen Gefese (Bd. X.) 
Art. 1462 fgg., 1493 —1724. | 

f) ©. oben $. 146, 147, 152—165. 

ge) S. unten das vierte und fünfte Buch. 

a) ©. oben $. 192 — 195, 201, 202. 

b) Rig. StR. B. III. Tit. 6. Lüb, SR, B. II. Zit. 1. 
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weit dad Privatrecht nicht an, theils enthält es Befchränkungen 
der Minderjährigen, Hausföhne, Ehefrauen ıc., was fich beffer 
bei der Lehre von der Bormundfchaft, der elterlichen Gewalt und 
der Ehe wird darftellen laffen®). Hierher gehören nur noch fol- 
gende Eigenthümlichkeiten der Provincialrechte, als Abweichungen 
von dem im Uebrigen bei diefem Contract zu befolgenden gemei-. 
nen Recht: 


1) nad) dem efthländifchen Landrecht hat 


a) der Ausſteller eines Empfangfcheins (Werfchreibung), 
wenn er das verfprochene Darlehn an Geld oder anderen vertret⸗ 
baren Sachen nicht erhalten, außer den ſchon nady roͤmiſchem 
Recht ihm gegen den Inhaber zuftehenden Rechtömitteln, — 
nämlich der Einrede des nicht gezahlten Geldes und der Klage 
auf Herausgabe des Empfangfcheind, — auch noch eine Klage 
auf Auszahlung des verfchriebenen Geldes oder Gutes. Die ger 
nannte Einrede verjährt aber fchon in einem Jahre und vaffelbe 
fcheint auch von den beiden Klagen angenommen werben zu müf- 
fen‘. Hiermit fteht im Zufammenhange 

b) die Beftimmung des efthländ. Landrechts, daß derjenige, 
welcher einem Andern ein Darlehn gegen genugfame Sicherheit 
zugefagt hat, auch zur Leiftung des Darlehns verpflichtet ifl. Das 
pactum de mutuando ift alfo in diefem Falle verbindlich und 
klagbar, und zwar fo, daß derjenige, der die Zuſage gethan, nicht 
nur nicht zurücktreten darf, fondern auch, außer der Erfüllung 





c) ©. unten das vierte Buch. Ueber das rig. StR, B. IN. Tit. 6 
$. 2. f. auch oben 6.199 Anm. h, . - 


d) EfthländifhesR, und ER. B. IV.Zit. 2 Art. 9 und 10, v. Ma: 
dai in den Erdrterungen Bd. I. ©, 279 fg. und in Richter’s Fris 
tifcher Beitfchr. f. Rechtswiſſenſchaft. Jahrg. V. ©. 848 fg. 
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feiner Zufage, den dem anderen Theile Durch Die Zögerung erwach- 
fenen Schaden erftatten muß ®). 

e) Ift die Zeit der Reftitution des Darlehns nicht feftgefest, 
fo darf der Gläubiger nicht fofort nach Gontrahirung des Darlehns 
fündigen, fondern muß daffelbe dem Schuldner eine, nach richter; 
lihem Ermeffen zu beftimmende, Zeit tiber Laffen 9). 


2) Wenn ein Darlehn an Getreide oder anderen vertretbaren 
Sachen in Geld wieder erftattet werben foll, fo fol nach liv-und 
efthländifchem Recht nicht der zur Zeit der Rüdzahlung, fondern 
der zur Zeit der Hingabe geltende Marktpreis dabei ald Mapftab 
dienen ®). 


3) Nach den Stabtrechten, bem lübifchen wie dem ri: 
gifchen, hat ein zinfenfreies Gelddarlehn ein vorzügliches Privi: 
legium im Goncurfe®), welches jedoch weder auf andere Darlehen, 
außer an Gelde, noch auf anderweitig entflandene, wenngleich 
dem Schuldner ohne Zinfen crebitirte Geldfchulden ausgedehnt 
werben darf?). 





e) Efthländifches R. u. ER. a. a. D.Art.3. v. Madai inben 
“ Erörterungen a. a. D. ©. 281 fgg. 


f) Eſthl. R.u.2R.a.a.D.Xrt.6. v. Madai a. a. O. ©. 268 
fgg. — Ueber den Art. 7 des R. u. ER. tit. cit. vergl. oben $. 138, be⸗ 
fonders Anm. c. 


g) Eine dem entgegenftehende Beftimmung wird als verbotener 
Wucher betrachtet. Königl. Tchwebifches Sntereffenplacat vom 16, Des 
cember 1687, Vergl. oben $. 201 und v. Mabai a.a.D. S. 395 fgg. 


h) £üb. StR. B. IN. Zit. 1 Art. 12. Kig. StR. B. I. Tit. 10 
Nr. 17. 


i) Vergl. Me vins zu ber angef. Stelle des Lüb. StR. und Stein’s 
Abhandlung des luͤb. Rechts Bd. III. $.60 Anm, »„*). 
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II. und IV. Gommodatum und Depofitum. 


Was die Provincialrechte über den Leihcontract, wie über den 
Aufbewahrungsvertrag, im Lübifchen Rechte „treue Hand“ 
genannt"), Eigenthümliches enthalten, ift größtentheils bereitö 
früher aufgeführt, indem es fich theils auf die Regel: „Hand muß 
Hand wahren”; von welder im Sachenrecht die Rede war®), 
theild auf die Lehre von dem Tragen der Gefahr bezieht, wovon 
oben $. 214 gehandelt wurde °). Hier ift nur noch in Beziehung 
auf diefe beiden Verträge nachzutragen, daß 

1) die Landrechte Livlands fowohl, ald Eſthlands als we: 
fentliched Nequifit des Commodats erfordern, daß deffen Dauer 
direct oder indirect beftimmt fei®) ; ift Dies nicht gefchehen, fo muß 
das Rechtöverhältniß als ein Precarium angefehen und beurtheilt 
werden °). 

2) Nach livlandifchem Landrecht haftet der Erbe des Commo⸗ 
datars für die geliehene Sache nur, wenn fich diefelbe in dem 


a) Lüb. StR. B. III. Tit. 3. 

b) ©. befonders $. 138 und 139. 

c) Die Beftimmungen der Gefege über gerihtlihe Depo— 
fiten gehören nicht in’s Privatrecht , indem fie nur das Abminiftrative 
betreffen. a 

d) Livl. RR. Cap. 207: „We einem andern lehnet ein perdt, 
kledt edder anders wat, tho einem dage edder tho einer 
tidt etc.“ Eſthl. R. u.2R. B.IV. Lit. 4 Art. 1: „So jemanden ein 
Hferd, Kleid, Silbergefchirr, Hausgeräth oder anderes Gut, bad durch 
Gebrauch nicht vergebet, auf eine befheidene Zeit und Maaße, 
ohne einig Entgelt, aus gutem Willen, zu gebrauchen geliehen wirb‘ ꝛc. 
S. auch daf. Art. 2, 3,45 und v, Mabdai inden Erörterungen Bd. III. 
S. 206 fg. Wegen der Worte: „Gut, das durch Gebrauch nicht vergeht‘ 
ſ. v. Madai ©, 211 fg. 

e) dv. Madai a. a. O. ©, 208 fgg. 
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Nachlaffe in Natur vorfindet). Der Commodatar felbft, des- 
gleichen der Depofitar, Fann, wenn er wegen ber geliehenen oder 
beponirten Sache von einem Dritten in Anfpruch genommen wirb, 
fich durch den Beweis, daß er fie geliehen, oder daß fie bei ihm nie: 
dergelegt worden, vor jeder weiteren Einlaffung auf die Klage 
fhüsen®). Der in der Reftitution faumige Gommodatar muß 
allen dem Commodans aus der Verzögerung entfpringenden 
Schaden demfelben erfehen®). Der Commodatar haftet für die 
geliehene Sache auch den Erben des Commodans'). 


3) Nach dem efthlandifchen Ritter» und Landrecht ift 
a) die gemeinrechtlich freitige Frage, ob der Commodans 
die geliehene Sache vor Ablauf der verabredeten Gebrauchszeit 
von dem Commodatar zurüdfordern darf oder nicht, bejahend 
zu beantworten*). 


b) Sn dem vom Commodat handelnden Titel findet fich 
ferner die Beftimmung: wenn Semandem der Gebrauch eines 
Stüd Gutes auf Lebenszeit geliehen worden, fo darf der Com: 
mobdatar daffelbe weder verderben und verringern, noch auch, ohne 
des Commodans Wiffen und Willen einem Andern verkaufen oder 
verpfänden; wer esthut, geht dadurch nicht nur des Gebrauchs 
und der Nutzung des geliehenen Gutes verluftig, fondern ift auch 
dem Eigenthümer zum vollftändigen Schadenserfaß verpflichtet"). 


f) Livlaͤnd. RR. Cap. 214. 

g) Daf. Cap. 190, 

h) Daf. Cap. 207. 

i) Daf. Cap. 214. 

k) EHE. R. u. ER. B. IV. Tit. 4 Art.d. v. Madai a. a. O. 
S. 212 fog. 

1) Eſthlaͤnd. R. und ER. B. IV. Zit. 4 Art. 6. 
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Diefes ift jedoch nicht fomwoh! von einem Commodat, als viel- 
mehr von einer Zeibzucht an Immobilien zu verftehen "). 

c) Empfängt der Depofitar für die Aufbewahrung einen 
Lohn, Stättegeld oder andere Erftattung, fo trägt ev auch die 
Gefahr der deponirten Sache"). 

Ad) Die Haftung des Gaſtwirths und Schiffers für die vom 
Reifenden in die Herberge oder dad Schiff gebrachten Sachen ift 
nach den Grundfägen vom Depofitum zu beurtheilen®), was fehr 
mwefentliche Abweichungen von den römifchrechtlichen Beftimmun« 
gen über jenes Rechtöverhältnig wirft P). 


4) Aus dem Goncurfe des Depofitard Bann der Deponent 
die deponirte Sache, falls fie noch in Natur vorhanden ift, vin⸗ 
diciren 9); ift fie aber nicht mehr vorhanden, fo erhält der Depo⸗ 
nent nach livländifchem Landrecht dad Seinige, je nachdem er für 
fein Recht vigilirt hat”); er wird daher, wenn er fich nicht durch 
Beftelung eines Pfandrechts gefichert , in die legte Claſſe lo⸗ 
cirt’); das efthländifche Landrecht gefteht dem Deponenten ein 


— — — — 


m) Dies ergiebt ſich deutlich aus der Quelle des Geſetzes, einem 
urtheil des eſthl. Landgerichts vom 3. 1585 in Pauder’s Ausgabe 
der Brandis' ſchen Collectaneen S. 179 Anm. 1; vergl. auch daſ. 
S. 201 und v. Madai in den Erörterungen Bd. II. ©. 375 fgg. und 
Bd. III. S. 210, 

n) Eſthl. R. u. ER. B. IV. Zit. 5 Art.4, Bergl. v. Madai 
in den Erdrterungen Bd II. S. 194 fgg. und oben $. 214. 

0) R. u. LR. B. IV. Zit. 5 Art. 6. 

p) Eine ausführliche Darftellung der verfchiedenen Wirkungen ſ. bei 
v. Madai in den Erdrterungen Bd. II. ©. 216 fgg. 

g) Not. e pag. 140. 88. Eſthl. R. u. ER. IV, 7, 5. Nig. SR. 
111, 10, 3. ö 

r) Not. e pag. 140 22, 

s) dv. Madai, Obligationenrecht Lief. 1 ©. 38 fag. 
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privilegium exigendi vor den Chirographarien zu‘), ebenfo das 
tigifche Stadtrecht"); nach dem lübifch- reval’fchen Recht endlich 
geht „treue Hand, welche durch Untreue verrüdt iſt,“ felbft den 
Hypothecarien vor’), jedoch nur den Privat, nicht auch ben öf: 
fentlichen Hypothecarien ”). 


$. 218. (212,) 


V. SKaufcontraet. 


Abgefehen von demjenigen, was das einheimifche Recht über 
die Befchränfungen und Formen der Veräußerung und zunaͤchſt 
des Verkauf von Smmobilien feftftelt, und mas bereitö bei der 
Lehre von dem Eigenthbum an Immobilien ausführlich entwidelt 
iſt), ift ed nur die Lehre von der Wieberaufhebung des Kauf: 
contract3®) und insbefondere von der fogenannten Wan— 
delungsklage, in welcher Beziehung die Provincialrechte 


t) R. u. ER. B. IV. it. 7 Art. 5. v. Madai a. a. O. 
©, 32 fog. 


u) Rig. StR. B. IIL Tit, I0o Nr. 14. v. Mabai ©, 42 fog. 
v) Luͤb. StR. B. III. Tit. 1 Art. 12 und Tit. 3 Art. 2, 
w) Vergl. v. Madai a. a. O. S. 36 fgg. und oben $. 165. 


a) ©. oben $. 90 fag., 116 fgg., 119, 121 fgg. Zu vergleichen 
ift auch noch, was oben $. 204 über ben gerichtlichen Verkauf angegeben 
worben. 


b) ©. auch oben $. 214 wegen der Verlegung über bie Hälfte, Noch 
kann hierher die eigenthümliche Beftimmung des efthländ. Ritter = und 
Landrechts B.IV. Tit. 11 Art. 8 gerechnet werben, daß, wenn diefelbe Sache 
zweien Perfonen verkauft worden, unter den beiden Käufern berjenige im 
Beſitz gefchügt werben foll, welcher den Beſitz ohne Betrug erlangt hat. 
Vergl. v. Madai in Rihter’s krit. Jahrbb. der ER 
Jahrg. 5 ©. 849, 
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eigenthümliche Grundfäge aufftellen, während im Webrigen der 
Kaufcontract ganz nad) Dem gemeinen deutſchen Rechte beurtheilt 
wird °). 

1) Das lübifche Recht beftimmt namentlich, daß wenn bei 
Abſchließung eines Kaufcontractd eine Arrha gegeben und ange: 
nommen worden, der Handel unwiderruflich ift, ed fei denn, 
daß Die Arrha, ehe die Gontrahenten audeinandergehen, von einem 
von beiden zurücgegeben oder zurüdgefordert würde). Wenn 
dagegen beim Kaufe von Mobilien Feine Arrha gegeben worden, 
fo ift der Käufer nur dann zur Zahlung verpflichtet, — mithin 
der Kaufcontract nur in dem Fall für unwiderruflich abgefchloffen 
anzufehen, — wenn der Käufer die gefauften Sachen, fo weit fie 
befichtigt und deren etwanige Fehler erkannt werden fönnen, be: 
fehen und für gut befunden hat. Iſt aber die Sache mit einem 
verborgenen, nicht in die Sinne fallenden $ehler behaftet, fo Fann 
der Käufer, fobald er den Fehler entdedt, den Kauf rüdgangig 
machen, auch wenn bereits Tradition erfolgt wäre; der Verkaͤu— 
fer iſt aber für einen etwanigen Dolus noch überdies ſtraffaͤllig“). 


ec) Vergl. 3. B. das rigifche StR. B. IH. Tit. 11 $. 1 und das efth: 
ländifche R. und ER. B. IV. Zit. 11 fgg. Die manderlei Beſchraͤnkun— 
gen, welche das Provincialrecht in Betreff der Marktkäufe, der Workäus 
ferei, des Verkaufs des Schießpulvers, giftiger Subftanzen zc. anorbnet 
(vergl. Sonntag’s Polizei für Lioland ©. 17 fag., 191 fg., 236 fo. 
Nielfen’s Handbuch der Polizeigefege Th. I. ©. 140 fag., Th. Il. ©. 
35 fgg.), werden, als in das Polizeirecht gehörend, hier übergangen. 

d) Lüb, StR. B. IN. Tit. 6 Art. 6. 

e) Daf. Art, 15: „Kaufft jemand es fey was es für Gut wolle, 
wenn er baffelbe zuvorn zur Genüge befehen, da es fan befehen werden, fol 
ches muß er bezahlen, koͤnnen aber die Gebrechen mit menfchlichen Sinnen 
nicht begriffen, und gleichwohl hernachmals die Wahren untüchtig befunden 
werben, foll man bie Bezahlung dafür zu thun nicht fehuldig feyn, unan⸗ 
gefehen, daß der Käuffer das Gut in fein Gewehr gebracht, were aber ber 
BVerkäuffer in dolo, fo wird er darum billig geſtrafft,“ Sehr bündig druͤckt 
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Hiermit ftimmt auch das efthländifche Landrecht vollkommen über: 
ein), nur daß es der Archa nicht erwähnt. Dagegen fest es 
auch überdies feft, daß, wenn der Käufer dolos zum Kauf verlei- 
tet worden, oder die verkaufte Sache bei der Befichtigung nicht 
verfauftermaßen befunden würde, der Käufer den Kauf, wie bei 
der Verlegung über die Hälfte, widerrufen, und das etwa bereits 
dafür Gezahlte zurüdfordern dürfe ®). 
| 2) Hinfichtlich ded Vieh- und Pferdekaufs gelten in diefer 
Beziehung noch befondere Grundfäge, indem die actio redhibito- 
ria zum Theil eine doppelte Befchranfung erleidet, -fowohl hin- 





fich darlber aus die Revaler Bauerfprache vom 3. 1561 Art. 12: „Won 
verkauften Gütern, die vor Augen feyn, wird da jemand befchädiget, da ſoll 
fich das Recht nicht mit bekuͤmmern.“ — Daß nad Art. 11 des luͤb. StR, 
a. a. O. der Verkäufer von Laken oder anderem Zeuge, wenn fich barin 
Riffe finden, nach erfolgter Tradition nicht zum Schabenserfaß verpflichtet 
ift, ſofern er beeidigen Eann, daß er von den Kiffen nichts gewußt, — ift 
wohl daraus zu erklären, daß dergleichen Riſſe nicht zu ben verborgenen 
Fehlern gehören. Vergl. übrigens F. Cropp, Gemwährleiftung für Män- 
gel der verkauften Sache nach germanifchen Rechten, in deffen und A. 
Heife’s juriftifche Abhandlungen Bd, I. Nr. XI. 

f) Eſthl. R. u. ER. IV. 11,9: „Hat jemand es fey was für Gut 
es wolle, deffen Mängel Eönnen gefehen werben, vorher befehen und gekauft, 
fo ift er dafjelbe zu behalten und zu bezahlen fchuldig, es wäre denn ein Ans 
deres zwifchen dem Verkäufer und Käufer berebet und bebinget. Könnten 
aber die Gebrechen mit menfchlichen Sinnen nicht erfannt oder begriffen 
werden, und das Gut nach getroffenem Kauf untüchtig befunden würde; 
fo ift der Käufer die Bezahlung daflır zu thun nicht fchulbig, und der Vers 
käufer, da er wiffentlich den Käufer damit betrogen, in willfürliche Strafe 
verfallen.“ Diefe Stelle ift, wiewohl römifches Recht (fr. 43 $. 1 D.de 
contr. emt. und fr 1 D. de dolo) als Quelle eitirt wird, offenbar aus 
dem oben (Anm. e) angeführten Artikel des Lübifchen StR., mit dem fie 
faft wörtlich übereinftimmt, entnommen, und beftärkt die im Text gegebene 
Erklärung der Worte jenes Artikels: „da es Tann befehen werden,“ daß 
nämlich diefe Worte auf f ihtbare Mängel gehen. Vergl. dagegen 
Cropp a. a. O. G. 9. 

g) Eſthlaͤnd. R. und LR. B. IV. Tit. 13 Art, 4. 
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fichtlich der Mängel, wegen welcher, als hinfichtlich der Zeit, bin: 
nen welcher fie angeftelt werben. darf. Bei verkauften Vieh 
haftet zwar nach Lübifchem Recht der Verkäufer für alle verbor- 
genen Sehler, ohne Rüdficht darauf, ob fie ihm beim Verkauf bes 
kannt waren, oder nicht, und ift alfo zur Zuruͤcknahme verpflich- 
tet, und wenn er den Fehler Fannte und verfchwieg, noch über- 
dies ftrafbar®). Bei Pferden dagegen haftet der Verkäufer bloß 
für drei Mängel: daß fie nämlich nicht engbrüftig, ftetig, noch 
fchnöbifch (rogig) find‘). Auch das efthländifche Landrecht be- 
fchränkt die Pflicht des Verkäufers zur Gemährsleiftung bei dem 
Dferdefauf nur auf drei Hauptmängel: daß das Pferd nicht ftetig 
oder follerig, nicht ftaarblind und nicht rotzig oder fchnöbifch fei, 
und läßt überdies die Wandelungsflage binnen drei Wochen ver: 
jaͤhren *). Dagegen beftimmt das rigifche Stadtrecht"), daß, 
wenn bei einem ieh = oder Pferbehandel eine Arrha erlegt if, 
der Handel beftändig bleibt, falls die Arrha nicht an demfelben 
Tage zurücdigegeben oder gefordert wird; daß jeboch Pferde, wenn 
. fie hauptſiech, roßig, ftaarblind, „ſtetig und dergleichen mehr ſind, 
binnen acht Tagen wieder zuruͤckgegeben werden koͤnnen. Dies 
iſt mithin ſo zu verſtehen, daß wegen der ſpeciell benannten 
Hauptmaͤngel kein Zweifel beſtehen ſoll, aber auch wegen anderer 
die Wandelungsklage angeſtellt werden dürfe. Die einheimi— 
ſchen Quellen des livlaͤndiſchen Landrechts endlich erwaͤhnen der 
actio redhibitoria beim Pferdekauf nicht, und verpflichten bloß 
den Berfäufer, der die Fehler kannte und verfchwieg, zum Scha- 





h) £üb, StR. 8. III, Zit. 6 Art. 14. 

i) Daf. Art. 17. \ 

k) Efthländ. R. und EN. 8, IV. Zit. 12 Art. 5. 
1) 8.1. Tit. 11 $.3. 
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denderfag”"). Uebrigens ift die Wandelungsklage auch in Liv; 
land practifch, und Bann namentlich nach livländifchem Bauer: 
recht bei allen Sachen, wenn die Mängel nicht offenbar und in 
die Augen fallend find, angeftellt werden, jedoch verjährt fie bins 
nen vierzehn Tagen nach erfolgter Uebergabe °). 

3) Das lübifche Necht geftattet dem Verkäufer einer unbe 
weglichen Sache, unter der Vorausſetzung, daß Fein Handgeld 
gegeben ift, und fo lange dad Immobil oder der Kaufſchilling 
nicht übergeben worden, durch die Bezahlung von zehn Procent 
von dem Lesteren vom Vertrage zurüdtreten‘). Diefe Beftim- 
mung darf, ſchon ihrem Urfprunge nach?) und als ganz finguläre 
Norm, ohne Zweifel weder auf den Käufer eines Immobils , 
noch auf den Kauf und Verkauf beweglicher Sachen ausgedehnt 
werben”). 


$. 219. (213.) 


VI, Pacht: oder Arendecontract und Miethscontract a): 1) Landrecht. 
Arendecontract über Landgüter, 


Mit Ausnahme der fehr ausführlichen Beftimmungen, be, 
fonderd des neueren Rechts, über Kronsarenden”), welde 


m) Not. a pag. 293 tt, 

n) Livlaͤnd. BB. 6.394. Vergl. auch $. 574. 

0) Lüb. StR. B. II. Zit. 6 Art. 18. 

p) ©. darüber befonders G. W. Pauli, Darftellung des Rechts 
der Erbgüter $. 21 und oben $. 188 Anm. i. 

g) Vergl. Mevius zubder angeführten Stelle des luͤb. R. Nr. 14. 

r) ©. ebendaf, Nr. 6. 

a) Auf den Mieth- und Pachtvertrag bezieht fich zunaͤchſt: E. O. 
v. Mapdai, das Dbligationenreht Eſth-, Liv: und Curlands. Lief. 1. 
Dorpat 1841. 8. 

b) ©. überhaupt den Swod der Gefege über die Domänen (Bb. VIII.), 
befonders Art. 5 und 54 und die Beilagen dazu. Vergl. auch oben 
$. 79 fag. 
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jedoch nicht hierher, fondern in das Gameralrecht gehören, finden 
fi im liv - und efthländifchen Landrecht nur einzelne eigenthuͤm⸗ 
liche Beflimmungen über den Pacht: oder Arendecontract, durch 
welche das gemeine Recht mobdificirt wird‘). Dahin gehört 

1) daß liv- und efthländifche Bauern weder Krond: noch 
adelige Privatgüter arendiren dürfen ?). 

2) Ohne fpecielle Bevollmächtigung von Seiten des Gut3- 
eigenthümers, als Werpächters, darf in Livland der Arendator 
das auf dem Gute etwa ruhende Patronatrecht nicht ausüben ®). 

3) Nach dem efthländifchen Landrecht darf der Verpächter 
dem Arendator auch vor Ablauf des Contracts denfelben Fündi- 
gen, wenn Lebterer dad Gut deteriorirt, oder baffelbe, ohne des 
Verpaͤchters Wiffen, ganz oder theilweife Andern verpachtet oder 
zum Gebrauch einräumt '). Ueberhaupt ift eine Afterverpadh: 
tung nur zuläffig, wenn der Arendator dazu in einem fchrift: 
lichen Contract vom VBerpächter die Erlaubniß erhalten®). Da: 
mit ſtimmt im Wefentlihen auch die landrechtliche Praris in 
Livland überein, nur daß die Befugniß zur Sublocation nicht 
nothwendig in einem ſchriftlichen Gontract ertheilt zu fein 
braucht, wiewohl die Ausfertigung eines folchen auch in Livland 
bei Güterarenden regelmäßig vorzukommen pflegt"). Insbefon: 

c) Bon der locatio conductio operarum wird im legten Zitel des 
vierten Buchs bie Rede fein. Vergl. oben $. 215. Ueber Miethe be: 
weglicher Sachen enthalten die einheimifchen Quellen des Provincialrechts, 
mit Ausnahme deffen, was oben $. 214 darüber angeführt worden, Feine 
Beftimmungen. 

d) Allerhöchft beftätigtes Reichsrathsgutachten vom 1. (S. U. v. 28.) 
Suni 1845. 

e) Livländ. Landtagsfchlug vom 3. 1839. Livländ. Regierungspas 
tent vom 18. März 1840. 

f) Efthländ. R. und ER. IV, 16, 9. 


g) Ebendaf. v. Madai's Obligationenreht ©. 143 fgg. 
h) Vergl. Not, a pag. 17288, und v. Madai a. a.O. S. 146 fgg. 
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dere aber darf der Arendator in Livland auch Über die zum Gute 
gehörigen Bauerländereien ohne Genehmigung des Verpächters 
feine Pachtcontracte abfchließen'). 

4) Wird nach Ablauf des Contracts derfelbe vom Ver: 
pächter nicht ausdrüdlich gekündigt, fo wird angenommen, daß 
der Contract auf die früheren Bedingungen — jedoch immer 
nur auf ein Jahr — ftillfehweigend verlängert worden fei, und 
darf der Pächter nicht vor Schluß des Pachtjahres aus dem Gute 
gewiefen werben‘). Somohl in Efthland aldin Livland beginnt 
und fchließt das dconomifhe Jahr herfömmlich mit dem 
23. April, dem St. Georgentage)). 

5) Zweifelhaft, und befonders in ber livländifchen Praris 
beftritten ift die Anwendbarkeit des gemeinrechtlichen Grundfages, 
daß Kauf die Pacht brede”). Eine ausdrüdliche Beftätigung 
defjelben findet fich ebenfowenig in den einheimifchen Quellen 
des livländifchen, als des efthländifchen Landrechtd. Weil aber 
unter den Gründen, aus welchen das efthländifche Landrecht dem 
Berpächter geftattet, den Pachtcontract vor der Zeit zu Findi- 
gen”), der Verkauf des Guted nicht genannt ift, fo nimmt die 
efthländifche Praris an, daß durch foldyen Verkauf das Verhält: 
niß des Arendatord wider deſſen Willen nicht alterirt werben 
dürfe, und geftattet eine Ausnahme nur für den Fall eines un- 
freiwilligen Verkaufs des Gutes, namentlich wenn der Verpächter 


i) Livlaͤnd. BV. 6.481. Vergl. audy das efthl. BGB. $. 194 und 
v. Madai ©. 154. 

k) Eſthlaͤnd. R. u. ER. IV, 16,4. v. Mabai ©. 55 fgg., 62 fgg. 

1) Bergl. die livländifche BB. $. 482 P. 3. " 

m) ©. 9. Nielfen, über den Gemeinfprud: „Kauf bricht Heuer“ 
in v, Bröder’s Jahrbuch für Rechtägel, Bd. I. ©. 54 fg. 

n) Efthländ. R, u. ER, a. a, D. Art.9. ©. oben im Text Nr. 3. 
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in Concurs gerathen oder wenn er feinen Sahlungsverbindlichkei- 
ten gegen die Greditcaffe nicht nachgefommen ift’). Ebendaher 
wird angenommen, daß auch der Arendator fich der Fortfegung 
des Arendecontracts, bloß aus dem Grunde, weil der Verpächter 
das Gut verkauft oder anderweitig unter Lebenden oder auf den 
Todesfall veräußert, keinesweges entziehen darf). Diefe An- 
fichten fcheinen auch in der livlandifchen Praxis die vorherrfchen- 
den zu fein). 

6) Wohlerworbene wüfte Ländereien dürfen, Behufs der 
Anlegung von Fabriken und Werkftätten auf benfelben, auf 30 
Sahre verpachtet werden"). 

7) Die Caution, welche von dem Arendator dem Berpächter 
beftelt zu werden pfleget, ift nach den Grundfägen vom Depofi- 
tum zu beurtheilen®). 


0) dv, Madai (a. a. O. S. 130) nimmt dagegen an, daß weil die 
Verfaffer des R.u. ER. (IV, 16, 1) den Mebergang des Pachtvertrages 
auf die Univerfalerben ausbrüdlich aus dem römischen Rechte herleiten, fie 
auch im Sinne deffelben die Uebertragung auf Singularfuecefloren verwars 
fen. Allein es dürfte wohl richtiger fein, ben Grund der Nichtaufnahme 
des gemeinrechtlichen Satzes: Kauf bricht Miethe, in ber Unanmwendbarkeit 
beffelben in Efthland zu fuchen. 


p) Anderer Meinung ift auch hier v. Madai ©. 80 fgg. und 130. 


q) ©. dagegenv. Madai ©. 131fgg. Allein es ift ohne Zwei- 
fel die auch im Landrecht practifche Anficht, die fich ausgefprochen findet in 
der Kivländ. Bauerverordnung v. 3. 1819 $. 484 9. 2u. 3. ©. u. $. 227. 


r) Diefe Beftimmung des Allerh, beftät. RRG. vom 14, Octbr. (©. 
u. v. 27. Nov.) 1835 ift durch ben S. U. v, 12, Juni 1839 ausdrüdtich auch 
auf die Oftfeeprovingen ausgedehnt, dagegen die Frage über die Anwendbars 
keit. der Beftimmung bes ruffifchen Rechts, daß Arendecontracte über Land: 
güter nicht auf länger als zwölf Jahre abgefchloffen werben follen (Swob. 
der bürger!. Gefege Art, 1421) der Entfcheidung ber zweiten Abtheilung der 
Kaiferl, Sanzlei anheimgeftelft worben. 


s)©.v, Mapdai’s Obligationenreht ©. 1 fgg. 
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$. 220. (214.) 
2) Stadtrechte. Mietheontract uber ftädtifche Immobilien. , 


Dem rigifchen und lübifchen Stadtrechte gemeinschaftlich 
ift Die Beftimmung, daß der Miether eines Haufes, im Falle das 
Haus ohne feine Schuld abbrennt, ehe er ein halbes Jahr darin 
gewohnt, zur Zahlung des halbjährigen Miethfchillings, hat er 
ed aber über ein halbes Jahr bewohnt, zur Zahlung des ganzen 
Sahresmiethfchillings verpflichtet ift. Hatte er das Haus noch 
nicht bezogen, fo ift er zu feiner Zahlung verbunden”), Es 
hat mithin, da in den liv- und efthländifchen Städten herkoͤmm⸗ 
lich das Miethgeld für Häufer halbjährlich pränumerirt zu wer- 
den pflegt, der Vermiether dem Miether in ſolchem Falle nichts 
zu reflituiren. Auch darin flimmen beide Stadtrechte mit einan, 
der überein, daß der Miethcontract nicht ſchon durch den Ablauf 
der verabredeten Miethzeit aufgehoben wird; vielmehr kann der 
Miether nicht anders zur Räumung einer Wohnung gezwungen 
werben, als nach vorausgegangener halbjähriger”) Kündigung 
von Seiten des Vermietherd‘). Ebenfo nimmt die Praris an, 
daß der Miether berechtigt if, den Miethcontract durch organ 
gige halbjährige Kündigung aufzuheben. Durch diefe Grund: 
füge muß eine ftillfchweigende Relocation — deren Dauer von 
der beiden Theilen zuftehenden Kündigung abhängt — als gefeg- 
lich begründet angenommen werden‘). Dagegen darf vor Ab: 
lauf der verabredeten Miethzeit der Contract von beiden Theilen 





a) Rig. StR. III, 12, 1. ib. SR. 1, 8, 1. 


b) Bei Kellern und Buben findet fich im luͤbiſchen Recht III, 8, 2 
eine Kündigungsfrift von nur einem Wierteljahre angeordnet. 


c) Rig. StR. IL, 12, 2, Lüb. StR. II, 8,2, 
d) Vergl. überhaupt v. Madai’s Obligationenrecht S. 57 fgg., 65 
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nur aus gefeglichen Gründen gehoben werden. Als folchen führt 
das lübifche Recht namentlich den Fall auf, wenn der Miether 
unzüchtig und unredlich Haus hält oder unzüchtige und unred—⸗ 
liche Leute hegt, indem alddann der Miether mit gerichtlicher Er: 
laubniß „bei fcheinender Sonne” zum Haufe hinaus gewiefen 
werden darf°). 


Nach dem lübifchen Recht hat der Wermiether wegen des 
ruͤckſtaͤndigen Miethgeldes das Recht auf die promptefte Erecu: 
tion, und, falls der Miether weichhaft geworden, wegen der leß: 
ten Sahresmiethe ein vor allen privilegirted ftilfchweigendes 
Pfandrecht in den invectis et illatis des Miethers‘), felbft in den 
von dem Miether etwa zum Berarbeiten erhaltenen fremden 
Sachen, in diefen jedoch nur fo weit, ald der Macherlohn reicht ®). 


Das rigifche Stadtrecht beftätigt den Grundfag: „Kauf 
bricht Miethe”, verpflichtet aber zugleich den Vermiether, dem 
Miether, der vor Ablauf des Miethcontracts aus diefem Grunde 


e) Lüb. SER, a. a. O. 

f) Luͤb. SER. TI, 8, 14: „Welcher ein Hauß, Garten, ober fonften 
liegende Gründe hüret, der foll feine Hüre ober Mietgelt zu rechter Zeit ge: 
ben, klaget der Vermieter darüber, fo ift er alfofort bald in zweyen Tagen 
zu zahlen fchuldig, würde er aber etwas an Hüre bahr haben, alfo daß er 
zu dem übrigen fo eylend nicht gerathen Eann, fo werden ihm billich aus 

' Mitleyden 14 Zage gegönnet, were er nun ohne feines Haußherrn willen 
heimlich ausgefahren, und die Hüre nicht bezahlt, fo muß er auff Klage 
des Haufberen, alsbald diefen oder auff folgenden Zag zahlen, und wettet 
60 Schilling, iftes mit feines Haußherrn Wiffen und Willen gefchehen, fo 
hat er abermals Friſt 14 Tage, were er auch heimlicher Weife aus der Stadt 
gewichen, fo ift der Haußherr zu feinem im Haufe hinterlaffenen Gute, mit 
einem Jahr Huͤre der nehefte, für allen andern Gläubigern. Vergl. auch 
oben $. 172, und rigifchese SER. B. III. Zit.10 Nr, 7, oben $. 171 
Anm.k. v. Madai a. a. O. S. 184 fgg. 

g) Daſ. Art. 16. Vergl. oben $, 139. 
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weichen muß, allen dadurch erlittenen Schaden zu erſetzen ®). 
Damit flimmt auch der Gerichtöbrauch in Reval überein‘). 


Wiewohl die Stadtrechte über die Sublocation feine aus: 
druͤckliche Beftimmung enthalten, fo ift doch dad gemeinrechtlich 
dem Miether darauf zuftehende Recht nicht recipirt; vielmehr ift 
fie auch nach der fladtrechtlichen Prarid ohne Genehmigung des 
Vermiethers unftatthaft). ine Ausnahme macht das lübifche 
Recht in Betreff gemietheter Schiffe; dieſe darf der Miether für 
die Dauer der Miethzeit weiter vermiethen'). . 


$. 221. (215.) 
vn. Schenkung. 


Die Schenkung, Gabe, wird ganz nach den Grund— 
ſaͤtzen des gemeinen Rechts beurtheilt, außer daß die Beſchraͤn— 
kungen des Eigenthuͤmers in der Dispoſition uͤber Erbguͤter, und 
in Eſthland über ererbtes Vermögen überhaupt, auch hier gelten ®). 
Auch bedürfen alle Schenkungen von Immobilien, gleich anderen 
Beräußerungen derfelben, der gerichtlichen Beftätigung und refp. 





h) Rig. SER. III, 12, 2. 


i) ®ergl. Mevius ad ius Lub, III, 8, 2No. 21 sgg. UM. 
it Stein Abhandl. bes luͤb. R. Bd. IH. ©. 184 Anm. *). Ueber bas 
ältere Iübifche Recht f. v. Bunge’s Quellen bes Revaler Rechts. Bd. I. 
©. 113 Art. 367, | 


) Bergl. dagegen v. Madai ©. 140 und 152 fa. 
‚» Luͤb. SIR. B. V, Tit. 4 Art, 2, 


a) Darauf beziehen fich auch die meiften Beftimmungen, weiche, in den 
Stabtrechten unter befondern, de donationibus überfchriebenen Titeln (tie 
gifhes StR. B. 111. Zit, 16. Luͤb. SR. V. J. Tit. 9) vorkommen. ©. 
überhaupt oben. $. 91 fgg. und unten im ten Buche. 

I. 33 
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gerichtlichen Auflaffung?). Ueberdies enthält das livlaͤndiſche 
Landrecht°) über Schenkung unter Lebenden noch folgende Be 
flimmungen: | 

1) Iſt eine Sache Mehreren gefchenkt worden, fo fchließt 
die frühere Schenkung die fpäteren aus, es fei denn, daß bie fruͤ⸗ 
here bedingt oder nur temporell gefchehen wäre, in welchem Fall 
die fpätere unter Umftänden gültig werden kann ®). 

2) Was derjenige, der fein Wermögen feinen Gläubigern 
abgetreten, gefchenkt erhält, muß er, im Sal fein früheres Ver: 
mögen zur Befriedigung der Gläubiger nicht hinreichte, gleichfalls 
hingeben, falls es ein unbedingtes Geſchenk gewefen; war aber 
der Schenkung eine gewiffe Bedingung hinzugefügt, fo muß bie 
Beftimmung des Schenfenden erfüllt werden, und hat Fein Gläu: 
biger ein Recht auf dad Geſchenk. Es fteht vielmehr dem Geber 
die Befugniß zu, in folchem Falle die wider ihren Zweck verwen: 
bete Schenkung zu widerrufen‘). 





b) ©. oben 8.121 fgg. Daß die gemeinrechtlich angeordnete In- 
finuation der Schenkungen über 500 Solidi im Sand: und Stadtrecht un: 
practifch ift, ift bereits oben $. 205 angegeben worben. 

c) Das efthländifche Landrecht enthält über die Schenkung gar keine 
Beftimmungen, wiewohl man im dritten Buche des R. und LR. nach deffen 
Ueberſchrift: „Von Zeftamenten, Legaten oder Gefchäften, Erbfchaften 
und Erbgang, Donationen und Gefhenten“, über die letzteren 
einen befonderen Zitel erwarten follte, 

d) Königl, Refolution vom 13. Auguft 1631 $. 13. Diefe Be: 
ftimmung fcheint fi zwar zunächft auf die Allerhöchfte Verleihung von 
Gütern zu beziehen, ift aber in ihrer ganz allgemeinen Faſſung wohl aud) 
allgemein anzuwenden. 

e) König. ſchwed. Refolution vom 18. Mai 1687. Art. u. $.3: 
„Kommt aber diefe Wermehrung (des gemeinfchuldnerifchen Vermögens) 
von Gefchen? und Gaben, und bie Gabe ganz unbebinglich unter bes Des 
bitoren freyer Difpofition beruhet, fo wird felbige als andere feine Hab⸗ 
jeligkeit angefehen. Iſt aber das Geſchenk und Gabe unter gewiſſem Be- 
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3) Der en iſt zu Peiner Gewährsleiftung ver: 
pflichtet‘). 


4) Der Erbe haftet nur in fo weit für die Schenkung, als 
fich die gefchenfte Sache in dem Nachlaß vorfindet®). 


5) Evangelifch -Iutherifchen Kirchen gefchenfte Gapitalien 
bis zum Betrage von 300 Rbl. S. M., fo wie Sachen, die bie: 
fen Werth nicht überfteigen, dürfen nach dem Reichsrecht von 
ben Kirchenvorftchern, ohne befondere Genehmigung ber Vorgeſetz⸗ 
ten, angenommen werben; bie Oberfirchenvorfteherämter, Stadt: 
kirchenraͤthe, Kirchencollegien oder Gonvente und die ihnen gleich. 
gefteten Behörden haben das Recht, Schenkungen bis zum 
Belaufe von 1500 Rbl. anzunehmen; zur Annahme einer Schen. 
fung von höherem Werth ift die Beftätigung des Generalcon- 
ſiſtoriums erforderlich, und wenn diefelbe die Summe von 3000 
Rbl. überfteigt, fo muß durch das Minifterium des Innern bie 
Allerhoͤchſte Genehmigung eingeholt werden. Iſt der Schenkung 
eine Bedingung hinzugefügt, fo wird in jedem Falle durch das 
Generalconfiftorium dem Minifterium des Innern darüber vor« 
geftelt. Kann die Bedingung nicht angenommen werden, fo 
wird dad Geſchenk dem Schenkgeber oder deſſen gefeßlichen Erben 
zurüdigegeben®). 





"ding gegeben, fo muß bes Gebers Willen und gemachter Verfügung nach— 
gelebt werben, und alsdann Fein Greditor wider beffen Difpofition und er- 
Eldrten Willen bie Macht haben, eine folhe Gabe anzugreifen, weiln ein 
Geber auch fonft, Rechten nach, in gewiffen Fällen feine Gabe wieder zu: 
ruͤcknehmen kann.“ 

f) Lioländ. NR, * 169 a. E. 

g) Daſ. Cap. 47. 


bh) Allerh. beſtaͤt. Kicchengefeg v. 28. Decbr. 1832 $, 464. 
33 * 
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$. 222. (216.) 
Vin. Geſellſchaftsvertrag. 


Ueber dieſen Vertrag finden ſich im livlaͤndiſchen Land- und 
Stadtrecht gar Feine Beſtimmungen“), und was das eſthlaͤndi— 
fche Ritter und andrecht?) darüber enthält, ift ganz aus dem 
römifchen Rechte: entlehnt, und nur in ‚Beziehung auf die eine 
Rechtöfrage findet fich eine Abweichung: in wie weit namlich der 
Gefellfchaftövertrag durch den Tod eines der Gefellfchafter auf 
höre? Darnach follen zwar die Erben des verftorbenen Socius, 
wie nach römifchem Recht, nicht zur Fortfegung der. Sorietät 
mit den übrigen Gefefchaftern wider ihren Willen gezwungen 
werben, mit Ausnahme jedoch des Falles, wenn bei der Einge: 
hung des Vertrages der Webergang beffelben auf die Erben aus: 
druͤcklich verabredet worden"), eine Verabredung, welche nach 
roͤmiſchem Recht unzuläffig iſt ). | 

Im lübifchen Stadtrecht ift die im gemeinen Recht ſtreitige 
Srage, in wiefern bei einer. Societät, wo ber eine bloß Geld her- 


a) Denn mas in den livländifchen Rechtsquellen über Gemeinfchaft 
unter Erben, bdesgleichen unter Ehegatten vorkommt, gehört nicht bier: 
ber; und ebenfowenig dasjenige, was über Gemeindegüter und Marken 
(4. B. RR. Cap. 94, 95. ©. oben $. 97) in dem livländifchen Landrecht 
enthalten ift. Die einzige Beftimmung, welche man als hierher gehörig 
anfehen kann, ift die der königl. Teſtamentsſtadga vom3. Juli 1686 $.6:. 
„Was — Perfonen — die in Gefellfchaft ftehen, abfonberlich weggeben, 
muß gerechnet und genommen werden von deſſen Antheil, der es weggiebt, 
dem andern — Gefellfchafter unvorgreiflich.“ ©. unten $. 386. 

b) B. IV. Zit. 20. Auch bier ift übrigens Mehreres, was ins Erb: 
recht gehört, hineingezogen, z. B. Art. 7 und8. S. unten $. 413. 

c) R. undER. a.a.D. Art. 5. Zwar wird als Beleg für biefe 
Beftimmung fr. 65 $.9 D. pro socio (17, 2) angeführt, wo aber tiefe 
Ausnahme keineswegs gemacht wird. 

d) Fr. 35, 59,52 $.9 D. pro socio (17, 2). 
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Schießt, der Andere nur Arbeiten verrichtet, dad Geld gemein: 
fchaftlich werde oder nicht, — verneinend entfchieden. Bei ber 
Aufhebung einer folchen Gefellfchaft ſoll nämlich derjenige, der 
ein Capital hergegeben, diefed zuvor. wegnehmen, und beide fich 
nur in den, Gewinn theilen;, falls-aber fein Gewinn vorhanden, 
wird angenommen, daß derjenige, der die Dienfte zu leiften ge: 
habt, folches unentgeltlich gethan, denn am Capital erhält er 
keinen Antheil“). Was das Lübifche Recht ſonſt über. dieſen 
Contract enthält, flimmt mit dem römifchen Recht überein‘). 


$. 223. (217.) 
IX. Spiel und Wette, 


Das efthiändifche Ritter: und Landrecht modificirt in Be; 
ziehung auf das Spiel ausdrüdlich die Beftimmungen des ro: 
mifchen und des älteren deutſchen Rechts, als unpractifch, und 
geftattet die Wiederforderung des Verfpielten von dem Geminner 
nur dann, wenn 1) die verfpielte Summe im Verhältniß zu dem 
Bermögen des Berfpielenden allzu übermäßig ift, worüber die 
Entfcheidung in jedem einzelnen Fall dem richterlichen Ermeffen 
anheimgeftelt ift; 2) wenn derjenige, welcher gewonnen, mit 





e) Lüb. StR. IN, 9,1. 

f) Daf, Art. 5: „Wollen etliche mit einander eine gemeine Gefells 
haft aller Güter anrichten, die mögen wol zufehen, mit weme fie die: 
felbe anftellen, dann was der eine kauft, muß der andere bezahlen, fo fern 
fein Gut reichet. Solche Gefellfhaft geht Uber Vater, Mutter, Bruder 
und Schwefter Gemeinfchaft. Dann ein Gefell mag wol zu bes andern 
Kaften gehen, Gelt und Gut darauf nehmen; das mögen aber Water und 
Mutter, Brüder und Schweftern nicht thun, es were denn, baß bie Gefells 
Ichafter ein anders bebinget, vorbriefft oder verfiegelt, benn darnach müffen 
fie fih alsdann richten.” Die Beftimmung des Art. 2 ift antiquirt, und 
was im Art. 3 und 4 angegeben ift, gehört ins Erbrecht. S. unten $. 437. 
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falfcher Münze oder fonft betrieglich gefpielt, und 3) wenn der⸗ 
jenige, ber verfpielt, unminbig ober „eine gar einfältige Per- 
fon” iſt). Verſpielt ein Dienftbote feines Herrn Gut, fo kann 
leßterer ed von demjenigen, der ed gewonnen, ohne Weiteres wie: 
derforderen®). Diefe letztere Beftimmung enthält auch das liv⸗ 
ländifche Landrecht“); deögleichen befreien beide Landrechte den 
Erben von ber Bezahlung der Spielfchulden des Erblaſſers ®). 
Ueberhaupt ift nach der Praris keine Spielfchuld klagbar“), und 
allgemein geltende ruſſiſche Reichögefege enthalten firenge Ber 
bote aller eigentlichen Hazardfpiele). Dagegen erkennt das efth: 
ländifche Ritter» und Landrecht den Vertrag, durch welchen ein 
heil dem Spiel entfagt, und fich zugleich gegen einen Anderen 
verpflichtet, dieſem für jeden Fall, daß er dennoch fpielen würde, 
eine namhafte Summe zu leiften, für vollfommen verbindlich 
und Flagbar®). 


Wetten werden im efthländifchen Recht flr verbindlich und 
klagbar erflärt, wenn fie nicht einen unehrlichen oder verbotenen 
Gegenftand betreffen, und der Betrag mit dem Vermögen bed 


— 





a) Eſthlaͤnd. R. und ER. IV, 10, 1. 

b) Daf. Art. 2. 

ec) Livländ, RR. Cap. 193. 

d) Livländ. RR. Cap. 13. Eſthlaͤnd. R. und ER. III, 12, 4. 

e) Vergl. die Publicationen des dörptfchen Rathes vom 15. Decems 
ber 1760 und 20. April 1765. Eben darnach foll Niemand zum Behuf 
des Spielens etwas darleihen, bei Verluft des Darlehns. Diefe Beftimmung 
enthält übrigens auch das ruffifche Recht. Swod der bürgerlichen Gefege 
(Bd. X.) Art, 1732. 

f) Swod der Gef. Über Vorbeugung der Verbrechen (Bd. XIV.) 
Art, 383. Strafgeſetzbuch v. 15. Auguft 1845 Art. 1274 fgg. Vergl. 
auch die rigifchen willfürlichen Gefege Zit. 108.8. Liv. BV. $. 579, 

g) R. u. R. IV, 10, 3. 
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Wettenden nicht in Mißverhältniß fteht, worüber die Entſchei⸗ 
dung dem richterlichen Ermeſſen anheimgeftellt ift®). | 

+ Die polizeilichen Borfchriften des ruſſiſchen Rechts wie über 
Spiel überhaupt, fo auch über Lotterien, Verlooſungen ꝛc.), 
find auch in Liv- und Efthland gültig"). 


$. 224. (218.) 
X. Bürgfchaft, 


Der Ausdrud Bürgfhaft wird in den Quellen bes 
Provincialrecht3 gewöhnlich in einem weiteren Sinne, und als 
gleichbedeutend mit Gaution, für jede Sicherheitäleiftung ges 
braucht, und beziehen fich die meiften Beftimmungen, welche darü- 
ber vorfommen, weniger auf den Buͤrgſchaftsvertrag, als viel- 
mehr auf die fogenannte gerichtliche Bürgfchaft oder Gaution, zu 
deren Beftellung die Parteien unter gewiffen Umftänden verpflichtet 
find). Dahin gehört auch das Meifte davon, was in dem ri- 
gifchen) und luͤbiſchen Stadtrecht”) unter befonderen „von der 
Bürgfchaft” uͤberſchriebenen Titeln enthalten iſt. Nur das eſth— 
ländifche Ritter» und Landrecht ) behandelt auch diefen Vertrag 
ausführlicher, fchöpft jedoch — mit nur fehr wenigen Abweichun⸗ 
gen — ganz aus dem römifchen Recht. Was in den übrigen 


h) Daf. Art. 4. 

i) Swod der Gefege über Vorbeugung‘ der Werbrechen (Bd. XIV.) 
Art. 3834402. Strafgeſetzbuch v. 3. 1845 a. a. O. 

k) ©. überhaupt E. &. Sonntag's Polizei für Livland S. 118 
fog., 267 fgg. 

a) ©. oben $. 215 Anm. d. 

b) 8. III. Tit. 14, 

ec) B. II Tit. 5. 

d) 8. IV. zit. 8. 
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Rechtsquellen über den eigentlichen Bürgichaftövertrag ‚enthalten 
ift, ſtimmt auch meift mit dem römifchen Recht überein, welches 
daher überhaupt hier ald Entfcheidungsnorm gilt. Es find nur 
folgende Eigenthümlichkeiten zu bemerken: y% 


1) Nach dem liv- und efthländifchen Landrecht wird von 
demjenigen, ber fih als Selbftfhuldner verbürgt, ange 
nommen, daß er auf dad beneficium excussionis verzichtet habe, 
auf welches fonft jeder. Bürge Anfpruch hat). 


2) Nach den Stadtrechten fält da3 beneficium divisionis 
weg, wenn mehrere Bürgen fi) ausdruͤcklich „Einer für Alle” 
verpflichtet haben"). a 


. 3) Nach dem Lübifchen Recht haftet der Bürge bloß für die 
Hauptfchuld, nicht aber für den Schaden, zu deſſen Erfag etwa 
der Hauptfchuldner aus demfelben Nechtögefchäft verbunden 
wird). Auch das efthlandifche Ritter» und Landrecht verpflich» 
tet zur Zahlung von Zinfen, Schäden und Koften nur denjeni- 
gen Bürgen, der ed ausdruͤcklich übernommen, fonft fol er nur. 


e) Königl. Erecutionsverordnung vom 10. Juli 1669 $. 20. Vergl. 
auch Zönigl, Erklärung vom 28. Mai 1687 Art. II. $. 1 und Not. c 
pag. 306 &£. Daß ein folcher „Selbſtſchuldner“ in Livland auch „expro⸗ 
mifforifcher Cavent genannt zu werben pflegt (vergl. Nielfen’s Pro— 
ceßform $. 424), darf nicht dazu verleiten, hier eine Erpromiffion im 
Sinne des römifchen Rechts anzunehmen. 


f) Rig. StR. IIT, 14, 6. Cüb. StR. III, 5, 2. 


g) Luͤb. StR, II, 5, 1: „Wird einer zum Bürgen geſetzt vor 
Schuld auff gewiſſe Zeit, der Bürge muß auf den Fall der Nichthaltung 
die Schuld bezahlen, Für den Schaden aber darff er nicht antworten, fon: 
dern der Principal muß denfelben gelten und richtig machen, Es were benn 
ein anders außdruͤcklichen pacifeirt und bedingt.” S. v. Madai in ben 
Erörterungen Bd, III. ©, 58 fg. 
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für das Capital haften”); und damit ſtimmt auch die Praxis in 
Livland uͤberein ’). 

4) Nach eſthlaͤndiſchem — geht ber Bürge, wenn er. 
die Bürgfchaft ableugnet, nicht bloß, wie nach roͤmiſchem Recht‘), 
des beneficii divisionis, fondern aller ben Bürgen verliehenen. 
Rechtöwohlthaten verluftig, und verfällt überdies in eine arbi⸗ 
träre Strafe!). 


5) Ueber die Dauer der Bürgfchaft enthält das efthländifche 
Landrecht ”) zwar eigenthümliche Beflimmungen, welche aber, 
aus Mißverftändnig und durch unvollfländige Benutzung der 
Duelle”), mit einander in unauflöslihem Widerfpruch ftehen, 
und eben daher in der Anwendung fchwierig find). 





h) Eſthl. R.u.2R.B. IV. Tit.8 Art. 4 v. Madai a. a. O. 
S. 56 fe. 

i) Vergl. v. Madai S. 59 fg. 

k) Fr. 10 $. 1 D.de fideiussor. (46, I), 

1) Eſthl. R. u. ER, 8. IV, 8it,8 At 13. v. Madai in 
Kichter’s crit. Jahrbb. f. Rechtswiffenfchaft. Jahrg. 5. ©. 849 fo. 

m) B. IV. Zit. 8 rt. 6: „Ein Bürge, welcher der Bezahlung 
halber gelobet, wird insgemein nicht entfreiet, obgleich nach Verlauf der 
zur Bezahlung beftimmten Zeit der Gläubiger, ohne des Bürgen Bor: 
wiffen, dem Prineipalfchuldner weitere Krift zur Bezahlung gegeben hätte; 
jedoch daß folches mit Vorwiffen des Bürgen gefchehe.” Art. 7; „Dat 
aber der Bürge für einen Contract, welcher auf eine benannte Zeit von 
Sahren gerichtet und gefchloffen worden, gelobet; oder in feiner Verpflich- 
tung ausdrüdlich bebinget, daß er nach Ausgang einer gewiffen Zeit ferner 
nicht haften noch Bürge fein wolle, und der Gläubiger giebt dem Princi: 
pal ferner Dilation, darin ber Bürge nicht gewilliget, fo iſt der Bürge 
weiter nicht, als für die verfloffene Zeit, fo lange er gelobet, gehalten, mag 
aber :wegen der ohne fein Vorwiſſen oder Einwilligung — laͤnge⸗ 
ren Dilation nicht beſprochen werden.“ 

n) Quelle ſind nämlich bie fächfifchen Conſtitutionen v. J. 1572. 
P, II, Const. 19, Vergl. Carpzov's Definitiönen zu diefer Stelle. 

0) ©. darüber v. Madai ‚in den rl Bd. II ©. 
62 —79. | 
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6). Bon der Berjähtung der Klage gegen denjenigen, der fich 
wegen eined Brautfchages verbürgt hat, ift bereit früher die 
Rede geweien?). 

7) Daraus, daß in dem neueren Provincialrecht die beflän- 
dige Gefchlechtstutel aufgehoben worden), Fanrı nicht gefolgert 
werben, daß die Rechtswohlthat des SCtum Velleianum zugleich 
aufgehoben ſei. Vielmehr wird diefelbe in der Praris ald an- 
wendbat anerkannt”), und das Lübifche Recht Läßt fie nur bei der 
Kauffrau wegfallen‘), bdeögleichen. in dem Fall, wenn auf bie: 
felbe ausbrüdlich verzichtet wird, ohne jedoch eidliche Beſtaͤrkung 
des Verzichts zu verlangen ” 


Vierter Titel. 
Bon den Verträgen der Bauern. 


$. 225. (219.) 
I. Bon den Verträgen ber Bauern überhaupt. 


Der liv⸗ und efthländifche Bauer hat das Recht, mit Jeder⸗ 
mann Verträge aller Art einzugehen, welche den feinem Stande 


—. 





p) S. oben 6.201 Anm. h. 

g) N. U. vom 22, December 1785. S. oben $. 44. 

r). 8. jeboh Rielfen a. a. O. $. 857. 

s) I, 5, 75 I, 10, 1: „So mag aud eine Frau höher Bürge 
werben, ohne Willen der Vormuͤnder, bann vor brittehalb Pfennig außer: 
. halb derer, welche Kauffmanfhafft, Handel und Wandel treiben, was bie: 
felben geloben, das muͤſſen fie gelten und bezahlen,‘ 

t) 1,5, 70. & Vergl. überhaupt Heife und Eropp, jurifti- 
fche Abhandlungen Bd. I. Nr. X, ©. 144 fog. 
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ertheilten Rechten nicht zumwiberlaufen®), und werden alle von 
ihm eingegangenen Verträge ſowohl über perfönliche Leiſtungen, 
als Über Realverbinblichkeiten nach den über jeden einzelnen Ber: 
trag beftehenden Lanbrechten beurtheilt, foweit die befonderen 
Bauerrechte nicht zureichen®). Hiernach hat der Bauer die Be: 
fugniß, in gefeglicher Form Dienft:, Pacht: und Miethcon: 
tracte zu fchliegen, Vollmachten auszuftellen und zu übernehmen, 
Bürgfchaft zu leiſten oder fich Leiften zu laffen, zu Faufen oder zu 
verkaufen, zu leihen ober zu borgen, zu taufchen, zu pfänben oder 
zu verpfänden, fo wie auch mit Andern fich zu jeder erlaubten 
Unternehmung zu vereinigen, und überhaupt jede erlaubte Art 
von Berbindlichfeiten zu übernehmen oder einen Andern gegen fich 
übernehmen zu laffen®). In Erwägung deſſen, daß der Bauer, 
ald Adersmann, in zweierlei ihm befonders eigenthümlichen Ber: 
hältniffen — des Bauerwirthes oder Pächter und des Dienft: 
boten — fich befindet“), find über die beiden diefen Verhältniffen 
zum Grunde liegenden Arten von Verträgen, den Pacht- und 
Dienftcontract, ausführlichere Beftimmungen in die Bauergeſetze 
aufgenommen®). 


Zur Gültigkeit einiger Verträge ift in Livland deren Eintra: 
gung in dad Contracten- ober Hypothekenbuch erfor: 





a) Eivländ. Bauerverordnung von 1819 $. 53. Eſthl. Bauergeſetz 
bud von 1816 $. 8, 9, 176. Ueber das Verbot von Verträgen, durch 
welche die perfönliche Freiheit aufgegeben wird, f. oben $. 52. Der efth- 
laͤndiſche Bauer darf, fo Lange er noch landpflichtig ift (f. oben 8. 70), 
feine dem entgegenftehende Verträge abfchließen (eſthl. BEB. $. 586), 

b) Livlaͤnd. BB. $. 445. Efthländ. BGB. $. 177. 

c) Livlaͤnd. BB. $. 446. Eſthlaͤnd. BGB. $. 178. 

a) Vergl. oben $. 68. 

0) &oländ, BB, 5.447. Efthländ. BGB. $. 179. 
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derlich, welches ‚bei jedem Kirchpieldgerichte geführt wird, wel: 
cher Eintragung bie Beprüfung. des Vertrages burch die Behörbe. 
in Beziehung. auf die Gefeblichkeit des Inhalts. vorausgehen 
muß‘). ‚Im Uebrigen können ber Regel nach alle Verträge fo: 
wohl mündlich, als fchriftlich abgefchloffen werbden®). . Bon ber 
Erlegung von Pofchlinen find in Liv- und Efthland bie 
Bauern ebenfowohl befreit, ald von dem Gebrauche.dbed Stem⸗ 
pelpapiers bei ſchriftlicher Abfaffung der Verträge"): 

Vertraͤge, welche mit Unmuͤndigen, verheiratheten Weibern und 
unabgetheilten Kindern, ohne Wiſſen und Einwilligung der Bor: 
minder, Ehemänner und Eltern abgefchloffen find , werben. in 
der. livländifchen Bauerverordnung für ungültig erklaͤrt). 


$. 226. (220.) | 
U. Bon dem Pachteontract®) ; 1) Form des Pachtcontractes, 


Der liv- und efthländifche Bauer ift berechfigt, ein ihm 
eigenthümlich gehöriges Grundftüd_einem Andern, wes Standes 


f) Livl. BV. 5.170 9.5. 8.480, 481. Ergänz. Beftimmungen 
v. J. 1846 5.61. S. auch unten $. 226. 

g) Vergl. livlaͤnd. BB, $. 480. Eſthlaͤnd. BGB. $. 195. 

h) Liolaͤnd. BV. $. 62. Ergaͤnz. Beftimm. $. 3 Anm, 1. Eſth— 
land, BGB. Einl. q. X und XI. Allerhoͤchſt beſtaͤtigtes Reichsraths⸗ 
gutachten vom 23. Juni 1823 und vom 4. October 1832 Art. 1 P. 1 und 
3. In dem Smwob der Gefege über Pofchlinen (Bd, V.) Art. 357 ift 
der Befreiung der efthländifchen Bauern von den Krepoftpofchlinen nicht 
gedacht, S. oben $. 70 und 126 und überhaupt E. Wegener, das 
ruſſiſche Stempelpapier ©. 113 fgg., befonderse Anm. 31—33 und 36. 

i) Livlaͤnd. BV. $. 580 und 581. 


a) Inden Pachtverhättniffen dev Livländifchen Bauen find in neue 
ver Beit mehrere, nicht unmefentliche Veränderungen vorgegangen. In 
Beranlaffung defjen, daß, mit wenigen Ausnahmen, die Pacht von Geiten 
der Bauern auch nach dem 3.1819 durch Frohnen und Naturalzinſen ent: 
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er fei, auf beliebige Zeit und Bedingungen in Pacht zu geben, 
fo wie, mit Ausnahme von Krons- und adeligen Landgütern®), 
Grundftüce jeder Art in Pacht zu nehmen‘). Nur darf in Liv: 
land die Pacht von Grundftüden, welche zu Gütern bed imma; 
triculirten livländifchen Adels gehören, bei Strafe der Nichtigkeit, 
nicht über die Dauer von funfzig Jahren hinaus fich erftredien 9). 
Der Pachtvertrag kann ſowohl fchriftlich -ald mündlich abgefchlof: 
fen werben. Im erfteren Falle ift in Livland eine Abfchrift 
deſſelben bei dem Kirchfpielögerichte beizubringen, im letzteren 
aber ein Protocol über die Abmachung aufzunehmen, Beides 
zum Behuf der Eintragung in dad Gontractenbuch, ohne welche 
fein Pachkcontract von verbindender Kraft ift. Die Eintragung 


richtet zu werden pflegte, wurden durch den Allerhöchft beftätigten Beſchluß 
des Livländifchen Kandtages vom 3. 1842 die Beftimmungen der alten 
Bauerverordnung vom 3, 1804 nebft deren Bufägen von’ 1809 (f. oben 
$. 22 Anm. a) über Srohnleiftungen wieder vollftändig ins Leben gerufen 
und in einigen Beziehungen ergänzt. Allein ſchon zwei Jahre fpäter 
wurde durch die gleichfalls auf einem Landtage befchloffenen, am 23. San, 
1845 Allerhöchft beftätigten fog. ergänzenden Beftimmungen zur livländ, 
Bauerverordnung von 1819 ein neuer Zuftand der Dinge angeordnet, Es 
wurden nämlich durch diefe ergänzenden Beftimmungen neue Regeln über 
Frohnpachteontracte, über Pachtcontracte auf Geld ober Naturalien, fo 
wie über Grbpachtverträge feftgeftellt, welche zwar die Grundlage des zur 
Zeit geltenden Rechts bilden, allein auch fchon einer völligen Reform ent: 
gegenfehen, welche gerade gegenwärtig (im Winter von 1846 auf 1847) 
vorbereitet wird. Unter ſolchen Umftänden erfcheint es keinesweges ange- 
meffen, die nur tranfitorifchen Beftimmungen vom 23, San. 1845 in das 
Syftem des heutigen Rechts aufzunehmen, und wird hier daher der Dar: 
ftelung des Pachtvertrages noch die Gefeggebung vom $. 1819 zum Grunde 
gelegt. ; 


b) Allerh. beftät. Reichsrathögutachten vom 1. Juni (&, u. v. 
28. Zuni) 1845. ©, oben $. 219. 


c) Livlaͤnd. BB. $. 479. Efthländ. BGB. $. 194. 
d) ol. BV. $. 479. 
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darf jedoch nicht eher geſchehen, als bis vom Richter bepruͤft wor⸗ 
ben ift, ob der Vertrag mit ben geſetzlichen Vorſchriften uͤberein⸗ 
ftimmt®), welche leßtere daher ben Pächtern jebesmal vorgelefen 
und gehörig erflärt werden müffen, und daß folches gefchehen, 
muß ausbrücklich verfchrieben werden‘). — In Efihland. wird 
der mündliche Pachtvertrag vor verſammeltem Gericht in Gegen: 
wart dreier Zeugen abgefchloffen und darüber ein Protocoll auf- 
genommen®); ber fchriftliche Contract: ift bei dem competenten 
Gericht vorzuzeigen, und in jenem, wie in. diefem Yalle wird der 
Gontract, nachdem beprüft worden, ob er alle gefeglichen. Erfor⸗ 
derniffe habe, gerichtlich. beftätigt. Ohnedies hat ver Contract 
keine bindende Kraft") und iſt nicht klagbar). — Ein Padıt: 
contract darf nicht beftätigt werden, wenn in demfelben nicht be: 
ftimmt ift: a) der Gegenftand, welcher dem Pächter zur Nugung 
übertragen wird, und welchen derſelbe in Hinficht feiner Lage, 
Größe und Graͤnzen in Gegenwart zweier, in Efthland dreier 
untabelhafter Zeugen (in Efthland aus der Claſſe der Gebietsäl: 
teften, Vorſteher oder Bevollmächtigten) in Augenfchein genoms 
men haben muß; b) die Art, wie der Pächter das ihm überlaffene 
Grundſtuͤck benugen darf; c) die Dauer der Verpachtung, welche 
jedoch in Livland jedesmal mit dem Georgentage, ald dem Schluß 
des sconomifchen Jahres ($. 219), ablaufen muß; d) der Zw 
ftand des Grundſtuͤcks und des Inventariums, damit beide, nad} 
Ablauf der Pachtjahre, in derfelben Güte und Anzahl, nach wel: 





e) Livlaͤnd. BV. $. 480, 481. Vergl. auch daf. $. 170 P. 5. 
f) Daf. $. 496 P. 4. 

ge) Eſthlaͤnd. BGB. $. 195. 

h) Daf. $. 196. 

i) Daf. $. 197, 
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cher fie empfangen worden, wieder abgegeben werben; e) die Art, 
das Maaß und die Zeit der Leiftungen und aller fonftigen Ver- 
pflichtungen, zu welchen der Pächter fich verbindlich macht *), wie 
auch die Zeit, zu welcher fie gefchehen follen; f) ob bei ber Ueber: 
nahme der Pacht von dem Pächter Gaution geftellt wird, welcher 
Art und von welchem Betrage; g) in Livland auch noch, ob der 
Verpächter oder ob der Pächter während der Dauer des Pacht: 
contractd den durch Zufall entftandenen Schaden zu tragen habe, 
wie und nach welchem Maapftabe'). 

Endlich verlangt das Tivländifche Bauerrecht, daß bei Ber: 
pachtungen publifer Grundftüde die Genehmigung des Domänen, 
hofes, fo wie bei Verpachtungen, welche Arendatoren privater 
Güter über dazu gehörige Grundflüde, oder Prediger über Paſto⸗ 
ratöländereien abfchließen, die Zuftimmung der Grundeigenthü- 
thuͤmer oder der Kirchfpieldeingepfarrten erfolgt fei, desgleichen⸗ 
wenn der Contract von einem Frauenzimmer abgefchloffen wird, 
daß deren Gurator davon Kenntniß nehme”). 


$. 227. (221.) 
2) Rechte und Pflichten des Pächters. 


Iſt in dem Pachtcontracte felbft nichtd genauer beftimmt, fo 
muß nach livländifchem Bauerrecht*),, der Pächter 1) alle öffent: 


k) Vergl. oben Anm. a. 

I) Livlaͤnd. BB. 5. 482,485, Efihländ. BGB. 5.198. v. Mas 
dai's Dbligationenrecht Lief. I. ©. 213, 

m) Bivländ. BB. 6.481. v. Madaia.ad, S. 14 

a) Das efthländifche Bauerrecht enthält über. die Verhaͤltniſſe aus 
dem Pachtvertrage Feine fo ausführlichen Beftimmungen, als das livländi- 
fhe. Wo jenes etwas Webereinftimmenbes ober — feſtfetzt, 
iſt dies in den Anmerkungen ſtets angegeben worden. 
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lihen eiftungen und Abgaben, welche, nach Verhaͤltniß zu der 
Gemeinde, feiner Perfon und dem gepachteten Grundftüde ob: 
liegen, für fich felbft, fo wie für feine Familie und fein Dienft: 
volk, erfüllen und bezahlen”). 2) Der Pächter Fann nicht ge- 
zwungen werden, das gepachtete Grundftüd vor Ablauf des Pacht: 
contractd abzugeben, wenn bad Gut, zu welchem das Grund: 
ſtuͤck gehört, durch Kauf, Tauſch, Legat oder Gefchen? in andere 
Hände übergehen folte‘). 3) Dagegen hat aber aud) der Pädh: 
ter nicht das Recht, vor Ablauf der Pachtzeit die Pachtftelle, 
wenn fie an einen andern Eigenthümer übergeht, aufzufagen, 
viel weniger fie zu verlaffen®). 4) Der Pächter muß ſich mit 
dem Ertrage der Aeder, Gärten und Wiefen, fo wie mit dem eige- 
nen Gebrauch der Weiden und des ihm etwa im Gontracte ange» 
wiefenen Brennholzes begnügen, und daher, ohne ded Verpaͤch— 
ters befondere Bewilligung, weder Rödung fchlagen, noch mehr 
ald dreimalige Nutzung von der gefchlagenen Rödung nehmen, 
dazu nur den 24ften Theil des Bufchlandes jährlich anwenden, 
Fein Küttis, als nur von Straud, machen, noch Bauholz fällen, 
noch Bienenftöde in die Bäume hauen, noch fich fonft einen 
Mißbrauch mit dem Walde erlauben; feinem Andern and oder 
fonftige Nußung in den von ihm befeffenen Gränzen einräumen, 
nicht Zorf ftechen, Kalkſteine oder andere Foffilien graben, auch 


— — — 


b) Livlaͤnd. BB. $. 484 P. 1l. In Eſthland liegt, wenn nicht etwas 
Anderes im Gontract beftimmt worden, die Reiftung der auf dem Grund- 
ftüde haftenden Verbindlichkeiten gegen die Krone oder das Gouvernement 
oder fonft einen Dritten, dem Eigenthümer des Grundes und Bodens ob, 
Efthländ. BGB. $. 10. 


c) Livländ, BB, 9.484 9.2. v. Mapdai’s Obligationenrecht 
tief. 1. ©. 134. | 


d) Livlaͤnd. BV. 5. 484 9.3. v. Madai a. a. O. 
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feine Rittergutsberechtigungen, als Fifcherei, Jagd, Mühlen, 
Schenkerei ıc. fih anmaßen‘). 5) Er darf fein Holz, Lang: 
firoh oder Futter verfaufen). 6) Er muß die Pachtftelle immer 
in gutem Zuftande erhalten, die Felder wohl bearbeitet, die Heu- 
Tchläge gereinigt, die Zäune und Gebäude in gutem, brauchbarem 
Zuftande, und vorhandene Gärten wohl confervirt®). 7) Wenn 
dem Pächter die Pachtftelle aufgefagt worden, muß er am Iften 
Februar vor Ablauf des Pachtjahres die Hälfte der Wohnung 
und der Öconomifchen Gebäude räumen®). 8) Ohne Einwilli: 
gung des Verpächterd darf ber Pächter die Pachtftelle einem 
Dritten weder weiter verpachten, noch zur Difpofition abgeben‘). 
9) Wegen unbeftrittener oder von dem Kirchfpielögerichte provi: 
forifch zuerfannter Forderungen bes Pächterd an den Verpächter 
aus dem Pachtcontracte ift jener befugt, bis zu erfolgter Befriedi- 
gung ober genügender Bürgfchaftleiftung, die Abgabe der Pacht: 
ftelle zu verweigern"). 10) Die aus dem Pachtvertrage herrüh. 
renden Rüdftände muß der Pächter, auch nach Ablauf des Ver⸗ 
trages, mit geſetzlichen Renten bezahlen'). 





e) Daſ. P. 4. Vergl. oben $. 86 und 87. 

f) Livländ. BV. a. a. O. 9.5. 

g) Daſ. P.6. Vergl. auch $. 33. 

h) Livlaͤnd. BB. $. 484 9.7. 

i) Daf. 8.485. Damit ftimmt binfichtlich der Wiederverpachtung 
auch das efthländ. BGB. $. 200 überein. Vergl. v. Madai a. a. O. 
©. 145 u. 153, 

k) Livlaͤnd. BB. 5. 495. Ueber inftimmend ift bas efthländ. BGB. 
$. 208, 

I) Livlaͤnd. BB. 6. 494. Das efthländ. BGB. $. 207 beftimmt, 
daß ein Pächter, welcher feine Obliegenheiten nicht erfüllt hat, nach Abs 
Lauf der Pachtjahre, wenn er keine Bürgfchaft beitelen kann, als Dienftbote 
feine Schuld abarbeiten müffe. 
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$. 228. (222.) 
3) Rechte und Pflichten des Verpächters. 


Der Verpächter darf nach livländifhem Bauerrecht 1) den 
Pächter auf feine Weife in der contractmäßigen Benugung ber 
Pachtftelle ftören, fondern er muß ihn vielmehr gegen Beeinträch- 
tigungen, die er, der Pächter, nicht felbft abzumehren vermag, 
ſchuͤtzen). 2) Der VBerpächter muß dem Pächter die auf die Er: 
haltung der Pachtſtelle verwendeten nothwendigen Koften, des: 
gleichen die erweislichen Auslagen zu den mit feiner Genehmigung 
unternommenen Berbefferungen derfelben fo weit erftatten, als 
dadurch zur Zeit der Abgabe der nugbare Werth des Grundſtuͤcks 
erhöht zu fein befunden wird, jeboch nicht über den Betrag ein: 
jähriger Pachtleiftungen®). 3) Die Baumaterialien zu den 
nothwendigen Neubauten und Hauptreparaturen muß der Ver. 
pächter dem Pächter unentgeltlich verabfolgen; für Dachſtroh 
aber hat der Pächter felbft zu forgen“). 4) Der Verpächter muß, 
ohne daß der Pächter ihm darin hinderlich fein darf, alle drei 
Jahre wenigftend eine Befichtigung anftellen, ob der Pächter con: 
tractmäßig wirthfchafte®). - 5) Wenn der Verpächter ſich im 
Pachtvertrage eine Gonventionalpsn für den Fall ausbleibender 
Zahlung fipuliren läßt, fo darf fie die gefeglichen Sahreszinfen, 
d. i. 6 Procent von dem Pachtfchiling oder der Schuld nicht 
überfteigen®). | 


a) Lioländ, BB. $. 484 P. 9. 
b) Daf. $. 479 und 484 P. 10. 
c) Daf. 8.484 9. 11. 

d) Daf. P.8 und 12. 

e) Daf. $. 490. 
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Sowohl für Liv⸗als Efthland gelten folgende Beftimmungen: 
1) wenn der Pächter bei Uebernahme der Pacht Feine Gaution ge- 
Veiftet, fo ift felbft bei folchen Forderungen des Verpächters, welche 
vom Pächter noch nicht ald liquid anerkannt find, auf des Ber- 
pächterd Verlangen und Gefahr, der Pächter durch erecutive 
Maßregeln zur Erfüllung anzuhalten. Erweiſt fich jedoch in der 
Folge die Unrechtmäßigkeit jener Forderungen, fo ift ber Verpaͤch⸗ 
ter nicht bloß zum Schabenserfaß, fondern auch zur Erlegung 
einer Geldftrafe verbunden‘). 2) Deteriorirt der Pächter das 
Pachtgut, oder ift Nichterfüllung eingegangener Verbindlichkeiten 
von ihm zu beforgen, fo ift, nach vorgängiger gerichtlicher Unter: 
fuchung und Befinden der Umftände, auf Erfüllung des Vertra: 
ges und Entfchädigung der Deteriorationen, oder auf unverzüg: 
liche Aufhebung des Pachtvertrages zu erfennen?). In Livland 
darf nur Jenes gefchehen, wenn genügende Gaution geleiftet 
war, Diefes, wenn die Gaution zur Vergütung der Deterio- 
rationen und zur Sicherheit für künftige Leiftungen nicht hin— 
reicht"). 3) Der Verpächter ift berechtigt, dem Pächter den Ab- 
zug und das Wegbringen feiner Effecten bis zur Erfüllung aller 
rüdftändigen Obliegenheiten zu verweigern‘). 4) Wegen des 





f) Lioländ, BB. $. 487. Efthländ. BGB. $. 202. Die Geld: 
ftrafe faͤllt in Livland der Gebietslabe, in Efthland den Gemeindearmen ans 
heim (ebendaf.). Ford rungen aus dem Pachtvertrage, denen vom Ge: 
gentheil nicht wiberfprochen wird, find, als liquid, auf Verlangen bes 
Klägers fofort erecutivifch beizutreiben. Livländ. BL. $. 4865 vergl. auch 
daf. 6.130. Eſthlaͤnd. BGB. $. 201. | En 

e) Fivländ, BB. $. 489. Efthländ. BGB. $. 203. 

h) Livlaͤnd. BB. a. a. O. Ueberhaupt kann der Pächter, der fich 
weigert, Übernommene Berbindlichkeiten zu erfüllen, nur burch gericht, 
liche Zwangsmittel dazu angehalten werden. Daf. $. 488. - 

i) Livlaͤnd. BV. $.493. Eſthlaͤnd. BGB. $.206. v. Mabai’s 
Dbligationenrecht ©. 188, 196. 


34 * 


532 B. III. Recht ver Forderungen. 


Pachtzinſes des legten Jahres und der Deteriorationen der Pacht: 
ftelle genießt in Livland der Gutöherr®) bei einem Concurſe über 
das Vermögen des Pächterd dad Separationsrecht, fo daß biefe 
Forderungen nicht in den Concurs gezogen werden dürfen!) Hin- 
fichtlich des Gefindeinventars gilt der Gutsherr ald Vindicant *). 
An Efthland ift der Grundherr oder Verpächter wegen aller aus 
dem Pachtvertrage entftehenden Forderungen erfter Privatgläu: 
biger des Pächterd"); das Inventar Fann er als Bindicant in 
Anfpruch nehmen). 


$. 229. (223.) 
4) Aufhebung des Pachtvertrages. 


Der Pachtcontract wird : 

1) durch den Ablauf der Pachtzeit an ſich nicht aufgehoben. 
Vielmehr find die Contrahenten gegenfeitig verbunden, wenn ber 
Contract auf mehrere Sahre gefchloffen war, neun Monate vor 
deffen Ablauf fich über deffen fernere Dauer zu erklären. Bleibt 
die Kündigung aus, fo wird angenommen, daß ber Contract 
ſtillſchweigend in Livland auf drei, in Efthland auf ein Jahr unter 
den feitherigen Bedingungen verlängert fei. War derfelbe nur 
auf ein Sahr gefchloffen, fo kann die gegenfeitige Erflärung in 
Livland ſechs, in Efthland drei Monate vorher erfolgen, die 


k) Daß gerade diefer Ausdrud in der BB. gebraucht ift, macht 
es zweifelhaft, in wiefern jeder andere Grundeigenthümer oder Verpaͤchter 
daffelbe Recht hat. 

I) Livlaͤnd. BV. 6.315 9.2. . 

m) Daf. P. 1. 

n) Efthländ. BGB. $. 209 und 551. 

0) Daf. $. 550. 
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ftifchweigende Verlängerung ift dann nur aufein Jahr anzu: 
nehmen’). 

2) Bor Ablauf der Pachtzeit kann der Pachtcontract aufge: 
hoben werden: a) durch den Tod des Paͤchters; jedoch erft mit 
nächftem Ablauf des Öconomifchen Jahres, und wenn nicht aus: 
drüdlich verabredet ift, daß der Vertrag auf des Pächterd Er: 
ben übergehen fol’). Im letzteren Falle fteht in Livland dem 
Pächter frei, die Pachtftelle, wen von feinen Kindern er will, 
zu vermachen; wenn aber feines der Kinder der Wirthfchaft 
vorzuftehen vermöchte, oder dem Verpaͤchter anftünde, jo muß 
die Pachtftelle, bis zur Volljährigkeit der Kinder, der Wittwe 
des Pächters, wenn fie noc) rüftig ift, allenfalls mit ihrem zwei⸗ 
ten Ehemanne, gelaffen werden‘). b) Von ber- Aufhebung 
des Pachtcontractd wegen Deteriorationen "), deögleichen c) wegen 
einer Sublocation®) ift bereit3 früher die Rede gewefen‘). 

3) Wenn der Grundherr oder Verpächter genöthigt ift, fein 
Vermögen den Gläubigern abzutreten, und formeller Goncurs 
über daſſelbe eröffnet wird, fo haben nach livlaͤndiſchem Bauer: 


a) Livlaͤnd. BB. 6.491. Efthländ. BGB. 5.204. v. Madai 
Dbligationenreht ©. 60 fag., 65 fog. Das efthländifche Regierungspubli: 
cat vom 6. April 1839 orbnet noch beftimmtere Kündigungäfriften an, 
nämlich für Pachtverträge von einem bis zu drei Jahren bie Zeit vom 
20. Sanuar bis zum 2. Februar, für mehr als dreijährige aber die Zeit 
vom 12. bis zum 25. Juli. Kündigungen, welche vor oder nach diefen 
Terminen verlautbart werden, haben für keinen der Gontrahenten bindende 
Kraft, 

b) Livländ. BB. 5.492, Efthländ. BGB. $. 205. v. Madai 
a. a. D. ©. 130, 133 fgg. 

ec) Livländ. BVL. a. a. O. 

d) Daſ. 489. Efthiänd. BGB. $. 203. 

e) Livländ. BB. $. 485. 

f) ©. oben $. 227 Nr. 8 und 6. 228 Re. II, 1. 
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recht die Gläubiger die Befugniß, nach vorgängiger neunmonat: 
licher Kündigung, alle Pachtcontracte, auch vor Ablauf der ver: 
tragsmäßigen Frift, mit dem Anfange des nächften Sconomifchen 
Jahres zu heben. Haben jedoch die Greditoren innerhalb zwei 
Fahren feit der Eröffnung de3 Concurſes die früher abgefchlofie: 
nen Gontracte nichf gefündigt, fo verbleiben fie bid zum Ablauf 
der flipulirten Pachtzeit in voller Kraft. Neue Pachtcontracte, 
welche die Gläubiger oder deren Bevollmächtigter an Stelle der 
aufgefündigten oder abgelaufenen gefchloffen hat, find nur gültig 
bid zum Ablauf des öconomifchen Jahres, in welchem ba3 ge- 
meinfchuldnerifche Gut zum öffentlichen Verkauf gebracht worden. 
Solche Pächter, welche wegen ihrer Pachtftellen auf die in dem 
MWadenbuche beftimmten Leiftungen, oder, falls die Pacht auf 
Geld und Naturalien gefchloffen worden, zu drei Rubel Silber: 
münze für jeden Thaler Land, oder.deren Werth in Naturalien, 
contrahirt haben, dürfen bis zum Ablauf der Pachtjahre im Be: 
fige nicht geftört werden ®). Der Iioländifchen Greditfocietät fte- 
hen rüdfichtlich. derjenigen Güter, auf welche fie Pfandbriefe aus: 
gereicht, gegen die Pächter im Falle verhängter Sequeftration 
($. 175) gleiche Rechte mit den Goncursmaffen zu®). 


$. 230. (224,) , 
III, Bon dem Dienfteontracte. 1) Erforberniffe und Form. 
Der liv- und efthländifche Bauer ift befugt, mit einem Jeden, 


wes Standes er fei, einen Vertrag über erlaubte Dienftleiftungen 
einzugehen®). Kinder, die unter väterlicher Gewalt ftehen, Eön- 





g) Livlaͤnd. BR. $. 496. 
h) Daf. $. 497. 
a) Livlaͤnd. BB. 6.448. Efthländ. BGB. $. 180 und 181. 
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nen jedoch nicht ohne Einwilligung des Vaters, Minderjährige 
nicht ohne Genehmigung ihrer Bormünder, Ehefrauen nicht ohne 
Zuftimmung ihrer Ehemänner, und Perfonen, die in Dienften 
ftehen, nicht ohne Beweis über das Ende ihrer Dienftzeit oder 
über ihre Entlaffung fih als Dienftboten verdingen; der Wider: 
fpruch der dazu berechtigten Perfonen macht den Dienftcontract 
ungüftigd). 


In Beziehung auf die Form kann der Dienftcontract fehrift: 
lich oder mündlich, in letterem Falle in Gegenwart zweier Zeu- 
gen, in Livland auch durch Auszahlung und Entgegermahme eines 
Handgeldes vollzogen werden. Aber auch in Ermangelung bie: 
fer Form giebt das gerichtliche Geftändniß des Beklagten dem Ber: 
trage feine-Kraft‘). Bei der Abfchliegung des Vertrages müffen 
Lohn, Daner und Art des Dienſtes namentlich beſtimmt, und, 
fofern der Dienftherr außerhalb der Gemeinde des Dienftboten 
wohnt, die Namen beider in das Buch des Kirchſpielsmaͤklers 
desjenigen Kirchfpield, wo der Dienft verrichtet wird, eingetragen 
werben). Das Handgeld, deſſen Betrag von freier Ueberein- 
funft abhängt, wird in der Regel von dem Lohne abgezogen, 
und feiner von beiden Theilen Fann ſich durch Entfagung oder 
Zurücdgabe des Handgeldes von dem Dienftvertrage entbin- 
den®). 


b) Livlaͤnd. BB. $. 449 — 451. 
e) Daf. 5.453. Eſthlaͤnd. BGB. $. 182. 


d) Livländ. BB. $. 4545 vergl. auch $. 522. Efthländ, BGB. 
$. 181, 182, 306. er: 


e) Livlaͤnd. BV. $. 455. 
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$. 231. (225.) 
2) Antretung bes Dienftes. 


Die vertragsmäßige Antrittözeit des Dienfte® muß nad 
lioländifchem Bauerrecht*) von beiden Theilen genau beobachtet 
werden. Bleibt der Dienftbote ohne rechtmäßige Urfache aus, 
fo muß er die Durch fein Auffuchen verurfachten Koften, nebft der 
Verſaͤumniß, vergüten, oder zahlt, wenn der Dienftherr ihn nicht 
behalten will, außer dem empfangenen Handgelde und der Ent- 
Schädigung des Dienftheren, einen Rubel Silbermünze in die Ge- 
bietölade ber Gemeinde, ober arbeitet den Betrag ab. Beweift 
er aber, daß er ohne feine Schuld auögeblieben, fo muß fich der 
Dienftherr mit Zurüdgabe des Handgelded begnügen. — Der 
Dienftherr, der den zu rechter Zeit ſich meldenden Dienftboten 
nicht annehmen will, muß denfelben ſchadlos halten, ald wenn er 
vor der Zeit ohne rechtlichen Grund entlaffen wäre”). Jedoch 
kann der Dienftherr vom Vertrage vor Antritt des Dienfted aus 
eben den Gründen abgehen, aus welchen er berechtigt fein würde, 
den Dienfiboten vor Ablauf der Dienftzeit zu entlaffen °), in wel- 
chem Falle er auch dad gegebene Handgeld zurücfordern kann 9), 
Gleihe Strafe mit dem ausbleibenden leidet auch derjenige 
Dienftbote, welcher bei mehreren Herrfchaften zugleich fich ver: 
dingt; und es behält ihn der, von welchem er das erfte Hand— 
geld genommen‘). Wer eined Anderen Dienftboten zu fich 





a) Das efthländifche Bauerrecht enthält hierüber gar keine Be: 
ffimmungen. 


b) Livland. BB. $. 456. 
c) ©. unten $. 233. 

d) Livlaͤnd. BB, $. 458. 
e) Daſ. $. 457. 
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lot, unterliegt auf erhobne Klage einer Polizei: oder Geld: 
firafe'). 


$. 232, (226.) 
3) Rechtöverhältniffe aus dem Dienftvertrage. 


Der Dienftbote muß nöthigenfalls auch andere Dienfte, ald 
zu welchen er fich befonderd verpflichtet oder verdungen hat, 
verrichten"); nach efthländifchem Recht ift er, fofern nicht aus: 
drüdlich etwas Befonderes verabredet worden, ohne alle genauere 
Beftimmung, jedes demfelben übertragene, feinen Kräften und 
Fähigkeiten angemeffene Gefchäft zu übernehmen, und dafjelbe mit 
Mühe und Fleiß auszuführen verbunden?). Er foll fidh über: 
haupt treu, fleißig, friedfertig, befcheiden, aufmerkffam und gehor: 
fam betragen, den Schaden des Dienftheren überall, auch außer 
dem Dienfte, zu verhüten fuchen; ohne deffen Erlaubniß fich nicht 
entfernen, und den häuslichen Einrichtungen und Anordnungen 
fich unterwerfen‘). Den dem Dienftherrn vorfäglich oder durch 
Vebertretung ausdrücklicher Befehle zugefügten Schaden muß er 
durch Kürzung des Lohns, oder durch verhältnißmäßige unent: 
geltliche Dienftleiftung nach Ablauf der Dienftzeit erfegen '). — 
Die Dienftherrfchaft ift verbunden, den Dienftboten zur Ab— 
wartung des häuslichen und öffentlichen Gottesdienftes anzu- 
halten °) 





f) Daf. $. 459. 

a) Livländ. BB. $. 448, 460. 
b) Eſthlaͤnd. BGB. $. 180, 184. 
e) Livlaͤnd. BB. $. 460. 

d) Daf. $. 461. 

e) Daf. $. 463, 
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Lohn und Behöftigung des Dienftboten hängen bloß von 
freier Webereinfunft bei der Vermiethung ab). In Eivland 
wird im Zweifel angenommen, daß der Dienftherr, außer bem 
bedungenen Lohn, noch befonders die Entrichtung aller vom 
Dienftboten zu leiftenden Kronsabgaben übernommen habe?). 
Erfrankt der Dienftbote während der Dienftzeit, fo kann nach 
livlaͤndiſchem Recht der Dienftherr, falls er genöthigt ift, einen 
Andern an feine Stelle zu miethen, ihm ben Lohn für die Dauer 
der Krankheit abziehen, darf ed ihm jedoch nicht an höthiger 
Koft und Pflege fehlen laffen”). Der Dienfthere darf dem Die- 
nenben ben verbienten Lohn nicht vorenthalten, und muß ihn, falls 
er die Bekoͤſtigung uͤbernommen, mit guter, gefunder Koft ver- 
fehen'). Im Concurfe genießt der ruͤckſtaͤndige Dienſtlohn des 
letzten Jahres ein vorzügliches Reh). in 


| Dem Dienſtherrn ſteht gegen den Dienfiboten, npeicher feine 
Pflichten verlegt, das Recht der Hauszucht zu. Das Maaß 
derfelben beflimmt das Livlänbifche Recht für den Bauerwirth als 
Dienſtherrn auf höchftens ſechs Stodfchläge'). Gutsherrn da⸗ 
gegen duͤrfen ihre Dienſtboten, wenn ſie die geſetzliche Ordnung 
verletzen, mit zweitaͤgiger Verhaftung bei Waſſer und Brod an 
einem der Geſundheit nicht nachtheiligen Orte, mit Zuͤchtigung 
von 15 Stockſchlaͤgen auf bedecktem Koͤrper, Unmuͤndige unter 
14 Jahren und Weibsperſonen aber mit nicht mehr als 15 Kin— 





f) Daf. $.462. Eſthlaͤnd. BGB. $. 182. 

eg) Livlaͤnd. ee, v. 28. April 1822. 
h) Livlaͤnd. BV. $. 462. | 

i) Daf. $. 466. Efthländ. BGB. $: 187. 

k) Livlaͤnd. BV. 5.315 9.3. Efthländ,. BGB. $. 551. 

I) Livlaͤnd. BV. $. 476. 
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derruthenftreichen beftrafen”). Wenn die Hauszucht fruchtios 
ift, wird der Dienftbote an die competente Behörde zur Beftra- 
fung gefchidt”). Das efthländifche Recht beftimmt das Maaf 
der Hauszucht ohne Unterfchied auf ein bis funfzehn Stodfchläge, 
und beim weiblichen Gefchlecht, bei unmündigen und ſchwaͤch—⸗ 
lichen Perfonen auf dreißig Ruthenſtreiche. Wer durch zwei: 
bis dreimalige Hauszucht nicht: gebeffert ift, ſoll der competenten 
Polizeibehörde zur geſetzlichen Ahndung abgegeben werden). 
Mißbrauch bei Ausuͤbung der Hauszucht wird nach Befinden 
ber Umflände mit einer Geldbuße von 14 bis 15 Rbl. S. M., 
und eine wieberholte Webertretung mit noch höherer Geldfirafe, 
zum Beften der Gebietölade der Gemeinde des Klägers, geahndet. 
Gehört der: Dienfiherr zum efthlandifchen Adel, fo wird die Gelb» 
buße zum Bellen der Armen der Gutögemeinde entrichtet ?). . ‚In 
Lioland ift die Strafe für den Mißbrauch der Hauszucht * ge⸗ 
nauer beſtimmt 9). u | 


8.233. (227.) 
4) Aufhebung des Dienftvertrages. 


Der Dienftvertrag wird 

1) durch den Ablauf der verabredeten Dienftzeit an fich nicht; 
aufgehoben. , Im Gegentheil wird er, menn Feine Kündigung 
von einem von beiden Theilen erfolgt, als ſtillſchweigend erneuert 
-angefehen, und zwar auf ein Sahr, falls der bisherige fo Lange ° 





m) Daf. $. 151. 

n) Daf. K 477. 

0) Efihländ, BGB. $. 190. 

p) Daf. $. 191. 

q) Vergl. livlaͤnd. BV. $. 151 fog. 
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ober längere Zeit gedauert hatte, bei kürzerer Dauer deffelben, auf 
deren Belauf. Die Kündigung muß gegenfeitig, in Livland bei 
jähriger Dienftzeit zwei Monat vor deren Ablauf, bei monatlicher 
zwei Wochen vorher erfolgen, für Efthland ift (wohl in Voraus: 
ſetzung jähriger Dienftzeit) der Termin der Kündigung auf drei 
Monat vor Ablauf der Dienflzeit feflgefegt*). | 

2) Auch ohne Auffündigung und vor Ablauf der Dienftzeit 
kann nach livlandifchem Recht der Dienftbote feine Herrfchaft ver: 
laffen, wegen Mißhandlung und Uubermäßiger Härte, böfer Zu: 
muthung von Seiten der Herrichaft oder der Hausgenoffen, ver: 
weigerten Unterhaltd, Reife der Herrfchaft in ferne fremde Län: 
der und eigener fchwerer Krankheit. Nur muß in allen dieſen 
Fallen der Dienftbote feinen Abgang fogleih dem Gemeindege- 
richte anzeigen und die Urfache erweifen”). Bricht der Dienſt⸗ 
herr den Bertragdurd Mißbrauch feiner Gewalt, Borenthals 
tung des Lohns, ſchlechte Koft und dergl., fo darf der Dienftbote 
nach liv- und efthländifchem Recht auf Vernichtung des Dienfts 
vertrages klagen?). 

3) Zwar vor Ablauf der Dienftzeit, aber nur nach voraus: 
gegangener zweimonatlicher oder refp. zweimöchentlicher Kuͤndi⸗ 
gung, darf nach livlandifchem Recht der Dienftbote feine Herr: 
fchaft verlaffen, wegen unorbentlicher Bezahlung des Lohns, we: 
gen Öffentlicher Befhimpfung dur die Schuld der Herrſchaft, 
wegen vorfommender Gelegenheit zur Webernahme eigener Wirth: 





a) Livländ. BB. 8.464, Efthländ, BGB. $. 185. v. Mabai, 
Obligationenreht ©. 61. Nach dem efthländifchen NRegierungspublicat 
vom 6. April 1839 follen Dienftcontracte nur in der Zeit vom 20. Januar 
bis zum 2. Februar gekündigt werben dürfen. 

b) Livlaͤnd. BV. $. 467. 

ce) Daf. $. 466. Efthländ, BGB. $. 187. 
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fchaft, und bei weiblichen Dienftboten wegen Verheirathung‘). 
Der männliche Dienftbote dagegen ift ungeachtet einer etwanigen 
Ehelichung verbunden, vor Ablauf des Dienftjahres feine Herr: 
-fchaft nicht zu verlaffen, es fei denn, daß diefe in den früheren 
Abzug willigte, ober durch einen Stellvertreter entſchaͤdigt 
würde‘). Nach efthländifchen Recht werben weibliche Dienft- 
boten, wenn fie während der Dienftzeit fich verehelichen, nur in 
fo weit von ihren Verbindlichfeiten entbunben, als fie mit Schluß 
des laufenden Öconomifhen Jahres ihre Dienftverhältniffe ver: 
laffen dürfen‘). 

4) Als gültige Urfachen, wegen welcher die Dienftherrfchaf: 
ten den Dienftboten mit Zurücdbehaltung des Lohns vor der ftipu: 
lirten Dienftzeit entlaffen kann, führt das livländifche Bauerrecht 
auf: beharrlichen Ungehorfam und Widerfpenftigkeit des Dienft: 
boten; böfe Beifpiele, die er den Kindern der Dienftherrfchaft ober 
den übrigen Hausgenoffen giebt; Weruntreuung, vorfäßliche 
Berfäumung des Dienftes, böswillig zugefügten Schaden, an- 
ftedende, durch Küderlichkeit entftandene Krankheit, nächtliches 
Ausbleiben, unverbefferliche Neigung zum Trunk, Spiel oder zu 
anderer Ausfchweifung ; ganzliche Unfähigkeit zum übernomme: 
nen Dienfte; beleidigende Reden und Handlungen, Aufhegung in 
der Familie, Borgen auf der Herrfchaft Namen; wiederholte 
Unvorfihtigkeit mit Feuer; Zankſucht; außereheliche Schwanger: 
Schaft. Wenn Veränderung in den häuslichen Umftänden der 
Dienftherrfchaft die Entlaffung des Dienftboten nothiwendig 
macht, fo muß Letzterem der volle Lohn, wiewohl ohne Berech: 





d) Eivländ. BB. 6. 467. Livländ. Gouvernements = Regierungs: 
Patent vom 4. December 1823 und vom 18. Februar 1831. 

e) Eivländ, BB. 6. 356. NRegierungspatent v. 4. December 1823. 

M Efthländ, BGB. $. 193. 
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nung ber etwa verabredeten Koft und Kleidung, audgekehrt were 
den®). Das efthländifche Bauerrecht führt Fürzer als Entlaf: 
fungsgründe auf: Ungehorfam und Nachläffigkeit im Dienfte, 
fchlechten Lebenswandel, Unfähigkeit zum übernommenen Der 
und abfichtlich zugefuͤgten Schaden ®). 

5) Verlaͤßt ein Dienfibote die Herrſchaft vor Ablaufiber 
Dienftzeit ohne rechtmäßige ‚Urfache, oder, wenn eine folche vor: 
- handen ift, ohne diefelbe dem Gericht anzuzeigen und deffen Ent: 
fheidung abzuwarten, fo zahlt er nach livlaͤndiſchem Necht das 
Handgeld zurüd, und dazu, fo viel ihm an Lohn verfprochen wor: 
den, fofern ihn der Dienftherr wiedernehmen will’). Verſtoͤßt 
dagegen der Dienftherr ohne Urfach den Dienftboten, fo ift er zur 
Zahlung des vollen Lohns und zur Ertheilung des Abſchiedspaſſes 
verpflichtet, der Dienftbote aber befugt, ſich anderweitig zu ver: 
dingen*). Nach efthländifchen Necht ift im letzteren Falle der 
Dienftherr gehalten, dem Dienftboten, außer dem bereit3 verdien- 
ten. Lohn, nebft Koft und Kleidung, noch einen halbjährigen Lohn 
nebft Koft und Kleidung oder deren Werth in Gelbe a ent- 
richten‘): | 

6) Wenn ber —— ieh, ſo fteht es — Erben frei, 
den von ihrem Erblaffer eingegangenen Vertrag fortbauern zu 
laffen, oder aufzuheben; im letzteren Falle jedoch müffen fie, nad 
livlaͤndiſchem Recht, dem Dienftboten feinen Lohn bis zum Ende 
des laufenden Miethjahres oder der monatlichen Miethzeit, nad) 





g) ioländ. BB. $. 468, 

h) Eſthlaͤnd. BGB. $. 188. 

i) Lioländ, BB. $. 465. Vergl. das efthländ, Bm: $. 186. 
k) Livlaͤnd. BB. 6. 469. | 
ı) Efihländ, BGB. $. 189. 
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t 
eſthlaͤndiſchem Recht aber außer dem bereits verdienten noch einen 
Monatslohn bezahlen”). 


$. 234. (228.) 
5) Folgen der Aufhebung des Dienftvertrages. 


Das livländifche Bauerrecht verpflichtet den abziehenden 
Dienftboten, alle ihm anvertraut gewefene Sachen richtig ab- 
zuliefern, und das etwa Fehlende durch Abzug vom Lohn oder 
verhältnißmäßige Dienftleiftung zu erfeßen®). Dagegen ift der 
Dienftherr, falls er Fein Bauerwirth ift, verpflichtet, dem Dienft- 
boten beim Abzuge einen fchriftlichen Abſchied und ein ber 
Wahrheit gemäßes Zeugniß über feine Dienfte zu ertheilen?). 
Mer einem Dienftboten, der fich grober Lafter oder Veruntreuun. 
gen fchuldig gemacht, das Gegentheil wider befjeres Wiſſen bes 
zeugt, muß für allen einem Dritten daraus entftehenden Schaden 
aufkommen; jedoch. darf diefer Schadenserfaß ‚nicht die Summe 
von 100 Rubel Silbermünze überfteigen‘). Wermeigert ber 
Dienftherr unrechtfertiger Weife den fchriftlichen Abfchieb und das 
Zeugniß des Wohlverhaltend, oder legt er in dem Abfchied dem 
Dienfiboten ungegründete Anfhuldigungen zur Laſt, welche er, 
auf erhobene Klage, nicht wahr zu machen vermag, fo fertigt das 
competente Kirchfpielsgericht dem Dienftboten das Atteftat aus ®), 
Dienftboten der Bauerwirthe oder Pächter erhalten, wenn fie die 
Gemeinde berlaffen, vom Gemeindegericht ein Atteftat über ihren 
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m) Livlaͤnd. BB. 6. 478. fine. BGB. 192. 
a) Livlaͤnd. BV. $. 470. 
b) Daf. $. 472. 

c) Daf. $. 474. 

d) Daf, $. 473; 


544 B. II. Recht ver Forderungen. 


Lebenswandel®). Hat die Dienftherrfchaft den Dienftboten auf 
ihre Koften, mit feiner, oder feiner Eltern oder Vormuͤnder Ein: 
willigung, ein Handwerk, die Buchhalterei oder fonft etwas Nuͤtz⸗ 
liches erlernen laffen, fo muß er die darauf gewandten Koften vor 
feinem Abgange erftatten oder abdienen‘). 


$. 235. (229,) 
IV, Anderweite Verträge ber Bauern. 


Ueber die übrigen einzelnen Verträge kommen in den Bauer- 
rechten nur wenige zerftreute Beftimmungen vor, welche über: 
dies theild bereits angeführt find"), theils noch fpäter anzugeben 
fein werden”). Das Meifte von dem Uebrigen gränzt an das 
Gebiet des Polizeirechtd; und nur Folgendes ift hier befonderer 
Erwähnung werth: 

1) Aus einer feuchhaften Gegend fol Niemand Pferde oder 
Bieh kaufen und verfaufen. Iſt dem Käufer die Seuche 
unbekannt geweſen, fo ift der Verkäufer, wenn das von ihm er: 
"handelte Pferd oder Stud Vieh fallt, zur Erftattung des Kauf: 
geldes verpflichtet). — Bon Soldaten dürfen Feine Montirungs- 
flüde und andere zum Kriegödienft gehörige Sachen gekauft wer: 


e) Livländ. BB. $ 475. 

f) Daf. $. 471. 

a) ©. 3. B. von dem Kauf: und anderen Veräußerungsverträgen 
über Bauergüter oben $. 125 fg. ; von bem Kauf fehlerhafter Sachen 6. 2183 
von dem Pfanbeontract $. 147, 154, 166 ꝛc. Ueber gerichtliche Voll⸗ 
machten vergl. die livländifhe BB, 6. 210,216, 217, 265 und das eſth⸗ 
ländifche BGB. $. 405. 

b) In das Familienrecht gehören die mancherlei Befchränfungen ber 
Ehefrauen und Hausföhne bei einzelnen Verträgen. Vergl. livlaͤnd BB. 
$. 580— 582, und oben $. 225 a. €. r 

c) Livländ. BL. $. 524. Efthländ. BGB. $. 321, 322. 
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den). — Bon Bauern dürfen in Livland Peinerlei Art Feld: 
früchte auf dem Halm gekauft werden. Der Käufer, der der 
Vebertretung diefes Verbots überführt wird, verliert dag einge: 
zahlte Handgeld ohne Erfag ®). | 
2) Schenfungen unter Lebenden dürfen nicht 
dad ganze Vermögen des Schenkenden, fondern nur einen 
Theil beffelben betreffen‘), Das efthländifhe Bauerrecht be- 
ſtimmt genauer, daß die Schenkung nicht ben vierten Theil deg 
Vermögens uͤberſteigen darfs). Das livlaͤndiſche erkennt uͤber— 
dies keine Schenkung fuͤr guͤltig, ſobald ſie mehr als funfzig Ru⸗ 
bel Bco. Aſſ. beträgt, und nicht gerichtlich verfchrieben worden 
id), — Bei Gelddarlehnen darf ſich der Gläubiger Feine Ge- 
ſchenke ausbedingen, indem ein ſolches Geſchaͤft als wucherlich be⸗ 
trachtet wird). 





d) Libland. BV. $. 582, 
e) Livlaͤnd. BV. 6. 439, 


i) Ergänzende Beftimmungen zur livl. BB. v. 3. 1845 $. 64, 

e) Eſthlaͤnd. BGB. $. 172, Diefe Beſchraͤnkung ſcheint ihren 
Grund zu haben in den Beſtimmungen des eſthlaͤndiſchen Bauerrechts uͤber 
den Pflichttheil der Notherben, indem nach $. 162 des BGB. auch auf den 
Todesfall, wenn Kinder vorhanden find, nur über ein Viertel des Nachlaffes 
verfügt werben darf. S. unt. $. 443. Demnach dürfte auch für Livland, wo 
derBetrag, bis zu welchem ſich eine Schenkung unter Lebenden erſtrecken darf, 
nicht genauer beftimmt ift, anzunehmen fein, daß bie Beſchraͤnkung nach 
Analogie der Beftimmungen über den Pflichttheil zu beurtheilen if. Ge 
vechtfertigt wird diefe Annahme auch badurch, daß die Lehre von der Schen- 
kung unter Lebenden, in Verbindung mit der von der donatio mortis causa, 
in beiden Bauerverorbnungen in ben Abfchnitt, welcher vom Erbrechte hans 
beit, geftellt ift. 

h) Liolaͤnd. BV. $. 440, 

i) Daf. 6. 578, 


Fünfter. Titel, 


Forderungen aus unerlaubten Handlungen; deögleichen 
vom Schaden und Schabenderjag. 


$. 236. (230.) 
I. Einleitung, Insbeſondere von Injurien. 


| Wie in den deutfchen Rechten des Mittelalters überhaupt, 
fo wurden auch in dem älteren liv- und eithländifchen Rechte 
ale Verletzungen der Rechte von Privatperfonen ohne Unter: 
ſchied privatrechtlich behandelt, und der eigenen Rache des 
Berlegten oder feiner Angehörigen durch Privatfehde über: 
laſſen, neben welcher jedoch gleichzeitig die Privatbuße, als 
Aufhebungsmittel der Fchde oder als Surrogat bderfelben vor: 
fommt, und fpäter immer allgemeiner wird). Diefes Fehde: 
und Bußenfoftem ift indeß ſchon längft antiquirt®) durch das 
Syſtem ber öffentlichen Strafen, und ebenfo unpractifch, als die 
Lehre des römischen Rechts von Pönalklagen, von deren Anwen: 
dung in Liv- und Eithland fich gar Feine Spur findet. Das ein: 
zige Verbrechen, welched noch im heutigen Recht als Privatdelict 
erfcheint, binfichtlich beffen, der Regel nach, nur auf die Klage des 
Verletzten verfahren wird, iftdie Injurie. In allen übrigen 
Fallen befchränten fich bie Privatforderungen aus 8 Delicten bloß 


a) ©, überhaupt R.v. Helmerfen’s Seſchichte des livlaͤnd. 
Adelsrechts 8.21 fg., 78 fgg., 150. 

b) Spuren finden ſich uͤbrigens noch bis in das 17. Jahrhundert 
hinein. Vergl. die Zeitſchrift: das Inland, Jahrgang 1837 Nr. 21 
Sp. 350 fgg. 
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aufden Erfah des Schadens, zu welchen ber Verbrecher, außer 
ber ihn nothwendig treffenden öffentlihen Strafe, verpflichtet, 
und von welchem hier daher allein noch zu handeln ifi*). 
Hinfichtlich der Injurie ift hier noch zu bemerken, daß nach 
dem neueren Rechte?) dem Beleidigten, deffen Gatten, Eltern 
oder VBormündern, die Wahl zwifchen einer Civil» und einer Cri⸗ 
minalklage gegen ben Injurianten zufteht). Hat jener criminell 
geklagt, fo kann er diefe Klage fallen laſſen und civiliter Elagen, 
nicht aber umgekehrt‘). Die Civilklage geht auf Entrichtung des 
Ehren» oder Sühnegeldes (besueemie), die peinlihe auf eine 
Strafe, womit die Klage auf dad Ehrengelb verbunden werben 
fann®). Beide Klagen erlöfchen durch Verzeihung bed Beleidig- 


c) Einige pflegen bier auch noch insbefondere die Lehren von dem 
auferehelichen Beifchlaf, desgleichen von dem Buͤchernachdruck abzuhandeln. 
Allein jene wird zmwedmäßiger in Verbindung mit dem Familienrecht 
($. 297 fgg.) erörtert werden koͤnnen, und über ben Buͤchernachdruck enthält 
das Proyincialrecht Feine befonderen Beltimmungen, fonbern befolgt. bie 
Beftimmungen des ruffifchen Rechte. Swod ber Gefege über die Wor- 
beugung von Verbrechen (Bd. XIV.) Beil, zum 147. Art, $. 271—279. 
291— 295, nebft ben Fortfegungen dazu. 

d) Dies ift das Allerhoͤchſte Manifeft vom. 21. April 1787 und. bas 
allgemeing,ruffifche Strafgefegbuch vom 15. Auguft 1845, duch welches die 
entgegenftehenden Beſtimmungen des aͤlteren Rechts als aufgehoben anzu⸗ 
ſehen find. 

e) Manifeft vom 21. April 1787 6. 18. Fortſ. des Swod der Eris 
minalgefege (Bd. XV.) Art. 919 Anm, 1. Vergl. das Strafgefegbuh v. 
1845 ‚Art. 2016 Anm. War bie Injurie von einem Geiftlichen verfchuls 
bet, fo darf nicht eiviliter, fondbern nur criminaliter. geklagt werben, 
Fortf. des Swod a. a. O. Anm. 2. 

f) Man. v. J. 1787 $. 19 und 20. Fortf. des Swod der Criminal⸗ 
geſetze a. a. O 

g) Fortſ. des Swod a.a,D. Anm. 1. Die Klage auf ein Suͤhne⸗ 
oder Ehrengeld war in Eſthland und Reval bis zur Promulgation des neuen 
Strafgeſetzbuchs unpractiſch, und iſt auch gegenwärtig deren Anwendbar⸗ 
keit mindeſtens zweifelhaft, weil das Strafgeſetzbuch im —* 2008 u. a. m, 
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ten®), durch Retorfion!) und durch Verjährung. Die. Verjäh: 
rungsfriſt für Die Criminalklage ift verfchieden je nach den auf die 
verfchiedenen Injurien gefegten Strafen‘). Die Civilklage we- 
gen Verbalinjurien verjährt in einem Jehre, wegen — 
in er Jahren * 


. 8237. (231.) 
? 1’ Schaden und Sqhedenserſat. 1) Eandret. 


Es gelten in der Lehre vom Schaden und beſſen Erſatz, na⸗ 
mentlic auch über dolus und eulpa, im Ganzen die Grundfäge 
des gemeinen deutſchen Rechts. Was die einheimiſchen Quellen 
der Provincialrechte daruͤber enthalten, ſtimmt groͤßtentheils da⸗ 
mit uͤberein, und iſt nur in wenigen Stuͤcken abweichend. So 
finden wir namentlich im liv⸗- und efthländifchen Landrecht bei 
verfchiedenen Gelegenheiten den Grundfag wiederholt, daß jeder 
einem Dritten vorfäglich, oder auch nur aus Fahrläffigkeit oder 
weichen, Bnpeitgße © Shhede dem Beſ chaͤdigten von dem Autor er⸗ 





deshalb nur auf allgemeine, in Eſthland an fi nicht geltende — ver⸗ 
weiſt. In Livland dagegen ſind die ruſſiſchen NE über das Ehren 
geld practifch geworben. 

h) Manifeft vom 21. Aprit 1787 8.21. Bortf. des Swod der Cri⸗ 
minalgefege Art. 919. War die Beleidigung durch einen Geiſtlichen ges 
fchehen, und zwar auf eine mit der Würde feines Standes unverträgliche 
Weife, fo darf die Sache wegen Verzeihung von Seiten des Beleidigten vn 
niebergefchlagen. werden.  Cbendaf. Anm. 3, 

i) Strafgefegbuch Art. 2016 Anm, 

-k) Ebendaf. Art. 163. 

I) In diefer Beſchraͤnkung dürfte wohl auch er gegenwärtig die 
Beftimmung des Manif. v. 21. April 47878. 25 als geltend anzufehen 
fein. Vergl. das Strafgefesbuch v. 1845 Art. 169. In Betreff der 
Verbalinjurien ift überdies mit dem Manif. v. 1787 NORMENUIRUINE © das 

efthländ. R. u, ER. B. IV, Zit, 21 Art. 12. 
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feßt werden müffe”), jedoch nur wenn der Befchädigte es vers 
langt”), und wenn er nicht durch eigene Fahrläffigkeit den Scha- 
den herbeigeführt hat‘). War der Schade durch ein von meh: 
reren Perfonen verübtes Verbrechen zugefügt, fo haften ale Theil— 
nehmer in solidum für den Erſatz; diejenigen indeß, welche nur 
um ben Borfag zum Verbrechen gewußt, und davon nicht bie 
Obrigkeit oder das bedrohte Individuum in Kenntniß geſetzt 
haben, haften nur in subsidium®), Der Beweis des zugefügten 
Schadens liegt dem Beſchaͤdigten ob °), die Schaͤtzung beffelben 
muß, falls ſich die Parteien daruͤber nicht einigen koͤnnen, durch 
Sachverſtaͤndige gefchehen, oder durch den Richter bewerffteligt 
werben‘). Der Regel nach hat jedoch der Befchädigte felbft den 
Werth anzugeben®), wobei, nad) efthländifchem Landrecht, dem 
Richter die Befugniß zufteht, die Forderung nach Grundfäßen 
der Billigkeit zu ermäßigen"). Nach dem livlaͤndiſchen Land: 
vecht dagegen darf der Autor des Schadens, wenn beffen Be- 


a) Eivländ. AR. Cap. 140, 148, 179, 187, 224, 225. Eſthlaͤnd. R: 
und LR. B. IV. Zit 1 Art. 2,8, V. Tit. 38 Art. 1,6%, Seauch das 
Strafgefesbuh vom 15. Auguft 1845 Art. 62. 


b) Livlaͤnd. RR. Cap. 108. Vergl. auch Cap. ai, 


c) Livlaͤnd. AR. Cap. 160. Efthländifches R. und ER, B. V. Tit. 38 
Art. 2 und 7. 


d) Strafgeſetzbuch vom 15. Auguſt 1845 Kt. 63. 


e) Efthländifches R. und ER. B. V. Tit. 38. Art. 8. Näheres 
hierüber ift bereits in der N von der Pfändung, oben $. 149 fgg., ans 
gegeben. 


f) Efthländ, R. und ER. 0.0. O. Art. 2 fgg. Gouvernementspla= 
cat vom 15. April 1696 a. ©. 


g) Livlaͤnd. RR. Cap, 157, 224 u.a. Efthländ. R. und ER. a. a.D, 
Art. Lund 9. 


h) Efthländ. R. und ER. a. a. O. 
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trag vom Re zu hoch nn — hen — 
leiften'). 


& 238. @2) | 
. Bortfegung. Durs u und an Thieren verhter Shaben. 


Der Regel. nach iſt der Egenthinner eines Thieres verpflich⸗ 
tet den durch das Letztere an Menſchen, an’ Thieren oder an 
Sachen begangenen Schaden zu erſetzen. Jedoch gelten dabei 
nach liv⸗ und eſthlaͤndiſchem a — —— Beſtim⸗ 
mungen: 


) Wenn Thiere, welche ihrer Natur nach nicht zu den rei⸗ 
— gehoͤren, als (gutartige) Hunde, Schweine, Pferde, Ochſen 
und dergl. einen Menſchen toͤdten oder laͤhmen, fo iſt der Eigen- 
thümer nur dann für den Schaden verantwortlich, wenn er, nach— 
dem ihm. die Befchädigung kund geworben, das Thier behält und 
pflegt; nimmt er aber dad Thier nicht in feine Pflege, fo hat er 
feinen Schaden zu erfegen, und der Beſchaͤdigte hat das Necht, 
fich des Thieres, für den Schaden, zu bemächtigen®). _ 


i) Livländ. RR, Cap. 224: „„We dem andern wat des synen nimpt 
mit gewelde, edder ane syne wytschop, ydt sy lüttich edder vele, 
dat schal he wedder geven mit bote, edder sweren dat he des nicht 
wedder geven möge, unde schal ydt’em gelden, also de yenne sprecket 
das ydt werdt were, edder de ydt gelden schal, de awere, wat ydt 
werdt, unde geve em dat.‘* Daſ. Cap. 225:. „Singende vögel edder 
thame vögel, unde winde, unde hasshunde, unde bracken mach men 
gelden mit einem erem geliken , de also ‚gudt sy, yBt men ydt, swere 
up den hilligen.‘‘ 


a) Livländ. RR. Cap. 151. Eſthland. R. u. en, ®». v. zit. 17 
Art. 1. Das Wehrgeld oder Mannbuße, wovon in diefen und den in ben fols 
genden Anmerkungen angeführten —— die Rede iſt, iſt unpra⸗ 
ctiſch. ©. oben $. 236. 
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2) Den Schaden, welchen Haudthiere unter der Aufficht 
oder Hütung eines Knechtes veruͤben, muß der Knecht unbedingt, 
und wenn diefer zahlungsunfähig ift oder entflieht, der Eigenthü- 
mer des Thieres, leßterer aber nur bis zum Betrage des Werthes 
des Thieres, erfeßen, oder das Thier an Stelle des Erſatzes hin: 
geben®). 


3) Wenn unter der ing eines Hirten ein Thier das an 
dere befchädigt, fo muß der Eigenthümer desjenigen Thieres, 
welches, nad) der eidlichen. Audfage bes Hirten,: den Schaden zu: 
gefügt, das befchädigte Thier Behufs der Pflege und Heilung. zu 
fi nehmen, und, wenn es fallt, dem Coerthumer deſſelben 
den Werth bezahlen‘). 


4) Thiere, welche ihrer Natur nach zu den — — 
als Baͤren, Woͤlfe, Fuͤchſe, muͤſſen, auch wenn ſie gezaͤhmt wor⸗ 
den, gleichwie tuͤckiſche Hunde, von deren Eigenthuͤmer wohl ges 
huͤtet werden, damit ſie keinen Schaden zufuͤgen, widrigenfalls 
der Eigenthuͤmer den von ihnen angerichteten Schaden erſetzen 
muß, falls er das Thier bis zu der Zeit der Anrichtung des Scha⸗ 
dens gehalten hat). Zunaͤchſt haftet jedoch — dem die 
Huͤtung des Thieres anvertraut war®). 


5) Die Toͤdtung, Laͤhmung oder ſonſtige — eines 
Thieres muß, wenn fie nicht in der Nothwehr gefchah), durch 





b) Livlaͤnd. RR. Cap, 152. 
c) Daf, Gap. 166. Er 
‚ d) Daf. Gap. 173, vergl. Cap. 228. Efthländ. R. und ER. B. V. 
Zit.17 Art. 1, Zit. 38 Art. 4. Vergl. auch noch die Inſtr. fuͤr die 2a: 
Eenrichter vom 23. April 1845 $. 83. 


e) Vergl. das livländ. RR. Cap. 152 und 228, 
f) Livlaͤnd. RR. Cap. 174. 
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Bahlung des Werthes des getödteten Thieres oder Schadenserfaß 
an den Eigenthümer des Thiers vergütet werden ®). 

6) Der Hirt muß dad Vieh, welches er in der Hütung ver- 
liert, erftatten; nicht aber das von reißenden Zhieren ober Raͤu⸗ 
bern ihm genommene®). 


$. 239. (233.) 
2) Stadtrechte. 


Auch das rigifche Stadtrecht verpflichtet im Allgemeinen 
den Autor des Schadens zu deffen Erfag*), und enthält noch fol: 
gende fpeciele Beftimmungen: 1) wenn bei einer Feueröbrunft, 
um deren Verbreitung zu verhindern, auf obrigfeitlichen Befehl 
ein Haus niedergeriffen wird, fo erhält, fall3 der beabfichtigte 
Zweck erreicht wird, der Eigenthümer des Haufes den halben 
Werth deffelben vom Stabtärar erfebt”). 2) Bei einer unvor- 
fäglichen Verlegung eines Menfchen fol der Autor, wenn der 
Beichädigte „Beſſerung oder Arztlohn” fordert, ihm nur den hal: 

ben Betrag zu erfegen fchuldig fein“). 3) Der Eigenthümer 
eines Thiers, welches Schaden angerichtet, muß, wenn er bad 
Thier wieder zu fich nimmt, die Hälfte des Werthes des Scha- 
dens erfegen; nimmt er ed nicht zu ſich, fo kann fih der Beſchaͤ⸗ 





g) Eithländ. R. und ER. a. a. O. Art. 5. Die Unterfcheidungen, 
welche das livländifche RR. hierbei macht, indem es zugleich für bie Thiere 
ein befonderes Wehrgeld feftfegt, find unpraetifh. Livlaͤnd. RR. Cap. 
2235 — 227. Berg. v. Helmerſen, Gefchichte des livlaͤnd. Adels⸗ 
rechts $. 87. | 

h) Efthländ. R. und ER. a. a. DO. Art. 3. Livländ, RR. Cap. 159, 
165. S. auch v. Helmerfen a. a. O. $. 86. 

a) Rig. SR,B. VI. Tit.9 6. 1. 

b) Daf. $. 2. 

c) Daf. 54. 
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bigte, wegen Schadenderfaßes, daran halten. War ihm aber 
die Bewahrung bed Thieres vom Gericht befonders geboten, und 
es fügt nachmald Schaden zu, fo ift er zu vollftändigem Erſatz 
verbunden ). 4) Wenn durch Fahren oder Reiten auf der Straße 
Schaden gefchieht, fo ift der Schuldige denfelben zu erfegen ver 
pflichtet, und falls er entkommt oder nicht zahlen haftet 
dad Pferd. für den Schaden ®). 

: Die legtere Beftimmung enthält auch das luͤbiſche Stadtrecht; 
welches jedoch ausnahmöweife den Fahrenden vom Schadender: 
fa befreit, wenn er befchwören kann: „daß es nicht mit feinem 
Willen gefchehen”; deögleichen den Reitenden, wenn der Schade 
auf dem Pferdemarkt an Marfttagen, oder wenn fonft viele 
Dferde an einem Orte verfammelt worden, gefchieht, indem in 
diefen beiden Fällen jeder die befondere Verpflichtung hat, fich 
gegen mögliche Beſchaͤdigung vorzufehen‘). Ebenfowenig ift, 
wenn Semand von anderen auf den Markt zum Verkauf gebrach- 
ten Hausthieren dafelbft beichadigt wird, der Eigenthümer ber 
Thiere für den Schaden verantwortlih 8). Wenn Jemand von 
einem Hunde oder anderen Xhieren im Haufe des Eigenthümers 
des Thieres befchädigt wird, fo ift der Eigenthuͤmer zu feinem 
Schadenserſatz verpflichtet, wenn er nicht gewußt, daß das Thier 
beißig ift, oder Schaden zu thun pflegt. Geſchieht es auf der 
Straße, und ber Eigenthümer des Thieres nimmt fich deffelben 
nicht an, fo ift er gleichfalls nicht verantwortlich; das hier aber 
fallt zur Hälfte des Werths dem Befchädigten, zur anderen dem 





d) Rig. SR. V. VI. Tit. 9. 8.5. 
e) Daf. $. 6. 

f) eub. SR. B. IV. Tit. 3 Art. 3. 
g) Daf. B. III. Zit, 11 Art. 2. 
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Gerichte zud. — Beſchlaͤgt ein Hufſchmidt oder fein Knecht um 
Lohn das Pferd eines Dritten, und vernagelt es, fo ift der 
Schmidt zu deffen Unterhalt und Heilung auf eigene Koften ver- 
pflichtet; und wenn es nicht ganz hergeftellt werben kann, muß 
er dem Eigenthlmer denjenigen Werth erfegen, den das Pferd zur 
Zeit hatte, als es zum Schmidt gebracht wurde). — Für den 
Schaden, welcher einem Menfchen oder Thiere durch ein Gebäude 
zugefügt wird, haftet ber Eigenthümer des Gebäubes nicht, falls 
er beeidigen. kann, daß es „ohne feinen Willen” gefehehen *). 
Wenn aber der Eigenthlimer eines alten, verfallenen, oder fonft 
Schaden drohenden Gebäudes. der Weifung, daffelbe zu repari= 
ren oder zu verändern, nicht Folge leiftet, fo iſt er zum vollftändi- 
gen Erfaße des dadurch entftehenden Schadens verbunden). — 
In Betreff ver Schaͤtzung des Schadens ſtimmt das lübifche Recht 
mit den im livlaͤndiſchen Landrecht ale Grundfägen 
($.237 a, €.) überein")... 


. 240. 34) 
3) Bauerrechte, 


Ä Die Bauerrechte verpflichten gleichfalls denjenigen, ber mit 
Vorſatz oder aus Nachlaͤſſigkeit einem Dritten Schaden zugefuͤgt 
hat, zum Erſatz des Schadens? ), und befreien davon den Schul- 


4) eb, SR. B. II Tit. 11. Art. 1. 

i) Daf. B. IV. Zit. 3 Art. 2. 

k) Daf. Art. 4 

1) Daf. Art. 5 

m) Daf, Art. 2 und B. III. Tit. 8 Xrt. 16, J 

a) S. z. B. livlaͤnd. BV. $. 461, 523 P. 1, $. 525 P. 2, 6. 561, 562, 
566, 572, 573, 686 u. a, Eſthl. BGB. $. 310, 332, 367, 369. 
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digen namentlich auch nicht in dem Falle, wenn er fich in trunfe- 
nem Zuftande befand®). Insbeſondere verbietet das livlaͤndiſche 
Bauerrecht, wilde Thiere, ald Bären, Wölfe ıc. zu halten, und 
verpflichtet ven Eigenthümer ohne Weiteres zur Erflattung des 
durch fie angerichteten Schadens‘). Wer ein zahmes Thier mit 
ſchaͤdlichen Eigenfchaften hat, und, fobald er fie bemerft, nicht 
hinlängliche Maaßregeln zur Verhütung aller Gefahr trifft, ſoll 
gleichfalls jeden durch diefelben verurfachten Schaden erfegen ®). 
Wenn der Betrag ded Schadens auf feinem anderen Wege aus: 
gemittelt werben kann, fo läßt der Nichter denjenigen, welchen der 

Erfaß geleiftet werben fol, den a. gewiffenhaft angeben und 
eidlich erhärten®). 

Noch gehört hierher die Beflimmung beider Bauerrechte, daß 
die Krüger für dasjenige auffommen müffen, was fie von ein: 
kehrenden Gaäften oder Reifenden zum Aufbewahren angenommen 
haben‘). 


b) Livländ. BB. 6.595. Efthländ. BGB. $. 363. 
c) Livlaͤnd. BB. $. 553. 

d) Daf. $. 554. 

e) Daf. $. 303. 

f) Daf. $. 525 9.4. Efthländ, BGB. $. 331, 
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